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PROKLA-Redaktion 


Editorial: Sozialismus? 


Vom 21. bis 26. Oktober 1985 fand in 
Cavtat bei Dubrovnik das zehnte „round 
table“ Gespräch der Zeitschrift „Sozia- 
lismus in der Welt“ statt. Das Thema je- 
ner Veranstaltung war „Sozialismus im 
21. Jahrhundert“. In der intellektuell 
recht offenen Atmosphäre Jugoslawiens 
ging es darum, sich Rechenschaft über 
neue Technologien, die sozialen Bewe- 
gungen, über die damalige Krise des Ka- 
pitalismus und die Möglichkeiten des 
Sozialismus vor der Schwelle des neuen 
Jahrtausends abzulegen. Fünf Jahre später 
schien es kaum noch möglich, von einer 
sozialistischen Zukunft zu sprechen. Die 
„Volksdemokratien“, in denen kommu- 
nistische Parteien regiert hatten, waren 
ebenso wie die Sowjetunion am Ende. 
Auch jener Teil der Linken in den westli- 
chen Ländern, die den „Realsozialismus“ 
schon lange kritisiert hatten, waren ange- 
sichts von dessen Zusammenbruch weit- 
gehend sprachlos. Wer an sozialistischen 
Vorstellungen festhielt, tat dies eher de- 
fensiv (vgl. die Beiträge in PROKLA 78 
Auf der Suche nach dem verlorenen So- 
zialiimus, März 1990). Markt und reprä- 
sentative Demokratie triumphierten, wie- 
der einmal redeten die euphorisierten 
bürgerlichen Geschichtsphilosophen vom 
Ende der Geschichte. 

Doch obwohl diese Jahre eine Zeit ohne 
Alternative zu sein schienen, war dem 
nicht so. Zur Weltumweltkonferenz 1992 
in Rio de Janeiro konnten Basisbewe- 
gungen aus allen Regionen der Erde im 
umfassenden Sinn globale Themen auf 
die Agenda der Weltpolitik bringen. In 
Mexiko begann der Widerstand der Za- 
patisten, auf dem lateinamerikanischen 


Kontinent kamen mehr oder weniger lin- 
ke Regierungen zustande, es begann die 
Serie der Weltsozialforen. Die Kämpfe 
der indigenen Bevölkerung, die Kämpfe 
der Landlosen, die Fabrikbesetzungen 
ließen erkennen, dass der Neoliberalis- 
mus nicht damit erfolgreich war, die Zu- 
kunft unter seinen monokulturellen Lita- 
neien zu begraben. Das 150jährige Jubi- 
läum des „Kommunistischen Manifests“ 
im Jahre 1998 zog erstaunlich große 
Aufmerksamkeit auf sich, der Erfolg, der 
Hardt/Negtis „Empire“ beschieden war, 
zeigte dass ein enormes Bedürfnis nach 
einer erneuten theoretischen Durchdrin- 
gung des Kapitalismus existierte, insbe- 
sondere bei all jenen, die die formellen 
und informellen Treffen der Regierenden 
begleiteten und gegen die neoliberalen 
Strategien der Aneignung und Enteig- 
nung kämpften. Die Enttäuschung über 
die eingeschränkten Möglichkeiten der 
offiziellen Politik, die Verzweiflung über 
die Realitätsverleugnung der Herrschen- 
den veranlasste manchen, der mit der 
Linken gebrochen hatte, sich wieder an 
deren Existenz zu erinnern. Das Projekt 
des Sozialismus fand unter anderem 
Ausdruck in der Forderung von Hugo 
Chävez nach einem „Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts“ oder in den Reflexionen 
des italienischen Philosophen und frühe- 
ren Abgeordneten des Europäischen Par- 
laments Gianni Vattimo darüber, warum 
er wieder zum Kommunisten wurde. 

Ausgerechnet in Deutschland scheint 
sich nun aus jener Nachfolgepartei der 
SED, die lange Zeit als Organisation von 
Altkommunisten und DDR-Seilschaften 
verdächtigt wurde, und aus verschiede- 
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nen Gruppen und Einzelnen aus dem 
linken Spektrum Westdeutschlands, Ver- 
tretern der Gewerkschaften und von Ar- 
beitslosigkeit und Verelendung Betroffe- 
nen ein neues linkes Projekt zu formie- 
ren, das einen weit größeren gesellschaft- 
lichen Rückhalt entwickelt, als in den 
vergangenen Jahrzehnten. War „Sozia- 
lismus“ über Jahre ein Unwort, das 
öffentlich nicht in einem positiven Sinne 
verwendet werden konnte, wollte man 
sich nicht lächerlich machen, stellt es ın- 
zwischen wieder einen Bezugspunkt der 
wissenschaftlichen und politischen Dis- 
kussion dar. Selbst im deutschen Fernse- 
hen wird hin und wieder die Frage nach 
Alternativen zum Kapitalismus aufgewor- 
fen. Auch in anderen europäischen Län- 
dern, in denen mit dem Scheitern der 
kommunistischen Parteien, dem Wechsel 
der Sozialdemokratie in die neue Mitte 
der Gesellschaft und der Selbsteingliede- 
rung des grünen Projekts in die ökologi- 
sche Modernisierung des Kapitalismus 
die Linke in die Krise geriet, sind neue 
linke Parteien entstanden, und die sozia- 
listische Diskussion lebte wieder auf. Al- 
lerdings macht die Krise der italienischen 
Rifondazione auch deutlich, dass allzu 
hochfliegende Hoffnungen auf neue Par- 
teiprojekte sehr schnell enttäuscht wer- 
den können. 

Sozialismus ist die Alternative zum Kapı- 
talısmus. Das ist keine Verkündigung 
und keine Offenbarung. Die Vorstellung, 
mit dem Fall der Mauer, dem Ende der 
Sowjetunion und der DDR sei das Pro- 
jekt des Sozialismus zu Ende, ist kurz- 
sichtig und unhistorisch. Der Sozialismus 
hat sich ınıt der Gesellschaftsformation, 
in der die kapitalistische Produktionswei- 
se herrscht, herausgebildet. Er gehört zu 
ihr, ist ein Teil von ihr und gleichzeitig 
ist er über sie schon hinaus. 

So speist sich der Sozialismus unter an- 
derem aus den Forderungen nach Ge- 
rechtigkeit, aus den bürgerlichen Nor- 
men der Gleichheit, der Freiheit und der 
Solidarität. Insofern ist der Sozialismus 
im Innern der bürgerlichen Gesellschaft 
angesiedelt. Sozialismus ist der energische 


Teil der bürgerlichen Aufklärung. 
Gleichheit und Freiheit sollen mehr sein 
als nur eine regulative Idee, der wir uns 
vielleicht immer annähern, um sie doch 
nie zu erreichen; diese Normen sollen die 
gegenständliche Welt bestimmen, objek- 
tive Wirklichkeit werden. Der Sozialis- 
mus kann gerade wegen dieser Zugehö- 
rigkeit zur bürgerlichen Gesellschaft 
selbst aber auch zu brav, zu harmlos und 
zu unaufgeklärt sein. So war der Sozia- 
lismus im Selbstverständnis seiner Vertre- 
ter oftmals nicht mehr als eben die Ver- 
wirklichung dieses immanenten Potenti- 
als der bürgerlichen Welt, die Verwirkli- 
chung ihrer Wünsche und Hoffnungen, 
ihre Ausdehnung auf alle. 

Indem der Sozialismus aber auf die Ab- 
schaffung aller Herrschaftsverhältnisse 
abzielt, nicht nur der persönlichen Herr- 
schaftsverhältnisse, die vom Bürgertum 
angegriffen wurden, als dieses, gestützt 
auf den „Vierten Stand“, an die staatliche 
Macht gelangte, sondern auch der unper- 
sönlichen Herrschaftsverhältnisse, den 
„stummen Zwang der ökonomischen 
Verhältnisse“ (MEW 23: 765), der die 
bürgerliche Form der Herrschaft ver- 
ewigt, geht der Sozialismus weit über die 
Realisterung bürgerlicher Normen hin- 
aus. 

Der Sozialismus ist ein Projekt, das sich 
über sich und seine Schwächen aufklärt, 
das gleichzeitig mit der Forderung nach 
der Verwirklichung der bürgerlichen 
Normen von diesen immer auch kritisch 
Abstand genommen hat. Das hat ihm 
den Vorwurf eingebracht, ein bloß takti- 
sches Verhältnis zu den Gleichheits- und 
Freiheitsidealen oder zu den demokrati- 
schen Mitspracherechten zu haben. Aber 
der Sozialismus greift kritisch auch über 
die Formen der Produktion, der Vertei- 
lung, der Politik, der Beteiligung, der Le- 
bensweise, die die bürgerliche Gesell- 
schaft zu bieten hat, hınaus. Denn die 
Normen der Freiheit und Gleichheit sind 
vielfach schon verwirklicht. Diese Nor- 
men könnten immer weiter und tiefer 
verwirklicht werden und würden doch 
den entscheidenden qualitativen Ein- 
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schnitt nicht mit sich bringen, der mög- 
lich und notwendig ist. Bei diesem Ein- 
schnitt handelt es sich darum, die Gesell- 
schaft um ihr heimliches Zentrum herum 
zu organisieren, um die gesellschaftliche 
Arbeit selbst, um die Orte in den Fabrı- 
ken, Büros und Familien, in denen der 
Reichtum der Gesellschaft erzeugt wird. 
Es handelt sich darum, die politische 
Ökonomie des Kapitals durch die politi- 
sche Ökonomie der Arbeit zu ersetzen, 
gleichzeitig die Geschlechterverhältnisse 
fundamental zu verändern und jede 
Form rassistischer Diskriminierung zu 
beseitigen. Die Lasten der notwendigen 
Arbeit auf alle zu verteilen und zu er- 
möglichen, dass alle gleichermaßen ohne 
Sorge ums tägliche Überleben, ohne 
ständig clever sein zu müssen, entspannt 
in den Genuss der gesellschaftlichen 
Freiheit gelangen, fröhlich mit den ande- 
ren leben und arbeiten, gemeinsam das 
Gemeinsame erzeugen, von den Gegens- 
tänden bis zu den Verhältnissen, unter 
denen sie leben, und ansonsten nichts 
tun wie ein Tier, „auf dem Wasser liegen 
und friedlich in den Himmel schauen“ 
(Adorno). 

Die kapitalistische Produktionsweise hat 
einen ungeheuren Reichtum erzeugt. 
Doch er beruht auf Ausbeutung und Na- 
turzerstörung. Der Kapitalismus kann 
seine eigenen Voraussetzungen nicht re- 
produzieren. Regelmäßig gerät er in grö- 
ßere und kleinere Krisen. Arbeitslosigkeit 
und Schufterei, größter privater Luxus 
und das Überleben auf niedrigstem Ni- 
veau, Überfluss und Hunger, Freiheit 
und Folter, urbanes Leben und Vertrei- 
bung, die Degradierung und Zerstörung 
der Umwelt sind unauflöslich durch die 
Gesetzmäßigkeiten dieser Gesellschafts- 
formation direkt miteinander verbunden. 
Es handelt sich nicht um unerwünschte 
Nebenfolgen. Sie würden sich auch nicht 
in Luft auflösen, wenn - wie manche 
hoffen - die Märkte wieder verstärkt 
staatlich reguliert und sozial eingebettet 
würden. Auch die schon von Engels kri- 
tisierte „Verstaatlichungssucht* (MEW 
35: 427) von so manchen Linken wird 


hier nicht weiter helfen. Die Logik der 
kapitalistischen Produktionsweise selbst 
ist das Problem. Diese Logik verleiht der 
bürgerlichen Gesellschaftsformation den 
Charakter von Natur. Ihre Gesetzmäßig- 
keiten wirken wie Naturgesetze. Ein guter 
Teil der Politik, der so genannten öffent- 
ichen Diskussion, der Bildungsprozesse 
besteht darin, die Bereitschaft auszubil- 
den, sich diesen gesellschaftlichen Natur- 
zwängen zu unterwerfen und das Sapere 
Aude! der Aufklärung zurückzunehmen, 
den Willen zur Emanzipation von der 
selbstverschuldeten Unmündigkeit. 

Die Naturgesetze des Kapitals führen 
ständig und immer wieder zu Krisen, zu 
Arbeitslosigkeit, zu Hunger, Mord und 
Totschlag. Das kann gelegentlich verges- 
sen gehen. Es können Hoffnungen auf 
keimen und genährt werden, es ließen 
sich unter kapitalistischen Verhältnissen 
die Opfer vermeiden, die Ausbeutung auf 
ein akzeptables Maß verringern. Das mag 
hier und da, für eine gewisse Zeit mög- 
lich sein, aber im Durchschnitt der kapi- 
talistischen Verhältnisse ist dies nicht der 
Fall. 

Doch auch die Normalität des Kapita- 
lismus, nicht erst seine Krise, beruht auf 
Ausbeutung, auf der Unterordnung des 
gesellschaftlichen Lebens, wie des Lebens 
der Mehrzahl der Einzelnen unter die 
Verwertungszwänge des Kapitals. Nur 
wenn sich meine Arbeit für das Kapital 
rentiert, kann ich mit Lohn rechnen, nur 
was Profit erwarten lässt, wird produziert. 
Immer stärker werden nicht nur die Sys- 
teme sozialer Sicherung sondern auch die 
Bildungs- und Ausbildungsinstitutionen 
den Erfordernissen der Kapitalverwertung 
unterworfen. 

Es bedarf der grundlegenden Verände- 
rung der Produktionsverhältnisse, nicht 
allein dieser, das versteht sich, aber eben 
auch dieser. Eine solche Veränderung ist 
eine Voraussetzung dafür, dass sich auch 
in anderen Bereichen Grundlegendes än- 
dern kann. Was bislang als Armut erlebt 
wurde, Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit, 
kann sich ın Zeitwohlstand verwandeln. 
Die freie Zeit kann für die gemeinsamen 
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Angelegenheiten, für Bildung, für Kinder 
verwendet werden. Wenn der Kampf ums 
Überleben, wenn die Gesetze der Kon- 
kurrenz außer Kraft gesetzt werden, muss 
nicht jede Lebenssekunde auf Karriere- 
planung verwendet werden, um nur keine 
Chance zu verpassen, der soziale Verkehr 
mit anderen wird freier. Die Familie kann 
den Charakter der privaten Akkumulati- 
onsmonade aufgeben, in der die Partner 
einen Vertrag für die wechselseitige Nut- 
zung ihrer Geschlechtsorgane abschlie- 
ßen und sich wechselseitige Absicherung 
gewähren. Kinder werden nicht als priva- 
ter kosten- und zeitaufwendiger Wettbe- 
werbsnachteil und als Anlass regressiver 
Sınnkompensation betrachtet, sondern 
als Moment der Freiheit aller, die dem 
gemeinsamen Leben die Zukunft geben. 
Das gesellschaftliche Verhältnis zur Na- 
tur kann sich verändern, ste kann als ein 
Reichtum gesehen werden, der der 
Menschheit in all ihren Generationen 
gehört und zu der der Mensch als Gat- 
tungswesen selbst gehört. 

Sozialismus ist, hervorgehend aus den 
sozialen Kämpfen in Europa, aber schon 
lange nicht mehr auf diese begrenzt, der 
Name für Emanzipation geworden. Die- 
ser Name wurde durch die gescheiterten 
Versuche, sozialistische Verhältnisse ein- 
zurichten, diskreditiert. Viele Millionen 
Menschen wurden im Namen des Sozia- 
lismus getötet, ermordet, drangsaliert, um 
ihre Lebensmöglichkeiten gebracht. Die 
Menschen müssen, selbst wenn sie für 
den Sozialismus Sympathie haben, be- 
fürchten, bei jedem weiteren Versuch, 
ihn herzustellen, das wenige Gute, was sie 
haben, zu verlieren und etwas Schlechte- 
res dafür zu erhalten. Trotz dieser zwei- 
felhaften Geschichte haftet die Idee der 
Emanzipation am Begriff des Sozialıs- 
mus. Er kann nicht aufgegeben werden, 
wenn unter kapitalistischen Bedingungen 
grundsätzliche Kritik laut wird und der 
Wunsch nach Alternativen zur kapitalis- 
tischen Vergesellschaftung entsteht. Es ist 
keine neue Erkenntnis, aber sie gilt weı- 
terhin, dass die Theorie und die Praxis, 
die ım Namen des Sozialismus stattfand, 


der kritischen Untersuchung bedarf. Eine 
solche Forschung hat aus verständlichen 
Gründen schlechtere Bedingungen unter 
den kapitalistischen Verhältnissen als kri- 
tische Gegenwartsanalysen, da sie eine 
mögliche alternative Zukunft vorbereiten 
hilft. Sie ist aber vielleicht noch dringli- 
cher als die genaue Kenntnis der Ge- 
setzmäßigkeiten der bürgerlichen Gesell- 
schaftsformation. Denn nur wenn im 
Vorgriff auf das zukünftige Emanzipati- 
onspotential deutlich wird, wie vermie- 
den werden kann, dass sich von neuem 
autorıtäre Kräfte durchsetzen, können 
die Individuen ihre Wünsche nach einem 
freien Leben und nach Gestaltung mit 
einer sozialistischen Zukunft verbinden. 
Nicht über diese Zukunft nachzudenken, 
hieße zu erwarten, dass sich der Über- 
gang von der kapitalistischen zur sozia- 
listischen Gesellschaft gleichsam automa- 
tisch vollzieht. Doch das schließt die Ge- 
fahr ein, politische Chancen nicht zu nut- 
zen und vermeidbare Fehler - im günstige- 
ren Fall als Farce - zu wiederholen. 

Manche halten jede modellhafte Konzep- 
tualisierung von Alternativen für im 
schlechten Sinne utopisch und plädieren 
dafür, die Klärung der Probleme einer 
sozialistischen Alternative der Zukunft 
zu überlassen. Bei einem linken „Bilder- 
verbot“ kann es freilich nıcht bleiben, 
denn Mehrheiten für eine sozialistische 
Alternative können nur gewonnen wer- 
den, wenn deren Machbarkeit plausibel 
gemacht werden kann und von Vielen 
getragene Strategien der Transformation 
entwickelt werden. Dies gilt erst recht 
nach dem Scheitern des „real existieren- 
den Sozialismus“. Um nicht im schlech- 
ten Sinne utopisch zu sein, müssen Kon- 
zeptionen des Sozialismus von der Kritik 
am Kapitalismus und an den gescheiter- 
ten historischen Versuchen des Über- 
gangs zum Sozialismus ausgehen. 

Dabei können wır zuallererst von Marx 
lernen, der nicht nur die kapitalistische 
Produktionsweise, sondern auch die sozi- 
alistischen Strömungen seiner Zeit einer 
radikalen Kritik unterzogen hat. Aus die- 
ser doppelten Kritik resultierte Marx‘ 
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Überzeugung, dass die Zukunft einer As- 
soziation freier Individuen gehören müs- 
se, die nur erreichbar ist, wenn dıe Arbei- 
terklasse sich selbst befreit. Daher lehnte 
Marx alle Versuche ab, den Sozialismus 
gleichsam von oben durch putschistische 
und autoritäre Strategien durchzusetzen. 
Wie Hendrik Wallat in seiner Rekon- 
struktion der Marxschen Sozialismuskri- 
tik zeigt, war Marx gleichermaßen kri- 
tisch gegenüber dem Etatismus in. der 
Arbeiterbewegung wie auch gegenüber 
dem „kleinbürgerlichen Sozialismus“, der 
auf die Abschaffung bestimmter Kapital- 
formen, aber die Beibehaltung der 
Marktwirtschaft setzte. Marx erwartete 
vielmehr, dass die Trennung von Politik 
und Ökonomie hinfällig wird, dass so- 
wohl der Staat als auch der Markt ab- 
sterben, wenn die Subalternen ihr 
Schicksal selbst in die Hand nehmen. 

Die Marxschen Vorstellungen haben sich 
in der Arbeiterbewegung nur zum Teil 
durchgesetzt, wie Ralf Hoffrogge am Bei- 
spiel der Entwicklung der deutschen Ar- 
beiterbewegung zwischen 1848 und 1920 
deutlich macht. Hier spielten zunächst 
die staatsgläubigen und erzieherischen 
Vorstellungen Ferdinand Lassalles eine 
wichtige Rolle. Nach ihrer „marxistischen 
Wende“ dominierten in der deutschen 
Sozialdemokratie eine reformistische 
Praxis und eine verbalradikale, abwarten- 
de Haltung, die auf den automatischen 
Zusammenbruch des Kapitalismus in der 
Zukunft setzte. Erst die Krise des ersten 
Weltkriegs, die die Sozialdemokratie vor 
die Alternative zwischen nationalem So- 
zialismus und Weltrevolution stellte und 
zu ihrer Spaltung führte, brachte eine 
Erneuerung des Sozialismus ın Theorie 
und Praxis mit sich. An die Erfahrungen 
der Rätebewegungen lässt sich heute 
noch anknüpfen. 

Alex Demirovic macht ın seinem Beitrag 
deutlich, dass die Konzepte der Rätede- 
mokratie - von Marx Reflexionen über 
die Pariser Kommune bis zu den Theore- 
tikern der Rätebewegung nach dem Ende 
des ersten Weltkriegs - trotz einer Reihe 
offener Fragen kohärente Ansatzpunkte 


für Emanzipationsbewegungen bilden: 
Die Rätedemokratie ist die politische 
Form, in der der Übergang zum Sozia- 
lismus organisiert werden kann. 

Das Scheitern der ersten Versuche, den 
Sozialismus herzustellen, hängt wesent- 
lich damit zusammen, dass die in den re- 
volutionären Auseinandersetzungen 
spontan entstandenen Formen der Räte- 
demokratie alsbald durch eine autoritäre 
Parteiherrschaft ersetzt wurden. Das Pri- 
vateigentum an Produktionsmitteln wur- 
de zwar durch ihre Verstaatlichung auf- 
gehoben, aber die sich entwickelnde 
Zentralverwaltungswirtschaft bedeutete 
eben nicht, dass die assoziierten Produ- 
zenten sich die Produktionsmittel aneig- 
neten. Vielmehr bestand eine Gemein- 
samkeit zwischen dem „real existierenden 
Sozialismus“ und dem Kapitalismus dar- 
in, dass die Trennung der unmittelbaren 
Produzenten von den Produktionsmit- 
teln weiter existierte. Das „Volkseigen- 
tum“ blieb, wie Renate Hürtgen in ihrem 
Beitrag über die Betriebe in der DDR 
darstellt, formal; die - ın der Praxis häu- 
fig recht planlose - Planwirtschaft war 
nicht demokratisch und partizipativ or- 
ganisiert, daher auch nicht an den Be- 
dürfnissen der Individuen orientiert. Die 
Lage der Arbeiter in der DDR ähnelte, 
was Arbeitsorganisation, Leistungsbewer- 
tung und Entlohnung angeht, durchaus 
der im „Westen“. Die realen Möglichkei- 
ten der betrieblichen Mitbestimmung 
seitens der Arbeiter waren sehr be- 
schränkt. Der Betrieb blieb Organisation 
von Herrschaft über Menschen. 

Bis heute gibt es selbst in der marxisti- 
schen Diskussion keinen Konsens dar- 
über, wie die Sowjetunion und die ıhr 
ähnlichen Gesellschaften, die mit dem 
Anspruch auftraten „sozialistisch“ zu 
sein, auf den Begriff zu bringen sind. 
Marcel van der Linden gibt einen Über- 
blick über die marxistischen Kritiken des 
„real existierenden Sozialismus“. Er un- 
terscheidet die von Trotzki herrührende 
Theorie des degenerierten Arbeiterstaates, 
Theorien des bürokratischen Kollekti- 
vismus und Theorien des Staatskapita- 
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lısmus. Er betont vor allem die Bedeu- 
tung der Weltmarktverhältnisse für die 
Entwicklung der Sowjetgesellschaft und 
sieht den Stalinismus als eine Form der 
„ursprünglichen Akkumulation“, deren 
Dynamik eher indirekt, von außen be- 
stimmt wurde. 

Raul Zelik dagegen betont in seinem Bei- 
trag stärker die Widersprüche in den real- 
sozialistischen Gesellschaften sowie die 
systemischen Probleme der Ressourcenal- 
lokation und Innovation in Planwirt- 
schaften, um zu erklären, warum der 
Staatssozialismus im Hinblick auf Efh- 
zienz und Nachhaltigkeit letztlich noch 
schlechter abschnitt als der Kapitalismus. 
Die Vergesellschaftung war demnach nur 
vordergründig durch die Planung be- 
stimmt; die sozialen Konflikte artikulier- 
ten sich hinter der Erscheinungsebene 
des Plans. In ihren Zielsetzungen blieb 
die Planung zudem stark der kapitalisti- 
schen Akkumulationslogik verhaftet. 
Nach dem Zusammenbruch der zentral 
gelenkten Planwirtschaften waren viele 
Linke, sofern sie nicht ohnehin von sozi- 
alistischen Zielen Abschied nahmen, der 
Ansicht, dass allenfalls der „Marktsozia- 
lismus“ eine gangbare Alternative zum 
Kapitalismus wäre. Schon die Reformver- 
suche innerhalb des „real existierenden 
Sozialismus“, von der „neuen ökonomi- 
schen Politik“ unter Lenin über die Re- 
formen in Jugoslawien und Ungarn, das 
„neue ökonomische System der Planung 
und Leitung“ in der DDR und die Re- 
formen des „Prager Frühlings“ bis zur 
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marktwirtschaftlichen Reformen in den 


Ländern des „real existierenden Sozialis- 
mus“ und die Kritik an neueren markt- 
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produzierten Reichtums weiter zu ge- 
währleisten. Christian Siefkes sieht in der 
„commonsbasierten Peer-Produktion“ im 
Bereich der Informationsproduktion und 
der Informationstechnik bereits den 
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Wir hoffen in diesem Sinne, dass die 
PROKLA dazu beiträgt, dass die Mensch- 
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stellt, für deren Lösung die materiellen 
Bedingungen bereits vorhanden sind. 

An dieser Ausgabe wirkten Ingo Stützle 
und Raul Zelik als Gastredakteure mit. 
Für ihre vielfältigen Anregungen und ihr 
Engagement sei ihnen ganz herzlich ge- 
dankt. 
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neut betrachtet“ von Henning Heine aus 
dem Englischen übersetzt wurde. Verse- 
hentlich ist der Hinweis auf den Über- 
setzer unterblieben. 


Zur PROKLA 154 Mit Steuern steuern 
ist noch nachzutragen, dass der Text von 
Michael Krätke „Kritik der öffentlichen 
Finanzen. Die Finanzkrise des Staates er- 


PROKLA 156: Ökologie in der Krise (September 2009) 


Mit dem Ausbruch der Finanzkrise wurde die Verzahnung von ökonomischer und ö- 
kologischer Krise schnell deutlich. Einerseits wird befürchtet, dass insbesondere der 
Klimaschutz den diversen Konjunkturpaketen zum Opfer fällt und ein Ausstieg aus 
dem fossilen Kapitalismus in weite Ferne rückt, andererseits wird die ökonomische 
Krise aber auch als Chance gesehen, um im Rahmen eines „Green New Deal“ nun 
endlich die drängenden ökologischen Probleme anzugehen. Schon vor Jahrzehnten 
war auf die „ökologischen Grenzen des Wachstums“ hingewiesen worden. Daraus wur- 
de dann vielfach der Schluss gezogen, dass die kapitalistische Produktionsweise mit ih- 
rem Wachstumsimperativ keine adäquate Lösung der ökologischen Krise finden könne 
und folglich, angesichts der Endlichkeit der Ressourcen, an immanente, stoffliche 
Grenzen stoßen müsse. Doch sind schon seit längerer Zeit Veränderungen von Be- 
triebsweisen und Unternehmensstrategien zu beobachten; in jüngster Zeit wird, teils 
kritisch, teils affırmativ, von einem „Grünen Kapitalismus“ gesprochen. Die PROKLA 
möchte die grüne Formierung des Gegenwartskapitalismus im Kontext der ökonomi- 
schen Krise beleuchten. Welche strukturellen Veränderungen zeigen sich in der Orga- 
nisation der kapitalistischen Produktionsweise, welche neuen Ausschlussmechanismen 
ergeben sich aufgrund der ökologischen Modernisierung des Kapitalismus, welche 
Konsequenzen haben diese Prozesse für soziale Bewegungen? 


PROKLA 157 Der Blutige Ernst: Krise und Politik (Dezember 2009) 


Was hierzulande als konjunktureller Abschwung und in den USA als Immobilienkrise 
begann, ist dabei sich zu einer Weltwirtschaftskrise zu entwickeln, deren ganzes Aus- 
maß noch immer nicht abzuschätzen ist. Tiefgreifende Krisen sind üblicherweise Pha- 
sen, in denen sich die jeweilige historische Gestalt der kapitalistischen Produktionswei- 
se verändert. Bislang war es vor allem die staatliche Politik, die durch die Krise eine 
Aufwertung erfahren hat. Galt innerhalb des neoliberalen Diskurses, der in den letzten 
Jahren vorherrschte, die staatliche Politik gleichermaßen als unfähig (da der Markt al- 
les besser könne) und ohnmächtig (angesichts der Globalisierung bliebe den National- 
staaten sowieso keine Eingriffsmöglichkeiten mehr), so wird nun von allen Seiten nach 
dem Staat als Retter gerufen. Wird sich dadurch das Verhältnis von Politik und Öko- 
nomie nachhaltig verändern? Werden wir erneut einen „regulierten“ Kapitalismus erle- 
ben? Und wem nützt er? Welche Klassen(fraktionen) werden zu den Gewinnern bzw. 
den Verlierern der Krise gehören? Die Kosten der Krisenbewältigung werden gewaltig 
sein, aber wer wird sie zu tragen haben? Die Krise hat auch eine internationale Dimen- 
sion, sie wird die relative Stärke der großen kapitalistischen Ökonomien verändern, 
auch hier wird es Gewinner und Verlierer geben. Welche weltwirtschaftlichen, aber 
auch weltpolitischen Verschiebungen, welche Konfliktlinien zeichnen sich ab? 


Alex Demirovid 


Rätedemokratie oder das Ende der Politik 


1. Das Versagen der liberalen Demokratie 


In der Novemberrevolution, deren 90jähriges Jubiläum dieses Jahr gefeiert 
wird, konnten die Linke und die deutsche Gesellschaft wählen zwischen Sozialis- 
mus, der auf die Einheit von Politik und Produktionsverhältnissen in Gestalt 
einer Rätedemokratie zielte, und Sozialdemokratie, die auf die Herstellung der 
parlamentarischen, repräsentativen, liberalen Demokratie zielte, die die Eman- 
zipation in der Durchsetzung formaler Gleichheits- und Freiheitsrechte, also in 
der Überwindung der Feudalität und der Herstellung der Trennung von Markt 
und politischer Sphäre sah. Das Scheitern der sozialistischen Revolution in 
Deutschland gab gesellschaftlichen Entwicklungstendenzen Raum, die zu 
enormer Kapitalmacht führten und massgeblich zu einer autoritären Lösung 
der Weltwirtschaftskrise nach 1929 beitrugen. Die liberale, repräsentative De- 
mokratie konnte solchen autorttären Tendenzen nicht nur nichts entgegenset- 
zen, vielmehr wurde aus der Mitte des demokratisch gewählten Parlaments 
heraus und von den bürgerlichen Parteien getragen die Entscheidung für einen 
von den Nationalsozialisten regierten autoritären Ausnahmestaat getroffen. 
Wie wenig geeignet die liberale Demokratie ist, autoritären Tendenzen entge- 
genzutreten, wurde in den vergangenen Jahren von der US-Regierung unter 
George W. Bush demonstriert. Aber es sind nicht nur die USA, für die eine 
Schwächung, wenn nicht sogar Aushöhlung der parlamentarischen Demokratie 
beobachtet wurde. Wieder einmal wird dies auch in Deutschland beobachtet. 
„Wirtschaftsführer wie Politiker schwärmen zunehmend offen vom Can-do-Spirit des autoritären 
Lagers. Während sie in heimischen Landen vorwiegend Stagnation ausmachen, sehen sie anders- 
wo nur den Boom und bewundern ihn oft kritiklos. ... Stimmen also unsere jahrzehntelang ge- 
hegten und gepflegten Grundannahmen nicht mehr, etwa jener berühmte Spruch von Winston 
Churchill, dass die Demokratie zwar unvollkommen und kritikwürdig, aber doch eindeutig das 
am wenigsten schlechte aller schlechten Regierungssysteme sei? Sind Gewaltenteilung und Men- 
schenrechte eben kein universales Erfolgsmodell - funktionieren repressive Systeme womöglich 
am besten, kurze Wege statt langer Diskussionen, Sagen-wo’s-langgeht statt Kompromissen?“ (Der 
Spiegel, Nr. 19, 5.5.2008) 

Was der „Spiegel“ hier beschreibt, ist in gewisser Weise selbst schon überholt. 
Colin Crouch stellt fest, dass die parlamentarische Demokratie nicht mehr 
funktioniert, sondern in das Stadium der Postdemokratie übergegangen ist: die 
Fassade der Wahlen und des Parlaments funktioniert, aber die politischen Pro- 
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zesse werden von den gewählten Politikern entsprechend den Wünschen der 
global operierenden Unternehmen gesteuert (Crouch 2008). Die Finanz- und 
Wirtschaftskrise demonstriert dies eindrucksvoll. Die politisch ergriffenen 
Mafsnahmen dienen den Banken und zum geringeren Teil den produzierenden 
Unternehmen, jedoch nicht denen, die den gesellschaftlichen Reichtum erzeu- 
gen. Die Gesetze, die die Hilfsmaßnahmen für die Banken regeln, ermächtigen 
eine kleine Gruppe von Männern, über Hunderte Milliarden Euro zu ent- 
scheiden. Öffentliche, gar demokratische Kontrolle ist derart außer Kraft ge- 
setzt, dass von einer Art Notstandsregierung gesprochen wird. 

„im Gesetz zur Stabilisierung des Finanzmarktes hat diese Funktion eine neunköpfige Gruppe 
des Bundestags-Haushaltsausschusses. Öffentlichkeit und Parlament delegieren ihre Kontrollfunk- 
tion damit an ein geheim tagendes Gremium. Das ist nicht revolutionär. Geheime Kontrolle gibt 
es von der ökokomisch sensiblen Auftragsvergabe über die Bundeswehr bis zu den Geheimdiens- 
ten. Bemerkenswert bleibt es dennoch. Denn die Regierung schirmt ihr Handeln zur Rettung 
maroder Finanzinstitute auch nach der anderen Seite ab: Es gibt keinen Anspruch auf staatliche 
Hilfe. Wann der Souverän was für wen tut, entscheidet allein er - in diesem Fall allerdings weder 
das Volk noch seine parlamentarischen Vertreter, sondern die gewählte Regierung. Das ist die klassı- 
sche Logik des Ausnahmezustandes. Die politische Notstandsverfassung von 1968 wurde nie ange- 
wendet. Und das ökonomische Notstandsgesetz von 2008?“ (Frankfurter Rundschau, 18.10.2008) 
Der Neoliberalismus hat in kapitalistischer Manier versprochen, die Wohlfahrt 
zu steigern - eine Wohlfahrt, von denen alle, die etwas leisten, etwas abbekom- 
men würden. Doch ım Reproduktionsprozess hat das wundersame finanzdo- 
minierte Akkumulationsregime, das endlich die Lösung eines sich immer wei- 
ter steigernden und selbsttragenden Wachstums bringen sollte, zu einer Krise 
geführt, die in einer beinahe unvorstellbaren Größenordnung gesellschaftli- 
chen Reichtum vernichtet sowie viele Millionen Menschen in Arbeitslosigkeit, 
Elend, Obdachlosigkeit und Tod führt. Die Bundesrepublik Deutschland be- 
zeichnet sich als sozialen und demokratischen Rechtsstaat. Doch de facto kam 
es zu einem Rückgang der Einkommen aus Lohnarbeit und zu einer sozialen 
Polarisierung. Während der vergangenen Jahrzehnte erreichte Wohlfahrtsge- 
winne wurden und werden vernichtet. Der liberal-demokratische Staat will 
Gleichheit und Freiheit nur formal gewährleisten. Nicht einmal das ist immer 
sicher; einen darüber hinaus gehenden sozialen Gehalt dieser Normen will und 
kann er nicht einlösen. 

Die Beobachtungen der problematischen Aspekte der parlamentarischen De- 
mokratie sind nicht neu. Seit der Französischen Revolution gerät die bürgerli- 
che Demokratie immer wieder in Krisen. Kontinuierlich wird sie deswegen 
von gegen den Kapitalismus gerichteten sozialen Bewegungen und den mit 
ihnen verbundenen Intellektuellen kritisiert, die allen Anlass sahen, die parla- 
mentarische Demokratie als bürgerliche in Zweifel zu ziehen - und als eine 
positive Alternative Konzepte der Rätedemokratie entwickelten. 

Unter kapitalistischen Bedingungen verkehre sich Gleichheit vor dem Gesetz 
in die Gleichheit in der Beherrschung und Ausbeutung durch das Kapital, 


Freiheit in die Freiheit des Verhungerns und Brüderlichkeit in die schmachvol- 
le Wohltätigkeitsprotzerei. Mit der Hertschaftskritik an den Mängeln des Par- 
lamentarismus soll die Demokratie über die kapitalistische Ordnung hinausge- 
trieben werden. 

„Einen wirklichen sozialen Inhalt können alle diese Ideen [wie Gleichheit, Freiheit oder Gerech- 
tigkeit; AD] nur und erst dann erhalten, wenn sie auf ein System der wirtschaftlichen Gleichheit 
aufgebaut werden. ... Und so verlangt gerade die Verwirklichung der Demokratie den entschei- 
denden Schritt hinaus über die Welt des Bürgertums, über die Welt des Kapitalismus zu einer 
neuen Gesellschaftsordnung.“ (Adler 1919, 134) 

Die liberale Demokratie mit ihren Institutionen der Repräsentation, des Par- 
laments und der politischen Parteien ist nicht nebenbei und zufällig unzuläng- 
lich. Auf dem Boden der Klassengesellschaft könne die Volksvertretung nie- 
mals Ausdruck eines Volkswillens sein. Das sich selbstbestimmende Volk gebe 
es noch nicht, denn das Volk ist gespalten in soziale Klassen (ebd., 137M). 
Diese Spaltung reproduziert sich in den Verfahren der repräsentativen Demo- 
kratie, die darauf zielen, Bedingungen zu schaffen, unter denen die politischen 
Entscheidungen zwar in Wahlen durch die Bürger legitimiert und Kritiken 
und Proteste aufgenommen, gleichzeitig aber gerade die Mehrheit der Bürger 
von der realen Beteiligung an den Entscheidungen fern gehalten werden. Sie 
können keine eigenen Kandidaten aufstellen. Wahlen zum Parlament finden 
periodisch alle paar Jahre statt. Das Mandat des Abgeordneten ist nicht ge- 
bunden, er ist deswegen auch nicht durch die Wähler kontrollierbar. Er hält 
sich für den „Fachmann der Politik“, den Spezialisten „in Sachen der Gesetz- 
gebung; er kann sich nicht von den Instruktionen unwissender Leute leiten 
lassen“. Als Vertreter der Allgemeinheit, des ganzen Volkes, lässt er sich angeb- 
lich nicht von privaten Interessen, sondern nur von höheren politischen 
Grundsätzen bestimmen, seine Aufgaben in der gesellschaftlichen Arbeitster- 
lung sind die Politik und die allgemeine Regulierung. Obwohl es um für die 
Gesamtgesellschaft bindende Entscheidungen geht, werden jene Aufgaben zu 
einer aus gesellschaftlicher Sicht betrachtet untergeordneten Aktivität einer 
kleinen Gruppe von Spezialisten, während der wesentliche Teil der alltäglichen 
gesellschaftlichen Arbeiten der Produktion und Reproduktion als Tätigkeiten 
von Privatpersonen gilt. Die Parlamente entscheiden nicht allein über Gesetze, 
sondern werden ihrerseits von zweiten Kammern und Verfassungsgerichten eın- 
geschränkt; sie regieren auch nicht selbst, sondern entscheiden nur über Gesetze, 
während die ausführende Staatsgewalt in der Bürokratie verkörpert ist. Dies alles 
legt es nahe, in der parlamentarischen Demokratie kein der bürgerlichen Klasse 
entgegenstehendes Prinzip, sondern im Parlamentarismus die Herrschaftsform 
der Bourgeoisie zu sehen (Pannekoek 1946, 67f, 266£f; Adler 1919, 134#). 
Angesichts der Tatsache, dass die parlamentarische Demokratie nicht nur ne- 
benbei Unzulänglichkeiten aufweist, sondern diese systematisch zur Herrschaft 
des Bürgertums und seiner spezifischen Eigentumsverhältnisse beitragen, stellt 
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sich seit zweihundert Jahren die Frage nach Alternativen. Die sehr weit rei- 
chende Alternative, die von den sozialen Bewegungen hervorgebracht wurde, 
sind die Erfahrungen mit und die Diskussionen über Rätedemokratie. Die Rä- 
tedemokratie dehnt die kollektive Selbstbestimmung auf den Bereich der Öko- 
nomıe, der gesellschaftlichen Arbeit insgesamt, der gesellschaftlichen Arbeits- 
teilung und damit auf die Anordnung von Ökonomie und Politik, von alltäg- 
licher Reproduktionsarbeit und gesellschaftlicher Entscheidung, von Privat 
und Öffentlich aus. Sie nimmt in Anspruch, dies nicht nur für einzelne Be- 
triebe oder Regionen zu leisten, sondern auch das Gemeinwesen insgesamt zu 
reorganisieren: sie will die planmäßige Verwaltung von Produktion und Vertei- 
lung durch die Gesellschaft mit der Kontrolle der Produktion von unten ver- 
einbaren (vgl. Korsch 1919a, 164). 


2. Die Räte als Sphäre politischer Freiheit 


In der offiziellen Geschichte der politischen Theorie - die wie auch in anderen 
Fällen eine Geschichte der Sieger ist -, kommt Hannah Arendt das Verdienst 
zu, an die rätedemokratischen Traditionen erinnert und die demokratietheore- 
tische Bedeutung der Räte herausgearbeitet zu haben. Gleichzeitig jedoch gibt 
sie den Räten eine Bedeutung, durch die ihr sozialer Gehalt, die Transformation 
der Produktionsweise, verloren geht, und sie gegen die sozialistische und kom- 
munistische Tradition ausgespielt werden können. Damit enteignet sie diese 
Tradition allerdings eines wesentlichen, wenn nicht entscheidenden Emanzipa- 
tionspotentials. 

In jeder Revolution seit 1789 - und ergänzend könnte gesagt werden seit der 
englischen Revolution - haben sich spontan Räte gebildet, „ohne daß irgend- 
einer der Beteiligten je wußte, daß es dies schon einmal gegeben hat“ (Arendt 
1963, 336; vgl. Kottler 1925). Die Räte stehen, Hannah Arendt zufolge, für ein 
Projekt, das nicht „staats-, regierungs- und ordnungsfeindlich ist, sondern im 
Gegenteil die Neugründung des Staates und die Errichtung einer neuen Ord- 
nung bezweckt“ (cbd., 336). Die Berufsrevolutionäre, zu denen sie Marx und 
Lenin, Proudhon und Bakunin zählt, seien den revolutionären Ereignissen 
nicht gewachsen gewesen, hätten die Bedeutung der Räte nicht erkannt und 
die Institution der Räte „bis zur Vergessenheit vernachlässigt“. Das sei Ergeb- 
nıs der Tatsache, dass Revolutionäre üblicherweise an der Entstehung von Re- 
volutionen keinen Anteil hätten, für sie deswegen auch solche spontanen Er- 
findungen keine Bedeutung hätten, sie das Neue gar nicht schen könnten, 
sondern sie vielmehr nur das Vergangene nachahmten und das, was ihm wi- 
derspreche, als konterrevolutionär denunzierten. Was ist dieses Alte? Der Staat, 
das nationalstaatliche Regime, das parlamentarische Parteiensystem. An diesen 
Institutionen seien sie orientiert und könnten sich die Revolution nur als 
Machtergreifung, als Inbesitznahme des Monopols der staatlichen Gewaltmit- 
tel vorstellen (ebd., 328). Aus der Sicht der Berufsrevolutionäre seien die Räte 


deswegen nur Kampforgane für eine Übergangszeit bis zur Erlangung der 
Macht. Das Neue an den Räten ist aus der republikanischen Sicht Hannah 
Arendts, dass es sich bei ihnen um eine Wiederbelebung der Demokratie han- 
delte und um das Gestaltungsprinzip einer neuen Gesellschaft: sie stellten den 
Anspruch, sich als bleibende Staatsorgane zu etablieren. Ste erlaubten es den 
Einzelnen, möglichst unmittelbar und unbeschränkt am öffentlichen Leben 
ihrer Zeit teilzunehmen und mit anderen gemeinsam zu handeln: in Nachbar- 
schafts-, Schriftsteller- und Künstler-, in Studenten- und Jugendlichen-, Arbei- 
ter-, Soldaten- und Beamtenräten. Das mehr oder weniger zufällige Beisam- 
mensein wird durch die Bildung eines Rates zu einer politischen Institution 
(ebd., 343). In den Räten selbst spiele die Parteizugehörtgkeit keine Rolle, es 
komme deswegen auch nicht zu Fraktionsbildung. Aufgrund dieser Eigen- 
schaft bilden die Räte für Hannah Arendt einen neuen Raum der politischen 
Freiheit, in dem die Bürger durch Teilhabe an der öffentlichen Sphäre über ihr 
gemeinsames Leben entscheiden. Es gehe nicht um die Herstellung eines Pa- 
radıeses auf Erden, nicht um die klassenlose Gesellschaft und die Abschaffung 
des Eigentums, sondern um die Konstituierung der Republik. 

Hannah Arendt trug mit ihrem Buch viel dazu bei, den Rätebewegungen eine 
angemessene politische Bedeutung zu geben. Ihre positive Betrachtung der Rä- 
te steht jedoch in einem systematischen Zusammenhang, der nicht außer Acht 
gelassen werden darf. Denn es ging ihr darum, auf dem Höhepunkt des Kalten 
Krieges eine Unterscheidung zwischen zwei Arten der Revolution zu kon- 
struieren: auf der einen Seite die Tradition der französischen Revolution, die 
sich vom Terror der Jakobiner über Marx bis zu den russischen Revolutionä- 
ren hinzieht, die mit dem Ziel der klassenlosen Gesellschaft eine Form des au- 
toritären Regierens betreiben; auf der anderen Seite die Räte in Russland 1905 
und 1917, in Deutschland 1918/19, in Ungarn 1956, die ın einer Traditionsli- 
nie mit den föderativen Räten in den USA stehen sollen, die als Elementarre- 
publiken einen öffentlichen Raum der Freiheit konstituieren, der für die ame- 
rikanische Republik kennzeichnend sei. So stehen die USA in einer revolutio- 
nären Tradition, die sich aus Arendts Sicht als der französisch-russischen als 
überlegen erwiesen hat, und im politischen System der USA fortlebt (vgl. De- 
mirovic 2003). Zweitens versteht Arendt die Bildung von Räten - entspre- 
chend ihren allgemeinen Überlegungen - allein als Gründung eines Raums der 
öffentlichen Freiheit, der von ihr entschieden von der sozialen Frage abge- 
trennt wird. Die Räte entscheiden demnach nicht über die Art und Weise, wie 
die Produktion und Verteilung geregelt werden soll, sondern sollen die politi- 
sche Öffentlichkeit revitalisieren, die ihrer Ansicht nach durch die konsumisti- 
sche Befriedigung sozialer Bedürfnisse geschwächt worden sei. Drittens ent- 
scheiden die Räte auch nicht darüber, ob die liberale Trennung der Politik 
von der Ökonomie und dem Sozialen, die Arendt nicht in Frage stellt, weiter 
Bestand haben soll. Für sie ist klar, dass die Räte eine staatliche Ordnung wol- 
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len. Die Überlegungen von Arendt verdichten sich zu der Kritik, dass seit 
Marx die ıhm folgende Tradition - etatistisch befangen, wie sie angeblich ge- 
wesen ist - für die Frage der Räte wenig Sinn hatte und sie allenfalls als 
Kampforgane während einer Übergangsphase begreifen konnte, nicht aber als 
Keimzellen einer grundlegend umgestalteten, bürgerschaftlichen Gesellschaft, 
die sich als politisches Gemeinwesen konstituiert. Faktisch werden damit das 
aufopferungsvolle Engagement vieler Linker im Rahmen der Rätebewegung, 
die Ziele und die theoretischen Arbeiten ignoriert, die von Aktivisten vorge- 
legt wurden. Viele wollten die demokratische oder soziale Republik, doch dies 
als Grundlage einer weiteren Emanzipation eines gesellschaftlichen Lebens oh- 
ne Staat und ohne die Knechtschaft der Ausbeutung. 


3. Marx’ Verständnis von Politik und die Bewertung der Kommune 


Zwischen Marx‘ Analysen der Pariser Kommune und seinen frühen Schriften 
gibt es hinsichtlich der Bewertung des Staates und der Politik eine grosse Ko- 
härenz. In den Massnahmen der Kommune sieht er Schritte in Richtung der 
Ziele, die er in den 1840er Jahren formuliert hatte. Marx nimmt in Anspruch, 
den politischen Staat auf der Höhe seiner Prinzipien zu kritisieren. Das ist der 
Repräsentativstaat, die demokratische Republik auf der Grundlage der Volks- 
souveränität (vgl. Marx 1843, 352; Marx 1875, 29). Dieses repräsentative Sys- 
tem will er durch Kritik über sich hinaustreiben. Charakteristisch für den poli- 
tischen, repräsentativen Staat ist Marx zufolge, dass er ein Freistaat ıst, der 
sich von der Gesellschaft emanzipiert, indem er gesellschaftliche Unterschiede 
wie den der Geburt, des Standes, der Bildung, der Beschäftigung zu unpoliti- 
schen Unterschieden erklärt und jedes Glied des Volkes zu einem „gleichmä- 
Rigen Teilnehmer der Volkssouveränität ausruft“. Im Gegensatz zu diesen dem 
Staat nun als privat geltenden Besonderheiten erhebt er selbst den Anspruch 
auf Allgemeinheit. Damit wird das moderne Leben in zwei Bereiche gegliedert, 
ein himmlisches und ein irdisches Leben, ein Leben im politischen Gemein- 
wesen, in dem die Menschen Bürger, und das Leben in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft, in der sie als Privatmenschen tätıg sind. Marx beobachtet einen 
Chiasmus: Das lebendige Individuum in seiner konkreten Wirklichkeit gilt als 
bloss privat und partikular und deswegen als unwahr. Doch dort, wo der 
Mensch als Gattungswesen, als Mitglied des Gemeinwesens, als Staatsbürger 
geschen wird, im Staat, ist er „das imaginäre Glied einer eingebildeten Souve- 
ränıtät, ist er seines wirklichen individuellen Lebens beraubt und mit einer 
unwirklichen Allgemeinheit erfüllt“ (Marx 1843, 355). So tritt der Repräsenta- 
tivstaat auf einem höheren historischen Niveau an die Stelle der Religion: die 
Individuen setzen sich zu allen anderen Individuen durch dieses Medium des 
Staates ın Beziehung. Dies bedeutet aber, dass sie sich nur ın einer beschränk- 
ten, partiellen Weise aufeinander beziehen und viele Aspekte ihres Lebens, 
nämlich alle die, die als privat gelten, ausser Betracht lassen müssen. Da der 
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politische Staat zum Mittler zwischen den Menschen wird, sie ihre Freiheit al- 
lein durch die Gesetze des Staates erlangen, bezeichnet Marx diesen Staat als 
religiös und christlich. „Christlich ist die politische Demokratie, indem ın ihr 
der Mensch, nicht nur ein Mensch, sondern jeder Mensch, als souveränes, als 
höchstes Wesen gilt, aber der Mensch in seiner unkultivierten, unsozialen Er- 
scheinung, der Mensch in seiner zufälligen Existenz, der Mensch, wie er geht 
und steht ..., mit einem Wort, der Mensch, der noch kein wirkliches Gat- 


tungswesen ist” (ebd., 360). Die Konstitution des politischen Staates im Akt 
der Revolution trennt die bürgerliche Gesellschaft vom Staat, sammelt alle 
Formen von Politik, von Herrschaft und konstituiert sie als Sphäre des Ge- 
meinwesens, der allgemeinen Volksangelegenheit im Gegensatz zu den be- 
stimmten Lebenstätigkeiten der Individuen. Diese politische Revolution ist ih- 
rer Logik nach autoritär, denn um die politische Emanzipation zu vollziehen, 
versucht der Staat, die besonderen Lebenssphären aufzuheben und sich als das 
„wirkliche, widerspruchslose Gattungsleben des Menschen zu konstituieren“. 
Doch das gelingt ihm allenfalls kurzfristig und nur mit Gewalt, indem die Po- 
litik die Revolution gegen die gesellschaftlichen Bedingungen, auf denen sie 
ruht: das Privatleben der bürgerlichen Gesellschaft, für permanent erklärt. Das 
bleibt eine vergebliche Anstrengung, denn wie Marx zeigt, folgt auf den Terror 
der Jakobiner mit Notwendigkeit die „Wiederherstellung der Religion, des Pri- 
vateigentums, aller Elemente der bürgerlichen Gesellschaft“ (ebd., 357). 

Es sind vier Schlussfolgerungen, die sich aus diesen Überlegungen ziehen las- 
sen. 1) Erst, wenn der wirkliche individuelle Mensch den abstrakten Staatsbür- 
ger in sich zurücknimmt, wenn der Mensch seine eigenen Kräfte als gesell- 
schaftliche erkennt und organisiert - also nicht mehr als staatliches Gemein- 
wesen jenseits der isolierten privaten Individuen, sondern in Gestalt der be- 
wussten Kooperation mit allen anderen - sei „die menschliche Emanzipation 
vollbracht“ (ebd., 370). Es geht um die Herstellung des wirklichen kooperati- 
ven Gemeinwesens ohne Klassen und ohne Staat als oberhalb der sozialen 
Klassen und Individuen stehendes Medium des Allgemeinwohls. 

2) Dieser Gedanke der Zurücknahme wird von Marx immer wieder formuliert. 
Es wird aber deutlich, dass es sich nicht einfach um die Zurücknahme des 
Staates und der Politik ın die Gesellschaft handeln kann, denn die bürgerliche 
Gesellschaft ist als materielle Grundlage konstitutiv für die Trennung der bür- 
gerlichen Gesellschaft vom Staat und muss selbst grundlegend verändert wer- 
den, ja, die Veränderung und Überwindung des Staates erfordern vorrangig ei- 
ne Veränderung seiner gesellschaftlichen Grundlagen. Beide, sowohl die bür- 
gerliche Gesellschaft als auch der Staat, stellen in der besonderen bürgerlichen 
Art und Weise, wie sie artikuliert werden: als Sphäre partikularer, privater In- 
dividuen und als abstraktes Gemeinwesen, ein Problem dar. Deswegen geht es 
Marx um eine Überwindung der konstitutiven Differenzierungslinie, durch die 
sich diese beiden Sphären voneinander trennen. Aber diese Differenzierungsli- 
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nie fällt selbst in die Gesellschaft. Indem sich diese zukünftig um die bisher 
verleugneten Formen der gesellschaftlichen Arbeit herum reorganisiert (also 
die angeeignete Mehrarbeit von Lohnabhängigen und die Familienarbeit), 
werden politische Herrschaftsfunktionen allmählich überflüssig. 

„Das Eingreifen einer Staatsgewalt in gesellschaftliche Verhältnisse wird auf einem Gebiete nach 
dem andern überflüssig und schläft dann von selbst ein. An die Stelle der Regierung über Perso- 
nen tritt die Verwaltung von Sachen und die Leitung von Produktionsprozessen. Der Staat wird 
nicht ‚abgeschafft‘, er stirbt ab.“ (Engels 1882, 224). 

Die für die Gesellschaft, in der die kapitalistische Produktionsweise herrscht, 
bestimmenden Antinomien: das Besondere und das Allgemeine, das konkrete, 
lebendige Individuum und das Gattungswesen, das Private und das Öffentli- 
che, werden aufgehoben. 

3) Ins Zentrum seiner Überlegung rückt Marx die menschliche Emanzipation. 
Es geht ıhm darum, dass weltgeschichtlich die Existenzbedingungen der Bil- 
dung von Klassen überwunden werden. 

„Sind im Laufe der Entwicklung die Klassenunterschiede verschwunden und ist alle Produktion 
in den Händen der assoziierten Individuen konzentriert, so verliert die öffentliche Gewalt den 
politischen Charakter.“ (Marx/Engels 1848, 482) 

Mehr noch, die öffentliche Gewalt als organisierte Gewalt einer Klasse zur Un- 
terdrückung einer anderen wird selbst überflüssig. Die proletarische Klasse soll 
Marx zufolge nicht mehr das Projekt der politischen Emanzipation und der 
politischen Revolution verfolgen. Diese würde autoritäre Folgen haben und 
die Grundlagen der Gesellschaft nicht ändern. Die Revolution muss von unten 
ausgehen und sich als eine soziale Revolution vollziehen, die Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen der Menschen ändern. 

„Eine soziale Revolution befindet sich deswegen auf dem Standpunkt des Ganzen, weil sie - fän- 
de sie auch nur in einem Fabrikdistrikt statt - weil sie eine Protestation des Menschen gegen das 
entmenschte Leben ist, weil sie vom Standpunkt des einzelnen wirklichen Individuums ausgeht, 
weil das Gemeinwesen, gegen dessen Trennung von sich das Individuum reagiert, das wahre Ge- 
meinwesen des Menschen ist, das menschliche Wesen. Die politische Seele einer Revolution be- 
steht dagegen in der Tendenz der politisch einflusslosen Klassen, ihre Isolierung vom Staatswesen 
und von der Herrschaft aufzuheben. Ihr Standpunkt ist der des Staats, eines abstrakten Ganzen, 
das nur durch die Trennung vom wirklichen Leben besteht, das undenkbar ist ohne den organı- 
sierten Gegensatz zwischen der allgemeinen Idee und der individuellen Existenz des Menschen.“ 
(Marx 1844, 408) 

4) Allerdings ist das Problem, dass die menschliche Emanzipation nicht un- 
mittelbar zu erlangen ist: ein Appell an das Menschliche ın einem jeden Indi- 
viduum würde verhallen; die Menschenrechte reichen nicht über die kapitalis- 
tische Knechtschaft hinaus, weil sie die bestehenden Eigentumsverhältnisse 
verteidigen. Ihrer realen Existenzgrundlage und ihrer symbolischen Bedeutung 
im Zusammenhang aller anderen sozialen Klassen nach sieht Marx ın der Ar- 
beiterklasse diejenige Klasse, die den Übergang organisieren muss, den er als 
„Diktatur des Proletariats“ bezeichnet (Marx 1875, 28). Die Arbeiterklasse ist 


die universelle Klasse, weil sie universelles Leiden symbolisiert: In der Arbeiter- 
klasse erkennt Marx die Klasse, die durch ihre Arbeit in besonderer Weise zur 
Erhaltung der Gesellschaft beiträgt. Gleichzeitig wird ihr lebendiges Arbeits- 
vermögen ausgebeutet und als Privatreichtum von wenigen angeeignet, die auf 
diese Aneignung ihre Herrschaft stützen. Will die Arbeiterklasse sich emanzi- 
pieren, kann sie dies nur durch eine Emanzipation von sich selbst und von den 
gesellschaftlichen Verhältnissen, unter denen sie überhaupt Arbeiterklasse ist, 
also nur durch die Aufhebung der bürgerlichen Gesellschaft, unter denen auch 
alle anderen zu leiden haben. „Diese Auflösung der Gesellschaft als besonderer 
Stand ist das Proletariat.“ (Marx 1844a, 390) Die Arbeiterklasse ist demnach 
doppelt und widersprüchlich bestimmt: einerseits gewinnt sie ihre bestimmte 
Identität innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise und ist - demokratie- 
theoretisch gesprochen - nur eine partikulare Gruppe mit partikularen Interes- 
sen; andererseits symbolisiert sie etwas Universelles und bildet in ihrer Exis- 
tenz die Grundlage dafür, über sich selbst hinauszugehen und ein radıkales 
Anderes zu sein, Emanzipation der Menschen im allgemeinen, die sich nicht 
mehr in der bürgerlichen Gesellschaft einlösen lässt. Menschliche Emanzipati- 
on bedeutet in der Konsequenz, dass es weder die Klasse gibt noch den Volks- 
souverän - die privaten Einzelnen, die die Grundlage des Staates bilden. 

Diese vier Schlussfolgerungen bestimmen auch Marx‘ Analyse der Massnah- 
men der Pariser Kommune von 1871. Marx legt hier dar, wie er sich die ersten 
Schritte der Transformation der Trennungslinie von Politik und Ökonomie 
vorstellt. Damit wird diese Analyse eine der bedeutenden Grundlagen für die 
weitere „historische Entfaltung des marzistischen Rätegedankens“ und darüber 
hinaus für „alle direkt-demokratischen Organisationsansätze“ (Bermbach 1973, 
19). Anders als Udo Bermbach will ich Rätedemokratie von direkter Demokra- 
tie unterscheiden. Direkte Demokratie besteht aus Verfahren des Volksent- 
scheids, die das parlamentarische Verfahren ergänzen. Direkte Demokratie hält 
sich an die formale Definition des Volkssouveräns. Demnach haben die 
Wahlberechtigten das Recht auf eine Gesetzesinitiative oder sie können in er 
nem Referendum über Entscheidungen der Legislative oder der Regierung ent- 
scheiden (obligatorisches Referendum) (vgl. Abromeit 2003). Rätedemokratie 
soll auch von Basisdemokratie unterschieden werden, denn das Verständnis 
von ‚Basis‘ war in den Diskussion der 1980er Jahre hinsichtlich der gesell- 
schaftlichen Bereiche unspezifisch und meinte in der Topographie von ‚unten‘ 
und ‚oben‘ oft nicht mehr als die Mitspracherechte der Anwesenden unab- 
hängig von formellen Regelungen (so konnte sich auch die Landtagsfraktion 
der Grünen im hessischen Landtag als ‚Basis‘ definieren, um ihre Politikvor- 
stellungen gegen Ansprüche der Parteimitgliederversammlungen als basisde- 
mokratische zu behaupten, vgl. Demirovic 1989). 

Marx zufolge zeigen die enttäuschenden Erfahrungen mit der Regierungsform 
der Republik, dass diese nur als eine soziale möglich ist. Die soziale Republik 
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wird von der Pariser Kommune in die Praxis umgesetzt, indem sie die Staats- 
maschine der Kapitalisten- und Grundbesitzerklasse entreisst sowie „die ‚sozia- 
le Emanzipation‘ offen als das große Ziel der Republik bekennt und so jene 
soziale Umgestaltung durch die kommunale Organisation garantiert“ (Marx 
1871, 554, vgl. Marx 1871a, 338). Die Träger dieses Prozesses sind nicht mehr 
die verschiedenen bürgerlichen Klassenfraktionen, sondern die „Pproduzieren- 
den Massen“ (ebd., 556). Im Unterschied zu vorangegangenen Revolutionen 
habe das „Volk“ - die Verbindung von Arbeitern, kleiner und mittlerer Bour- 
geoisie und Bauern (ebd., 553; Marx 1871, 344) - aufgrund der Initiative der 
Arbeiter durch die Errichtung der Kommune die „wirkliche Leitung seiner Re- 
volution in seine eignen Hände genommen“ und die „Regierungsmaschine der 
herrschenden Klassen durch seine eigne Regierungsmaschine ersetzt“. Aber bei 
der Kommune handelt es sich gleichzeitig um mehr als nur die Ersetzung ei- 
ner Maschine durch eine andere. Denn die Kommune entspricht dem von 
Marx formulierten Ziel der Zurücknahme des Staates. 

„Die Kommune war eine Revolution gegen den Staat selbst, gegen diese übernatürliche Fehlgeburt 
der Gesellschaft; sie war eine Rücknahme des eignen gesellschaftlichen Lebens des Volkes durch 
das Volk und für das Volk. Sie war nicht eine Revolution, um die Staatsmacht von einer Fraktion 
der herrschenden Klasse an die andre zu übertragen, sondern eine Revolution, um diese abscheu- 
liche Maschine der Klassenherrschaft selbst zu zerbrechen.“ (Ebd., 541, vgl. auch 543, 591) 
Marx greift auf Abraham Lincolns Bestimmung der Demokratie zurück: De- 
mokratie als eine Form des Regierens für das Volk, durch das Volk, mit dem 
Volk, um den politischen Ort der Kommune zu bestimmen. Hauptmerkmal ist, 
dass das Volk und vor allem die Arbeiterklasse sich in den Gemeinden wirk- 
lich selbst regiert (ebd., 595, 556). Aber die Kommune ist lediglich ein erster 
Schritt der sozialen Emanzipation. Die kommunale Form der politischen Or- 
ganısation ermögliche es, sofort grosse Fortschritte für die „Bewegung für die 
Arbeiterklasse selbst und die Menschheit“ zu erreichen (ebd., 549). Doch ist 
die Kommune immer noch eine politische Form, noch nicht die „Bewegung 
einer allgemeinen Erneuerung der Menschheit“, noch nicht die Abschaffung 
aller Klassen. Denn sie vertritt ein Sonderinteresse: die Befreiung der Arbeit von 
der „Usurpation ... der Monopolisten der Arbeitsmittel, die von den Arbeitern 
selbst geschaffen oder Gaben der Natur sind“ (ebd., 545). Die Kommune ist 
immer noch Klassenkampf, „aber sie schafft das rationelle Zwischenstadium, 
in welchem dieser Klassenkampf seine verschiednen Phasen auf rationellste und 
humanste Weise durchlaufen kann“ (ebd., 546). Die ökonomischen Reformen, 
die Veränderung der Verteilung und die Reorganisation der Produktion, die 
Einrichtung von Bedingungen für das spontane Wirken der Gesetze der gesell- 
schaftlichen Ökonomie der freien und assoziierten Arbeit, benötigen Zeit. 
Marx führt eine Reihe von Entscheidungen der Kommune an. Als soziale 
Massnahmen werden die Abschaffung der Nachtarbeit für Bäckergesellen oder 
die Übergabe von geschlossenen Werkstätten und Fabriken an Arbeitergenos- 


senschaften genannt (Marx 1871a, 347; 1871, 528). Vorrangig geht es ihm je- 
doch um die politischen Massnahmen, denn die Kommune versteht er als 
„Hebel, um die ökonomischen Grundlagen umzustürzen, auf denen der Be- 
stand der Klassen und damit der Klassenherrschaft ruht“ (Marx 1871a, 342). 
Die unproduktiven und schädlichen Tätigkeiten des Staates, die einen „riesi- 
gen Anteil des Nationalprodukts“ in Anspruch nehmen, werden beseitigt und, 
soweit sie notwendig sind, in eine örtliche und nationale Verwaltungsarbeit 
übergeleitet. Dies bedeutet, den kostspieligen Militärapparat mit einem vom 
Volk getrennten stehenden Heer, Berufsoffizieren und aufwendiger Ausrüstung 
durch eine Volksmiliz zu ersetzen. Die unabhängige Polizei wird aufgelöst, die 
Sicherheits- und Ordnungsfunktionen werden von den Bürgern selbst über- 
nommen. Dies könnte Anlass geben, Willkür zu befürchten. Doch Marx be- 
tont den demokratiepolitischen Kontext, in dem diese Massnahmen stehen. 
Das allgemeine Stimmrecht wird ausgedehnt und dient erstmals dem Volk 
(Marx 1871, 544; Marx 1871a, 340). Es wird nun nicht mehr nur wie in par- 
lamentarischen Systemen auf die Wahl von repräsentativen Volksvertretern be- 
schränkt, die einmal ın vielen Jahren gewählt werden. Die Kommune wählt in 
den verschiedenen Bezirken ihre Vertreter nach allgemeinem Stimmrecht in 
die Selbstregierungsorgane. Die Stadträte sind verantwortlich und jederzeit ab- 
setzbar; sie übernehmen die Aufgaben der Gesetzgebung und der Verwaltung. 
Öffentliche Ämter sind kein „Privateigentum“ der Zentralregierung mehr, die die 
Ämter verleiht, alle öffentlichen Funktionen werden von kommunalen Beamten 
und unter der Kontrolle der Gemeinden wahrgenommen. Die allgemeinen und 
lebenswichtigen Funktionen des Landes sollen keinen Anlass zur Herausbildung 
einer über der Gesellschaft stehenden hierarchischen Beamtenschaft geben; viel- 
mehr sollen auch sie von kommunalen Stellen wahrgenommen werden. 


„Die wenigen, aber wichtigen Funktionen, welche dann noch für eine Zentralregierung 
übrigblieben, sollten nicht, wie dies absichtlich gefälscht worden, abgeschafft, sondern an kom- 
munale, d.h. streng verantwortliche Beamte übertragen werden. Die Einheit der Nation sollte 
nicht gebrochen, sondern im Gegenteil organisiert werden durch die Kommunalverfassung; sie 
sollte eine Wirklichkeit werden durch die Vernichtung jener Staatsmacht, welche sich für die 
Verkörperung dieser Einheit ausgab, aber unabhängig und überlegen sein wollte gegenüber der 
Nation, an deren Körper sie doch nur ein Schmarotzerauswuchs war.“ (Marx 1871a, 340) 

Das Staats- und Amtsgeheimnis wird beseitigt; die Bezahlung der kommunalen 
Räte entspricht der von Facharbeitern (Marx 1871, 544, 596; Marx 1871a, 339). 

Von besonderer demokratietheoretischer Bedeutung ist, dass die Kommune 
sich selbst regiert und die gewählten Gremien sowohl legislative als auch exe- 
kutive Funktion auf sich vereinigen. Die Kommune, also die vereinigten Man- 
datsträger, sollte keine nur parlamentarische, sondern „eine arbeitende Körper- 
schaft“ sein (ebd., 596; Marx 1871a, 339), davon getrennt gibt es eine gewähl- 
te, verantwortliche und absetzbare Richterschaft. Die Zusammenführung von 
gesetzgebender und ausführender Funktion kann ım Lichte der liberalen poli- 
tischen Theorie als ein Rückschritt hinter das erreichte Niveau der Gewalten- 
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teilung erscheinen, von der erwartet wird, dass sie ein gewisses Mass an Frei- 
heit und demokratischen Rechten sichert. Demgegenüber wird aus rätedemo- 
kratischer Sicht in der Gewaltenteilung ein antıdemokratisches Prinzip gesehen 
und die „Vereinigung aller Gewalten in der Hand des Volkes“ gefordert (Adler 
1919, 160f). Es gibt eine Reihe von Argumenten gegen die Gewaltenteilung. a) 
Wie Gewaltenteilung gefasst wird, ist in der demokratietheoretischen Diskussi- 
on selbst keineswegs eindeutig. John Locke zufolge ıst das gewählte Parlament 
das höchste Vertretungsorgan des Volkes, das die Gewalt aber nicht verliert 
(Locke 1689, $ 149). Die Gewalt des Volkes bleibt also - anders als im 
Grundgesetz - beim Volk und wird nicht zwischen Parlament, Exekutive und 
Judikative aufgeteilt. b) In den historischen Analysen zur Diskussion über die 
Einführung der Gewaltenteilung in die Verfassung der USA konnte gezeigt 
werden, dass sie vom Bürgertum erdacht wurde, um die Äusserung des freien 
Willens des Volkes und damit die Möglichkeit zu behindern, die Verfassungs- 
institutionen und vor allem die Figentumsverhältnisse verfassungsmässig ın 
Frage zu stellen (vgl. Beard 1913). c) Die Gewaltenteilung ist aus dem Blick- 
winkel einer materialistischen politisch-soziologischen Analyse eher eine Ver- 
teilung der Macht der verschiedenen Fraktionen der herrschenden Klassen auf 
die Staatsapparate. Der Staat in seiner Gesamtheit jedoch arbeitet das Gesamt- 
interesse der herrschenden Klassen gegenüber den Subalternen aus (vgl. Pou- 
lantzas 1974, 303ff). d) Die Gewaltenteilung existiert nur als strategisches 
Moment der staatlichen Herrschaftsausübung. Fraktionelle und Parteiinteres- 
sen durchdringen die einzelnen staatlichen Apparate (so werden Staatsanwälte 
oder Richter von den Regierungsparteien von Untersuchungen gegen Politiker 
oder Unternehmer abgehalten oder gegebenenfalls versetzt; Positionen in Mili- 
tär und Polizei nach parteipolitischen Gesichtspunkten besetzt; parlamentarı- 
sche Gesetzes- und Haushaltsentscheidungen fallen nach Massgabe der Regie- 
rung und Verwaltung aus). Eine gewaltenteilige Unabhängigkeit eines Apparats 
ist nur dann gegeben, wenn Amtsgrenzen und Zuständigkeiten in den politi- 
schen Konflikten für besondere Interessen strategisch genutzt werden. e) Ge- 
waltenteilung gilt als Schutz vor totalitären Übergriffen. Doch ist es eine ab- 
wegige Vorstellung, dass die Legislative durch die Exekutive kontrolliert wer- 
den muss, denn Übergriffe in die Rechte der Bürger gehen von exekutiven 
Apparaten aus: Polizei, Verwaltung, Militär. Gerade die Gewaltenteilung er- 
möglicht verselbständigte bürokratische Vorgänge. Wenn nun in der Rätede- 
mokratie Legislative und Exekutive zusammenfallen, könnte befürchtet wer- 
den, dass die schwache Form parlamentarischer Kontrolle der Exekutive noch 
weiter geschwächt wird und dies zu Willkür und der Austragung von politi- 
schen Entscheidungen mit Mitteln der Gewalt führt. Dem steht entgegen, dass 
diejenigen, die die Geschäfte für die Allgemeinheit wahrnehmen, sich an die 
Beschlüsse der kommunalen Räte halten müssen, dass sie unter Bedingungen 
der öffentlichen Kontrolle entscheiden und handeln und direkt von unten ge- 
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wählt werden. Willkür- und Gewalthandlungen wären weniger wahrscheinlich 
als unter der heutigen Form bürokratischer Herrschaft: dort wo sie vorkom- 
men, wären sie nicht hinter dem Dienstweg und Amtsgeheimnis des formal- 
rationalen Anstaltsstaats versteckt, sondern offen skandalısierbar. 

Auch aus einer demokratietheoretischen Sicht gibt es keine zwingenden 
Gründe für die Gewaltenteilung. Rousseaus Überlegungen zufolge sind der 
Volkssouverän und sein Wille unteilbar (Rousseau 1762, 85f}). Zugunsten der 
Gewaltenteilung kann argumentiert werden, dass das Volk sich durch die 
Trennung von Gesetzgebung und Ausführung selbst an seine Entscheidungen 
bindet. Denn indem die Legislative sich auf Gesetzgebungskompetenz be- 
schränkt und die Ausführung der Exekutive, also Regierung und Verwaltung, 
überlassen wird, vermeidet es der Gesetzgeber, sich zu sehr von aktuellen Situ- 
ationen beeinflussen zu lassen. Der Allgemeinwille wird durch die Exekutive 
mediatisiert. Doch demokratietheoretisch ist gerade dies mit Problemen ver- 
bunden. Der Volkssouverän wird bei diesem Argument als ein kleines, launen- 
haftes Kind verstanden, doch es ist nicht plausibel, warum der Volkssouverän 
nicht tatsächlich aufgrund von Einsicht oder Veränderung von Präferenzen 
seine vorangegangenen Entscheidungen umstossen können sollte. Wenn die 
Exekutive ihn dabei behindert, wird sie zu einer transzendenten Macht und 
dem Parlament gegenüber selbst zu einer politischen Partei oder zu einem Ort 
der Parteibildung. Sowohl die empirischen als auch die demokratietheoretı- 
schen Argumente sprechen dafür, den Nutzen der Gewaltenteilung für die 
Demokratie für gering zu halten. Die Zusammenlegung von legislativer und 
exekutiver Macht verhindert, dass sich in Staatsapparaten Machtgruppen or- 
ganisieren und ihre Macht steigern können, indem sie ihre Kompetenzen ver- 
mehren. Im Sinne der Überlegung von Marx sind alle Gremien von unten 
durch die Stimmbürger und -bürgerinnen kontrolliert, die Räte üben ihre Tä- 
tigkeiten öffentlich und ohne Rückgriff auf das Amtsgeheimnis aus, die Man- 
datsträger sind verantwortlich und jederzeit abwählbar. Es geht also darum, 
politische Bedingungen zu schaften, die die Herausbildung von Macht ver- 
hindern. Dies ist insbesondere deswegen möglich, weil es keinen politischen 
Ort mehr gibt, an dem sich eine Macht bündelt, die im Namen des Volkssou- 
veräns spricht. Auf diesen entscheidenden Punkt möchte ich kurz eingehen. 
Marx spricht von den wahlberechtigten Bürgern in den Kommunen, aber 
auch von den Arbeitern und den Volksmassen. Wie das Verhältnis dieser ver- 
schiedenen Kategorien zu fassen ist, wird von ihm nicht erläutert. Im Sinne 
eines demokratischen Verfahrens ist eine legitime Körperschaft die Gruppe der 
Wahlberechtigten. Marx erläutert nicht, wer Wahlrecht hat. Sind zu den 
Wahlberechtigten alle Erwachsenen ab einem bestimmten Alter zu rechnen, 
gehören dazu auch Migranten, zählen dazu nur Arbeiter oder auch die Noch- 
oder die Nicht-Mehr-Eigentümer von Produktionsmitteln? Vom Volkssouverän 
leiten politische Demokratien die Gewalt des zentralisierten Staates und der 
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Legitimität seiner Organe ab. Offenkundig verfolgt Marx eine andere Vorstel- 
lung hinsichtlich des Staates, und deswegen müsste er auch den Begriff des 
Volkssouveräns in Frage stellen. Er äussert sich nicht dazu, aber es ist die fol- 
gende Überlegung möglich. Der Volkssouverän ist ein politischer Körper. Sei- 
nen Status erhält er von der Existenz des Nationalstaats, dem er Legitimität 
verleiht. Obwohl der Volkssouverän für das Selbstverständnis der demokrati- 
schen Republik die letzte Instanz ist, von der sich alle Staatsgewalt ableitet, 
lässt er sich nicht begründen. Denn das Volk, das den Staat gründet, von dem 
sich die Staatsgewalt ableitet, muss logisch dem Staat vorausgehen. Doch un- 
ter den Bedingungen, unter denen es den Staat noch nicht gibt, ist noch nicht 
entschieden, wer zu dem Volk gehört. Denn die Zugehörigkeit zum Volk, zu 
den Bürgern wird erst durch den Staat definiert. Der Volkssouverän und der 
demokratische Staat lassen sich nur zirkulär begründen. Damit erweist sich der 
Begriff des Volkssouveräns als eine irrationelle Kategorie, die irrational wird, 
wenn zur Begründung des Volks auf vorpolitische Vorstellungen wie dem Volk 
als Herkunfts- und Schicksals-, als Sprach- und Kulturgemeinschaft zurückge- 
griffen wird (vgl. Balibar 2002). In solchen Fällen nimmt das Volk vollends 
den Charakter eines Mythos an. Aus dem Blickwinkel der Marxschen Theorie 
betrachtet lässt sich sagen, dass sowohl die bürgerliche Ökonomie als auch die 
demokratisch-repräsentative Republik irrationell-religiöse gesellschaftliche 
Formen sind. Denn beide Formen nehmen eine Grundlage in Anspruch, die 
sie nicht begründen können. Im Fall der Ökonomie wird unterstellt, dass Prei- 
se von Waren rational sind. Preise müssen einem Wert entsprechen. Was die- 
ser Wert ist, kann die bürgerliche Ökonomie nicht erkennen und erklären. 
Der Wert der Waren verkörpert den gesellschaftlichen Zusammenhang der pri- 
vat erfolgenden Produktion und wird in der bürgerlichen Gesellschaft auf die 
verausgabte Arbeitszeit zurückgeführt. Doch auch das lebendige Arbeitsver- 
mögen hat so wenig wie irgendein anderer Gebrauchswert einen intrinsischen 
Wert; der Wert der Ware Arbeitskraft ıst insofern ein irrationeller Ausdruck, 
der nur unter kapitalistischen Produktionsverhältnissen sinnvoll ist. Die de- 
mokratische Republik als irrationell-religiöse Form der Allgemeinheit oberhalb 
der privaten Einzelwillen soll im Volkssouverän begründet sein. Doch gerade 
diesen Volkssouverän gibt es nicht, er lässt sich nicht begründen, sondern 
wird selbst durch den politischen Staat erst geschaffen. Demgegenüber argu- 
mentiert Marx aus dem Blickwinkel der Menschheit und mit Vorgriff auf sie. 
Menschheit wird von ıhm ausdrücklich als eine Kategorie jenseits der sozialen 
Klassen, der Politik und des Staates bestimmt. Das Ziel ist der Verein freier 
Menschen. Marx legt nahe, dass die politische Kategorie des Volkssouveräns 
hinfällig wird. Dies markiert eine weitreichende Differenz in der Tradition der 
Linken. Der einen Richtung geht es darum, an Überlegungen von Rousseau 
anschliessend, den wirklichen und einheitlichen Volkssouverän, das solidarı- 
sche Volksganze herzustellen, der den Gemeinwillen verkörpert (vgl. Adler 
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1919, 137%). In der Arbeiterklasse, die dieser Richtung nach die produzieren- 
den, das gesellschaftliche Leben sichernden Funktionen repräsentiert und eine 
(relative) Mehrheit in der Bevölkerung bildet, könnten in diesem Sinne die 
Grundlage für einen einheitlichen Volkswillen gesehen werden. Die andere 
Richtung strebt einen solchen Gemeinwillen nicht mehr an, denn sie sieht in 
ihm die Grundlage für die Reproduktion von Staat, Politik und Regierung, die 
doch überwunden werden soll. „Unter der Räteorganisation ist die politische 
Demokratie verschwunden, da die Politik selbst verschwunden und im gesell- 
schaftlichen Wirtschaftsbetrieb aufgegangen ist.“ „Räte sind keine Regierung; 
nicht einmal die zentralen Räte haben regierungsartigen Charakter, denn sie 
verfügen über kein Organ, den Massen ihren Willen aufzuerlegen.“ (Panne- 
koek 1946, 70f). Ganz richtig fragt Pannekoek (ebd., 271), ob für die Räte 
‚Demokratie‘ überhaupt noch die angemessene Bezeichnung ist, da sich das 
Volk selbst regiert. Dieses Volk aber ist kein politischer Körper mehr, weil der 
Staat fehlt, der es vereinheitlicht und es regiert. Mit vielgestaltigen Selbstver- 
waltungskörperschaften von Kommunen und Produktions- oder Vertriebsge- 
meinschaften entstünde eine Art weitverzweigtes, räumlich grenzenloses und 
sozial offenes horizontales Netz von Assoziationen, die sich ihrerseits assozile- 
ren, ohne die Gestalt eines Volkes anzunehmen (vgl. Hardt/Negri 2002, 377f£, 
vgl. Korsch 1920, 225). Jürgen Habermas konnte Hannah Arendt vorwerfen, 
dass ihrer Konzeption nach die Gesellschaft durch eine regenerierte Bürger- 
schaft als politische Gesellschaft und Totalität konstituiert würde (Habermas 
1992, 360). Das hält er angesichts der funktionalen Differenzierung moderner 
Gesellschaft für nıcht mehr angemessen, die kein Zentrum und keine politi- 
sche Spitze mehr kennen. Das Rätesystem legt demgegenüber nahe, dass es zu 
einer solchen Aufspreizung der Politik, die sich als das Ganze der Gesellschaft 
setzt, nicht mehr käme. Die Räte konstituieren eine völlig neue Art von Kom- 
plexität, in der öffentliches und privates, politisches und soziales Handeln zu- 
sammenkommen, während sich dieses Handeln dezentriert und dezentralistert. 


Die Analyse von Marx bleibt in einem entscheidenden Punkt blass. Denn er 
sagt wenig darüber, wie der Staat in die reale Produktion des Gemeinwesens 
zurückgenommen wird. Der entscheidende Hinweis ist der, dass nun die 
Volksmassen und vor allem die Arbeiterklasse selbst die Initiative und die Re- 
gierungsgeschäfte übernommen haben - insofern ist die Kommune die „end- 
lich entdeckte Form, unter der die ökonomische Befreiung der Arbeit sich 
vollziehen kann“ (Marx 1871a, 342, 347). Damit wird aber die Frage der De- 
mokratie zu einer Frage allein der Klassentheorie: demokratisch sind Verhält- 
nisse dann, wenn die Volksmassen sich selbst regieren. Das ist ein wichtiger 
Schritt, entspricht jedoch nicht der demokratietheoretischen Forderung, dass 
alle an der Selbstregierung beteiligt sind. Aber nicht einmal für die Angehöri- 
gen der Arbeiterklasse ist die Beteiligung sicher. Denn noch ist mit einer 
kommunalen Arbeiterregierung nicht die Arbeitsteilung von Ökonomie und 
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Politik überwunden. Es liegt vielmehr nahe, dass die Angehörigen der Arbei- 
terklasse praktisch in Mehrfachfunktionen aktiv sind. Es sind viele, aber sie 
machen nun alles: sie produzieren, entscheiden und führen die Entscheidun- 
gen aus. Damit kommt auf sie eine erhebliche Arbeitsbelastung zu, die sie auf 
Dauer nicht hätten aufrecht erhalten können - hätte die Kommune lange ge- 
nug Gelegenheit gehabt, mit den Formen der Selbstregierung zu experimentie- 
ren. Die Konsequenz hätte durchaus die sein können, dass einzelne Personen 
oder Gruppen zu politischen Experten für die Regierungsgeschäfte in den 
Selbstverwaltungskörperschaften geworden wären, die im Namen der Volks- 
massen und der Arbeiterklasse regieren. Selbst eine permanente Kontrolle und 
Wählbarkeit auf Bürgerversammlungen hätte sich allmählich als zu zeitauf- 
wendig herausgestellt. In der Folge hätte es durchaus wieder zu verselbständig- 
ten Formen politischen Entscheidens kommen können, die von allen Beteilig- 
ten als Entlastung, als Effizienz-, Effektivitäts- und Rationalitätssteigerung er- 
lebt werden können, die jedoch den Anspruch auf Selbstregierung untergra- 
ben. Diese Probleme stellen sich den Vertretern der Rätedemokratie in den 
Jahrzehnten nach Marx, einige der Antworten vor allem aus dem deutschen 
Kontext will ich im Folgenden behandeln. 


4. Einige Aspekte der Diskussion über Rätedemokratie 


In den Rätekonzeptionen nach dem Ersten Weltkrieg wird in ähnlicher Weise 
wie bei Marx die Arbeiterklasse zur Grundlage staatlicher Macht und Gewalt. 
Es gibt jedoch eine folgenreiche Differenz. Während Marx die Räte auf der 
Ebene der Kommune ansiedelt, handelt es sich im Prozess der Revolution in 
Deutschland zunächst um Arbeiter- und Soldaten-, im Laufe des Jahres 1919 
nur noch um Arbeiterräte. Entsprechend heisst es in einem Flugblatt des Voll- 
zugsrat der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte vom 23. November 1918 - 
bis zum Januar 1919 im formalen Sinn die Regierung des Deutschen Reiches - 
„Die politische Gewalt liegt in den Händen der Arbeiter- und Soldatenräte der 
deutschen sozialistischen Republik.“ (Zit. nach Müller 1921). Die Räteorganı- 
sation, so Ernst Däumig, „ist praktischer Sozialismus“, ein „proletarisch- 
sozialistisches Kampfgebilde, dazu bestimmt, die kapitalistische Produktion 
und den auf ihr errichteten Obrigkeitsstaat, selbst wenn er eine republikanı- 
sche Fassade hat, zu beseitigen, und an ihre Stelle die sozialistische Produktı- 
on und ein sich selbst verwaltendes Gemeinwesen zu setzen“ (Däumig 1920, 
79). Für die Vertreter des Rätegedankens ist diese Verlagerung der das Ge- 
meinwesen konstituierenden Einheit auf die Arbeiterschaft der entscheidende 
Gesichtspunkt. 


„Träger des Rätegedankens kann nur das Proletariat sein, d.h. alle die Hand- und Kopfarbeiter, 
die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft zu verkaufen, um leben zu können. Damit steht der Räte- 
gedanke in einem ebenso scharfen wie natürlichen Gegensatz zu dem landläufigen demokrati- 
schen Gedanken, der die Staatsbürger als eine einheitliche Masse wertet“ (ebd., 80). 
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Anton Pannekoek (1946, 269f) äussert die Ansicht, dass ein grosser Teil der 
ArbeiterInnen in Deutschland während der Revolutionsperiode diesen ent- 
scheidenden Gesichtspunkt nicht verstand. Denn über Jahrzehnte war die so- 
zialdemokratisch geführte Arbeiterbewegung an dem demokratietheoretischen 
Ziel der Durchsetzung der demokratischen Republik und des allgemeinen glei- 
chen Wahlrecht orientiert gewesen. Die Macht ın den Räten zu monopolisie- 
ren, musste aus dieser Sicht als eine Usurpation erscheinen. Demgegenüber, so 
Pannekoek (ebd., 271), müssten die Arbeiter die „tiefe Überzeugung entwi- 
ckeln, daß die Räteorganisation eine viel höhere und vollkommenere Form der 
Rechtsgleichheit ist“. Man könne sagen, dass das Rätesystem die höchste 
Form der Demokratie und jene Form sei, „die zu einer Gesellschaft gehört, die 
selbst Herrin über ihre Produktion und ihr Leben ist“ (vgl. Adler 1919, 144). 

Demokratietheoretisch werfen diese Überlegungen aber ein ernstes Problem 
auf. Denn wie im Fall des Wahlrechts bestimmt werden muss, wer in seinen 
Genuss kommt, stellt sich nun die Frage, wer ein Arbeiter ist. Diese klassen- 
theoretische Frage gewinnt eine folgenreiche politische Bedeutung. Handelt es 
sich nur um die manuellen Arbeiter in den grossen Fabriken? Dies würde be- 
deuten, dass Frauen, Lehrlinge, Migranten mitentscheiden könnten - aber was 
ist mit Technikern und Angestellten? Durch eine enge Definition besteht die 
Gefahr, dass grosse Gruppen von Lohnabhängigen und darauf bezogene ge- 
werkschaftliche und sozialistische Strömungen von der demokratischen Teil- 
habe an der Selbstverwaltung der Wirtschaft ausgeschlossen werden. Schon 
Marx hatte ein breites Bündnis vor Augen, Ernst Däumig (1920, 87) spricht 
von einem Bund von Hand- und Kopfarbeitern und zählt zu denen, die mit- 
entscheiden können als die, die ihre Arbeitskraft dem Kapital verkaufen: Inge- 
nieure, Techniker, Buchhalter, Wissenschaftler (vgl. auch Korsch 1919). Ähnli- 
che Beschäftigtengruppen hat Max Adler vor Augen, wenn er von der Not- 
wendigkeit spricht, alle „ökonomisch entscheidenden Schichten“ einzubezie- 
hen. Däumig wie Adler ist bewusst, dass es darum geht, die Bildung einer 
mächtigen Minderheit zu verhindern, die, um den eigenen Willen durchzuset- 
zen, zu Mitteln des Terrors eines Teils der Klasse der Unterdrückten gegen eı- 
nen anderen Teil, einer sozialistischen Strömung gegen eine andere greift. Die 
Bestimmungen müssen so beschaffen sein, dass es sich wirklich um die Mehr- 
heit derer handelt, die die gesellschaftliche Arbeit leisten und der Minderheit 
der bürgerlichen Klasse gegenüberstehen. Darüber hinaus darf auch nicht un- 
terstellt werden, dass die Definition der Klasse, die entscheidungsberechtigt ist, 
eın für allemal festgelegt ist. Denn das Ziel der Räte ist der Umbau der Pro- 
duktion und der Gesellschaft, so dass alle einen Anteil an der gesellschaftli- 
chen Arbeit übernehmen können. „Einmal die Arbeit emanzipiert, so wird je- 
der Mensch ein Arbeiter, und produktive Arbeit hört auf, eine Klasseneigen- 
schaft zu sein.“ (Marx 1871a, 342). In dem Maße, wie dies der Fall ist, müssen 
sich die bislang ausgeschlossenen Individuen an den Entscheidungen beteili- 
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gen können (Pannekock 1946, 272). Doch führt dies zu einem Problem, dass 
die Bestimmung von Technikern, Ingenieuren, Managern als Arbeiter, die ver- 
hindern soll, dass sie aus den Entscheidungsprozessen ausgeschlossen werden, 
ihrerseits dazu beitragen kann, fortbestehende Klassendifferenzen zu verbergen. 
Mit ihrem Wissens- und Kompetenzmonopol können sich diese Kategorien 
den Produktionsprozess unterwerfen und derart gestalten, dass er ihrem Inte- 
resse entspricht. Deswegen forderten Gramsci und Korsch, dass im weiteren 
Prozess auch die „bisherige bürgerliche ‚Arbeitsteilung‘ zwischen körperlicher 
und geistiger Produktion“ überwunden werden müsse (Korsch 1919b, 173). 
Sehr eng mit dieser Frage ist ein weiteres Problem verbunden, das sich mit 
dem Institut des Arbeiter- und Soldatenrats und der Forderung ‚Alle Macht 
den Räten‘ verbindet. Insbesondere Max Adler warf die Frage auf, ob tatsäch- 
lich Arbeiter als Arbeiter, Soldaten als Soldaten über die Produktion und ge- 
sellschaftlichen Belange entscheiden sollen. Sollten sich - wie es Hannah 
Arendt vertrat - in allen gesellschaftlichen Bereichen und in jedem Berufszweig 
Räte bilden: Räte der Bauarbeiter, der Architekten, der Studenten, der Uni- 
formschneider, der Beamten und Bauern, dann bestünde die Gefahr, dass das 
System der Arbeiterräte sich aus einem „Instrument zum Sturze der kapitalisti- 
schen Gesellschaft in ein Institut der Interessenvertretung in dieser Gesell- 
schaft“ verwandelte (Adler 1919, 153). Mehr noch, es sei zu befürchten, dass 
sich kleinliche berufliche und ständische Interessen bildeten oder stabilisier- 
ten. Die Räte dürften also nicht als „dauerndes Gestaltungsprinzip“ missver- 
standen werden, da auf diese Weise auch der Klassencharakter des Proletariats 
festgeschrieben und verstetigt würde. Dadurch käme es lediglich zu einer Um- 
kehrung der Machtpositionen ohne eine Veränderung der Verhältnisse selbst: 
wären die Arbeiter früher die Bedrückten gewesen, so würden sie sich ım 
Rahmen der Rätedemokratie als Herren fühlen (ebd., 149). Diese Sorge vor 
den reaktionären Möglichkeiten, die in den Rätekonzeptionen enthalten sein 
können, ist für alle hier genannten Rätetheoretiker der tiefere Grund, sie nur 
als vorübergehende Kampfform zu begreifen, nicht, wie Arendt vermutet, ihre 
Geringschätzung. Entsprechend vertritt Adler die Ansicht, dass die Räte nicht 
als Arbeiter zusammenträten, sondern als Sozialisten; er empfiehlt, dass beı 
Arbeiterratswahlen nur diejenigen wählbar sein sollten, die sich ausdrücklich 
auf das Ziel der Überwindung der Klassenspaltung, also das Ziel des Sozualis- 
mus, verpflichteten, während berufliche und gegenwartsinteressierte Stand- 
punkte an die zweite Stelle zurück gestellt werden müssten (ebd., 155f). 
Würden die Arbeiterräte nur als Arbeiterräte handeln, bestünde auch die Ge- 
fahr, dass sie Interessen besonderer Betriebe verträten. Doch in einer emanzı- 
patorischen Perspektive sollen sich die Räte nicht verfestigen. Die einzelnen 
Betriebe sollen dem Gesamtzusammenhang untergeordnet werden, so dass es 
zu einer gesellschaftlichen Gesamtplanung kommen kann. Dafür wurde von 
den Vertretern der Rätebewegung eine entsprechende Gliederung der Willens- 
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bildung und Entscheidungsfindung von unten nach oben vorgeschlagen. Die 
Arbeiter- und Soldatenräte bilden die Einheiten politischen Entscheidens und 
Handelns. Wie im Fall der kommunalen Räte sind auch diese Räte demokra- 
tisch gewählt, sie sind verantwortlich und jederzeit abrufbar. Die Arbeiterräte 
bilden legislative und exekutive Körperschaften. Direkt gewählt werden die 
Delegierten auf der untersten Ebene: Arbeiter und Angestellte wählen die Be- 
triebsräte; diese kontrollieren und organisieren gemeinsam mit den Betriebslei- 
tern die Angelegenheiten des Unternehmens. Selbständige und andere Berufs- 
gruppen, die nicht in Betrieben erfasst werden können, wählen bezirksweise 
einen gemeinschaftlichen Berufsrat. Aus den Betriebs- und Berufsräten werden 
die Kontrollorgane für das Produktionsgebiet gewählt, die Bezirksgruppenräte, 
die auch die Betriebsleiter einsetzen. Ein Bezirksgruppenrat vertritt jeweils die 
Betriebe einer Branche auf der Ebene des Wirtschaftsbezirks. Richard Müller - 
der Vorsitzende des Vollzugsrats der Arbeiter- und Soldatenräte Groß-Berlin 
und neben Ernst Däumig einer der theoretischen Köpfe der rätedemokrati- 
schen Bewegung (vgl. Bermbach 1973, 10, Hoffrogge 2008 und in diesem 
Heft) - nennt 14 Branchen, unter anderen: Landwirtschaft, Bergbau, Metall-, 
Chemische, Textilindustrie, Banken und Handel, Staats- und Kommunalbeam- 
te und Arbeiter, Freie Berufe (vgl. Müller 1921)!. Die Bezirksgruppenräte bil- 
den ihrerseits ein eigenes Planungs- und Entscheidungsgremium, den Bezirks- 
wirtschaftsrat, und entsenden Delegierte in die Reichsgruppenräte, in denen 
jeweils eine Branche auf nationaler Ebene organisiert ist. Die Reichsgruppenrä- 
te ihrerseits sind noch einmal im Reichswirtschaftsrat zusammengefasst. In 
Müllers Überlegungen treten politische oder gar demokratiepolitische Überle- 
gungen völlig in den Hintergrund. Er betont vor allem die Notwendigkeit, die 
Produktion aufrecht zu erhalten und ihre Organisation am Allgemeinwohl zu 
orientieren. Damit unterstellt er als selbstverständlich, was im rätedemokrati- 
schen Prozess eigentlich erst hergestellt werden soll, nämlich eine demokra- 
tisch bewusst vollzogene Abstimmung zwischen den Arbeiten der einzelnen 
Produktions- und Verteilungsstätten und dem gesellschaftlichen Bedarf. Dies 
bedeutet, dass mindestens drei Aspekte der Demokratisierung Berücksichti- 
gung finden müssen, die in Müllers Modell keine Erwähnung finden. 

1) Der erste Aspekt betrifft die unmittelbaren Mitsprache- und Mitentschei- 
dungsrechte der einzelnen Arbeiter und Arbeiterinnen unter Bedingungen der 
Rätedemokratie. Um eine solche Mitsprache zu ermöglichen, muss die Hert- 
schaft und Kontrolle der Kapitaleigner auf betrieblicher Ebene in drei Hin- 
sichten überwunden werden: a) Kontrolle über die Produkte, die Erträge der 
Produktion und ihre weitere Verwendung; b) die Herrschaft über den Produk- 
tionsprozess (Produktionsmittel, Arbeitsabläufe, Tempo, Hierarchien); c) die 
Festsetzung der Bedingungen, unter denen die menschliche Arbeitskraft einge- 


1 Für den Hinweis auf diesen Text danke ich Ralf Hoffrogge. 
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setzt wird (Löhne, Hygiene, Arbeitsschutz) (vgl. Korsch 1919, 92). Mit der Rä- 
tedemokratie verbindet sich das Ziel, diese drei Formen von Herrschaft auf 
betrieblicher und Unternehmensebene zu überwinden, so dass die unmittelba- 
ren Produzenten darüber entscheiden können, was und wie viel produziert wird, 
mit welchen Produktionsmitteln auf welche Weise und unter welchen Bedingun- 
gen für die Arbeitenden produziert wird. Deswegen muss es auf dieser Ebene zu 
Formen der demokratischen Beteiligung durch die unmittelbaren Produzenten 
kommen. Erstaunlicherweise findet sich dazu in der rätedemokratischen Dis- 
kussion wenig. Müller zufolge besteht die Beteiligung in der Wahl von Dele- 
gierten, die ihrerseits in Bezirksräten auf die Produktion und die Wahl der Be- 
triebsleiter Einfluss nehmen; von einer weitergehenden direkten Entscheidungs- 
beteiligung auf betrieblicher Fbene ist nicht die Rede. Pannekoek zufolge ist 
die leitende Körperschaft des Betriebs die Gesamtheit der miteinander und zu- 
sammen wirkenden Arbeiter. „Sie treten zur Beratung ihrer Angelegenheiten zu- 
sammen und treffen ihre Entscheidungen in Versammlungen. Auf diese Weise 
nimmt jeder, der sich an der Arbeit beteiligt, auch an der Regelung der ge- 
meinschaftlichen Arbeit teil.“ (Pannekoek 1946, 40). Wenn die Zahl der Arbei- 
ter sehr gross ist, kommt es zur Bildung von Versammlungen auf Abteilungs- 
ebene und Versammlung zentraler Delegiertenkomitees. Die Delegierten nehmen 
als einfache Mitglieder an den Diskussionen der Abteilungen teil und stellen 
die Verbindung zwischen diesen und den Komitees her. Aus Pannekoeks Sicht 
gibt es keine Leiter, besondere Fragen werden einzelnen Personen zur Durch- 
führung in voller Verantwortung übertragen. Korsch gibt den Hinweis, dass 
während der Arbeit die Masse der Arbeitenden dem allein entscheidenden Lei- 
ter des Produktionsprozesses „in willenloser Abhängigkeit unterworfen sein“ 
soll; jedoch soll sie jederzeit darüber entscheiden können, wer dieser Leiter ist 
und wie lange er in der leitenden Stellung bleibt (Korsch 1919c, 179). 

2) Die Absprache zwischen den einzelnen Betrieben auf Branchen-, Bezirks- 
und nationaler Ebene soll die blinde Koordination durch den Markt und die 
Entscheidungen des Kapitaleigners ersetzen. Einerseits soll der gesellschaftliche 
Bedarf mittels bewusster Planung und Verwaltung befriedigt und andererseits 
sollen Betriebsegoismen verhindert werden. „Boden und Anlagen sind auch im 
Falle der direkten Soztalisierung den arbeitenden Produktionsteilnehmern des 
einzelnen Betriebes (Produktionszweigs) nur geliehen, sie gehören als gemein- 
wirtschaftliche Grundlage der gesamten Produktion und Konsumtion nicht 
einer einzelnen Gruppe von Arbeitern, sondern der alle Sondergruppen verei- 
nenden Gemeinschaft.“ (Korsch 1919, 90). Die Fabriken „sollen als getrennte 
Glieder eines Körpers zu einem gut organisierten Produktionssystem zusam- 
mengefaßt werden“ (Pannekoek 1946, 33). Es bedarf der Buchführung, der 
Statistiken, der Rechnungsbüros. Doch wichtiger ıst, dass dıe Betriebe an den 
Entscheidungen der übergeordneten Instanzen beteiligt sind und sind nicht 
einfach nur in Form von Kennziffern entgegennehmen. Die Aufmerksamkeit, 
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das Wissen der Individuen, die Kommunikation zwischen ihnen, die Abspra- 
che zwischen den Betrieben trägt zur Herstellung des gemeinwirtschaftlichen 
Zusammenhangs und seiner Regulierung bei (ebd., 37, 67). 

3) Auch wenn die unmittelbaren Produzenten die Produktionsprozesse derart 
aufeinander abstimmen, dass sie sich zu einem gesellschaftlichen Gesamtarbei- 
ter zusammenschliessen, kann es noch zu einem grundlegenden Widerspruch 
zu den Konsumenten kommen: die Produzenten wollen vielleicht den Umfang 
ihrer Arbeitsleistung einschränken oder einen geringeren Anteil der Erträge ıh- 
rer Arbeit an das Gemeinwesen abführen. Korsch nimmt an, dass erst mit dem 
Wegfall der Kapitaleigner, die zwischen Lohnabhängigen und Konsumenten 
vermittelt haben, dieser Interessenkonflikt mit den Konsumenten Gegenstand 
ausdrücklicher gesellschaftlicher Koordination wird (Korsch 1919, 94). Ob- 
wohl er dieses Problem anspricht, finden sich bei ihm keine weiteren Vor- 
schläge zu einer solchen Koordination von unten. Erst bei Michael Albert 
wird die Idee der Rätedemokratie auch auf den Bereich des Konsums und der 
Absprache zwischen Produktion und Konsumtion erweitert (Albert 2006; vgl. 
Demirovic 2007). 

Mit der Rätedemokratie wird der gesellschaftliche Gesamtarbeiter als der Be- 
reich des Gemeinwesens konstituiert, wo die alle betreffenden Entscheidungen 
unter Beteiligung aller getroffen werden. Auf diese Weise soll die Sphäre der 
Politik in die Gesellschaft zurückgenommen und der Kampf um Machtanteile 
überflüssig gemacht werden. Es entstehen neue Gegensätze zwischen den Pro- 
duzierenden und den Konsumierenden. Es gibt allerdings einen weiteren Ge- 
gensatz, der angesprochen wird, der jedoch nicht Gegenstand demokratietheo- 
retischer Überlegung ist. Es handelt sich um Gegensätze innerhalb der Klasse 
der unmittelbaren Produzenten selbst. Hannah Arendt äussert die Ansicht, 
dass es in den Räten keine Streitigkeiten zwischen Parteien und ihren Fraktio- 
nen gibt. Das sehen auch Vertreter der Rätebewegung so. 

„Da der Rätegedanke die Befreiung des gesamten Proletariats von der kapitalistischen Ausbeutung 


zum Ziele hat, kann die Räteorganisation nicht die Domäne einer einzelnen Partei oder einzelner 
Berufsgruppen sein, sondern muß das Proletariat als Ganzes umfassen.“ (Däumig 1973, 81). 


Dies sah auch Max Adler so: 


„Der Arbeiterrat umfaßt die Arbeiter eines ganzen Betriebes ohne Rücksicht auf die Richtung ih- 
rer Parteizugehörigkeit im Sozialismus, das heißt also ebensowohl den Sozialdemokraten wie den 
Kommunisten etc., und ohne Spaltung in eine gewerkschaftliche und politische Richtung. Damit 
vollzieht sich nun viel rascher und intensiver als früher die Erweckung des politischen Interesses 
durch die Schaffung einer Massenteilnahme an der politischen Diskussion. Indem jeder einzelne 
sich hier mithandelnd findet und seinen Beitrag in den Ergebnissen des Tages gleichsam vor Au- 
gen sieht, schlingt sich nun das Band enger zwischen den Massen und den von ihr gewählten, die 
unter ihrer täglichen, ja stündlichen wirksamen Kontrolle stehen.“ (Adler 1919, 149, auch 159) 


Faktisch kommt es, wie Adler beobachtet, zur Bildung verschiedener Strö- 
mungen und Fraktionen, zu vielen Konflikten ın den Räten und zur Durch- 
setzung der Interessen von Parteien. Däumig (1920, 83f) ist der Ansicht, dass 
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dies das Ergebnis eines historischen Zufalls sei, weil die Arbeiterräte nicht aus 
der proletarischen Revolution hervorgegangen seien, sondern ihr „Entstehen 
zufälligen Parteikonstellationen verdankten“. Unterstellt wird, dass es unter 
den unmittelbaren Produzenten nur einen Willen gäbe. Soweit dies nicht der 
Fall ist, wird die Ursache bei den Parteien der Arbeiterbewegung gesucht. Dass 
aber auch auf betrieblicher Ebene, zwischen den Betrieben, zwischen Produ- 
zierenden und Konsumierenden neue Formen der Meinungsverschiedenheiten 
über alle Aspekte der Produktion entstehen können, wird nicht weiter in 
Rechnung gestellt. Diese Konflikte sind keine Konflikte zwischen Klassen 
mehr, sie müssen auch nicht mehr die Form der Politik und der staatlichen 
Herrschaftsausübung annehmen. Aber sie werfen Fragen nach der Formen der 
Koordination und der Entscheidung auf, in die alle einbezogen sind. 

Wenn die kollektiven Entscheidungen in den Betrieben getroffen werden, 
wenn an ihnen nur Arbeiter teilnehmen, ist eine Vielzahl von Menschen aus- 
geschlossen. Das ist bei demjenigen Teil von ihnen beabsichtigt, die bislang 
über die gesellschaftlichen Produktionsmittel verfügt haben, also eine kleine 
Minderheit. Doch es gibt die Gruppen der Freiberuflichen, Selbständigen, 
Kleingewerbetreibenden, Bauern, Arbeitslosen. Es gibt darüber hinaus diejeni- 
gen, die Hausarbeit leisten - nach einer verbreiteten Arbeitsteilung die Frauen, 
es gibt die Rentner, die Pflegebedürftigen, die Kinder und Jugendlichen. Ange- 
sichts dieser Gruppen stellte sich den Vertretern der Rätedemokratie die Frage 
nach einer territorialen Vertretung. Die klassische Form der territorialen Ver- 
tretung ist das Parlament. Die Beurteilung seiner Bedeutung blieb kontrovers. 
Aus der Sicht von Ernst Däumig (1973, 82) handelt es sich um eine klare Al- 
ternative, er plädiert für Rätedemokratie, stellt sich dem Problem der Interes- 
senvertretung und demokratischen Lebensverhältnisse in anderen gesellschaft- 
lichen Bereichen als der Wirtschaft jedoch nicht. Rosa Luxemburg argumen- 
tiert dafür, dass es sich um eine Scheinalternative handelt. Sie plädiert dafür, 
das Parlament nicht als Ort der politischen Auseinandersetzung zu ignorieren 
und damit zu einer Selbstmarginalisierung der Linken beizutragen (Luxemburg 
1919, 484f). Ihre Argumentation ist taktisch gemeint, aber es ist nicht auszu- 
schliessen, dass sie das Problem sieht, wie eine breite öffentliche, die ganze 
Gesellschaft ergreifende Diskussion über die Wirtschaft hinaus gewährleistet 
werden kann. Max Adler, der die Mitgliedschaft in den Arbeiterräten nicht 
nur an den Status des unmittelbaren Produzenten, sondern auch an eın Be- 
kenntnis zum Sozialismus bindet, will eine Ausschliessung aller anderen vom 
Gemeinwesen dadurch vermeiden, dass er für die Fortexistenz der Nationalver- 
sammlung plädiert. Für Richard Müller ist der Reichs-Wirtschaftsrat, „der alles 
zur Sicherung und Aufrechterhaltung des gesamten Wirtschaftslebens Erforder- 
liche“ veranlasst, mit seinen Kompetenzen der Nationalversammlung neben- 
geordnet. Beide Körperschaften müssen die von ihnen beschlossenen Gesetze 
und Verordnungen jeweils der anderen unterbreiten (Müller 1919, 90). Das 
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damit aufgeworfene Problem, dass es zu einer Art doppelter Souveränität, im 
Bereich der Wirtschaft mit den funktional bestimmten Räten, in der Politik 
mit den territorial verankerten Parteien, und damit zu komplizierten Macht- 
und Herrschaftsbeziehungen kommen kann, wird von ihm ebensowenig wie 
von Adler weiter erörtert. Im demokratietheoretischen Rückblick stellt sich der 
Eindruck ein, dass die Frage ‚Räte oder Parlament‘ ein Ergebnis der besonde- 
ren politischen Konstellation ist. Marx hatte die Räte der Kommune als terri- 
toriale Vertretungs- und Ausführungsorgane gefasst. Demgegenüber werden die 
Räte von den späteren Rätetheorien als Vertretungsorgane der Betriebe be- 
stimmt. Damit lässt sich auf das Problem der betrieblichen Selbstverwaltung 
durch die unmittelbaren Produzenten in den Blick nehmen. Das bei Marx 
unklar bleibende Problem der Zeit, die für Beteiligung und Koordination auf- 
gebracht werden muss, kann hier unmittelbar im betrieblichen und zwischen- 
betrieblichen Alltag gelöst werden. Doch ist damit von vornherein ein Unter- 
schied zwischen den Betrieben und ihrem gesellschaftlichen Umfeld in der 
Kommune oder der Region gesetzt, so dass sich dann auch das Problem stellt, 
wie dıe Menschen, die dort leben, an den Entscheidungen beteiligt sind. Das 
bleibt nicht ohne Folgen. Denn auf der Entscheidungsebene der Kommune 
rücken sofort weitere Fragen in den Blick: öffentliche Sicherheit, Verkehr, 
Müllentsorgung, medizinische Betreuung, Bildung oder Kultur, denen Marx 
auch entsprechende Aufmerksamkeit widmet. Dies lässt sich nicht alles im 
Rahmen von Räten bearbeiten, die im wesentlichen für wirtschaftliche Fragen 
der Produktion, der Verteilung und des Konsums zuständig sind. In allen die- 
sen Bereichen könnten und sollten Prozesse der Demokratisierung und der 
demokratischen Selbstverwaltung organisiert werden, so dass sich die Gesell- 
schaft insgesamt demokratisiert und die Räte in der Produktion und Vertei- 
lung breite gesellschaftliche Unterstützung finden. Doch in den rätedemokra- 
tischen Texten finden jene gesellschaftlichen Bereiche und ihre Demokratisie- 
rung kaum Erwähnung. Der Begriff des Arbeiterrats hat seine eigene Dynamik 
und führt zu einem unübersehbaren Ökonomismus: 

„Die Räteorganisation ist eine wirkliche Demokratie, die Demokratie der Arbeit, die das arbei- 
tende Volk zum Herrn und Meister seiner Arbeit macht. Unter der Räteorganisation ist die poli- 
tische Demokratie verschwunden, da die Politik selbst verschwunden und im gesellschaftlichen 
Wirtschaftsbetrieb aufgegangen ist.“ (Pannekoek 1946, 70, Herv. AD) 

Es ist, wenn die politische Demokratie - im Sinne von Marx - überflüssig 
werden soll, äusserst fragwürdig anzunehmen, dass vom gesellschaftlichen Le- 
ben nur noch der Wirtschaftsbetrieb übrig bleibt. Denn mit der Rücknahme 
der allgemeingesellschaftlichen Gesichtspunkte vom Staat in die Gesellschaft 
selbst kann auch die Wirtschaft nicht mehr Wirtschaft bleiben, sondern wird 
zum realen Gemeinwesen, in dem die Menschen ihr gemeinsames Leben pro- 
duzieren, organisieren und verwalten. 
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5. Schlussbemerkung 


In seiner Studie über die Arbeiterräte, die sein eigenes langjähriges Engage- 
ment in der Rätebewegung resümiert, hält Pannekoek fest, dass es „diese neue 
Arbeitsorganisation zu erforschen und uns und anderen klar zu machen“ gilt. 
Die neue Form des gesellschaftlichen Zusammenlebens, in dem die Menschen 
über ihre Verhältnisse selbst bestimmen und deren spontan wirkende Gesetz- 
mässigkeiten sie gemeinsam in aller Freiheit einrichten, könne „nicht als Phan- 
tasiegebilde ersonnen werden. ... Sie kann natürlich auch nicht ın Einzelheiten 
aufgezeigt und geschildert werden; die künftigen Bedingungen, die ihre genau- 
en Formen bestimmen werden, sind uns unbekannt.“ (Pannekoek 1946, 39). 
Er war zuversichtlich, dass eine solche neue Form die Rätedemokratie sein 
wird. Die Zukunft ist jedoch so unbestimmt, dass nicht einmal das sicher ist; 
aber vielleicht gibt es jene Gesetzmässigkeit, von deren Existenz sowohl Han- 
nah Arendt als auch Marx und die vielen anderen überzeugt waren, dass in 
den grossen Umwälzungen der Gesellschaft sich Räte bilden. Nicht nur des- 
wegen ist es sinnvoll, über die Konzepte der Rätedemokratie als eine Alterna- 
tive zur kapitalistischen Vergesellschaftung weiter nachzudenken. Die rätede- 
mokratischen Versuche hatten zu keinem historischen Zeitpunkt die Möglich- 
keit, das ihnen innewohnende Emanzipationspotential zu beweisen. Im Na- 
men von Demokratie oder Sozialismus wurden sie mit Gewalt niedergeschla- 
gen und ihre Vertreter verfolgt. Die Kritik an ihnen darf nicht solchen Nieder- 
lagen noch nachträglich zuarbeiten und der Repression die Rechtfertigung ge- 
ben. Ebensowenig aber dürfen sie deswegen mystifiziert werden. Die Kritik ıst 
rettend gemeint, nichtsdestoweniger Kritik. Sie mündet darin, dass die Räte- 
bewegung die Diskussion bis zu einer Schwelle getragen hat, an der sie mit er- 
heblichen Problemen bei der weiteren Durchführung konfrontiert worden wä- 
re. Die Vertreter der Rätedemokratie sahen in den Räten die Ermöglichungs- 
bedingung einer von den Arbeitenden verwalteten und koordinierten Produk- 
tion. Auf diese Weise sollte staatliche Herrschaft ebenso wie das Kommando 
über das lebendige Arbeitsvermögen und seine Ausbeutung durch die Kapital- 
eigner abgebaut werden. Die einzelnen Fertigungs- und Distributionsstellen 
verstehen sich als Momente des gesellschaftlichen Gesamtarbeiters. Damit aber 
stellt sich das Problem der Koordination zwischen den einzelnen Einheiten 
des Gesamtarbeiters. Die Vermittlung zwischen ihnen soll nicht mehr über 
den Markt oder über den Staat geleistet werden - die Koordination ist eine 
Leistung, die von allen selbst geleistet werden muss. Erstaunlicherweise wird 
ausser einem Modell der Räteinstitutionen - das sich von späteren Vorschlä- 
gen zu einer Wirtschaftsdemokratie kaum unterscheidet - wenig über diese Art 
der Koordination angeboten; und dieses Modell, das vom Vollzugsrat der Ber- 
liner Arbeiter- und Soldatenräte vertreten wird, bleibt formal. Es behandelt 
nicht die Frage der Selbstverwaltung der Arbeitenden, sie haben nur eın Recht 
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auf die indirekte Wahl derjenigen, die die Betriebe lenken und kontrollieren. 
Doch die Probleme sind hier nicht geringer als in der parlamentarischen De- 
mokratie: auf Dauer besteht die Gefahr, dass bestimmte Gruppen der Arbei- 
terschaft, die gewählten Betriebsleiter, Techniker oder Ingenieure sich allmäh- 
lich unternehmerische Macht aneignen. Wie wird verhindert, dass erneut eine 
„hierarchische Investitur“ (Marx 1871, 340) entsteht? Die Interessen der ein- 
zelnen Betriebe müssen mit den Interessen vieler anderer Betriebe vereinbart 
werden. Wird für dieses Problem keine demokratische Antwort gefunden, 
kann es zu Machtbildung und Konflikt zwischen verschiedenen Betrieben, 
Branchen und Sektoren kommen, die um Rohstoffe, Art und Menge der Pro- 
dukte oder Arbeitsbelastung streiten. Auf Dauer könnten sich erneut die we- 
nig kontrollierbaren Mechanismen der Koordination durch den Markt, durch 
staatlich-bürokratische oder Expertenherrschaft einstellen. Ein zweiter kriti- 
scher Gesichtspunkt ist, dass das Problem der Koordination zwischen Produ- 
zierenden und Konsumierenden kaum erörtert wird. Korsch entfaltet das Prob- 
lem und weist auf die gegensätzlichen Interessen hin, eine Antwort auf die 
daraus entstehende Frage der Koordination gibt er nicht. Drittens schliesslich 
besteht ein Problem in der Berufs- und Arbeitszentriertheit und im Ökono- 
mismus vieler Ansätze. Max Adler weist auf die gefährlichen, nämlich ständi- 
schen Folgen hin, die sich daraus ergeben können. Aber ausser knappen Hin- 
weisen setzt auch er sich nicht mit den Bereichen der Kinderbetreuung, der 
Erziehung, des Haushalts, der Pflege auseinander. Wenn Markt und Staat weg- 
fallen, dann fallen damit paternalistische Mechanismen weg, die bislang die 
Koordination übernommen haben - im wesentlichen von mächtigen partiku- 
laren Gruppen zugunsten ihrer partikularen Interessen organisiert. Damit fällt 
den Individuen nun die Aufgabe zu, selbst ohne Bevormundung durch andere 
mit voller Verantwortung die gemeinsamen Probleme zu lösen. Das kostet viel 
individuelle Lebenszeit. Die Individuen würden zwar auch viel Zeit gewinnen, 
und ıhr Engagement für die Koordination, für das gemeinsame Leben würde zu 
einem Bestandteil des Begriffs der „Arbeit“, der sich insofern selbst veränderte. 
Doch zur freien Entwicklung eines jeden Individuums gehören auch die positiv 
verstandene Möglichkeit des Rückzugs vom Gemeinwesen und ein Recht auf 
Faulheit. Wie kann sich das Gemeinwesen selbst begrenzen und von den einzel- 
nen nicht immer weiter zu fordern, immer noch mehr zu produzieren, immer 
noch mehr Konsum zu befriedigen, sich immer noch mehr zu engagieren? 
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Raul Zelik 


Nach dem Kapitalismus: Warum der Staats- 
sozialismus ökonomisch ineffizient war und 
was das für Alternativen heute bedeutet 


Dass Hegemonie nicht nur mit der Stärke eines führenden Blocks, sondern 
immer auch mit der Schwäche alternativer Projekte zu tun hat, ist eine recht 
banale Erkenntnis. Insofern kann die augenblickliche Lage nicht wirklich über- 
raschen: Obwohl die Finanzkrise den ganzen Irrsinn kapitalistischer Akkumu- 
lation wieder einmal deutlich werden lässt, kommt es in Deutschland, zumin- 
dest bislang, eher zu einem Schulterschluss zwischen Belegschaften und Un- 
ternehmern als zu einer kapitalismuskritischen Wende. 

Als Ausgangspunkt lässt sich zunächst einmal festhalten: Wenn auf die öko- 
nomische bislang keine politische Krise folgt, dann vor allem weil die zur 
Disposition stehenden Alternativen noch schlechter zu sein scheinen. Das 
trifft in erster Linie auf die verschiedenen Staatssozialismen zu, die im 20. 
Jahrhundert immerhin von einem Drittel der Weltbevölkerung erlebt wurden 
und die gegenüber den entwickelten bürgerlichen Gesellschaften wenige Vor-, 
dafür aber gewichtige Nachteile hatten. Die Argumente sind hinlänglich be- 
kannt. Im Staatssozialismus wurde eine rätedemokratische Rhetorik von ex- 
trem autoritären Herrschaftspraxen begleitet. Gesellschaftliche Transformatio- 
nen waren ın erster Linie das Ergebnis von Zwangsherrschaft (wie während des 
Stalinismus) und/oder Erziehungsterror (wie im maoistischen China). Und de- 
saströs war schließlich auch die ökonomische Bilanz der staatssozialistischen 
Gesellschaften. Obwohl die Überwindung des anarchischen Marktes der Theo- 
rie zufolge zu Effizienzgewinnen hätte führen müssen, erwiesen sich die staat- 


lichen Planwirtschaften langfristig als unökonomisch. Dem Staatssozialismus 
gelang nicht ansatzweise eine Befreiung von sinnlosen Tätigkeiten oder ge- 
sundheitsschädigender Arbeit. Die Ressourcenallokation war mangelhaft bis 
absurd, von Nachhaltigkeit konnte keine Rede sein. Die Umweltbilanz fiel 
noch schlechter aus als die des nicht gerade umweltfreundlichen Kapitalismus. 
Und schließlich herrschte in den staatssozialistischen Gesellschaften zwar oft 
größere Verteilungsgerechtigkeit. Doch das absolute Konsumniveau blieb 
trotzdem meist hinter dem der Arbeiterklasse in kapitalistischen Industriestaa- 
ten zurück. 
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Von links werden solche Beobachtungen bis heute relativiert. So wird, nicht 
ganz falsch, darauf verwiesen, dass die Ausgangslage der sozialistischen Staaten 
schlecht war und Russland, China sowie die meisten osteuropäischen Länder 
zum Zeitpunkt der Revolution! über keine tragenden industriellen Strukturen 
verfügten. Zudem waren die staatssozialistischen Länder mit Kriegs- oder Blo- 
ckadesituationen konfrontiert und in eine Verteidigungshaltung gezwungen. 
Richtig ist auch der Hinweis, dass ein ernsthafter „Systemvergleich“ auch jene 
kapitalistischen Regionen berücksichtigen müsste, die als Rohstofflieferanten 
oder Weltmarktfabriken fungieren. Die DDR mag repressiver gewesen sein als 
die BRD, doch die politische Herrschaft in Kuba ihrerseits ist weniger blut- 
rünstig als die vieler anderer karıbischer Staaten - zum Beispiel Haitis oder 
Kolumbiens. 

Doch auch wenn sich die Angelegenheit durchaus komplexer darstellt, lässt 
sich nicht leugnen, dass die sozualistischen Projekte bisher auch ımmer an en- 
dogenen Problemen scheiterten. Obwohl man mit sehr unterschiedlichen 
Konzepten experimentierte - mit nachholenden Industrialisierungsstrategien 
wie in der Sowjetunion, kulturrevolutionären und agrarsozialistischen Model- 
len wie in China und afrikanischen Ländern, marktförmig organisierten For- 
men der Arbeiterselbstverwaltung wie in Jugoslawien, einem von Genossen- 
schaften getragenen „Hinüberwachsen“ in den Sozialismus usw. -, ist es den 
verschiedenen Bewegungen nicht gelungen, Gesellschaften grundlegend zu 
demokratisieren und ökonomische Beziehungen auf längere Sicht rationaler, 
umweltverträglicher und vor allem bedürfnisorientierter als im Kapitalismus zu 
organısieren. Die sozialistischen Bewegungen haben es im 20. Jahrhundert 
entweder nicht geschafft, die Machtfrage zu stellen - wurden also geschlagen 
bzw. kooptiert und im Rahmen von Transformationsprozessen in die bürgerli- 
chen Verhältnisse zurückgeholt -, oder aber sie brachten jene staatlichen 
Kommandostrukturen hervor, die als gescheitert gelten können. 

Warum war das so? Dass die Staatssozialismen autoritär waren und gesell- 
schaftliche Alternativen, wenn überhaupt, nur auf der Grundlage räte- oder ra- 
dikaldemokratischer Strukturen eine Perspektive besitzen, ist als Erkenntnis in 
der Linken noch vergleichsweise präsent und wird in diesem Heft an anderer 
Stelle ausführlich diskutiert”. Weitgehend ausgeblendet und durch die Forde- 


1 Zudem handelte es sich in den meisten Ländern Osteuropas und Zentralasiens nicht um Re- 
volutionen, sondern um von Moskau aus forcierte Machtübernahmen kommunistischer 
bzw. sozialistischer Parteien. 

2 Eine zentrale Frage dieser Debatte muss dabei lauten, warum es nicht gelang mit Rätestruk- 
turen (oder poder popular, „Volksmacht“, wie es in Lateinamerika heute heißt) anders als 
mit leninistischen Kaderparteien über einen längeren Zeitraum die Machtfrage zu stellen. 
Bisher flaute die Partizipation „von unten“ nach einer gewissen Aufbruchphase immer wie- 
der ab, was zum einen der Ermächtigung von Führungsgruppen innerhalb revolutionärer 
Bewegungen, zum anderen aber auch Ermüdungserscheinungen von unten geschuldet war. 
Eine entscheidende Frage wäre also, wie sich radikale Demokratie so organisieren lässt, dass 
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rung nach der „Abschaffung von Markt und Kapital“ nur kaschiert sind hin- 
gegen die ökonomischen Probleme staatssozialistischer Gesellschaften. Dabei 
muss eine gesellschaftliche Alternative die Frage selbstverständlich beantwor- 
ten können: Woran lag es, dass sich sozialistische Ökonomien strukturell 
selbst blockier(t)en und keinen sparsamen Umgang mit Arbeit und anderen 
Ressourcen hervorbrachten? 

Bevor man diese Probleme diskutiert, sollte man vorwegschicken, dass sie sich 
gerade deshalb mit Nachdruck stellen, weil eben auch Markt und Kapital die 
grundlegenden ökonomischen Probleme offensichtlich nicht bewältigen. Das 
finanzgetriebene, neoliberal regulierte Akkumulationsregime der letzten drei 
Jahrzehnte hat die Widersprüche kapitalistischer Vergesellschaftung’ auf die 
Spitze getrieben. Die gesellschaftliche Atomisierung wurde - auf Kosten eines 
gesamtökonomischen Nutzens - vertieft, allgemein wurden eher solche (speku- 
lativen) Handlungen belohnt, die die dauerhafte Bereitstellung von Gütern 
und Dienstleistungen unterminierten. Aber auch ein „traditionellerer“, weniger 
beschleunigter Kapitalismus ist weder sparsam noch nachhaltig oder auch nur 
effizient. Der kapitalistische Markt ist mit einer Tendenz zur Krise untrennbar 
verknüpft: Da sich Kapital erst mit dem Verkauf der produzierten Ware ver- 
wertet und zu viel, zu spät oder an der Nachfrage vorbei produzierte Waren 
unverkäuflich sind, werden regelmäßig große Wertmengen (d.i. eingesetzte 
Ressourcen) vernichtet. Ausgerechnet auf den Weltnahrungsmittelmärkten 
zeigt sich diese Verschwendung immer wieder auf dramatische Weise: Obwohl 
Nahrungsmittel nur beschränkt zur Verfügung stehen, müssen sie als Waren 
vernichtet werden, um jene Marktpreise zu stabilisieren, die wiederum die Ka- 
pitalverwertung gewährleisten. Zudem veranlasst der Akkumulationszwang die 
Marktakteure nicht nur zu Dynamik, sondern produziert automatisch Rück- 
sichtslosigkeit. Wer Kosten erfolgreich externalisiert, also auf andere Markt- 
teilnehmer, die Gesellschaft oder die Natur abwälzt, erwirtschaftet höhere Pro- 
fite und kann Konkurrenten verdrängen. Damit wird aber letztlich auch die 
Reproduktion des Gesamtsystems unterlaufen (vgl. Altvater 1992a: 103-120). 
Es gibt zahlreiche derartiger Aspekte, die veranschaulichen, dass der Kapita- 


sie nicht mit endlosen und nervtötenden Prozessen der Entscheidungsfindung einhergeht. 

Wenn Partizipation nur auf Kosten der Lebensqualität zu haben ist, wird sie kaum als eman- 

zipatorisches Versprechen gelten können. 
3 Grundlage des Vergesellschaftungsproblems ist letztlich die Arbeitsteiligkeit moderner Ge- 
sellschaften. Anders als in einer Subsistenzökonomie haben Arbeitsprodukte in einer arbeits- 
teiligen Gesellschaft für den Produzenten selbst keinen Gebrauchswert: Ein Bäcker kann 
nicht 1000 Brötchen am Tag essen. Die Vergesellschaftung des Produkts ist also für den Ein- 
zelnen unverzichtbar. Auf dem kapitalistischen Markt aber bleibt diese Vergesellschaftung 
‚unvollendet‘. Die Marktteilnehmer befinden sich in einem permanenten Verdrängungswett- 
bewerb, obwohl sie einander brauchen und ohne die anderen nicht existieren könnten. Das 
ist der Grund, warum geplante, von Kooperation statt von Verdrängung ausgehende Verge- 
ellschaftungsformen strukturell rationaler sind. 


a 
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liimus eben keineswegs vernünftiges, sparsames Handeln mit sich bringt. So 
weit, so evident. Vor diesem Hintergrund gilt es nun allerdings zu verstehen, 
warum die Bilanz der staatssozialistischen Gesellschaften gerade hinsichtlich 
Nachhaltigkeit und effizienter Ressourcenallokation noch schlechter ausfiel. 


Ursachen der Ineffizienz 


Wenn man die oben erwähnten exogenen Faktoren - geringer historischer In- 
dustrialisierungsgrad der betreffenden Staaten (vgl. u.a. Dutschke 1974, Dobb 
1948: 36f, Horvat 1976), Zerstörung durch post-/revolutionäre Bürgerkriege 
und langanhaltende Blockadesituationen (für den Fall der UdSSR vgl. Kritz- 
man 1971, Deutscher 1990) - außen vor lässt, wird man drei Hauptursachen 
für diese ökonomischen Probleme ausmachen können: a) die gesellschaftli- 
chen Widersprüche innerhalb der Staaten selbst, b) die ökonomischen Zielpa- 
radigmen und c) systemische Probleme der Ressourcenallokation und der In- 
novation ın Planwirtschaften. 


a) Die „Verweigerung von unten” 


Vereinfacht lassen sich die verschiedenen Staatssozialismen in drei Gruppen 
zusammenfassen: a) die sowjetmarxistisch orientierten RGW-Staaten, b) die ag- 
rarisch-nationalistisch ausgerichteten „maoistischen“ Staaten China, Kambod- 
scha und (mit Abstrichen) Albanien sowie c) das genossenschaftlich- 
gemischtwirtschaftliche und politisch relativ liberale Selbstverwaltungsmodell 
in Jugoslawien. Trotz erheblicher Differenzen weisen diese Konzepte eine 
zentrale Gemeinsamkeit auf: den leninistischen Kern des Projekts. Für alle sich 
über einen längeren Zeitraum haltenden Revolutionen des 20. Jahrhunderts 
gilt, dass eine vergleichsweise kleine Kaderpartei sowohl den Sturz des alten 
Regimes als auch die nachrevolutionären Transformationsprozesse anleitete. 
Mit der bolschewistischen Partei, deren Organisationsstruktur von revolutio- 
nären Bewegungen in der ganzen Welt als Blaupause übernommen und von 
der Komintern aggressiv exportiert wurde, wurden den Revolutionen dabei 
gleich mehrere grundlegende Widersprüche injiziert. Das bolschewistische Pro- 
jekt ging davon aus, dass die Revolution 1) von einer ausgewählten Führungs- 
gruppe angeleitet werden sollte, die in den Massenbewegungen vor allem 
Transformationsriemen der Politik sah, 2) sich auf eine Arbeiterklasse stützen 
sollte, die in den meisten Ländern auch innerhalb der subalternen Klassen mi- 
noritär war, 3) demzufolge von den entwickelten Zentren, d.i. den Städten aus 
das Land erfassen sollte, 4) Entwicklungsrückstände aufholen und aufgrund 
bürgerkriegsähnlicher Konflikte wie ein militärisches Vorhaben auf der Grund- 
lage von Kommandostrukturen umgesetzt werden musste. 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht besonders verwunderlich, dass die lenınis- 
tische Partei nicht nur während der Revolutionsphase, sondern auch als 
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Staatsmacht strukturell ein Herrschaftsprojekt verfolgte, bei dem es zunächst 
weniger um die eigennützige Herrschaft einer Klasse als darum ging, einer „ob- 
jektiven“, wissenschaftlich bestimmbaren Tendenz des „Weltgeistes“ Geltung 
zu verschaffen. Es spricht Einiges dafür, dass Stalin nicht als Ursache jener au- 
toritär-aggressiven Entwicklungsstrategie, sondern vielmehr als deren Konse- 
quenz gelten muss. Dieses Transformationsvorhaben drückte sich in der 
UdSSR - leninistischer Rhetorik zufolge immerhin ein „Arbeiter- und Bauern- 
staat“ - als Gewaltvorhaben gegenüber der Bauernschaft aus. Die bolschewisti- 
sche Revolution ließ das Stadt-Land-Verhältnis Züge offener Feindschaft an- 
nehmen. Bereits während des Kriegskommunismus (1918-20) hatten sich die 
Bolschewiki gezwungen gesehen, die Ökonomien auf der Grundlage von Re- 
quirierungen zu organisieren. Die Bauern widersetzten sich dieser Politik, in- 
dem sie dem Staat und letztlich auch der städtischen Arbeiterschaft die Nah- 
rungsmittel vorenthielten (Luxemburg 1987: 549). Im Rahmen der Neuen Ö- 
konomischen Politik (NÖP), durch die Marktbeziehungen neu installiert wur- 
den, versuchten die Bolschewiki die Bauernschaft daraufhin wieder auf traditi- 
onellere Weise zur Produktion zu animieren. Der „Bereichert-euch“-Politik der 
chinesischen KP unter Deng-Hsiao-Ping durchaus vergleichbar, wurden ‚freie‘ 
Agrarmärkte zugelassen, was zwar die Lebensmittelproduktion ankurbelte, 
gleichzeitig jedoch die Einkommensunterschiede zwischen Händlern und Bau- 
ern einerseits und städtischer Arbeiterklasse andererseits enorm verschärfte. So 
kam es unter Stalin ab 1928 mit der Politik der Zwangskollektivierungen zu 
einer neuerlichen Kehrtwende. Mit ihr wurde jene „ursprüngliche sozialistische 
Akkumulation“ auf Kosten der Bauern in Gang gesetzt, die von der kommu- 
nistischen Parteilinken schon Jahre zuvor (vgl. Preobrashenskij 1974) propa- 
giert worden war. Der Entwicklungssprung unter Stalin war von einer brutalen 
Ausbeutung ländlicher Arbeit, einer gezielt angeheizten Landflucht und der 
Zerstörung dörflicher Gemeinschaften gekennzeichnet (vgl. Cliff 1975, Carlo 
1972, als historisches Dokument lesenswert: Serge 1991). Zwangsarbeit wurde 
zu einem zentralen Pfeiler der nachholenden Entwicklung und kostete Millio- 
nen Bauern das Leben. 

Doch die Gewalt des sowjetischen Sozialismus richtete sich nicht nur gegen 
große Teile der Landbevölkerung. Auch jener organisierten städtischen Arbei- 
terklasse, die doch angeblich Träger der revolutionären Macht war, herrschten 
die Bolschewiki, und zwar lange vor Stalins Machtübernahme, ihren Füh- 
rungsanspruch auf. Die Niederschlagung des Aufstands 1921 in Kronstadt 
machte deutlich, dass dissidente Positionen nicht geduldet wurden. Dass sich 
die junge Sowjetunion in den ersten 30 Jahren fast permanent in einem Kriegs- 
oder Isolationszustand befand, mag die Haltung der Bolschewiki zwar psycho- 
logisch erklären - Bahro (77: 153) hat treffend von einer „Festungsneurose“ 
gesprochen -, macht sie deswegen aber noch lange nicht richtiger. Das Kern- 
problem. des leninistischen Revolutions- und Organisationsmodells war und ist 
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offensichtlich, dass ihr zufolge eine Führungsgruppe die historische Mission 
besitzt, der Gesellschaft eine objektiv notwendige Entwicklung aufzuzwingen. 
Dabei spielten Überlegungen zu hegemonialen Kräftekonstellationen oder zur 
Funktion von Differenz keine oder nur eine untergeordnete Rolle. Das ist um- 
so absurder, als die russische Linke - was die parteikommunistische Ge- 
schichtsschreibung weitgehend unterschlug - in ihrer Pluralität durchaus eine 
subalterne Mehrheit hätte mobilisieren können. Mit den Sozialrevolutionären 
besaß die Bauernschaft eine eigene Linkspartei, die bei den Wahlen zum Bau- 
ernsowjet im Mai 1917 knapp 50 Prozent der Sitze erlangte - während die 
Bolschewiki bei nur einem Prozent lagen (Hildermeier 1989: 201, Carlo 1972: 
778). Die leninistische Partei baute ihr gesellschaftliches Projekt an solchen 
subalternen Mehrheiten vorbei auf. Sie erwies sich zwar als effizientes Mittel 
zur Eroberung der Staatsmacht, doch sie entwickelte keine Anstrengungen, 
mehrheitsfähige Bündnisse von unten zu schmieden.‘ 

In China war die KP intelligent genug, zumindest das Stadt-Land-Problem ra- 
dikal anders anzugehen. Nach der Niederschlagung der städtischen Aufstände 
von Shanghai und Nangking 1927 rückte die Bauernschaft ins Zentrum des 
revolutionären Projektes, was einen - von den Maoisten zunächst kaum the- 
matisierten - Bruch mit der leninistischen Revolutionstheorie darstellte. Die 
bäuerlichen Solidartraditionen, die ja auch in Russland stark vorhanden gewe- 
sen waren, wurden gezielt aufgegriffen. Gleichzeitig wurde das ländliche Leben 
mittels kulturrevolutionärer Praktiken und einer Agrarreform in den kontrol- 
lierten Gebieten schon während des Bürgerkriegs transformiert. Doch auch 
wenn die chinesische KP die Bauernschaft als aktives subalternes Subjekt ent- 
deckte, war ihr Führungsanspruch als Partei nicht minder autoritär als der der 
Bolschewiki. Am geringsten ausgeprägt mag der transformatorische Volunta- 
tismus in Jugoslawien gewesen sein, wo zumindest ab den 1960er Jahren Pra- 
xen der politisch-kulturellen Differenz akzeptiert wurden und sich an Universi- 
täten und in der Kunst ausgesprochen plurale Debatten entwickelten. Doch 
auch hier setzte das leninistische Parteimodell Grenzen. Der jugoslawische 
Bund der Kommunisten und die patriarchal-nationale Überfigur Tito definier- 
ten, was erlaubt war und wo Dissidenz zu enden hatte. 

Dieser autoritäre Charakter staatssozialistischer Gesellschaften war nicht nur 
ein politisches Problem. Er hatte unmittelbar ökonomische Konsequenzen: In 
den betreffenden Gesellschaften bildeten sich neue, klassenähnliche Strukturen 
heraus. Aus der leninistischen Partei erwuchs eine Zentralbürokratie, deren 
materielle Privilegien zwar vergleichsweise bescheiden ausfielen, die aber doch 


4 Die ausführlichen Bemerkungen zum Leninismus und zum Staatssozialismus der UdSSR 
mögen einigermaßen anachronistisch wirken. Allerdings haben kluge Köpfe wie Dietmar 
Dath (Maschinenwinter, Frankfurt 2008) oder Slavoj Zizek in den letzten Jahren sehr ernst- 
haft einen linken Neo-Leninismus verteidigt, dem es - bei aller Sympathie für den antibür- 
gerlichen Impuls Daths - zu widersprechen gilt. 


eine faktische Verfügungsmacht über die Produktionsmittel innehatte. Die lo- 
kalen Betriebsleitungen repräsentierten das eher technokratisch orientierte 
Management, das Machtpositionen mittels Spezialisierungsstrategien zu be- 
haupten versuchte, und die Belegschaften schließlich befanden sich in einer 
Situation, die sich von der in kapitalistischen Gesellschaften wenig unter- 
schied. Sie hatten auf Arbeitsorganisation und Produktionsziele kaum Einfluss 
und konnten nicht über die hergestellten Güter verfügen. Unabhängig davon, 
ob diese gesellschaftliche Struktur nun Klassencharakter oder nur „klassenähn- 
lichen“ Charakter hatte (vgl. van der Linden in diesem Heft), war sie von tie- 
fen sozialen Widersprüchen durchzogen. Als Folge kam es zu Verweigerungs- 
haltungen, die man als unsichtbaren Klassenkampf bezeichnen könnte: 

„Wenn der sowjetische Arbeiter bemerkt, dass der Betrieb nicht ‚sein eigen’ ist, dass die Planziele 
ohne sein Mitwirken zustande kommen, so entwickelt er ihnen gegenüber eine vollständige In- 
differenz, eine Gefühl von Fremdheit gegenüber dem Plan. Die so entstehenden Formen von 
passivem Widerstand der Arbeiter verbinden sich objektiv mit der subversiven Aktivität der Be- 
triebsleiter: Wenn Industrieprodukte von geringem Gebrauchswert hergestellt werden konnten 
(z.B. die unhandlichen Traktoren usw.), so nicht nur deshalb, weil die ‚Manager’ die abstrakten 
Mafßgaben des Planes in ihrem Eigeninteresse auszunützen verstanden, sondern auch weil die 
Arbeiter im sowjetischen System kein Eigeninteresse an der Produktion hochwertiger Güter ent- 
wickelt haben.“ (Carlo 1972: 75) 

Die staatssozialistischen Gesellschaften befanden sich somit in einem eigen- 
tümlichen Zwischenzustand. Innerhalb des Plans trugen klassenähnliche 
Gruppen auf unsichtbare Weise Kämpfe aus, um eigene Interessen durchzuset- 
zen. Arbeiter entwickelten stille Formen der Renitenz. Unternehmensleitungen, 
die zur Planerfüllung gezwungen waren, versuchten, sich den Sollvorgaben zu 
entziehen, indem sie die Produktionsprozesse offensichtlich sinnlos, aber plan- 
immanent organisierten. (Zum Beispiel, indem Möbelfabriken dazu übergin- 
gen, besonders schwere Produkte herzustellen, weil die Planvorgaben in Ge- 
wicht und nicht in Stückzahlen erfolgt waren). Die Zentralbürokratie schließ- 
lich musste sich gesellschaftlich dadurch legitimieren, dass sie steten Fort- 
schritt protokollierte, gleichzeitig aber den Arbeitsdruck nicht allzu sehr er- 
höhte. Auf diese Weise bildete sich nach dem Stalinismus eine Art ‚sozıualisti- 
scher Sozialpakt’ heraus: Anders als im Kapitalismus konnten Produktivität 
und Leistungsbereitschaft jenseits der Zwangsarbeit nicht mehr durch Exis- 
tenzdrohungen erzwungen werden. Die Zentralbürokratie tolerierte die stille 
Passivität der Subalternen, die dafür im Gegenzug ihre totale politische Ent- 
mündigung akzeptierten. 

Es ist nicht besonders überraschend, dass ein solches Modell sich ökonomisch 
nicht regulieren ließ. Die Vergesellschaftung im Staatssozialismus hatte mit al- 
lem Möglichen zu tun, nur nicht mit Planung. Hinter der Fassade der Soller- 
füllung wurden heftige soziale Konflikte ausgetragen. 
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b} Der Effizienzbegriff 


Eine zweite Ursache ökonomischer Ineffizienz ergab sich aus der Zielbestim- 
mung. Der Begriff der Effizienz, der das Verhältnis von Aufwand und Nutzen 
beschreibt, sagt nämlich noch nichts darüber aus, was als Aufwand und Nut- 
zen definiert wird. Auf dem kapitalistischen Markt äußert sich Unternehmens- 
effizienz als möglichst hoher (verkaufbarer) Güterausstoß bei möglichst nied- 
rigen monetären Betriebskosten. Gesamtökonomisch ist diese Bestimmung al- 
lerdings wenig tauglich, weil Betriebe a) Kosten auf die Allgemeinheit abwäl- 
zen und b) gesellschaftlicher Wohlstand - noch besser wäre der schwerer ope- 
rationalisierbare Begriff des Wohlbefindens - eben nicht deckungsgleich mit 
der größtmöglichen Menge an Gütern und Dienstleistungen ist. 

Die RGW-Staaten, aber auch Jugoslawien scheiterten vor diesem Hintergrund 
auch daran, dass sie letztlich keine eigenständigen ökonomischen Ziele defi- 
nierten, sondern weiterhin eine mit fossilen Brennstoffen angetriebene fordisti- 
sche Entwicklung verfolgten. Der Kern eines sozialistischen oder kommunisti- 
schen Projektes müsste hingegen darin bestehen, dass ökonomische Ziele, also 
Form und Wesen von Produktion und Arbeit, gesellschaftlich erörtert und de- 
finiert werden.’ Das würde unter anderem bedeuten, dass in einer sozialısti- 
schen Gesellschaft, anders als in einer vom Akkumulationszwang getriebenen, 
Wachstum kein Ziel an sich darstellt. Der größtmögliche gesellschaftliche 
Nutzen würde sich in der Erhöhung des allgemeinen Wohlbefindens äußern. 
Das schlösse zwar die Produktion von Grund- und Konsumgütern ein, ginge 
jedoch weit darüber hinaus. Ebenso wichtig wäre die Produktion von kaum 
oder nicht quantifizierbarer Lebensqualität: Gesundheit, Zugang zu Medien, 
soziale Teilhabe, Autonomie, intakte Natur, demokratische Partizipation usw. 
‚Sozialistisches’ Haushalten impliziert also, dass eine Gesellschaft abwägt, ob 
der eingesetzte Aufwand (Einsatz von Arbeit, Verbrauch von Naturressourcen 
etc.) etwa bei der Automobilproduktion mit dem erzielten Nutzen (Mobilität, 
Komfort usw.) in einem sinnvollen Verhältnis steht. 

Die große Herausforderung für sozialistische Gesellschaften hätte also darin 
bestanden, das Wesen der Ökonomie umfassender zu begreifen. In den RGW- 
Staaten und Jugoslawien war das nur ansatzweise zu beobachten: Dort wurden 
zwar für soziale Leistungen (Krankenhäuser, Kindergärten etc.) relativ mehr 
Mittel zur Verfügung gestellt als in kapitalistischen Gesellschaften, doch zent- 
rales Erfolgskriterrum blieb das Wachstum des Sozialprodukts. Gerade diese 


5 Legt man diesen Begriff zugrunde, können die staatssozialistischen Gesellschaften nicht als 
sozialistisch bezeichnet werden. Es handelt sich dann um Staaten, die zwar aus sozialisti- 
schen Bewegungen hervorgingen, an der selbst formulierten Aufgabe - der geselischaftlichen 
Gestaltung von Produktion und Arbeit - jedoch scheiterten. Dieser Text will zeigen, dass 
dieses Scheitern eben nicht zwangsläufig war, sondern mit bestimmten Revolutionskonzep- 
ten zusammenhing. 


Kennziffer ist zur Bemessung gesamtgesellschaftlichen Nutzens aber augen- 
scheinlich unterkomplex‘. Der Staatssozialismus blieb in dieser Hinsicht den 
kapitalistischen Wachstumslogiken weitgehend verhaftet. Wenig erstaunlich ist 
daher auch, dass fordistische Produktionsmodelle und tayloristische Arbeits- 
organisation - beides ursprünglich Mittel, um eine reale Subsumtion der 
Lohnarbeit zu ermöglichen und die (Zeit-) Autonomie von Arbeitenden durch 
Maschinentaktung und Vorgabe der Arbeitsabläufe zu beschneiden - von 
staatssozialistischen Führungsgruppen begeistert aufgenommen wurden (vgl. 
Murray 1990, Dutschke 1975: 275, Cliff 1975: 230). 

Doch auch eine politische Neubestimmung ökonomischer Ziele birgt gewalti- 
ge Gefahren, wie ein Blick auf die ‚maoistischen’ Perioden in der VR China 
und Kambodscha belegt. Während des „Großen Sprungs nach vorn“ (1958-62) 
und der Kulturrevolution (1966-76) verfolgte die chinesische KP eine Entwick- 
Jungsstrategie, bei der politische Organisations- und Erziehungsziele im Vor- 
dergrund standen. Besonders deutlich wurde das während des „Großen 
Sprungs“, als man eine dezentrale Industrialisierung Chinas einleiten wollte. 
Um zu beweisen, dass der Übergang zum Kommunismus keine Frage des 
Entwicklungsstandes ist, wurde in China Kleinbauerland in große Volkskom- 
munen zusammengelegt, die als agrarisch-industrielle und organisatorische 
Einheiten fungieren sollten. Ganz dem maoistischen Prinzip verpflichtet, wo- 
nach Bewusstsein an erster Stelle jedes Prozesses zu stehen habe, widmete man 
sich während des „Großen Sprungs nach Vorne“ u.a. der Herstellung von so 
genanntem Hinterhofstahl. Das maoistische China sollte den schwerindus- 
triell-fordistischen Entwicklungsweg, den man in der UdSSR gegangen war, 
verlassen und eigene ökonomische Kriterien bestimmen (vgl. Varga; Bettel- 
heim; Maccio 1970). Das Ergebnis allerdings war verheerend. Die Kollektivie- 
rungspolitik löste gewaltige Hungersnöte aus. Die Stahlproduktion ın bäuerlı- 
chen Werkstätten erwies sich als Desaster, weil die notwendigen Temperaturen 
in Kleinöfen nicht erzeugt werden konnten. Um den Erfolg der Politik den- 
noch unter Beweis zu stellen, wurde bereits vorhandenes Küchengeschürr ein- 
geschmolzen und dabei zerstört oder aufgegangene Saat noch einmal umge- 
pflügt (vgl. Daiyun 1989, Kosta; Meyer 1976, Meyer 1980). Obwohl der Große 
Sprung misslang, formulierte die chinesische KP während der Kulturrevolution 
erneut das radikale Primat der Politik und maß politischen Entscheidungen grö- 
ßere Bedeutung als technischen oder stofflichen Sachzusammenhängen bei. 
Extrem auf die Spitze getrieben wurde ein derartiges Primat der Politik 
schließlich in Kambodscha unter den Roten Khmer. Die kommunistische 


6 Dass das Wachstum des Bruttosozialprodukts wenig mit gesteigertem Wohlstand zu tun hat, 
zeigt folgendes, häufig zitiertes Beispiel: Bei einem Autounfall mit Schwerverletzten wird das 
Bruttosozialprodukt gleich in doppelter Hinsicht nach oben getrieben. Sowohl die nötigen 
Reparaturen als auch der Krankenhausaufenthalt tragen zum BSP-Wachstum bei. 
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Staatsmacht wollte mit einer Umsiedlungs- und Umerziehungspolitik den 
Übergang zu einer agrarisch-kommunistischen Gesellschaft erzwingen und 
damit beweisen, dass der Übergang zum Kommunismus auf jeder Entwick- 
lungsstufe möglich ist. In diesem Zusammenhang wurde die städtische Bevöl- 
kerung zwangsdeportiert, intellektuelle oder händlerische Bevölkerungsanteile 
wurden regelrecht exorzistisch ausgetrieben. 

Die beiden Beispiele zeigen, dass ein radikales Primat der Politik, also die 
Neubestimmung von ökonomischen Kriterien und Entwicklungszielen, leicht 
in voluntaristischen Terror umschlagen kann. Die maoistische Kritik am for- 
distischen Entwicklungsweg und die politische Bestimmung des Ökonomi- 
schen (Rossanda 1975: 64f) waren dabei durchaus plausibel. In Verbindung 
mit einem revolutionären Führungs- und Erlösungsanspruch führte die Neu- 
bestimmung der Kosten-Nutzen-Kalkulation allerdings zu einer besonders ag- 
gressiven Variante allgemeiner Erziehungshysterie. 

Eine alternative Bestimmung ökonomischer Ziele macht nur Sinn, wenn die 
realen Verhältnisse der stofflichen Welt zugrunde liegen. Der fanatische Anteil, 
der revolutionären Transformationsvorhaben offensichtlich innewohnt, muss 
stets von neuem gebannt werden. Es ist zwar richtig, dass es darum geht, eine 
Gesellschaft jenseits bestehender ‚Sachzwänge‘ radikal anders zu denken. Doch 
der ‚Wille zum Kommunismus‘, der zur eschatalogischen Heilserwartung ten- 
diert, muss sich selbst auch immer wieder relativieren. 


c) Die Grenzen der Planung 


Ein drittes, systemisches Problem besteht schließlich in der Planbarkeit von 
dezentralen Prozessen und im Effizienzvergleich zwischen verschiedenen For- 
men der Arbeitsorganisation. Bei der emphatischen Anrufung „der Revoluti- 
on“ bleibt oft ausgeblendet, dass viele Güter und Ressourcen auch nach einem 
radikalen Bruch nur beschränkt zur Verfügung stünden. Es gibt zwar Bereiche, 
in denen materielle Schranken vom Kapitalismus künstlich errichtet werden 
müssen.” Bei 7 Milliarden Menschen, einer begrenzten Natur, fremdbestimm- 
ter Arbeit (zur Befreiung von fremdbestimmter Arbeit nach wie vor sehr le- 
senswert: Gorz 1989) usw. ist ein haushaltender Umgang mit Arbeitszeit und 
Natur unvermeidlich. Im Kapitalismus wird Sparsamkeit, zumindest was mo- 
netarisierbare Kosten angeht, über harte Budgetrestriktionen erzwungen. In 
nichtkapitalistischen Gesellschaften, die sich mit der (destruktiven, gewalttäti- 
gen und oft irrationalen) unsichtbaren Hand des Marktes nicht zufrieden ge 
ben wollen, kann der sparsame Umgang mit knappen Gütern eigentlich nur 
über beschränkte Zuteilung erfolgen (entweder in Form von Bezugssystemen 


7 Im Kampf ums Copyright zeigt sich das besonders deutlich. Hier sollen Güter, die sich 
beim Gebrauch nicht verbrauchen, mit Hilfe von Überwachungstechnologien privatkapita- 
listisch gehegt werden. 


oder über knappes Geld) oder er muss durch ein extremes gesamtgesellschaft- 
liches Bewusstsein hervorgebracht werden, was bedeuten würde, dass sich alle 
Individuen permanent der Begrenztheit von Gütern bewusst sind und sie 
dementsprechend zurückhaltend verbrauchen. Das heißt: Die kommunistische 
Maxime ‚Jeder nach seinen Bedürfnissen’ bleibt in vielen Bereichen unreali- 
sierbar, es sei denn, die Bedürfnisempfindung ändert sich radikal, was aber 
umfassende Erziehungs- und Selbstbeschränkungspraktiken impliziert. 

Die Schwierigkeiten im Staatssozialismus, dieser realen Notwendigkeit zum 
Haushalten mittels Effizienzvergleiche und optimierter Ressourcenallokation 
zu begegnen, kamen allerdings erst nach einigen Jahrzehnten voll zum Tragen. 
Anders als die bürgerliche Geschichtsschreibung es nahe legt, war das staatsso- 
zialistische Lager zeitweise ausgesprochen dynamisch. Die jugoslawische Öko- 
nomie etwa wuchs zwischen 1955 und 1964 - also noch während der Phase 
zentraler Planung - mit jährlich durchschnittlich 8,2% (Horvat 1971: 50). 
Auch andere staatssozialistische Länder wiesen bemerkenswerte Industrialisie- 
rungserfolge vor. Die Stromproduktion Bulgariens und Rumäniens etwa, tradi- 
tionell gering industrialisierter Staaten, stieg von unter 100 Kilowattstunden 
pro Einwohner und Jahr vor dem Zweiten Weltkrieg auf mehr als 2000 KWH 
1972, womit die beiden RGW-Staaten eine höhere Pro-Kopf-Stromproduktion 
aufwiesen als Italien (Montias 1972: 285). Nicht nur sozialistische Ökonomen 
gingen vor diesem Hintergrund bis in die 1970er Jahre hinein von einer sys- 
temischen Überlegenheit der Planwirtschaften aus. Der Grund schien plausi- 
bel: Da in der Planwirtschaft einzelne Unternehmen nicht zum Betriebsgewinn 
gezwungen sind, können Ressourcen so alloziert werden, dass der gesamtwirt- 
schaftliche Nutzen am größten ist. 

In den 1960er Jahre jedoch setzte zunächst in den am meisten industralisier- 
ten Ländern des RGW - der CSSR und der DDR - eine entgegengesetzte Ent- 
wicklung ein (Brus 1971: 335), die in der Folgezeit die ganze Wirtschaftsge- 
meinschaft erfasste. Die staatssozialistischen Gesellschaften hatten enorme 
Probleme, von einer extensiven, auf die Schwerindustrie konzentrierten Ent- 
wicklung zu intensiveren und komplexeren ökonomischen Strukturen überzu- 
gehen. Sie erwiesen sich in Anbetracht der Herausforderungen als inflexibel 
und innovationsresistent. Zwar gab es Bereiche wie die Luft- und Raumfahrt, 
in denen Hochtechnologie entwickelt wurde. Doch allgemein gelang es nicht, 
dynamischere Formen der Arbeitsorganisation mit zentraler Planung in Ein- 
klang zu bringen. 

Auch diese Innovationsblockade, die eine Stagnation einleitete und schließlich 
den politischen ‚Seitenwechsel“ von wichtigen Teilen der Staatsbürokratien 
nach sich zog‘, lässt sich teilweise mit der autoritären Struktur des Staatssozia- 


8 Die Implosion des Staatssozialismus war weder eine „friedliche Revolution“, wie oft unter- 
stellt wird, noch ein „Verrat“. Vielmehr kamen eine weit reichende Delegitimierung des Sys- 
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lismus erklären. In einer Kommandoökonomie stellen Eigeninitiativen politi- 
sche und technokratische Machtpositionen in Frage. Der Umgang bürgerlich- 
kapitalistischer Gesellschaften mit solchen Herausforderungen ist grundlegend 
anders. Obwohl auch hier in Krisensituationen autoritäre Tendenzen zum 
Tragen kommen, haben es die bürgerlichen Gesellschaften historisch doch 
immer wieder vermocht, widerständige Bewegungen in Impulse für sozioöko- 
nomische Transformationen umzusetzen. So mündete der von 1968 ausge- 
hende Ruf nach größerer Selbstbestimmung im Westen schließlich nicht nur 
in einer Verflüssigung gesellschaftlicher Hierarchien, sondern auch in einer 
Flexibilisierung und Prekarisierung der Arbeitswelt. Die Verbindung von sub- 
jektlosem Zwang des Marktes und relativer Toleranz des politischen Systems 
erlaubt in den bürgerlichen Gesellschaften die Artikulation von Gegenbewe- 
gungen, die über ‚harte Budgetrestriktionen‘ in kapitalistische Handlungslogi- 
ken zurückgezwungen werden’. Im Staatssozialismus hingegen verhinderte der 
autoritäre Führungsanspruch der Nomenklatura die Entfaltung ‚produktiver‘ 
Transformationskrisen (vgl. Altvater 1992b: 29-36). 

Dazu kommt aber ein weiteres, ‚systemisches‘ Problem: Auch in einer rätede- 
mokratischen Planungsökonomie würden dezentrale Veränderungen des Ar- 
beitsprozesses vereinbarte Abläufe durcheinander bringen. Planungsökono- 
mien, dıe Prozesse ex ante bestimmen, tendieren daher ofensichtlich zur Sta- 
tik. Solange es darum geht, ökonomische Prozesse nur zu erweitern und zu 
expandieren, kann Planung hocheffizient sein. Entwicklung bedeutet dann ein- 
faches Mengenwachstum: In einem Folgezeitraum wird einer Produktionsein- 
heit einfach eine größere Menge von Ressourcen zur Verfügung gestellt. 
Ökonomische Entwicklung impliziert jedoch qualitative Sprünge - und zwar 
nicht nur technologische, sondern vor allem auch arbeitsorganisatorische und 
kommunikative. An dieser Stelle - also als Produktionsbeziehungen komplexer 
wurden und die Vorhersagbarkeit von Prozessen abnahm - scheiterten die 
staatssozialistischen Planungsmechanismen. 

Von Mises (1922) und von Hayek (1952) hatten derartige Probleme frühzeitig 
prognostiziert. Von Mises spricht davon, dass ökonomische Abläufe wie jeder 
lebendige Prozess dynamisch sind und sich permanent wandeln. Hayek (1952: 
27) verweist auf den Zusammenhang von Planung und Zentralisierung und 
formuliert das fast schon poststrukturalistisch anmutende Argument, wonach 


tems von unten und eine massive Desertion des bürokratischen Apparats zusammen. Letzte- 
res erklärt, warum ein beträchtlicher Teil des Führungspersonals der RGW-Staaten in den 
neuen Kapitalistenklassen aufgehen konnte. 

9 Immer wieder beschrieben worden ist das norditalienische Phänomen der neuen Selbständi- 
gen, das zumindest teilweise aus der Verweigerungshaltung politisierter Massenarbeiter in 
den 1970er Jahren erklärt werden kann. Die neue Kleinunternehmerschicht ist Ausdruck eı- 
nes Autonomiebegehrens, das sich politisch und kulturell als Widerstand artikuliert hatte 
und schließlich ein partielles ‚Scheitern‘ der Großfabriken in der Region nach sich zog. 


sich Vernunft in erster Linie dezentral als sozialer Prozess konstituiere. Die 
von Marx ausgehende Kritik hat auf diesen Einwand mit Recht erwidert, dass 
der kapitalistische Markt nicht der Ort ist, an dem sich freie Akteure gleichbe- 
rechtigt begegnen und somit kollektive Vernunft herausbilden kann. Der 
Markt, so wie er real existiert, ist ein von Zwangsverhältnissen strukturiertes 
Feld, auf dem Vergesellschaftung durch Macht- und Verdrängungskämpfe be- 
stimmt wird. Trotzdem scheint Hayeks Hinweis auf sich selbst organisierende 
Prozesse durchaus aktuell. In den verschiedensten Bereichen setzt sich heute 
die Erkenntnis durch, dass netzwerkartige oder schwarmähnliche Strukturen 
oft effizienter und anpassungsfähiger sind als zentralisierte und stark hierarchi- 
sierte. Kollektive Intelligenz - und einem arbeitsteiligen Prozess wohnt immer 
eine gemeinschaftliche Intelligenz inne, die sich begrifflich nicht vollständig 
erfassen lässt - entsteht aber erst im Handlungsprozess selbst. Sie impliziert 
Dezentralität und die Möglichkeit zur Spontaneität. 

In den staatssozialistischen Gesellschaften wurden die daraus resultierenden 
systemischen Probleme der Planung ab den 1960er Jahren relativ hilflos debat- 
tiert - wohl auch deshalb, weil eine konsequente Debatte das Gedankenge- 
bäude des Leninismus in seinen Grundfesten erschüttert hätte. 

In der UdSSR war man nach der militärischen Requirierungspolitik des 
Kriegskommunismus und nach einer vorübergehenden Wiedereinführung ka- 
pitalistischer Marktbeziehungen während der NÖP Ende der 1920er Jahre zu- 
nächst zu einem Naturalkennziffersystem übergegangen, wie es die Parteilinke 
schon lange gefordert hatte (zur Debatte in der frühen UdSSR: Lorenz 1976, 
Dobb 1973). Die Planungsbehörden wiesen die Betriebe nun einfach an, eine 
bestimmte Menge an Gütern bereit zu stellen. Eine Verrechnung unter den 
Betrieben fand nicht statt. In Verbindung mit den autoritären Strukturen im 
Staatssozialismus trieb daraufhin allerdings die Tonnenideologie ihre Blüten. 
Überspitzt könnte man behaupten, dass der Fortschritt des Sozialismus ın 
Gewicht gemessen wurde. Das Problem des Naturalkennzifternsystem war 
nämlich, dass es weder eine komplexere Bemessung gesellschaftlichen Wohlbe- 
findens noch Rffizienz- und Qualitätsvergleiche zuließ. Da Naturalkennziftern 
letztlich noch eindimensionaler sind als monetäre Rechnungen, kehrte man 
schließlich zu geldbasierten Planrechnungen zurück. 

In Jugoslawien gingen diese Reformen besonders weit. Mit dem Selbstverwal- 
tungssozialismus ab 1964 wurden Marktpreise und die Eigenständigkeit von 
Betrieben eingeführt (vgl. Soergel 1979, Eger 1974, Horvat 1976). Dabei ver- 
suchte man den Markt vor allem als Anreizsystem zu nutzen. Die in Arbeiter- 
selbstverwaltung geführten Unternehmen konnten durch effizienteren Res- 
sourceneinsatz und höhere Arbeitsproduktivität Gewinne einspielen, die unter 
den Genossenschaftern verteilt wurden. Das führte zu wachsenden Einkom- 
mensdifferenzen zwischen den Betrieben und v.a. den Bundesstaaten, zwischen 
denen schon vor der Revolution ein enormes Wohlstandsgefälle existiert hatte. 
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Die Marktbeziehungen stärkten zudem die technokratische Perspektive des 
Betriebsnanagements. Da die Belegschaften miteinander konkurrierten und 
sich in erster Linie mit ihren Betrieben identifizierten, unterstützten sie das 
Management dort, wo es unternehmerisch wie ein Einzelkapitalist handelte 
und ausschließlich das Betriebsergebnis ım Blick hatte. 

In den RGW-Staaten besaßen die marktsozialistischen Reformen einen weitaus 
begrenzteren Charakter. In den 1960er Jahren führte man auch dort Handels- 
beziehungen zwischen den Betrieben ein, beschränkte die Marktfunktionen 
jedoch, ındem man die Preise ın zentraler Hand beließ. Die Veränderungen ın 
der DDR, die 1963 als NÖSPL (Neues Ökonomisches System der Planung 
und Leitung) bekannt wurden, nahmen dabei eine Vorreiterrolle ein. Das 
NÖSPL brachte zunächst eine deutliche Wachstumsdynamik, eine Dezentrali- 
sierung von Arbeitsabläufen, aber auch eine Aufwertung der Betriebstechno- 
kratie gegenüber der politischen Führung und wurde auf Druck aus Moskau 
schon 1967 wieder zurückgenommen. 

Linke Kritiker haben die Dezentralisierungsexperimente immer wieder als „kapi- 
talistisch“ gebrandmarkt, was die Sache aber nicht wirklich trifft. Immerhin 
spricht Einiges für den bürgerlichen Einwand, dass eine „echte“ (soll heißen: ge- 
sellschaftliche Handlungen allgemein determinierende) Marktwirtschaft freier 
Preise bedarf. Die damals vor allem von Maoisten und Guevaristen formulierte 
Kritik (vgl. Bettelheim et al. 1969), wonach im RGW der Kapitalismus restauriert 
worden sei, erscheint daher einigermaßen formalıstisch. Durch die RGW- 
Reformen gewann das Geld zwar als Maßeinheit, Zirkulations- und Sparmittel an 
Bedeutung, stand jedoch weiterhin nicht als privates Akkumulationsmittel zur 
Verfügung. Zudem unterlagen die auf dem Markt erfolglosen Unternehmen kei- 
ner harten Budgetrestriktion, d.h. sie konnten nicht einfach in Konkurs gehen. 
Die geldförmige Kosten-Nutzen-Kalkulation löste somit keinen echten Verdrän- 
gungswettbewerb aus, sondern hatte nur die Funktion, dezentrale Entschei- 
dungsprozesse zu erleichtern. Dadurch dass den Unternehmen nicht einfach 
Güter zugeteilt wurden, sondern sie diese selbst auf dem Markt erwerben konn- 
ten, ergaben sich Spielräume für eine autonome Organisation der Produktion 
und ein gewisses Maß an trial and error. Zudem lieferte die Betriebsrechnung, 
die als Instrument einer doppelten Rechnungsführung gedacht war (Damus 
1973b: 224), Auskunft darüber, ob die eingesetzten Ressourcen vergleichsweise 
effizienter eingesetzt worden waren als in früheren Zeiträumen oder in anderen 
Betrieben. Da gleichzeitig gesamtgesellschaftlich umverteilt wurde (in den RGW- 
Staaten verblieben die Betriebsgewinne anders als in Jugoslawien nicht oder 
nur zu einem geringen Teil in den Betrieben), setzte der Übergang zur Geld- 
rechnung keine sozialen Polarisierungen und betrieblichen Akkumulations- 
prozesse in Gang. Die Entscheidung, was mit den Informationen der monetä- 
ren Kosten-Nutzen-Kalkulation geschah, blieb politisch - was im Fall der 
RGW-Staaten bedeutete: unter Kontrolle einer autorıtären Führungsgruppe. 


Dennoch lösten die Reformen in der Praxis neue gravierende Schwierigkeiten 
aus. Vor allem die zentrale, als Regulationsmechanismus gedachte Festsetzung 
der Preise erwies sich als Alptraum der Planer. Auf ‚normalen‘ (vor-) kapitalis- 
tischen Märkten ergeben sich Preise relativ selbsttätig auf der Grundlage von 
Angebot und Nachfrage. Im RGW hingegen sah man sich gezwungen, die 
Preise auf der Grundlage der Arbeitswerttheorie zentral zu errechnen. Das al- 
lerdings verschärfte erneut die Tendenz zur Statik. Besonders gute Preise erziel- 
ten Unternehmen nämlich bei niedriger Produktivität, also bei hohem Ar- 
beitsanteil (Beyer u.a. 1977, Bardmann 1986), was den Anreiz verringerte, die 
gesellschaftlich notwendige Arbeit zu reduzieren. Hoher Arbeitsaufwand ist je- 
doch alles andere als ein emanzipatorisches Ziel. Jedem ernsthaften sozialisti- 
schen Projekt muss es darum gehen, das Reich der Notwendigkeit durch tech- 
nische Entwicklungen so weit wie möglich hinter sich zu lassen und Arbeit zu 
verringern. Zudem wirbelte auch das Konzept der ‚politischen Preise‘ das ö- 
konomische Gefüge im Staatssozialismus mächtig durcheinander. Da der 
Brotpreis sehr niedrig angesetzt war, gingen landwirtschaftliche Betriebe dazu 
über, ihr Vieh mit Brot zu füttern. Ähnliche und gesamtgesellschaftlich noch 
schwerwiegendere Probleme ergaben sich aus niedrig gehaltenen Energieprei- 
sen, die Ressourcen fressende Produktionsmethoden begünstigten. 

Die Aussagekraft solcher Beispiele mag beschränkt sein. In der kapitalistischen 
Welt lassen sich nicht minder absurde Beispiele der Fehlallokation finden, oh- 
ne dass deshalb das System vor dem Zusammenbruch stünde. Zudem soll die 
indirekte Regulation in einer alternativen Gesellschaft ja gar nicht alle Handlun- 
gen steuern. Auch ohne Budgetrestriktion oder Strafandrohung können Akteure 
in einer Gesellschaft Verantwortung für den Gesamtzusammenhang übernehmen 
- also zum Beispiel auch dann kein Brot an Schweine verfüttern, wenn es dem 
eigenen Unternehmen ein gutes Betriebsergebnis beschert. Und doch zeigt sich 
an den Beispielen, dass ein politisches embedding, also eıne regulative Beschrän- 
kung des Marktes, neue Probleme nach sich zieht. 

Ob eine marktförmige dezentrale Effizienzrechnung unter anderen politischen 
Voraussetzungen sinnvolle Ergebnisse liefern würde, ohne die bekannten Ato- 
misierungsprozesse in der Gesellschaft ın Gang zu setzen, muss dabei letztlich 
als offene Frage gelten. Auch aus kritischer Sicht gilt, dass der Markt als netz- 
werkartige Struktur systemischer Selbstorganisation interessante Aspekte hat. 
Die Allokationsentscheidungen auf Märkten sind aus gesamtökonomischer 
Perspektive zwar oft nicht vernünftig. Andererseits wäre aber auch nicht att- 
raktiv, wenn über alle ökonomischen Handlungen politisch bewusst entschie- 
den werden müsste. Oder wie Altvater vor fast 20 Jahren notierte (1992b: 
359): 

„nicht alle ökonomischen Prozesse sind planbar und in einer arbeitsteiligen Gesellschaft sind die 


Menschen nicht nur Produzenten, sondern sie bleiben Konsumenten, die hoffnungslos überfordert 
wären, jede alltägliche Konsumentscheidung als politischen Wahlakt artikulieren zu müssen.“ 
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Vor diesem Hintergrund würde es sich lohnen, Krätkes (2003) Überlegungen 
zu diskutieren, der die linkssozialistischen Konzepte und Praktiken von Wirt- 
schaftsdemokratie und Sozialisierung nach dem Ersten Weltkrieg mit marktso- 
zialistischen Elementen in Verbindung setzt. Krätke geht es dabei um eine di- 
rektdemokratische gesellschaftliche Verfügung über Arbeit und Produktion, 
bei der Märkte als Garanten für dezentrale Handlungsspielräume fungieren, 
durch gesamtgesellschaftliche Instanzen in ihrer Wirkungsmächtigkeit aber 
permanent beschränkt werden. 


Praktiken der Commons 


Am Ende stellt sich die Frage nach alternativer Vergesellschaftung aber wahr- 
scheinlich viel simpler, als es das Schweigen der Linken vermuten lässt. Viele 
Probleme sozialistischer Ökonomiedebatten scheinen heute einigermaßen ob- 
solet - so etwa das heftig diskutierte Anreizproblem. Während man in den 
RGW-Staaten, Jugoslawien und nicht zuletzt in China ab 1979 auf die Trieb- 
kraft des Eigennutzes setzte, vertrauten Kulturrevolutionäre von Mao bis Gue- 
vara auf die mobilisierende Kraft der Politik, sprich auf Propaganda, Agitation 
und Erziehung. Schrecklich war schließlich beides: Auf der einen Seite bilde- 
ten sich konsumistische Simulationen (die dann im RGW u.a. zum Aufbau 
einer - stets unterlegenen - PKW-Produktion führten) und informelle Prakti- 
ken der Naturalwirtschaft heraus - die knappen Gebrauchsgüter ersetzten das 
nicht-knappe Geld -, auf der anderen herrschten die (je nach Land unter- 
schiedlich penetranten) Erziehungsvorhaben vor, durch die „die Massen“ re- 
spektive man selbst in neue Menschen verwandelt werden sollten. 

Heute hingegen beobachten wir größer werdende Felder, auf denen Tätigkeit 
und Anreiz in eins zu fallen scheinen. Gerade in den innovativsten Bereichen 
der neoliberal prekarisierten Welt hat der materielle Anreiz an Bedeutung ver- 
loren. Diffuse Erwartungen der Selbstverwirklichung, Autonomie oder interes- 
santer Kooperation motivieren mehr als Geldzahlungen. Auch die Konkurrenz 
ist, obwohl der Neoliberalismus den Verdrängungskampf verschärft hat, als 
Anreizform in den Hintergrund gerückt. In den Business-Etagen schätzt man 
kooperative Soft Skills höher als den tumben Egoismus der Alphatiere. Und 
schließlich wird im Gefolge neuer Technologien und einer - beiläufigen - par- 
tiellen Sozialisierung von Produktionsmitteln (einen PC hat fast jede/r da- 
heim) die Entwicklung ganzer Softwaresparten und Internet-Plattformen von 
dezentralen, nicht-profitorientierten Netzwerken vorangetrieben (zur Peer Pro- 
duction vgl. Siefkes in diesem Heft). Wikipedia hat sich auch ohne materielle 
Anreize zu einer bedeutenden Enzyklopädie gemausert, bei der man aus Über- 
zeugung, Spaß, vielleicht auch Geltungsbedürfnis mitarbeitet. Das Betriebssystem 
Linux entstand jenseits von intellektuellem Eigentum, Konkurrenz und simplen 
Firmenhierarchien als dezentrale, sich selbst organisierende Produktion. Überall 


Nach dem Kapitalismus 223 


im Netz begegnen einem Praktiken der Commons, der Gemeingüterwirtschaft. 
Der Kampf ums Copyright ist ein Versuch, diese Felder der Kooperation zu 
hegen und in Bahnen der Inwertsetzung zurückzulenken. Es ist gut möglich, 
dass auch diese private Enteignungs- und Aneignungswelle erfolgreich sein 
wird. Aber auch wenn gemeinwirtschaftliche Praktiken im Kapitalismus inhalt- 
lich und zeitlich immer umkämpft sind, beweisen sie eben doch, dass Beloh- 
nung, Verdrängung und Existenzangst nicht die entscheidenden Motive der 
Arbeit sind oder sein müssen. Der Wille zur Kooperation bahnt sich, selbst in 
atomisierten Gesellschaften, immer wieder neue, unerwartete Bahnen. 

Eine antikapitalistische Alternative hat Perspektiven, wenn sie solche Praxen 
zum Ausgangspunkt nimmt. In Anbetracht einer langen Geschichte linker 
Textexegese haben Marx-Zitate oft einen schalen Beigeschmack, doch die For- 
mulierung vom Kommunismus „als wirkliche Bewegung, welche den jetzigen 
Zustand aufhebt“, trifft den Nagel auf den Kopf: „Die Bedingungen dieser Bewe- 
gung ergeben sich aus der jetzt bestehenden Voraussetzung.“ (MEW 3: 35). 

Das könnte bedeuten: Das, was sich am Kapitalismus als unerträglich darstellt 
- die Atomisierung der Gesellschaft, die Ressourcenvergeudung, die Ausbeu- 
tung und Marginalisierung von großen Teilen der Bevölkerung und schließlich 
auch die selbstzerstörerische Tendenz zu einer immer rasanteren Beschleuni- 
gung -, muss grundsätzlich kritisiert, aber auch in alltäglichen Praxen durch- 
brochen werden. Eine Alternative zum Kapitalismus materialisiert sich eben 
nicht als simple ‚Abschaffung‘ von Markt oder Kapital, sondern als Verbin- 
dung von politisch-sozialen Kämpfen und Bewegungspraktiken. Es geht dar- 
um, die Akkumulationslogik zugunsten von Solidarität und Kooperation zu- 
rückzudrängen. Das ist nicht zuletzt ein Machtkampf zwischen unterschiedli- 
chen gesellschaftlichen Interessen. Konkrete Ziele darin könnten lauten: 
Grundversorgung, Gesundheit, Erziehung und Trinkwasser in Gemeinwesen 
(nicht unbedingt staatlichen oder kommunalen Besitz) überführen. Unter- 
nehmen, für die die Allgemeinheit Subventionen zahlt, müssen auch in die 
Hände von Belegschaften und Gesellschaft übergehen. Umfassende Förde- 
rung von Initiativen, in denen Arbeit und Produktion kooperativ und demo- 
kratisch organisiert werden, also zum Beispiel aller Formen von Commons. 
Radikale Umverteilung von Reichtum und Abbau des Wohlfahrtsgefälles (die 
konsequente Rückkehr zu progressiver Besteuerung wäre dafür ein erster 
Schritt). Ersetzung von Wachstumskennziffern durch alternative ökonomische 
Kennziffern, die gesellschaftlichen Nutzen umfassender darstellen. Keine Be- 
wahrung von Arbeitsplätzen um jeden Preis, sondern Existenzsicherung für al- 
le und ökologische Umstellung der Produktion. 

All diese Positionen bedeuten zunächst einmal nicht mehr als ein „embed- 
ding” des Marktes, also eine Beschränkung der Akkumulationslogiken, und 
sind somit realpolitisch: Sie können umgesetzt werden, ohne dass der Kapita- 
lismus deswegen verschwindet. In Venezuela sind einige dieser Forderungen 
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heute Regierungspolitik. Auch wenn die Ergebnisse dort - von der Arbeiter- 
selbstverwaltung bis hin zur Landreform - teilweise ernüchternd sind, stellen 
die Reformen doch immerhin eine wirkliche Bewegung unter Beweis, durch 
die feststehende Gewissheiten und Kräfteverhältnisse verschoben werden. 

Neben einer politischen Beschränkung der Akkumulationslogiken gilt es aber 
auch deutlich zu machen, was an Alternativem schon heute existiert. Selbst im 
neoliberalen Kapitalismus brechen nämlich immer wieder Praktiken „morali- 
scher Ökonomie“ (im Sinne Thompsons) hervor, die den Nutzen der Solidari- 
tät unter Beweis stellen und somit belegen, dass Gewinnmaximierung keines- 
wegs das zentrale Kriterium ökonomischen Handelns sein muss. In Deutsch- 
land und den meisten anderen europäischen Ländern mögen Genossenschaf- 
ten und selbstverwaltete Betriebe heute wenig Ausstrahlung besitzen. Doch 
dort, wo soziale und politische Kämpfe geführt werden, sieht das anders aus. 
In Argentinien arbeiten Dutzende von Unternehmen, die in Privateigentum 
pleite gingen, unter Selbstverwaltung produktiv und kostendeckend weiter. In 
Ostkolumbien haben soziale Bewegungen Stadtwerke in Gemeinschaftsbesitz!® 
und eine eigene Krankenkasse aufgebaut, die zu den effizientesten im Land 
gehören (Arps/Zelik 2006). Und selbst jene Kooperativen, die vor lauter be- 
triebswirtschaftlichem Erfolg zu einem ganz normalen kapitalistischen Unter- 
nehmen mutiert sind'', bewahren sich letztlich oft eine alternative Dimension. 
Das weltweit größte Genossenschaftsnetzwerk, die baskische Mondragön- 
Gruppe, gehört zwar zu den zehn größten Multis im spanischen Staat und 
kennt alle Scheußlichkeiten kapitalistischer Praxis - von der Leiharbeit bis hin 
zur Billiglohnfabrik in China. Dennoch unterscheidet sich die Unternehmens- 
gruppe in einigen Punkten grundlegend von ihrem nichtgenossenschaftlichen 
Umfeld: Die Kooperativen zahlen ein höheres Einkommen und stützen sich 
in Krisenzeiten mit Hilfe von Solidarfonds gegenseitig. Zudem muss sich das 
Management regelmäßig vor den Genossenschaftern rechtfertigen, die meis- 
tens eine solidarischere Politik des Unternehmens einfordern und ihre Positi- 


10 Die Stadtwerke ECAAS in der 40.000-Einwohner-Stadt Saravena wurden von sozialen Bewe- 
gungen und Gewerkschaften in Eigenregie aufgebaut. ECAAS ist für Wasser, Abwasser und 
Müllabfuhr in der Stadt verantwortlich. Der Betrieb hat dabei eine Eigentumsform, die 
streng genommen gar nicht existiert. Er gehört weder der Stadt noch ist er genossenschaft- 
lich oder privat. Der Aufsichtsrat des Unternehmens wird von 50 Stadtteilvertretern gebildet, 
die von Nachbarschaftsversammlungen direkt gewählt werden. Die Anbindung des Unter- 
nehmens an die Nachbarschaftsorganisationen führt dazu, dass Ver- und Entsorgungsprob- 
leme direkt kommuniziert und schnell gelöst werden. Das nicht-gewinnorientierte, aber kos- 
tendeckend arbeitende Unternehmen könnte also im eigentlichen Sinne als ‚Volkseigener 
Betrieb‘ bezeichnet werden. 

11 Bereits Ende des 19. Jahrhunderts wurde auf das Problem verwiesen, dass Genossenschaften, 
die an ihren politischen Zielen festhalten, betriebswirtschaftlich scheitern, während betriebs- 
wirtschaftlich erfolgreiche Kooperativen oft ihre politischen Grundsätze aufgeben. Krätke 
(2003) ist der Meinung, dass dieser von Franz Oppenheimer beobachtete und im Kapitalis- 
mus nahe liegende Zusammenhang nicht zwangsläufig ist. 
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onen (im Unterschied zu ‚kritischen Aktionären’) durchaus durchsetzen kön- 
nen. Der baskische Ökonom Antxon Mendizabal, der die Mondragon-Gruppe 
durchaus skeptisch bewertet, bezeichnet das Unternehmen deshalb als Stachel 
im System, verweise es doch darauf, dass im Kapitalismus die Demokratie da 
aufhört, wo die Arbeit beginnt. Nur in Genossenschaften gelte die bürgerliche 
Forderung One (Wo)Man One Vote (Vortrag in Berlin, 25.11.2006). 

Das alles ist nicht der Sozialismus. Aber was wäre Sozialismus? Welche Rele- 
vanz hat es, von einem revolutionären Bruch zu sprechen, nach dem Alles 
ganz anders sein soll? Der messianische Unterton vieler Linker, wenn sie von 
der waren- und klassenlosen Gesellschaft sprechen, macht auch skeptisch. Si- 
cher, Radikalität ist unverzichtbar: Nur wer das „ganz Andere“ sucht, wird 
Anderes finden. Doch dieses Andere muss sich im Bestehenden abzeichnen 
und materialisieren, wenn es mehr sein soll als eine schwärmerische Fantasie 
und/ oder Programm eines autoritären Erziehungsprojekts. Die Herausforde- 
rung heute lautet, über existierende Handlungsmuster - Privateigentum, äqur- 
valenter Tausch, Geld, Marktkonkurrenz - hinauszugehen, dafür aber konkrete 
Ansatzpunkte sozialer und politischer Praxis zu finden. In Lateinamerika hat 
sich in den letzten Jahren gezeigt, dass das immer möglich ist. Der Kampf ge- 
gen die Wasserprivatisierung, der Aufbau selbstverwalteter Betriebe, die Bewe- 
gung für soziale und politische Inklusion (durch etwas so Bürgerliches wie eı- 
ne Verfassungsreform), Sozialreformen aus dem Staat heraus - auf diesen kei- 
neswegs konfliktfreien Feldern konstituiert sich die wirkliche Bewegung, die 
den jetzigen Zustand aufheben könnte. Was im Rahmen dieser Aufhebung 
verschwinden und was bleiben wird, ist eine Frage, die die Protagonisten der 
„wirklichen Bewegung“ anhand konkreter Erfahrungen selbst treffen müssen. 
Solange sich das „ganz Andere“ (der nicht-äquivalente Tausch) nicht schon 
jetzt materialisiert, wird das Bestehende (der Markt) weiter existieren und es 
darum gehen, seine Destruktivität zu begrenzen. Es ist wahr, dass man selbst- 
verständlich auch im Kapitalismus bereit ist, zu kooperieren anstatt äquivalent 
zu tauschen. Peer Production, aber auch ehrenamtliche Arbeit oder enge famı- 
liäre oder freundschaftliche Beziehungen beruhen darauf. Was aber gilt gegen- 
über jenen Akteuren, denen man sich nicht emotional oder durch eine starke 
politische Mobilisierung verbunden fühlt? Wie groß ist die Bereitschaft zur 
nicht verrechneten Kooperation bei extrem unangenehmen, sozial kaum aner- 
kannten Tätigkeiten? 

Und noch so manches mehr an „ganz Anderem“ ist offen. Was zum Beispiel 
ist mit der Freiheit, etwas außerhalb bestehender Betriebe und Arbeitsprozesse 
auszuprobieren, wenn dafür Ressourcen benötigt werden? Im Kapitalismus ist 
die Desertion aus bestehenden Arbeitsverhältnissen tendenziell möglich. Dort 
ist die unternehmerische Autonomie allerdings ungleich verteilt. Wer kein Ka- 
pital auftreiben kann, muss bleiben, was er ist: ein abhängig Beschäftigter. 
Doch die antikapitalistische Alternative kann kaum darin bestehen, dass ir- 
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gendwann alle ihrer Autonomie beraubt werden und ganz in kollektiven Ar- 
beits- und Schaffensprozessen aufgehen müssen. Teil des sozialistischen Ver- 
sprechens wäre es eben auch, dass alle - und nicht nur Kapitalbesitzer - die 
Freiheit haben, etwas ‚zu unternehmen‘, also Arbeitsprozesse zu verändern 
und Neues auszuprobieren. 

Möglicherweise deckt sich die Emanzipation - die vor uns liegt, wenn wir uns 
mit der Idiotte des Bestehenden nicht abfinden wollen-, nicht mit dem, was 
Linke heute als Gegenentwurf zum Kapital begreifen. Und wenn schon? 

Das, was am Bestehenden unerträglich ist, hat sich in den letzten Jahren im- 
mer deutlicher herausgeschält. Vieles - von der gemeinschaftlichen Verfügung 
über Grundgüter über die Bedeutung moralischer Ökonomie bis hin zur De- 
mokratisierung der Gesellschaft - ist schon jetzt potenziell mehrheitsfähig und 
würde, zumindest auf dem Papier, auch von vielen Christdemokraten unter- 
schrieben. In anderen Fragen gilt es Kritik zu formulieren: Heute droht eine 
unreflektierte Renaissance des Staates, eine Vertiefung von Arbeitsideologien, 
ein verkürztes Verständnis von Spekulation und Produktivität. Eine radikale, 
Marxsche Kritik der Verhältnisse bleibt zentral. Doch entscheidend muss das 
sein, was den Menschen, was uns allen, erlaubt, in einer Gesellschaft und in 
ihrer Arbeit spürbar besser, freier, solidarischer zu leben. 
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Katharina Götsch 


Marktsozialismus — Die Linke auf der Suche 
nach einer neuen Theorie 


Markt und Plan: die Wiederkehr einer alten Debatte 


Beim Marktsozialismus handelt es sich um keine einheitliche politische oder 
ökonomische Theorie’. Vielmehr firmieren unter dieser Bezeichnung verschie- 
denste Modelle, in denen zentrale Steuerung, Planung und staatliche Regulie- 
rung mit Konkurrenz und freien Märkten kombiniert werden. Den gemeinsa- 
men Nenner, auf den sich zumindest ein Großteil der marktsozialistischen 
Konzepte bringen lässt, hat Janos Kornai folgendermaßen formuliert: „Markt- 
sozialismus = Staatseigentum + Marktkoordination“ (Kornai 1990: 406)?. 
Nachdem die Diskussion über sozialistische Modelle in den frühen 1990er Jah- 
ren - als Reaktion auf die ökonomische Transformation der ehemaligen Sowjet- 
republiken - noch einmal auf breiter gesellschaftlicher und akademischer Basis 
geführt worden war, war einige Jahre lang keine Rede mehr davon. Die globalı- 
sierungskritische Bewegung brachte zwar wieder eine Kritik an der deregulier- 
ten Marktwirtschaft mit sich, insbesondere der liberalisierten Finanzmärkte, 
doch ging diese nicht mit einer Auseinandersetzung über die möglichen 
Kombinationen von Markt und Sozialismus einher. Die in dieser Bewegung 
dominante Tendenz war und ist die Vorstellung eines regulierten Kapitalismus, 
in welchem ‚der Markt‘ wieder in die Gesamtgesellschaft ‚eingebettet‘ werden 
soll’, die Wirtschaft dem Primat der Politik unterstellt wird und den Interessen 
der Gesellschaft dient. Von staatlichem oder gesellschaftlichem Eigentum, Ar- 
beiterkontrolle und -emanzipation ist hier wenig bis gar nicht die Rede. 

Unter anderem Namen tauchten marktsozialistische Ideen auch in den letzten 
Jahren vereinzelt auf. Etwa bei Arno Peters, der sein Konzept einer geplanten 
Ökonomie als Computer-Sozialismus bezeichnet, welcher auf dem Prinzip des 
Austausches von Äquivalenten, Gütern gleichen Werts entsprechend der für 


1 „Den Konzeptionen der sozialistischen Marktwirtschaften entsprechen unterschiedliche Be- 
zeichnungen; sie werden als sozialistische Plan- und Marktwirtschaften, Konkurrenzsozialis- 
mus, Marktsozialismus, Marktsyndikalismus, dezentralisiert oder indirekt zentralisierte sozia- 
listische Funktionsmodelle, dritter Weg zwischen Sozialismus und Kapitalismus oder einfach 
als Neuer Ökonomischer Mechanismus bezeichnet“ (Leipold 1975: 8). 

2 Die Übersetzungen der Zitate aus englischen Ausgaben wurden von mir vorgenommen. 

3 In Anlehnung an die Ausführungen von Karl Polanyi in The Great Transformation (1944). 
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ihre Herstellung aufgewendeten Arbeitszeit, basiert. „Wenn man |[...] den 
Compufer-Sozialismus von seiner ökonomischen Dimension her als äquivalen- 
te Planwirtschaft bestimmen kann, so liegt in dieser Definition keine Aussage 
über die Eigentumsverhältnisse. Der Computer-Sozialismus setzt nicht die Über- 
führung des Eigentums an den Produktionsmitteln in Gemeinbesitz voraus. Er 
entzieht nur den Eigentümern durch die Planwirtschaft die Verfügung über Art 
und Menge der Produktion sowie durch das Äquivalenzprinzip die Festsetzung 
der Preise und Löhne“ (Peters 2000: 43-44). In ähnlicher Weise argumentiert 
Heinz Dieterich für seinen Sozialismus des 21. Jahrhunderts (2006). 

Während die Transformation der ehemals realsozialistischen Länder des Öst- 
blocks zur kapitalistischen Marktwirtschaft als abgeschlossen bzw. unumkehr- 
bar gelten kann, ist die Thematik der Kombination von Markt- und Planwirt- 
schaft nun für zwei andere Weltregionen von aktueller Bedeutung: Das ist ei- 
nerseits China, das von vielen Wissenschaftlern (Bergmann 1996, Herrmann- 
Pillath 1995, Bischoff 2007 et al.) als praktisches Exempel einer sozialistischen 
Marktwirtschaft bezeichnet wird, und andererseits Venezuela? (vgl. Wagenkecht 
2004). Das bolivarische Venezuela befindet sich seit Jahren in einer Übergangs- 
phase, deren Ausgang - in Richtung Sozialismus oder Restauration des Kapita- 
lismus - längst nicht entschieden ist. Derzeit koexistieren in Venezuela verstaat- 
lichte Betriebe unter Kontrolle der Beschäftigten mit privaten Unternehmen, die 
allesamt in einer nach wie vor kapitalistischen Wirtschaftsordnung agieren. 

Aus diesem Grund - der Aktualität der Entwicklungen in China und Venezue- 
la - sowie angesichts der derzeitigen weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
ist die Debatte über marktsozialistische Modelle (historische wie zeitgenössi- 
sche) erneut relevant und könnte an politischer Bedeutung zunehmen. In die- 
sem Artikel fokussiere ich hauptsächlich die historische und theoretische Di- 
mension des Gegenstandes. Dabei stellt sich die Frage, welche historische Rol- 
le den Konzepten des Marktsozialismus zugewiesen werden kann. Die Be- 
trachtung der wichtigsten Diskurse zu diesem Thema zeigt, dass die Debatte 
zumeist durch eine äußere Herausforderung (theoretischer oder praktischer 
Art) provoziert wurde und auf einen ideologischen und praktischen Kompro- 
miss zweier Wirtschaftsordnungen abzielte. 

Aus jeweils unterschiedlichen Gründen befanden und befinden sich marktso- 
zialistische Theoretiker häufig in einer defensiven Position, in welcher nach 
einer Modifikation bestehender Wirtschaftsmodelle (entweder ausgehend vom 
Kapitalismus oder vom Realsozialismus) gesucht wird - dies gilt besonders für 
die Ansätze seit den 1980er Jahren. 

Im 19. Jahrhundert setzte sich Pierre-Joseph Proudhon für die Verbesserung 


4 Auch in Kuba könnten die Auseinandersetzungen der verschiedenen Kräfte in der Kommu- 
nistischen Partei in den nächsten Jahren möglicherweise die Frage größerer politischer (auch 
systemischer) Verschiebungen aufwerfen. 


der sozialen Lage des Industrieproletariats mittels Errichtung einer Tausch- 
bank ein. Gegenüber der herrschenden kapitalistischen Klasse bleibt er jedoch 
versöhnlich, es geht ihm lediglich um die Modifikation einzelner Aspekte - 
vor allem ım Tausch- und Währungssystem. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts - in den 20er Jahren - wird der sich ın der 
Sowjetunion entwickelnde Sozialismus von westlichen liberalen Ökonomen 
(Ludwig von Mises, später Friedrich August von Hayek und die Österreichi- 
sche Schule) auf theoretischer Ebene herausgefordert. Die darauffolgende Re- 
aktion des sozialistischen Lagers kann sich - aufgrund der stabilisierten und 
verbesserten Position der Sowjetunion - auf einen relativ starken politischen 
und ideologischen Rückhalt stützen. 

Der Vorwurf der liberalen Theoretiker (Mises/Hayek), in einer sozialistischen 
Ökonomie könne es aufgrund fehlender Marktpreise niemals wirtschaftliche 
Effizienz geben, wird von Oskar Lange und Abba Lerner abgewehrt - zwei So- 
zialisten, die sich für eine stärkere Rolle von Märkten in der sozialistische Ö- 
konomie - im Rahmen eines gesamtgesellschaftlichen Wirtschaftsplanes - ein- 
setzen. Durch die richtige Kombination von Markt und Plan könne, so ihre 
Argumentation, die Effizienz des Sozialismus jene der kapitalistischen Markt- 
wirtschaft nicht nur erreichen, sondern weit übertreffen. 

Einige Jahrzehnte später, in den 1950er, 60er und 70er Jahren, stellt sich die 
Effizienz- und Innovationsfrage aufgrund der konkreten wirtschaftlichen Prob- 
leme erneut: Nach anfangs hohen Wachstumsraten stagnieren verschiedene 
Ökonomien des realsozialistischen Machtblocks, und Reformen werden gefor- 
dert. Die bürokratische Kommandowirtschaft wird zunehmend als innovatı- 
onsfeindlich und statisch angesehen; diesen Defiziten soll durch marktwirt- 
schaftliche Anreize abgeholfen werden. In diesem Kontext gehe ich exempla- 
risch auf Jugoslawien und Ungarn eın. 

Nach dem Zusammenbruch des sowjetischen Machtblocks befinden sich die 
Marktsozialisten in einer ausgesprochen defensiven Position, in welcher versucht 
wird, einige Aspekte des Sozialismus in den Kapitalismus zu integrieren. Die 
Wichtigkeit und Funktionsfähigkeit des freien Marktes wird nun auch von (ehe- 
mals) Linken weitgehend eingestanden. Um die negativen Auswirkungen einer 
völlig deregulierten Marktwirtschaft abzufedern, wird jedoch eine gewisse staatli- 
che Steuerung (etwa in den Bereichen Bildung und Gesundheit) gefordert. 

Da sich die Alternative „Markt oder Sozialismus“ in einigen Ländern derzeit 
wieder stellt (Venezuela, China), soll die historische Debatte dieses Gegens- 
tandes in diesem Artikel erneut aufgerollt werden. Im Zentrum steht dabei die 
Frage, aufgrund welcher Umstände es zur Entwicklung marktsozialistischer 
Konzepte kam. Welche Probleme sollten damit gelöst werden? Sind Markt 
und Sozialismus nicht unvereinbar? Ich vertrete die These, dass es sich beim 
Marktsozialismus um einen ideologischen Kompromiss handelt, der weder in 
der Theorie noch in der Praxis überzeugen konnte. 
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Karl Marx versus Pierre-Joseph Proudhon: 
Kritik am Konkurrenzsozialismus 


Erste wichtige Beiträge zur Debatte über die Rolle des Marktes in einer sozia- 
listischen Gesellschaft lieferten Pierre-Joseph Proudhon (1846) und Karl Marx 
mit seiner Kritik an Proudhon (1847). Proudhon, der auch als erster Marktso- 
zialist bezeichnet wird, entwarf auf der Grundlage der Ricardianischen Ar- 
beitswerttheorie sein Konzept einer gerechten Tauschökonomie. Der Markt- 
preis von Produkten solle ihrem tatsächlichen Wert entsprechen, der sich aus 
der zur Herstellung aufgewendeten Arbeitszeit ergibt. „Arbeit wird in dem 
Maße zu einer Garantie von Wohlbefinden und Gleichheit, wie das Erzeugnis 
jedes Einzelnen in einem Verhältnis zur Menge aller anderen Erzeugnisse 
steht, denn sie tauscht bzw. kauft immer nur einen Wert ein, der demjenigen 
Wert gleichkommt, der in ihr steckt“ (Proudhon 1846: 94). Marx fasst diese 
Auffassung Proudhons wie folgt zusammen: „Alle Menschen sind Lohnarbei- 
ter, und zwar für gleiche Arbeitszeit gleich bezahlt. Vollständige Gleichheit 
beherrscht den Tausch“ (MEW 4: 82). Jeder Produzent arbeitet für sich allein, 
ist sein eigener kleiner Unternehmer und muss auf dem Markt mit anderen An- 
bietern konkurrieren, denn: „Die Konkurrenz ist die Lebenskraft, die das Grup- 
penwesen beseelt; sie zerstören hieße die Gesellschaft töten“ (Proudhon 1846: 
182). Dieser Sozialismus der Kleinbürger, wie Marx ihn bezeichnete, ist ein Sozi- 
alismus „auf der Grundlage kleiner Warenproduzenten, die die Gesellschaft nicht 
verbessern wollen, indem sie die Warenproduktion verwerfen, sondern indem sie 
den Austausch von Waren bereinigen“ (McNally 1993: 139). 

Treffend fasst McNally die Ansichten von Proudhon zusammen: Ausbeutung 
ist das Resultat eines verzerrten Wettbewerbs, durch Ungerechtigkeit im 
Tausch, „ein Produkt von Monopolen und eine Verletzung der wahren Prin- 
zipien des Warentausches. Unter dem herrschenden System, behauptet er, ‚be- 
stehen Rechtswidrigkeit und Verlogenheit‘, ein Problem, das sich beispielswei- 
se in Monopolen und der Pervertierung ‚aller Vorstellungen von Tauschge- 
techtigkeit‘ zeigt. Die Wirkung dieser Marktabweichungen ist, dass ‚der Preis 
von Gütern nicht ihrem WERT entspricht: der Preis ist höher oder geringer je 
nach dem Einfluss, der zwar der Gerechtigkeit entgegensteht, den jedoch das 
existierende wirtschaftliche Chaos entschuldigt - der Wucher‘. [...] So betrach- 
tet wird Ausbeutung zur Folge von Marktungleichheit - die auf- und abwer- 
tende Abweichung des Preises vom Wert“ (McNally 1993: 141f., die Zitate im 
Zitat stammen von Proudhon). Durch die Befreiung des Marktes von Mono- 
polen und ungerechten Privilegien könne jedoch - so Proudhon - eine gerech- 
te, auf Äquivalenten beruhende Tauschwirtschaft etabliert werden, 

Aus Marzscher Sicht hat diese mutualistische Ökonomie gravierende Nachtei- 
le: So bietet eine derartige Gesellschaft (zumindest im Proudhonschen Modell) 
kaum Möglichkeiten zur technologischen Weiterentwicklung, da die Investiti- 


onen in Forschung und Entwicklung mehr Kapital erfordern, als ein einzelner 
Kleinkapitalist anhäufen kann. Des Weiteren tendiert auch die mutualistische 
Tauschökonomie, da das Konkurrenzprinzip aufrechterhalten bleibt, zur Kon- 
zentration von Marktanteilen infolge des Bankrotts einzelner Produzenten 
durch den Konkurrenzkampf. „Die Konkurrenz zwingt den Produzenten, das 
Produkt von zwei Stunden ebenso billig zu verkaufen wie das Produkt einer 
Stunde. Die Konkurrenz führt das Gesetz durch, nach welchem der Wert eines 
Produktes durch die zu seiner Herstellung notwendige Arbeitszeit bestimmt 
wird. Die Tatsache, daß die Arbeitszeit als Maß des Tauschwertes dient, wırd 
auf diese Weise zum Gesetz einer beständigen Entwertung der Arbeit“ (MEW 
4: 94-95). Durch die Freisetzung von Arbeitskräften steigt die Konkurrenz un- 
ter den ArbeiterlInnen. Da Proudhon Koalitionen, Gewerkschaften und jegli- 
che Art organisierter politischer Aktivität der Lohnabhängigen ablehnt, ist die 
Atomisierung der Gesellschaft in miteinander konkurrierende Individuen kom- 
plett und unterscheidet sich nur sehr undeutlich von der Spaltung der Arbeiter- 
klasse in der kapitalistischen Gesellschaft. Marx setzt dieser Vorstellung das ge- 
meinsame Interesse und Vorgehen der Arbeiterklasse entgegen. So solle nicht je- 
der Produzent den ‚vollen Arbeitsertrag‘ erhalten, da die Arbeiterklasse zwar ins- 
gesamt, aber nicht jeder für sich einen Reservefonds benötigt, aus welchem In- 
vestitionen in Produktionsmittel sowie soziale Dienstleistungen (Bildung, Ge- 
sundheitsfürsorge, etc.) finanziert werden sollen. Vorausgesetzt werden kollektive 
Interessen der arbeitenden Bevölkerung, die sich nicht aus der Summe der Ein- 
zelentscheidungen der Konsumenten ableiten lassen. Dem gesellschaftlichen Ei- 
gentum und der demokratischen Arbeiterkontrolle - sowohl auf der Mikroebene 
(Betrieb) als auch auf Makroebene (Gesellschaft) - bei Marx stehen individuelle 
Produktion und Marktkonkurtenz bei Proudhon gegenüber. 


Ökonomische Rationalität im Sozialismus 


In der internationalen Arbeiterbewegung setzte sich am Ende des 19. Jahrhun- 
derts gegen die sozialistisch-anarchistischen Strömungen, die eine dezentrali- 
sierte Äquivalenzökonomie propagierten, die marxistische Variante durch, bis 
es schließlich zu einer Loslösung der reformorientierten, sozialdemokratischen 
Strömung kommt. Nach dem Ersten Weltkrieg kam es erneut zur Diskussion 
marktsozialistischer Elemente - etwa bei den Austromarxisten, aber auch ın 
der Sowjetunion, wo sich die konkrete Frage stellte, wie eine sozialistische 
Wirtschaft zu organisieren sei. Die anstehenden Probleme der sowjetischen 
Ökonomie (vor allem die Güterknappheit nach dem Krieg, aber auch andere 
konkrete Fragen der Umstellung eines rückständigen Landes auf eine sozsalisti- 
sche Planökonomie) lösten zu Beginn der 20er Jahre eine Auseinandersetzung 
aus, die durch das Spannungsfeld zwischen dem Ziel einer marktfreien sozia- 
listischen Gesellschaft und der ökonomischen sowie politischen Realität des 
Landes nach dem Bürgerkrieg bestimmt wurde. „Rückgriffe auf den Marktme- 
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chanismus erschienen als vorübergehende Konzessionen, die aufgrund der 
noch ungenügend entwickelten sozio-ökonomischen Bedingungen gerechtfer- 
tigt waren. Die Periode des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus 
werde deshalb auch länger dauern, - besonders in den unterentwickelten Län- 
dern [...]“ (Brus/kaski 1990: 65). Im Jahr 1921 wird der so genannte Kriegs- 
kommunismus der Sowjetunion durch die Neue Ökonomische Politik (NÖP) 
abgelöst, die die Wirtschaft liberalisierte und Marktelemente sowie materielle 
Anreize, die die Motivation heben sollten, einführte. Diese Maßnahmen soll- 
ten kurzfristig zur Steigerung des Wirtschaftswachstums dienen. Dieses äußerst 
umstrittene Wirtschaftsprogramm, das für eine Übergangsperiode eine ge- 
mischte Ökonomie mit Markt- und Planelementen installierte, wurde bereits 
nach wenigen Jahren durch die zentrale Kommandowirtschaft ersetzt. Die 
Phase zwischen 1921 und 1927 in der Sowjetunion gilt als das erste Experi- 
ment einer sozialistischen Marktwirtschaft (vgl. Leipold 1975: 14). 

In der westlichen Welt stieß ein 1920 veröffentlichter Artikel von Ludwig von 
Mises (Die Wirtschaftsrechnung im sozialistischen Gemeinwesen), dessen Posi- 
tionen insbesondere durch Friedrich August von Hayek (1937, 1945, 1947) 
weiterentwickelt wurden, die Debatte über ökonomische Rationalität im Sozia- 
lismus erneut an. Die Kalkulation ist aus Mises‘ Sicht die Grundlage jeder ra- 
tionalen Produktion, sie erfordere jedoch einen über den Markt hergestellten 
Preismechanismus. Tatsächliche Marktpreise gebe es laut Mises nur in einer 
Gesellschaft, deren Produktionsmittel in privater Hand sind, da, so fasst es 
McNally zusammen, „Produktionsgüter keinen rationalen Marktpreis haben 
werden, solange sie nicht von privaten Produzenten verkauft und von privaten 
Firmen gekauft werden, deren einziges Kriterium die Profitmaximierung mit- 
tels Preiswettbewerb ist. Daraus folgt [...], dass der Markt keine Ökonomie re- 
gulieren kann, in der es kein Privateigentum an den Produktionsmitteln, keine 
Konkurrenz, marktbestimmte monetäre Preise und Profitmaximierung gibt“ 
(McNally 1993: 173). Den zentralen Planern fehle die nötige Information über 
Angebot und Nachfrage der relevanten Produktionsfaktoren. „Wo der freie 
Marktverkehr fehlt, gibt es keine Preisbildung; ohne Preisbildung gibt es keine 
Wirtschaftsrechnung“ (Mises 1920). Somit kommt Mises zu dem Schluss: „So- 
zialismus ist Aufhebung der Rationalität der Wirtschaft“ (ebd.). Hayek entwi- 
ckelt diese Theorie von Mises weiter, wobei er „nicht die theoretische Mög- 
lichkeit rationaler Ressourcenallokation in einer sozialistischen Wirtschaft“ be- 
streitet, „sondern die Möglichkeit einer zufriedenstellenden praktischen Lö- 
sung für dieses Problem“ (Lange 1948: 62). Hayek geht insbesondere auf die 
Frage des Wissens bzw. der Information ein (vgl. Hayek 1945). Die unzähligen 
Entscheidungen von Individuen, die Einfluss auf das wirtschaftliche Gesche- 
hen haben, können nicht von einer zentralen Einheit erfasst werden: „Das 
Wissen, von dem ich hier spreche, ist von solcher Art, dass es nicht in Statis- 
tiken erfasst werden kann und folglich kann es auch an keine zentrale Autori- 


tät weitergeleitet werden“ (ebd.). Jede Veränderung in den gegebenen Umstän- 
den (qualitativer, räumlicher oder ähnlicher Art) kann individuelle Entschei- 
dungen signifikant beeinflussen, wodurch eine Fülle von Informationen ange- 
häuft wird, die eine zentrale Stelle weder sammeln noch auswerten könnte. Er 
schließt daraus, dass nur das dezentralisierte Preissystem in einer Konkurrenz- 
ökonomie die komplexen Entscheidungsumstände der unabhängigen Indivi- 
duen dergestalt kommunizieren könnte, dass ein rationales Wirtschaften mit 
annähernd optimaler Ressourcenallokation möglich wäre. 

Die zentralen sozialistischen Opponenten von Mises und Hayek waren in den 
1930er und 1940er Jahren Oskar Lange und Abba Lerner (1934)°. 1936/37 
entwarf Lange ein Konzept des Konkurrenzsozialismus, in welchem bei staatli- 
chem Eigentum und Marktelementen eine rationale Ressourcenallokation er- 
reicht werden sollte. Peterhoff fasst die Annahmen von Langes Konzept fol- 
gendermaßen zusammen (vgl. Lange 1936/37, 1948: 75ff.): 

„1. Es bestehen freie Märkte für Konsumgüter sowie den Faktor Arbeit; die Preise für diese Güter 
bilden sich nach Angebot und Nachfrage; eine freie Konsumgut- und Arbeitsplatzwahl ist garan- 
tiert. 

2. Die Preise für Produktionsfaktoren - mit Ausnahme des Faktors Arbeit - werden von einer 
staatlichen Zentrale festgesetzt. |...] 

3. Die zentrale Planbehörde bestimmt die Größe der Investitionsquote. 

4. Die sozialistischen Unternehmen streben nicht nur nach Maximierung ihres Gewinns. Zusätz- 
lich werden ihnen von der zentralen Planbehörde zwei Normen vorgegeben [...]: a) ‚Minimalkos- 
tenkombination‘ und b) ‚Produktpreis gleich Grenzkosten‘ bei gegebenem Output. 

5. Produktion und Verteilung der Produktionsfaktoren bestimmen sich durch die Konsumenten- 
präferenzen“ (Peterhoff in Leipold 1975: 161). 

Dieses marktsozialistische Modell ist nach der Ansicht von Lange und Lerner 
der privatkapitalistischen Marktwirtschaft ın Bezug auf Rationalität weıt über- 
legen. Durch die Mitwirkung der einzelnen Unternehmen an einem gesamtge- 
sellschaftlichen Plan komme es im Gegensatz zur anarchischen kapitalistischen 
Produktion zu einer optimalen Allokation der vorhandenen Ressourcen. Die 
zentral festgelegten Preise der Produktionsfaktoren bilden als Kalkulationsprei- 
se die Grundlage für die Produktion (vgl. Giesbrecht 1987: 76f. und 
Brus/Laskı 1990). Das Management der Betriebe wird angehalten, die Kalkula- 
tionspreise der Zentrale als tatsächliche Marktpreise anzunehmen und auf die- 
ser Basis Kostenminimierung und Gewinnmaximierung anzustreben. Kommt 
es zu einem Ungleichgewicht, korrigiert die zentrale Planungsbehörde die Prei- 
se in derselben Weise wie ein kapitalistischer Markt: durch trial and error. 


5 Ihr Konzept eines Konkurrenzsozialismus ist auch als Lange-Lerner-Lösung bekannt gewor- 
den. Die Auseinandersetzung um die ökonomische Rationalität des Sozialismus in den 
1920er, 30er und 40er Jahren ging als Kalkulationsdebatte in die Geschichte der Politischen 
Ökonomie ein. 

6 Unter Minimalkostenkombination versteht man die kostengünstigste Kombinierung der 
Produktionsfaktoren bei gegebenem Output. Grenzkosten bezeichnen die zusätzlichen Kos- 
ten, die bei der Produktion einer weiteren Einheit eines Gutes entstehen. 
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„Die Zentrale Planungsbehörde übernimmt die Funktion des Marktes. Sie er- 
stellt die Regeln für die Zuteilung der Produktionsfaktoren und die Output- 
größen einzelner Anlagen, den Output einer Industrie, die Verteilung der Res- 
sourcen und die Preise als Parameter für die Kalkulation. Als nächstes legt sie 
die Preise so fest, dass sich ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfra- 
ge für jede Ware einstellt. Daraus folgt, dass die Substituierung des Marktes 
durch die Planung durchaus möglich und machbar ist“ (Lange 1936/37, 1948: 
82£.). Im Prinzip handele es sich um eine komplexe, aber zu lösende Rechen- 
aufgabe’. Zutreffend kommentiert Roemer: 

„Während der 1930er Jahre, als Lange und Hayek über Marktsozialismus schrieben, erlebte die 
Sowjetunion eine rasante Industrialisierung. Es gab in jenem Land offensichtlich Vollbeschäfti- 
gung, während in der kapitalistischen Welt Arbeiter und Maschinen unbeschäftigt blieben. Aus 
diesem Grund schrieb Hayek aus einer defensiven Position, während Lange das Gefühl bekom- 
men konnte, bei seinem Vorschlag handle es sich lediglich um den Feinschliff eines sozialisti- 
schen Systems, das ganz offensichtlich das Gesicht der Zukunft war” (Roemer 1994: 2). 

Im Abschnitt über die marktsozialistischen Debatten der 1980er und 90er Jah- 
ren werden wir sehen, wie schr die veränderte politische Situation - der öko- 
nomische Niedergang und die politische Auflösung des sozialistischen Macht- 
blocks - die theoretische Debatte über unseren Gegenstand beeinflusst hat. Im 
Folgenden sollen die Probleme des marktsozialistischen Konzepts in der Praxis 
anhand konkreter Beispiele erläutert werden. 


Marktwirtschaftliche Reformen in realsozialistischen Ländern: 
die Beispiele Jugoslawien und Ungarn 


In den 1950er Jahren erstarkten marktsozialistische Ideen auch wieder ın den 
realsozialistischen Ländern des Ostens. So vor allem in Polen, Ungarn, der 
Tschechoslowakei und Jugoslawien. Im jugoslawischen Fall waren es vor allem 
politisch-ideologische Motive, während man in den anderen Ländern mit den 
ökonomischen Leistungen der Kommandowirtschaft unzufrieden ist (vgl. 
Giesbrecht 1987). 


„Anfang der sechziger Jahre wurde die mangelnde ökonomische Effizienz der Systeme zentraler 
Planung in verschiedenen Ländern deutlich erkennbar. Negative Zuwachsraten des Sozialpro- 
dukts bildeten den Anlaß verstärkter Reformtätigkeiten, die durch das politische Tauwetter be- 
günstigt wurden. Die Reformer hoben die Eignung der zentral-administrativen Planungssysteme 
für die Aufbauphase industriell wenig entwickelter Volkswirtschaften hervor, in denen Arbeits- 
kräfte und Naturreserven reichlich verfügbar und die Bedürfnisstruktur anspruchslos wären. So- 
bald die Phase des extensiven Wachstums abgeschlossen und die Auslastung des volkswirtschaft- 
lichen Apparates erreicht sei, erfordere ein weiteres Wachstum rationelle Produktionsverfahren, 
intensive Fortschritte und flexible betriebliche Anpassungen an die sich differenzierende Bedürf- 
nisstruktur. Diesen Bedingungen könne das zentrale Planungssystem jedoch nicht genügen. Die 
Lösung sah man daher in der Dezentralisierung der Planungsbefugnisse und der Nutzung von 
Marktbeziehungen“ (Leipold 1975: 16). 


7 Darauf greift Arno Peters in seinem Modell eines Computer-Sozialismus zurück. 


In Jugoslawien kommt es nach dem Bruch Titos mit Stalın zu einer völligen 
Umstrukturierung der Ökonomie. Die zentrale Planwirtschaft soll durch 
selbstverwaltete Betriebe, die zueinander in Konkurrenz stehen, und weitge- 
hende Marktwirtschaft ersetzt werden. Die Reformpolitik, erarbeitet von Dji- 
las, Kardelj und Kidric, wird bereits 1950 im Grundgesetz über die Verwaltung 
von Wirtschaftsunternehmen und höheren Wirtschaftsvereinigungen durch die 
Arbeitskollektive gesetzlich festgeschrieben. Die neue Verfassung von 1963 und 
die Wirtschaftsreform von 1965 treiben diesen Weg voran. 

Die einzelnen Unternehmen erstellten fortan ihre eigenen betrieblichen Pläne, 
die sich ım Rahmen eines makroökonomischen Gesellschaftsplans bzw. der so 
genannten gesellschaftlichen Absprachen frei bewegen konnten. Die Firmen 
waren zwar laut Verfassung von 1963 gesellschaftliches Eigentum, sie wurden 
jedoch den Beschäftigten des jeweiligen Unternehmens „zur autonomen Verfü- 
gung und Nutzung“ überlassen (Eger/Leipold in Leipold 1975: 26). „Der sozio- 
ökonomische Inhalt des Gesellschaftseigentums kommt darin zum Ausdruck, 
daß die unmittelbaren Produzenten über den Einsatz der Produktionsmittel ım 
betrieblichen Kombinationsprozeß entscheiden und die Erträge der gemeinsa- 
men Arbeit untereinander verteilen können“ (ebd.). Am Beispiel der jugoslawi- 
schen Selbstverwalterwirtschaft hat sich jedoch gezeigt, dass die betriebliche Ar- 
beiterverwaltung noch keine sozialistische Gesellschaft ausmacht. 

Die Verwaltung der jugoslawischen Betriebe wurde von vier Organen ausgeübt: 
dem Arbeitskollektiv, dem Arbeiterrat, dem Verwaltungsausschuss und dem 
Direktor. Die Direktoren sollten eine Doppelfunktion erfüllen, indem sie ei- 
nerseits für den unternehmerischen Erfolg ihrer Fırma verantwortlich waren 
und andererseits gesamtgesellschaftliche Interessen in ihrem Betrieb zu vertre- 
ten hatten. Da die Direktoren von den Beschäftigten ihrer Firma gewählt wur- 
den (durch den Arbeiterrat, der aus 15 Personen bestand) und zudem am Ge- 
winn derselben beteiligt waren, konzentrierten sich die Direktoren de facto auf 
das unternehmerische Interesse zuungunsten des gesamtgesellschaftlichen. 

Das erwirtschaftete Einkommen der Unternehmen wurde nach Abzug der 
Kosten auf die Beschäftigten aufgeteilt, in Form von Steuern und Sozialbeiträ- 
gen an den Staat abgegeben und zuletzt in die verschiedenen Unternehmens- 
fonds (Investitions-, Reserve- und Sozialfonds) eingezahlt (Giesbrecht 1987: 
85). Für die Beschäftigten gab es ein staatlich garantiertes Mindesteinkommen, 
das jedoch durch ein leistungsbezogenes Einkommen nach einer Punktesys- 
tem (Ausbildung, Schwere der Tätigkeit, Länge der Betriebszugehörigkeit usw.) 
ergänzt wurde. Auf diese Weise wurden die individuellen Einkommen vom 
ökonomischen Erfolg des Unternehmens abhängig. Rob Lyon macht diese 
Tatsache dafür verantwortlich, dass sich die Entscheidungssouveränität in den 
Betrieben zunehmend von der Ebene der Beschäftigten zu den Managern und 
Direktoren verlagerte. Eine umfassende empirische Untersuchung von Obra- 
dovic zwischen 1966 und 1969 ergab, dass die tatsächliche Partizipation der 
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Arbeiter und Arbeiterinnen dem ideellen und in der Verfassung festgeschrie- 
benen Anspruch der Selbstverwaltung keineswegs entsprach. Die Konkurrenz 
der selbstverwalteten Betriebe beeinflusste demgemäß auch die innerbetriebli- 
che Ordnung: „Diese Firmen und Unternehmen betrieben Werbung und un- 
ternahmen alles, was sie konnten, um ihre Profite zu erhöhen. Es war dieses 
Streben nach Profiten, das zur Vorherrschaft der Unternehmensmanager und 
Spezialisten über die Arbeiter führte“ (Lyon 2006). Die hohe Gewinnbeteili- 
gung der Firmenleitungen führte des Weiteren zur Etablierung eigenständiger 
ökonomischer Interessen, die zunehmend in Gegensatz zur staatlichen Regie- 
rung gerieten. Versuche der Staatsführung, in den 1970er Jahren aufgrund ge- 
sellschaftlicher Proteste Teile der Marktreformen zurückzunehmen, scheiterten 
am Widerstand der Manager und Direktoren, die ein unmittelbares Interesse 
daran hatten, die Gewinne ihrer autonomen Betriebe nicht in Form von Steu- 
ern und Zinsen an den Staat oder an andere Regionen abzugeben. Die Kon- 
kurrenz der autonomen Betriebe und die fehlende zentralstaatliche Planung 
führten in Jugoslawien zu einer sehr unterschiedlichen Entwicklung der ein- 
zelnen Regionen; so war das Einkommensniveau in Slowenien in den 1960er 
Jahren sechs Mal höher als im Kosovo. Die ökonomische Krise, die in den 
7Ver Jahren begann und in den 80er Jahren zu einem wirtschaftlichen Kollaps 
führte, bildete einen Nährboden für nationalistische Bewegungen, die die Inte- 
ressen der ungleich entwickelten Regionen Jugoslawiens aufbauschen und poli- 
tisch instrumentalisieren konnten. 

Nach der weitgehenden Liberalisierung des Kapitalmarktes nahmen jugoslawi- 
sche Unternehmen in den 70er Jahren in großem Umfang Kredite bei westli- 
chen Banken auf, die später nicht zurückgezahlt werden konnten. Eine enor- 
me Auslandsverschuldung, hohe Inflation und eine hohe Arbeitslosigkeit wa- 
ren die Folge. 

Die Beschäftigten eines Unternehmens konnten nicht gekündigt werden und 
durch die Beteiligung am Gewinn der Firma hatten sie ein Interesse daran, so 
wenig neue Mitarbeiter wie möglich einzustellen, da sich auf diese Weise das 
persönliche Einkommen verringert hätte. Die daraus resultierende hohe Ar- 
beitslosigkeit des sozialistischen Jugoslawiens zeigt die verheerenden Folgen 
dieses marktsozialistischen Modells: Auch wenn die Arbeiter und Arbeiterin- 
nen innerhalb ihrer Firmen mehr Mitbestimmungs- und Entscheidungsmacht 
besaßen als in den westlichen kapitalistischen Ländern, führte die Konkurrenz 
zwischen den einzelnen Unternehmen, Branchen und Regionen zu einer Spal- 
tung der arbeitenden Bevölkerung. Anstatt ein gemeinsames Interesse und ein 
gemeinsames Vorgehen der Arbeiterklasse zu fördern (wie es der Anspruch des 
Sozialismus ist), führte der jugoslawische Konkurrenzsozialismus zu einer A- 
tomisierung der Arbeiterklasse; das Interesse des eigenen Unternehmens stand 
über den Interessen der Beschäftigten in anderen Betrieben und über den Be- 
dürfnissen der Arbeitslosen (vgl. Pierson 1995: 121f.). 
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„Und so stellt sich die Frage: Regiert die Arbeiterklasse die Gesellschaft, wenn sie durch verein- 
zelte Firmen und Unternehmen atomisiert ist, die die Investitionen und die Reproduktion kon- 
trollieren? Oder dann, wenn die Arbeiterklasse als Ganze durch den Staat die Kontrolle über In- 
vestitionen und Reproduktion ausübt? Offensichtlich trifft der letztere Fall zu. Im jugoslawischen 
Modell herrschte die einzelne profitorientierte Firma und nicht die Arbeiter und Arbeiterinnen. 
Nur die verstaatlichte, demokratisch geplante Wirtschaft garantiert die Kontrolle der Arbeiter ü- 
ber die Gesamtökonomie anstelle nur einer einzelnen Branche oder Fabrik“ (Lyon 2006). 

In Übereinstimmung mit der Theorie des Marxismus geht Lyon davon aus, 
dass die Emanzipation der Arbeiterklasse nur als Ganzes, in einer gemeinsa- 
men Anstrengung erreicht werden könne. Die Assoziation dürfe sich demnach 
nicht auf einzelne Betriebe oder auch Branchen beschränken, sondern müsse 
sich auf die demokratische Mitbestimmung und -gestaltung aller Ebenen und 
Bereiche der Gesellschaft durch die Arbeiterklasse erstrecken. Weder in Jugos- 
lawien mit seinem System der selbstverwalteten Betriebe, noch in anderen 
Ländern des Realsozialismus, in welchen es für die Beschäftigten noch weniger 
Partizipations- und Entscheidungsmöglichkeiten gab, konnte diese Vision der 
kollektiven Assoziation (und dadurch Emanzipation im marzistischen Sinne) 
verwirklicht werden. 

Während im jugoslawischen Marktsozialismus die zentrale Planung bzw. Len- 
kung zugunsten der dezentralen Entscheidungsfreiheit der Einzelbetriebe in 
den Hintergrund trat, ging die Einführung des Neuen Ökonomischen Mecha- 
nismus (NÖM) zum 1. Januar 1968 in Ungarn nicht mit der Gewährung von 
Unternehmensautonomie einher. 

Das Ziel des ungarischen NÖM war die Steigerung der wirtschaftlichen Efh- 
zienz durch die teilweise Implementierung von Marktelementen. Die Kombı- 
nation von zentraler staatlicher Planung und einem regulierten Marktmecha- 
nismus zielte „darauf ab, die Unternehmen mittels geeigneter Anreizschemata 
profitorientiert zu machen und sie mit ‚Entscheidungsparametern‘ (d.h. mit 
monetären Größen oder mit Preisen im allgemeinen) zu konfrontieren |[...]. 
Diese Parameter sollten die makroökonomischen Prioritäten der zentralen 
Planung reflektieren und sıe für die Vorgänge auf der Mikroebene in verbind- 
liche Richtlinien übersetzen“ (Brus/Laski 1990: 102). Die enge Verknüpfung 
von Politik und Wirtschaft blieb also bestehen, so wurden etwa die Unter- 
nehmensleiter (Direktoren) nicht von der Belegschaft gewählt, sondern staat- 
lich eingesetzt. Die Unternehmen blieben außerdem weiterhin in Staatseigen- 
tum, der Staat bestimmte den Rahmen der Löhne der Beschäftigten sowie die 
Investitionspolitik der Unternehmen. Der jugoslawischen formalen Arbeiter- 
selbstverwaltung stand in Ungarn eine strikte hierarchische innerbetriebliche 
Struktur gegenüber. Die Interessen der Arbeiter und Arbeiterinnen wurden 
durch die Gewerkschaften vertreten, die nicht viel mehr als Mitspracherechte 
besaßen, Kollektivverträge aushandelten und die betrieblichen Sozialfonds 
verwalteten, „das Recht auf Eigentumsverfügung hat der Direktor und nicht 
das Unternehmenskollektiv erhalten“ (Giesbrecht 1987: 149). 
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Für das letztendliche ökonomische Misslingen der Markt-/Plan-Kombination 
in Ungarn machen die beiden polnischen Ökonomen Brus und Laski - beide 
in den 1970er Jahren aus politischen Gründen in den Westen emigriert - das 
Fehlen freier Arbeits- und Kapitalmärkte verantwortlich. Lediglich die Pro- 
duktmärkte seien liberalisiert worden. „Der Mangel an einem vom Markt ge- 
prägten Interessensgegensatz zwischen ‚Käufern‘ und ‚Verkäufern‘ stellt, soweit 
es um die Arbeitskräfte geht, ein ungeheures Hindernis für die Erzielung eines 
(‚vernünftigen‘) Marktpreises der Arbeitskraft dar und öffnet einer bürokrati- 
schen Koordination von sıch aus Tür und Tor“ (Brus/Laski 1990: 105f.). Von 
der Forderung der beiden Sozialisten Brus und Laski nach freien, deregulierten 
Arbeits-, Kapital- und Produktmärkten ist es nicht mehr weıt zurück zur Posi- 
tion von Mises und Hayek. 

Ihr Buch Von Marx zum Markt, in welchem die unzureichende Deregulierung 
der Märkte für das Versagen der sozialistischen Ökonomie Ungarns verant- 
wortlich gemacht wird, veröffentlichten Brus und Laski unmittelbar nach den 
Ereignissen von 1989. Die Affırmation der freien Marktwirtschaft von ehemals 
sozialistischen oder marktsozialistischen Theoretikern nach dem Ende des Re- 
alsozialismus zeigt die tiefgreifende Orientierungslosigkeit und Ernüchterung 
der Linken, die McNally treffend auf den Punkt bringt: 

„Viele in der Linken, die allzu lange ungenügend kritisch gegenüber den stalinistischen Regimes 
waren, die versucht hatten, sie als sozialistische oder ‚postkapitalistische‘ Gesellschaften darzustel- 
len, haben in verschiedenem Maße vor dieser ideologischen Herausforderung [gemeint ist das 
Jahr 1989, K.G.] kapituliert - und kehrten als ‚wiedergeborene‘ Marktanhänger zurück. Nun be- 
haupten sie, der große Fehler des Sozialismus wäre seine feindselige Einstellung zum Markt gewe- 
sen, der konstruierte Gegensatz von zentraler Planung und Marktallokation [...]. Hierin sehen sie 


nun den Keim des stalinistischen Totalitarismus [...]. Der Sozialismus hat ihrer Meinung nach 
nur dann eine Zukunft, wenn er den Markt voll und ganz bejaht“ (McNaliy 1993: 1). 


Marktsozialistische Konzepte nach 1989 - 
John E. Roemers Aktionärssozialismus 


Der Schock über den Zusammenbruch des sozialistischen Machtblocks traf 
die Linke im Osten und Westen schwer und führte mitunter zu ideologischen 
Lagerwechseln und der Suche nach neuen politischen Theorien oder ökono- 
mischen Modellen. Ein Aspekt dieser Suche nach linken Konzepten für die 
Zukunft war der Rückgriff auf die marktsozialistische Debatte. Bei gleichzeiti- 
ger Ablehnung der freien kapitalistischen Marktwirtschaft und der Komman- 
dowirtschaft in Kombination mit politischer Unterdrückung blieb für viele 
Linke nur ein Dritter Weg als letzte Hoffnung. Auch in Deutschland gab es, 
während die Idee des Marktsozialismus sonst hauptsächlich im angelsächsi- 
schen Raum stark ist, entsprechende Entwürfe. 

„Die Alternative zu autoritärem Staatssozialismus und kapitalistischer Gesellschaftsordnung be- 


steht in der Verknüpfung von demokratisierten Wirtschaftsunternehmen, gesamtgesellschaftlicher 
Steuerung und sozialstaatlicher Regulierungspolitik. Die politische Blockade innerhalb der Lin- 
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ken gründet auf einer unhaltbaren Gleichsetzung von kapitalistischer Konkurrenz und Markt“ 
(Bischoff/Menard 1990: 11). 

Unter dem Titel Marktsozialismus wurden zu Beginn der 1990er Jahre ver- 
schiedenste Modelle diskutiert, die in ihrer jeweiligen Akzentsetzung zwischen 
Markt und zentraler Steuerung sehr unterschiedlich ausfielen®. Eines der neue- 
ren Modelle stammt von dem US-amerikanischen Ökonomen John E. Roe- 
mer. Sein Konzept eines Manager-Marktsozialismus wird ım Folgenden als 
Beispiel für die Debatte der Gegenwart dargestellt. 

Roemers Vorschlag für ein marktsozsalistisches Modell nimmt von Beginn an 
- wie alle anderen TheoretikerInnen des Marktsozialismus seit dem Ende des 
realen Sozialismus in der UdSSR - eine äußerst defensive Position ein. 

„Die Argumentation für eine sozialistische Ökonomie erfordert meiner Meinung nach die Revi- 
sion einiger traditioneller Ansichten darüber, was den Sozialismus ausmacht. Mit Sicherheit ist 


das sowjetische Modell einer sozialistischen Gesellschaft tot, doch das bedeutet nicht, dass ande- 
re, bisher nicht erprobte Formen des Sozialismus ebenfalls begraben werden sollten“ (Roemer 


1994: 1). 

Während 60 Jahre vorher, in den 1930er Jahren, Sozialismuskritiker wie Fried- 
rich A. Hayek angesichts der expandierenden sowjetischen Ökonomie ihre 
Anfechtung der Effizienz und Rationalität der sozialistischen Wirtschaft aus 
einer sehr defensiven Position heraus zu rechtfertigen hatten, hat sich seit 
1989 die Situation in ihr Gegenteil verkehrt. Die Geschwindigkeit, mit welcher 
ehemalige Sozialisten zu Apologeten des freien Marktes wurden, ist wahrlich 
erstaunlich und lässt sich nur als eine Folge der tiefen Erschütterung der Lin- 
ken angesichts der ökonomischen, politischen und ideologischen Degenerati- 
on des Realsozialismus verstehen (wenn man von politischem Opportunismus 
einmal absıeht). 

Roemer versteht sich selbst als radikalen Verfechter des Egalitarismus, wobei er 
mit Nachdruck betont, dass er unter Gleichheit die Gleichheit von Chancen 
versteht. Dieses Verständnis von Gleichheit überträgt er auch auf seine Sozia- 
lismusdefinition. Er operationalisiert die angestrebten Ziele des Soztalismus, 
indem er drei Punkte festhält: „Ich glaube, was Sozialisten wollen, ist Chan- 
cengleichheit für: (1) Selbstverwirklichung und Wohlfahrt, (2) politischen Ein- 
fluss und (3) sozialen Status“ (Roemer 1994: 11). 

Auf dieser ‚Sozialismus‘-Definition aufbauend entwirft Roemer das Modell eı- 
ner sozialistischen Marktwirtschaft, in welcher profitorientierte Firmen von 
Managern geleitet werden, während die Aktienanteile auf eine große Anzahl 
von Eigentümern verteilt sind. 

Beim Eintritt ins Erwachsenenalter sollen alle Bürger von der Regierung Coupons 
erhalten, mit denen für den jeweiligen Betrag Aktienanteile erworben bzw. in 


8 Eine unvollständige Auswahl der marktsozialistischen Theoretiker in den 1990er Jahren und 
später: Alec Nove, David Miller, Jacques Dreze, Marc Fleurbaey, Thomas Weisskopf, Pranab 
Bardhan, Fred Block, Joshua Cohen, Joe! Rogers. 
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Fonds angelegt werden können, wodurch die gesamte erwachsene Bevölkerung 
an den Gewinnen der privaten Unternehmen beteiligt wird. „Da jeder Erwachse- 
ne dasselbe Quantum an Coupons erhalten wird und diese nicht an andere ab- 
treten kann, wird sich eine gleichmäßigere Verteilung der Profite einstellen. Diese 
Angleichung soll mehrere positive soziale Auswirkungen haben: die Verringerung 
öffentlicher Probleme wie Umweltverschmutzung und Krieg; die verbesserte 
Chancengleichheit für politischen Einfluss; und die Hebung des Lebensstandards 
der Ärmsten der Gesellschaft“ (Satz 1996: 77, über Roemers Modell). 

Während die von der Regierung ausgegebenen Gutscheine also nicht in echte 
Währung umtauschbar sind (wodurch nach Roemer die Konzentration der 
Aktienanteile und somit der Profite in den Händen der ohnehin schon Reıi- 
chen verhindert werden kann), können sie beliebig gegen andere Firmenanteile 
getauscht werden. Auf diese Weise wırd ein echter Aktienmarkt simuliert, ob- 
wohl es sich bei den Gutscheinen nicht um richtiges Geld handelt. 

„Wenn Banken sehen, dass der Preis der Couponanteile einer Firma fällt, ist das ein Zeichen da- 
für, dass die Investoren die Firma schlecht bewerten, und folglich wird die Bank das Manage- 
ment stärker kontrollieren. Das Couponportfolio aller Personen geht beim Tod wieder in das öf- 
fentliche Eigentum über und wird an die nächste Generation Erwachsener anteilsmäßig ausgege- 
ben. Auf diese Weise funktioniert das Gutscheinsystem als Mechanismus, um den Menschen 
während ihrer Lebenszeit den entsprechenden Anteil an den gesellschaftlichen Profiten zukom- 
men zu lassen, während gleichzeitig die guten Eigenschaften des Aktienmarktes als ein Mittel, 
um Risiken abzuschätzen und Firmen zu kontrollieren, genutzt werden“ (Roemer 1994: 50). 

Die Egalisierung der Einkommensunterschiede durch die Teilhabe aller an den 
Unternehmensprofiten soll nach Roemer ergänzt werden durch ein stark aus- 
gebautes Bildungssystem, das den Kindern aus ärmeren Schichten eine bessere 
Zukunft und bessere Chancen ermöglichen soll, sowie eine Reihe wohlfahrts- 
staatlicher Maßnahmen wie die Umverteilung über Steuern usw. 

Als den zentralen Vorteil seines marktsozialistischen Modells sieht Roemer, 
„dass es vermutlich die geringste Veränderung des derzeit existierenden Kapita- 
lismus bedeutet und aus diesem Grund vielleicht die größte Wahrscheinlich- 
keit hat, genauso effizient zu funktionieren wie der Kapitalismus“ (Roemer 
1994: 51). Roemer betont, er wolle kein utopisches Modell entwerfen, das nur 
auf der Grundlage eines neuen, sozialistischen Menschen funktionieren könne. 
Er wolle davon ausgehen, wie der Mensch heute sei und ein ihm entsprechendes 
Gesellschaftsmodell erarbeiten. Dabei nımmt er die sozialen Verhaltensweisen der 
Menschen als unveränderlich und quasi naturgegeben an. Die Möglichkeit bzw. 
Funktionsfähigkeit seines von Managern geleiteten Marktsozialismus leitet Roe- 
mer direkt aus der Funktionsweise kapitalistischer Unternehmen ab’. 


„Die Profite einer [kapitalistischen, K.G.] Firma werden auf viele Eigentümer aufgeteilt, von de- 
nen nur wenige oder keiner eine direkte Kontrolle über die Entscheidungen hat, welche die Pro- 


9 Somit reduziert sich der Unterschied zwischen kapitalistischen und (markt-)sozialistischen 
Unternehmen in Roemers Modell auf die Anzahl der Aktionäre. 
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fitabilität beeinflussen, und die großteils keine Verantwortung für die Erfolge und Fehlschläge der 
Firma tragen. Mit anderen Worten: die Firmen werden von beauftragten Agenten geleitet, woraus ge- 
schlossen werden kann, dass diese beauftragten Agenten auch in einer sozialistischen Ökonomie 
Firmen leiten könnten, wo Profite noch breiter gestreut wären als im Kapitalismus. Die im Kapita- 
lismus entstandenen (oder entwickelten) Mechanismen zur Kontrolle der Eigentümer über das Ma- 
nagement können ohne Weiteres in ein sozialistisches System übertragen werden“ (Roemer 1994: 5) 


Die gleichmäßigere Verteilung von Reichtum aufgrund der Beteiligung aller an 
den Aktienanteilen der großen Unternehmen reicht laut Roemer aus, um seine 
anfangs definierten Ziele (Chancengleichheit in Bezug auf Selbstverwirklichung 
und Wohlfahrt, politischen Einfluss und sozialen Status), die er für die Ziele 
„der Sozialisten“ hält, zu erreichen. Was Roemer, wie weiter oben angeführt, 
für den Vorteil seines Modells hält - die geringfügige Änderung am Status quo 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung -, gerät ganz eindeutig in Konflikt 
mit sozialistischen Grundprinzipien, wenn es um die Rolle der Arbeiter und 
Arbeiterinnen geht. „Obwohl die Einkommen viel gleichmäßiger verteilt wä- 
ren, würde sich an der Beziehung der Arbeiter zu ihren Firmen nicht sehr viel 
ändern“ (Roemer 1994: 50f.). Das bedeutet, die hierarchische Beziehung zwi- 
schen Beschäftigten und Unternehmensleitern bliebe bestehen. 

Der Grund, warum Roemer sein Konzept einer manager- und bankengeleiteten 
Gesellschaft von Kleinaktionären dennoch als Marktsozialismus bezeichnen 
kann, ist die völlige Unklarheit, die großteils (vor allem auch in der Linken) 
über den Begriff - die theoretischen Positionen, die Methoden und Strategien 
sowie das Subjekt - des Sozialismus herrscht. Während die sozialistische Be- 
wegung jahrzehntelang in einen reformerisch-sozialdemokratischen Flügel und 
einen marxistisch-leninistischen Flügel gespalten war, ist diese Zweiteilung mit 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion in den Hintergrund getreten. Wie zur 
Entstehungszeit der sozialistischen Bewegung im 19. Jahrhundert tummeln 
sich unter dieser Bezeichnung allerlei Theoretiker, Aktivisten, Organisationen, 
Parteien usw. Die ideologische Spannweite reicht dabei bis zu im Grunde libe- 
ralen Positionen. Roemer, der diesem Lager zuzurechnen ist, kann deshalb 
auch soweit gehen, die zentrale Forderung der meisten anderen ‚sozialisti- 
schen‘ Strömungen - das gesellschaftliche Eigentum an den (wichtigsten) Pro- 
duktionsmitteln und die Kontrolle der Beschäftigten über diese - in seinem 
marktsozialistischen Konzept auszuklammern. Damit radikalisiert Roemer die 
Idee des Marktsozialismus in bis dato neuem Ausmaß. Dass er selbst diese zu 
erwartende Kritik in seinem Werk A Future For Socialism vorwegnimmt, kann 
aus meiner Sicht dennoch nicht überzeugend erklären, weshalb sein Konzept 
als marktsozialistisch und damit nicht-kapitalistisch bezeichnet werden sollte. 


„Einige Sozialisten - und viele Marxisten - werden vehement bestreiten, dass ich hier tatsächlich 
dargestellt habe ‚was Sozialisten wollen‘. Sie werden sagen, ihnen ginge es um das Ende eines 


10 Chancengleichheit in Bezug auf Selbstverwirklichung und Wohlfahrt, politischen Einfluss 
und sozialen Status. 
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Systems, in welchem sich eine kleine kapitalistische Klasse den Mehrwert aneignet, den die Ar- 
beiter geschaffen haben und der rechtmäßig ihnen gchört - das wäre das Ende der Ausbeutung. 
Sie werden sagen, meine formulierten Ziele seien ein liberales Egalitarısmmus-Credo und kein sozi- 
alistisches - oder marxistisches. In früheren Schriften habe ich argumentiert, dass die ethische 
Verurteilung des Kapitalismus, die als Grundlage der marxistischen Anklage von Ausbeutung he- 
rangezogen werden sollte, ın Wirklichkeit auf der ungerechten Verteilung der Eigentumsrechte an 
den Produktionsmitteln basiert. Aus diesem Grund verstehe ich die egalitaristische Philosophie, 
wie ich sie hier betrieben habe, nicht als Alternative zu Marx‘ Theorie der Ausbeutung, sondern 
als eine Komponente, die jene Theorie ethisch überzeugend macht“ (Roemer 1994: 15). 


Die Verwirklichung des Marktsozialismus im 21. Jahrhundert? 


Infolge der weltweiten Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise rückte gegen Ende 
des Jahres 2008 die Frage der Marktfreiheit verstärkt in den Mittelpunkt der 
medialen und wirtschaftswissenschaftlichen Auseinandersetzungen. Dabei 
wurde die von den meisten Regierungen geforderte Regulierung und Überwa- 
chung der Finanzmärkte von US-amerikanischen ultraliberalen Kritikern sogar 
als „sozialistisch“ bezeichnet. Mehrere Banken und Investmentunternehmen 
wurden in den USA sowie in Europa verstaatlicht, die Rettung der danieder- 
liegenden Automobilbranche wird zur Regierungssache. 

Somit sind wir im 21. Jahrhundert bei einer Wirtschaftsordnung angelangt, die 
staatliches mit privatem Figentum kombiniert und in welcher staatliche Pla- 
nung, Steuerung und Regulierung neben freien Märkten existieren. Es lohnt 
sich jedenfalls, angesichts dieser Krise die Theorien des Marktsozialismus auf- 
zurollen und auf ihre Nützlichkeit hin zu untersuchen. 

Die verschiedenen Modelle eines Marktsozialismus sind eine Kombination 
von zwei gegensätzlichen Prinzipien. Die von liberaler Seite vorgebrachten Ar- 
gumente für die Marktwirtschaft sind eine hohe Effizienz (aufgrund der un- 
mittelbaren Signalwirkung der Preise) bei der Deckung von Angebot und 
Nachfrage, die Weiterentwicklung von immer besseren und billigeren Produk- 
ten als Folge der Konkurrenz unter den Anbietern, und nicht zuletzt die Frei- 
heit der Konsumenten, nach ihren Bedürfnissen aus einem breiten Angebot 
wählen zu können und durch diese Wahl eine ‚demokratische‘ Mitbestim- 
mung auszudrücken. Im Gegensatz dazu wird die Planwirtschaft als ineffizient, 
korrupt und bevormundend stigmatisiert. Diese Anschuldigungen lassen sich 
jedoch zum Teil durch eine genauere Betrachtung der historischen Umstände 
und theoretischen Konzepte entkräften. In den realsozialistischen Ländern des 
Ostens wurde sowohl der Staatsapparat als auch die ökonomische Entschei- 
dungsebene von einer bürokratischen Elite beherrscht, die ihre eigenen Inte- 
ressen (Privilegien) verfolgte. Bei der Argumentation für eine geplante Wirt- 
schaft ist deshalb nicht nur die Frage wichtig, wer Figentümer der Produkti- 
onsmittel ıst, sondern auch wer die Kontrolle über die Produktion innehat. 
Die tatsächliche Kontrolle durch die Beschäftigten - als Produzenten und 
Konsumenten - sowohl innerhalb des Einzelunternehmens als auch auf ge- 


Marktsozialismus 245 


samtgesellschaftlicher Ebene (etwa in der Form demokratischer Räte) kann den 
Mechanismus der Marktpreise ersetzen und auf diese Weise eine sozialistische 
Gesellschaft, im Sinne einer Selbstbestimmung der Arbeiterklasse, mit effizien- 
ter Wirtschaft unter demokratischer Kontrolle konstituieren. 

Im Falle der jugoslawischen Ökonomie konnte man feststellen, dass infolge 
der am Markt ausgerichteten Profitorientierung der einzelnen Unternehmen 
im Rahmen eines ‚Konkurrenzsozialismus‘ negative Fffekte auftraten, welche 
der Marktsozialismus mit dem Kapitalismus gemeinsam hat: So kam es zu eı- 
ner immer stärkeren Hierarchisierung der innerbetrieblichen Strukturen, die 
etwa Rob Lyon als Konsequenz des ausgeprägten Firmenwettbewerbs betrach- 
tet. Ein weiteres massives Problem war die hohe Arbeitslosigkeit, die als Folge 
der Benachteiligung beschäftigungssuchender Arbeiter erschien und die ange- 
sichts der fehlenden Vollbeschäftigungspolitik der Regierung höher war als in 
vielen westlichen Wohlfahrtsstaaten. 

In Ungarn führte die Kombination von zentraler staatlicher Steuerung und 
managergeleiteten, marktorientierten Betrieben zu einer starken Bürokratisie- 
rung, die wiederum die wirtschaftliche Effizienz des Systems unterminierte. 

Bei der Darstellung des marktsozialistischen Modells von John E. Roemer 
zeigte sich besonders stark jener kompromisshafte Charakter, von dem bereits 
zu Beginn des Artikels die Rede war. Was Roemer als Sozialismus bezeichnet, 
unterscheidet sich kaum von liberalen Forderungen. Eine Gesellschaft, in der 
es keine politischen Assoziationen gibt, in der vielmehr alle in Konkurrenz 
zueinander stehen, kann m. E. nicht als sozialistisch bezeichnet werden. 

Hinzu kommt die Ausblendung gewichtiger Probleme in vielen marktsozialis- 
tischen Konzepten. Märkte gelten trotz offensichtlicher Fehlentwicklungen als 
die effizienteste Möglichkeit, Angebot und Nachfrage zusammenzubringen - 
dies ist im Jahr 2009 angesichts des fundamentalen Versagens der internationa- 
len Finanzmärkte wenig plausibel. 

Die Preisbildung an kapitalistischen Märkten entspricht einem Trial-and-Error- 
Verfahren und nicht der Bedarfsorientierung. Es kann nur das abgesetzt wer- 
den, wofür genug Kaufkraft vorhanden ist. Durch die Konkurrenz der Kapita- 
lien in den Bereichen Forschung und Entwicklung sowie der Produktinnovati- 
on werden außerdem gesellschaftliche Ressourcen in großem Maßstab ver- 
schwendet. Durch die Aufhebung der kapitalistischen Konkurrenz (und dies 
impliziert auch die marktsozialistische Konkurrenz) und eine zentrale demo- 
kratische Steuerung der Produktion könnten die verschwendeten Ressourcen 
sinnvoll in anderen Bereichen eingesetzt werden. 

Erklärtes Ziel marktsozialistischer Theoretiker ist die Kombination der jeweils 
positiven Effekte von Märkten und staatlicher Steuerung und somit die Her- 
stellung eines Dritten Weges. Ist die ‚Freiheit‘ des Marktes ın einem Modell 
sehr stark ausgeprägt, so beschränkt sich das ‚sozialistische Moment oftmals 
auf eine grundsätzliche makroökonomische Steuerung des Staates. Der Unter- 
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schied zum kapitalistisch-keynesianischen Wohlfahrtsstaat der Nachkriegszeit 
wird marginal. Hingegen kann eine Ökonomie oder Gesellschaft nicht als so- 
zialistisch bezeichnet werden, in welcher Arbeitnehmer um Arbeitsplätze kon- 
kurrieren und einzelne Unternehmen privates Kapital in ihre Forschung und 
Produktion investieren mit dem klaren Ziel, das eigene Kapital zu vermehren 
und sich den Profit privat anzueignen. 

Aus meiner Sicht (darin folge ich McNally 1993) geht es bei der Debatte über 
den Marktsozialismus nicht wirklich um verschiedene Mechanismen zur Stei- 
gerung der Effizienz und Innovationsfähigkeit innerhalb einer sozialistischen 
Gesellschaft, sondern um das eigentliche Verständnis von Sozialismus. 


„Die Logik des modernen Markt-Kultes ist durch und durch antisozialistisch. Wenn der Markt 
wirklich die Lösung ist [...], dann sind der Sozialismus sowie der Marxismus am Ende. Die Wahl, 
vor der wir stehen, lautet deshalb: Sozialismus oder Markt“ (McNally 1993: 2). 
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sich als tragend für emnzipatorischen Alternativen erweisen könnte? 
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Ist Commonismus Kommunismus? 
JE aDe o Su | Commonsbasierte Peer-Produktion 
| und der kommunistische Anspruch 


In den letzten Jahrzehnten ist eine neue Produktionsweise in Erscheinung ge- 
an treten, die unter Namen wie „commonsbasierte Peer-Produktion“ (Benkler 
deutsche und | 2006), „Commonismus“ (Dyer-Witheford 2007) und „Peer-Ökonomie“ (Sief- 
: er | kes 2007, 2009a, b) diskutiert wird. Beispiele dieser Produktionsweise finden 
sich bisher vor allem im Bereich der Informationsproduktion und Informati- 
onstechnik. Hier umfasst sie etwa Freie Software wie das Betriebssystem 
GNU/Linux, den Webserver Apache und den Webbrowser Firefox; Freie Kul- 


8 turgüter wie die freie Enzyklopädie Wikipedia oder Freie Musik; die Open- 
a ee : | Access-Community, die durch Schaffung von freiem Zugang zu wissenschaftli- 
I, 2 chen Veröffentlichungen und Experimentaldaten das wissenschaftliche Wissen 
Ns Schuldenbremse mit Verfassungsrang s ; 5 y x 
._  Henbert Prantl e wieder ın ein allen zur Verfügung stehendes Gemeingut verwandeln will; und 
Tr Theorie und KLAR Osteuropa In der Krise I | Freie Funknetze, die als selbstorganisierte Computernetzwerke freien Daten- 
Sürı nn es = ne BRERETR, ; verkehr zwischen Computern ermöglichen und freie Zugangspunkte ıns Inter- 
Babna OU ' net zur Verfügung stellen. 
A en : Zunächst wurde Peer-Produktion als bloße Spielart der kapitalistischen Pro- 
L Pakistan im Mehrfrontenkrieg 8 duktionsweise begriffen (so etwa von Raymond (2001), der die Aktivitäten von 
al re : Freie-Software-Entwickler/innen als Maßnahmen zur Erhöhung der eigenen 
Jobchancen auf dem Arbeitsmarkt deutet). Gleichzeitig wurde jedoch im Kon- 
text des Oekonux-Projekts die These diskutiert, dass das Produktionsmodell 
Freier Software als Ansatz einer neuen, sich jenseits der kapitalistischen Wert- 
verwertung bewegenden Produktionsweise zu begreifen sei (z.B. Meretz 2000). 
e Spätestens seit Benkler (2006), der zur Beschreibung dieser Produktionsweise 
| den Begriff „commonsbasierte Peer-Produktion“ einführte, verbreitete sich die 
"ausgegeben vo ag Dan Dine a Erkenntnis, dass es sich um eine dritte Produktionsweise handelt, die sich so- 
gen Habermas, Rudo ei, VYalter Je wohl von der marktwirtschaftlichen („Kapitalismus“) wie auch von der plan- 
> LEIIEWIE, Ingeborg Ma ens Re 2 wirtschaftlichen („Realsozialismus“) Produktion grundlegend unterscheidet. 
=. aulh er, Rosemarie = = Während Benkler die Peer-Produktion für ein reines Nischenphänomen hält, 
E s auonen da piaetter.de zZ = 


argumentieren andere Theoretiker wie Dyer-Witheford (2007) und Siefkes 
(2007, 2009a, b), dass diese Produktionsweise grundsätzlich für die gesamte 
gesellschaftliche Produktion ın Frage kommt - dass es sich nicht nur um eine 
Ergänzung, sondern um eine echte Alternative zum Kapitalismus handelt. 
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„Kommunismus“ wird heute umgangssprachlich oft mit „Planwirtschaft“ 
gleichgesetzt. Doch für Marx und Engels war der Kommunismus kein festes 
System, das herzustellen wäre, sondern vielmehr „die wirkliche Bewegung, wel- 
che den jetzigen Zustand aufhebt“ (MEW 3: 35). Eine kommunistische Pro- 
duktionsweise wäre somit eine, in der der jetzige Zustand aufgehoben ist, die 
also nicht mehr die problematischen Aspekte aufweist, die der kapitalistische 
Produktionsprozess notwendigerweise hervorbringt. Dass die kommunistische 
Bewegung den Kapitalismus nicht einfach „abschaffen“, sondern vielmehr 
„aufheben“ soll (im Hegel’schen Sinne), bedeutet aber auch, dass sie nicht 
hinter die positiven Errungenschaften dieser Produktionsweise zurückfallen 
darf - kommunistische Produktionsweisen müssen auch die problematischen 
Elemente vorkapitalistischer Produktionsweisen vermeiden, die mit dem Kapı- 
talismus bereits überwunden wurden. 

Im Folgenden soll untersucht werden, wieweit die verallgemeinerte commons- 
basierte Peer-Produktion eine kommunistische Produktionsweise in diesem 
Sinne ist. Dafür werden im nächsten Abschnitt kurz die wesentlichen Aspekte 
der Marx’schen Kritik am Kapitalismus beleuchtet. Anschließend werden die 
wesentlichen Formbestimmungen der „commonistischen“ Produktionsweise 
herausgearbeitet. Im vorletzten Abschnitt geht es um einige kritische Punkte, 
die in der Diskussion um die Peer-Ökonomie immer wieder aufkommen. 
Schließlich wird die Frage untersucht, wieweit der Commonismus Marx’ An- 
forderungen an eine kommunistische Produktionsweise - den Kapitalismus 
aufzuheben, also seine negativen Merkmale zu überwinden, ohne aber hinter 
seine Vorzüge zurückzufallen - gerecht wird. 


1. Elemente der Marxschen Kritik 


Aus Marx’ Analyse der kapitalistischen Produktionsweise ergeben sich einige 
für diese Produktionsweise charakteristische Merkmale, von denen man erwar- 
ten kann, dass sie ın einer vernünftigen, der Gesamtheit der Menschen die- 
nenden Produktionsweise nicht auftreten dürften. 

Die Bormniertheit: Im Kapitalismus ist es der Profit (nicht die Bedürfnisse), der 
bestimmt, was produziert wird und was nicht. Wessen Bedürfnisse sich nicht 
profitabel befriedigen lassen oder wer nicht hinreichend zahlungsfähig ist, hat 
Pech gehabt. 

Der Fetischismus: Die Verhältnisse im Kapitalismus erscheinen als systema- 
tisch verzerrt, Dinge und Beziehungen erscheinen anders als sie sind. Insbe- 
sondere erscheinen die Beziehungen zwischen Personen (den verschiedenen 
Produzent/innen) als Beziehungen zwischen Dingen (Waren und Geld), und 
andersherum. Dabei handelt es sich nicht um Irrtümer, sondern um reale Ver- 
kehrungen - reale Illusionen, die die Handlungsspielräume der Menschen 
bestimmen und beschränken und zwar unabhängig davon, ob sie diese Ver- 
kehrungen durchschauen oder nicht. 
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Die Krisenhaftigkeit: Ein dauerhaft reibungsloser Kapitalismus ist nicht mög- 
lich. Die unvermeidlichen zyklischen Krisen erzeugen nicht nur immer wieder 
verstärkt Not und Elend; sie machen auch alle erkämpften Zugeständnisse und 
Errungenschaften prekär und vergänglich, da diese in Krisenzeiten leicht wie- 
der abgebaut werden können. 

Die Destruktivität: Aufgrund der Spielregeln der kapitalistischen Konkurrenz, 
die alle zwingt, ihre Konkurrenten zu unterbieten oder zumindest mitzuhalten, 
und der Notwendigkeit zum möglichst weitgehenden Wachstum, um das ak- 
kumulierte Kapital erneut zu verwerten, ist der Kapitalismus notwendigerweise 
destruktiv gegenüber den Arbeitskräften (den Menschen) und der Natur, die 
beide soweit es nur geht ausgebeutet werden müssen. 

Die Ausbeutung: Menschen, die ihre Arbeitskraft verkaufen, müssen grundsätz- 
lich länger und härter arbeiten, als notwendig ist, um die Bedürfnisse zu befriedi- 
gen, die sie sich mittels des so verdienten Gelds befriedigen können. Diese zu- 
sätzliche Arbeit ist die Quelle des Mehrwerts und damit des Profits. Würde 
die Produktion auf nichtkapitalistische Weise organisiert, hätten die Menschen 
also entweder mehr Zeit für andere Dinge oder sie könnten sich zusätzliche 
Bedürfnisse befriedigen. Außerdem müssen sich Menschen, die ihre Arbeits- 
kraft verkaufen, permanent den Zielen anderer Menschen bzw. dem ganz abs- 
trakten Zweck der Wertverwertung unterordnen. Schlimmer noch, als ausge- 
beutet zu werden, ist es (für diejenigen, die keine Produktionsmittel besitzen), 
nicht ausgebeutet zu werden - dann bleiben nur Hartz IV, Elend und Not. 

Ein weiterer Punkt, der bei Marx selbst keine große Rolle spielt, aber von Au- 
tor/innen in seiner Tradition wie Scholz (2005) und Trumann (2002) entwi- 
ckelt wurde, ist die Tendenz des Kapitalismus zur Normierung und Normali- 
sierung und dadurch zur Ausgrenzung und Abspaltung des „Unnormalen“ 
und nicht Passenden. Das kann sich äußern in der modernen Konstruktion 
des „Weiblichen“ (dem abgespaltenen Bereich dessen, was sich nicht unmit- 
telbar in die Verwertungslogik einpassen lässt), in der Normierung und Regle- 
mentierung der Sexualität und der Körper, und in der Psychiatrisierung derje- 
nigen, die mit dem Verwertungszwang und der kapitalistischen Logik nicht 
klarkommen. 

Da der Kapitalismus aufgrund seines Fetischcharakters schwer zu durchschau- 
en ist, führt verkürzte und irregeleite Kritik zudem immer wieder zu Ausgren- 
zung, Diffamierung und Verfolgung mutmaßlicher „Sündenböcke“; und die 
permanente Notwendigkeit, sich mit anderen messen zu müssen, führt leicht 
dazu, sich vermeintlich unterlegene Menschengruppen herbeizureden, auf die 
man meint herabsehen zu können. 

Es gibt aber auch Nachteile vorkapitalistischer Produktionsweisen, dıe im Ka- 
pitalismus wegfallen. So basierte die Produktion etwa im „finstre[n] europär- 
sche[n] Mittelalter“ (MEW 23: 91) auf persönlichen Abhängigkeitsverhältnis- 
sen zwischen Leibeigenen oder anderweitig Abhängigen und ihren Herren. Die 
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kapitalistische Epoche befreit die Arbeitenden aus dieser persönlichen Abhän- 
gigkeit; an ihre Stelle treten freilich andere, unpersönliche Abhängigkeitsver- 
hältnisse (die durch die Gesetze des Marktes erzwungene Unterordnung unter 
die Kapitalverwertung als verselbstständigtem Automatismus). Diese neuen 
sachlichen Abhängigkeitsverhältnisse sind die Grundlage für Ausbeutung, 
Borniertheit und Fetischismus; sie sind daher zu überwinden. Das darf jedoch 
nicht dazu führen, dass wieder persönliche Abhängigkeitsverhältnisse an die 
Stelle der unpersönlichen treten - dadurch wäre für die Abhängigen nichts 
gewonnen. 


2. Charakteristika der commonistischen Produktionsweise 
Beiträge, Kooperation und Commons 


Die Praktiken der „commonsbasierten Peer-Produktion“ zeichnen sich durch 
folgende Merkmale aus (vgl. Benkler 2006: insb. Kap. 1-4; Siefkes 2009b): 
Peer-Produktion basiert auf Beiträgen (nicht auf Tausch). Peer-Projekte haben 
ein gemeinsames Ziel (z.B. die Erstellung einer Software). Menschen tragen 
etwas zu einem Projekt bei, weil sie wollen, dass es erfolgreich ist, nicht weil 
sie Geld verdienen oder Wert verwerten wollen - es ist der Gebrauchswert und 
nicht der Tauschwert, der dıe Teilnehmenden motiviert. 

Manchmal sind die eigenen Beiträge mit einem umittelbaren eigenen Nutzen 
verknüpft - beispielsweise bei Filesharing-Netzwerken wie BitTorrent, wo man 
schneller an die von anderen geteilten Dateien kommt, wenn man selbst Da- 
teien mit anderen teilt. In anderen Fällen gibt es keine solche Kopplung zwi- 
schen Geben und Nehmen - etwa bei Freier Software, die alle benutzen dür- 
fen, unabhängig davon ob sie selbst Freie Software schreiben. In beiden Fällen 
wird der Aufwand zur Erreichung des gemeinsamen Ziels unter denen aufge- 
teilt, denen das Projekt hinreichend wichtig ist, um etwas dazu beizutragen. 
Peer-Produktion basiert auf freier Kooperation (nıcht auf Zwang oder Befehl). 
In Peer-Projekten gibt es keine strukturellen Abhängigkeitsverhältnisse - nie- 
mand kann anderen befehlen, etwas zu tun, und niemand ist gezwungen, an- 
deren zu gehorchen. Deshalb spricht Benkler von Kooperation zwischen Glei- 
chen, zwischen „Peers“. Das bedeutet nicht, dass es in solchen Projekten keine 
Strukturen gäbe - im Gegenteil, für gewöhnlich gibt es sog. Maintainer/innen 
oder Administrator/innen, die ein Projekt auf Kurs halten und darüber ent- 
scheiden, welche Beiträge angenommen und welche abgelehnt werden. Aber 
niemand kann andere dazu zwingen, etwas zu tun, das sie nicht tun wollen - 
auch Maintainern bleibt nur, die Beteiligten davon zu überzeugen, dass eine 
bestimmte Aktivität für ihr Projekt sinnvoll ist. 

Zudem sind Projektstrukturen adaptiv und entwickeln sich gemeinsam mit 
dem Projekt. Wenn Projektbeteiligte mit bestimmten Aspekten unzufrieden 
sind, können sie versuchen, die anderen Beteiligten davon überzeugen, sie zu 


verändern. Einen letzten Ausweg bietet der Fork, das heißt die Abspaltung 
und Organisation eines eigenen Projekts. 

Peer-Produktion basiert auf Commons (Gemeingütern) und Besitz (nicht auf 
Eigentum). Commons sind Ressourcen und Güter, die allen zustehen und die 
gemäß selbstdefinierten Regeln gemeinsam oder anteilig genutzt werden. Beı 
den von Benkler beschriebenen Praktiken spielen Commons eine wichtige 
Rolle als Input und/oder Output des Produktionsprozesses - ın den bisheri- 
gen informationslastigen Peer-Projekten sind insbesondere Freie Software und 
Freies Wissen solche Commons. Bei Freien Funknetzen ist das gemeinsame 
gebildete Funknetz, das Zugang zum Internet ermöglicht, das Gemeingut. An- 
dere Ressourcen wie die verwendeten Computer sind in heutigen Peer- 
Projekten typischerweise in Privatbesitz, aber sie werden zum Erreichen der 
Projektziele eingesetzt oder geteilt, nicht zum Erzielen eines finanziellen Ge- 
winns. Sie fungieren als Besitz (etwas, das man benutzt), nicht als Eigentum 
(etwas, das man verkaufen oder verwerten kann). 

Jede Verallgemeinerung der commonsbasierten Peer-Produktion muss die ge- 
nannten Merkmale beibehalten, will sie nicht ihren Charakter verlieren. Die 
Theoretiker der Peer-Produktion sind sich insbesondere über die zentrale Rolle 
der Commons einig. Benkler (2006) spricht deshalb von commonsbasierter 
Peer-Produktion, und Dyer-Witheford (2007) sieht die „Zirkulation der Com- 
mons“ als Rlementarform des Commonismus - im Gegensatz zum Kapitalis- 
mus, dessen elementare Form die Warenzirkulation ist. Wobei man die „Zirku- 
Iation der Commons“ nicht mit der Zirkulation von Geld und Waren gleich- 
setzen kann - was Dyer-Witheford skizziert, läuft eher darauf hinaus, dass 
Commons, sei es als Ressourcen oder als Produktionsmittel, das Herzstück 
der produktiven Infrastruktur sind. 

In meinen früheren Veröffentlichungen (insb. Siefkes 2007, 2009a) habe ich ne- 
ben der Bedeutung der Commons als Grundlage der Produktion vor allem den 
Übergang von Eigentum zu Besitz betont - während man im Kapitalismus Er 
gentum mit umfangreichen Exklusivrechten hat, die insbesondere auch das Recht 
zum Verkauf umfassen, hat man in der Peer-Ökonomie Besitz, den man benutzt, 
und der bei Nichtbenutzung grundsätzlich an andere übergehen kann. 
Zusammenfassend lässt sich konstatieren: In der commonsbasierten Produkti- 
onsweise sind die Ressourcen und Produktionsmittel Commons, die damit pro- 
duzierten Güter sind Commons oder Besitz. Exklusives Eigentum, das über reine 
Besitzverhältnisse und Nutzungsrechte sowie über sog. moralische Rechte (wie 
das Recht von Autor/innen auf Namensnennung) hinausgeht, spielt in den 
diskutierten Ansätzen keine Rolle. Das ist auch plausibel, denn wie Nuss 
(2006) zeigt, ist der moderne Eigentumsbegriff mit der Entwicklung des Kapı- 
talismus entstanden - es ist daher anzunehmen, dass er mit dem Ende des Ka- 
pitalismus auch wieder verschwinden oder sich grundsätzlich wandeln wird. 
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Selbstauswahl, Absprachen und Pools 
zur Aufteilung von Aufgaben und Gütern 


Heylighen (2007) charakterisiert die in Peer-Projekten verwendete Organisati- 
onsweise als „stigmergisch“. Eine von jemand begonnene Arbeit hinterlässt 
Zeichen (gr. stigmata), dıe andere dazu anregen, sie fortzusetzen. Ein wichtiger 
Teil der Kommunikation besteht darin, anderen solche Zeichen zu hinterlas- 
sen, etwa durch To-Do-Listen und Bug-Reports in Softwareprojekten und 
durch „rote Links“ (auf fehlende Artikel) in der Wikipedia. Generell ermög- 
licht die Offenlegung des Quellcodes es allen Interessierten, den Zustand eines 
Projekts zu begutachten und es dort zu erweitern, wo sie möchten. 

Dass jede/r denjenigen Zeichenspuren folgt, die sie oder ihn am meisten inte- 
ressieren, sorgt dabei sowohl für eine automatische Priorisierung der offenen 
Aufgaben (was mehr Leuten am Herzen liegt, wird im Allgemeinen schneller 
erledigt) als auch dafür, dass die unterschiedlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
der Beitragenden nahezu optimal eingesetzt werden (man arbeitet zumeist an 
dem, was man sich am ehesten zutraut). Und da man sich aussucht, ob und 
wo und wie viel man mitarbeitet, sind die Beteiligten motivierter als Men- 
schen, denen eine Aufgabe zugeteilt wird oder die nur wenige Alternativange- 
bote haben (wie es bei Angestellten in Firmen oder Selbstständigen auf dem 
„freien Markt“ die Regel ist). 

Dieser Stil, bei dem die Beteiligten aus eigener Entscheidung bestimmen, wie 
viele und welche Aufgaben sie übernehmen, wird auch als „Selbstauswahl“ be- 
zeichnet. Selbstauswahl bedeutet aber nicht, dass jeder Beitrag akzeptiert wer- 
den müsste - bei Freier Software prüfen Maintainer/innen oder andere Pro- 
jektbeteiligte, ob Änderungen oder Erweiterungen auch inhaltlich sinnvoll und 
technisch gelungen sind. Was die Beteiligten machen, hängt nicht nur von 
den jeweiligen Entscheidungen der Einzelnen, sondern auch von der Integrati- 
on ın das Projekt und dem Vertrauen der anderen Beteiligten ab (vgl. Siefkes 
2009a). 

Bei der Produktion von Dienstleistungen und materiellen Gütern, die (anders 
als Informationsgüter) nicht einfach nahezu kostenfrei kopiert werden können, 
dürfte dabei Absprachen zur Einbeziehung der Einzelnen in den Gesamtpro- 
zess eine größere Bedeutung zukommen. Fin Softwareprojekt kann (zumindest 
theoretisch) auch mit einer sehr kleinen Gruppe von aktiv Beitragenden eine 
sehr große Zahl von Nutzer/innen bedienen, bei Dienstleistungen und mate- 
riellen Produkten ist das in aller Regel nicht möglich. Wir hatten oben schon 
gesehen, dass es etwa bei Filesharing-Netzwerken eine Kopplung zwischen Ge- 
ben und Nehmen gibt, bei der aktiv Beitragende schneller zum Zug kommen 
als sog. „leechers“ (Leute, die immer nur nehmen, ohne zu geben). 

Da aber die einzelnen Menschen, die vermutlich hunderte von verschiedenen 
Gütern zum Überleben brauchen, nicht zu dutzenden oder hunderten von 


Projekten gleichzeitig beitragen können, habe ich in Siefkes (2007: Kap. 5.2) 
ein Pool-Modell vorgeschlagen, das eine projektübergreifende Kopplung von 
Geben und Nehmen (wo sie denn nötig ist) ermöglichen soll. Die Idee des 
Verteilungspools ist, dass sich eine beliebige Anzahl von Projekten zusammen- 
tut, um sowohl die zu erledigenden Aufgaben als auch die produzierten Güter 
untereinander aufzuteilen - wobei der Pool grundsätzlich offen ist, also alle 
Menschen und Projekte ohne Weiteres beitreten können, sofern sie die ver- 
einbarten Spielregeln akzeptieren. 

Anders als der Markt, der als ex-post-Mechanismus funktioniert, wo die Pro- 
duzenten unabhängig voneinander entscheiden, was sie produzieren und verkau- 
fen wollen, ist der Pool als ex-ante-Mechanismus gedacht, wo zunächst der ge- 
sellschaftliche Bedarf erfasst und dann in eine gesamtgesellschaftliche Agenda 
umgesetzt wird. Es handelt sich um eine permanent aktualisierte gesellschaftliche 
Bedarfs- und Aufgabenliste, die sich aus den Wünschen der Beteiligten ergibt. 
Die Menschen wünschen sich als Konsument/innen, was sie haben möchten; 
per Selbstauswahl benennen sich Projekte, die sich grundsätzlich für die Erfül- 
lung bestimmter Wünsche zuständig fühlen und daraus eine Liste der dafür not- 
wendigen Aufgaben zusammenstellen; sofern es innerhalb des jeweiligen Projekts 
nicht schon Beteiligte gibt, die sich um die entsprechenden Aufgaben kümmern 
können, trägt es die Aufgaben dann wiederum in die öffentliche Aufgabenliste 
des Pools ein. Als Produzent/innen übernehmen die Menschen (per Selbstaus- 
wahl) Aufgaben, die ihnen interessant erscheinen und für die sie sich kompetent 
fühlen, und beteiligen sich dabei an einem oder mehreren Projekten (in Ab- 
stimmung mit den anderen Mitgliedern dieser Projekte). 

Die Kopplung zwischen Nehmen und Geben kommt dadurch zustande, dass 
Projekte den zur Güterproduktion nötigen Aufwand (d.h. den Umfang der er- 
ledigten Arbeiten, siehe unten für mehr) erfassen und anteilig an die Konsu- 
ment/innen ihrer Güter weitergeben. Im Fall des proportionalen Allokations- 
modells wird dabei erwartet, dass die Konsument/innen jeweils ihren Anteil 
des Produktionsaufwands dem Pool „zurückgeben“, indem sie ihrerseits Auf- 
gaben im gleichen Umfang für den Pool erledigen (in beliebigen Projekten ih- 
rer Wahl). In diesem Modell hängt der Umfang der individuellen produktiven 
Tätigkeit daher vom Umfang des individuellen Konsums ab: Je mehr bzw. 
aufwändiger man konsumiert, desto mehr soll (oder muss - ob die Kopplung 
zwischen Geben und Nehmen eher empfehlenden oder eher verpflichtenden 
Charakter hat, ist für das Grundverständnis der Modelle irrelevant) man selbst 
zum Pool beitragen, d.h. für andere tun. 

Alternativ dazu gibt es das Flatrate-Modell, wobei der Gesamtaufwand der Pro- 
duktion zwar ebenfalls auf die Gesamtheit der Konsument/innen aufgeteilt wird, 
aber unabhängig von der individuellen Konsumtion. Auch hier sollen die Kon- 
sument/innen insgesamt so viel zum Pool beitragen, dass die Gesamtmenge ıh- 
rer Beiträge der Gesamtmenge ihrer Entnahme entspricht, aber hier wird von 
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einer mehr oder weniger gleichmäßigen Aufteilung des Aufwands ausgegangen, 
unabhängig von der individuellen Konsumtion. Dieses Modell ist insbesonde- 
re für Güter gedacht, die von vielen Menschen parallel genutzt werden, so 
dass eine individuelle Erfassung unmöglich oder unpraktisch ist - z.B. Stra- 
ßenbau und öffentlicher Nahverkehr - sowie für Bereiche, wo der individuelle 
Verbrauch aus Gründen, auf die man individuell wenig Einfluss hat, stark 
schwankt - etwa die Gesundheitsversorgung. Es kann aber grundsätzlich für 
beliebige Güter angewandt werden, z.B. auch für Nahrungsmittel. 

Anders als beim proportionalen Modell, das sich nach individuellen Präferen- 
zen richtet, ist beim Flatrate-Modell eine gesellschaftliche Entscheidung dar- 
über nötig, was per Flatrate produziert und verteilt werden soll. Diese Ent- 
scheidung kann grundsätzlich von der Gesamtheit der an einem Pool Beteilig- 
ten getroffen werden, aber auch von beliebigen Untermengen davon, die den 
anfallenden Aufwand dann nur untereinander aufteilen, etwa von den Ein- 
wohner/innen einer Stadt oder einer Region. Das Flatrate-Modell ist auch zur 
Sicherstellung der Versorgung von Menschen gedacht, die sich aus dem einen 
oder anderen Grund nicht an der Produktion beteiligen (z.B. Kinder, alte Leu- 
te, Kranke) - hier wird von den produktiv Tätigen erwartet, dass sie anteilig 
den zusätzlichen Aufwand zu dem Pool beitragen, der zur Befriedigung der 
konsumtiven Wünsche der Nichtproduzierenden nötig ist. 

Die verschiedenen Modelle gehen jeweils von Aufwand aus, der aufzuteilen ist. 
Damit ist die zur Produktion nötige menschliche Arbeit gemeint, die aus ver- 
schiedenen konkreten, nützlichen Tätigkeiten besteht. Da nicht alle Menschen 
alle Tätigkeiten gleichermaßen übernehmen können und wollen, lässt sich 
Aufwand nicht einfach auf Arbeitszeit reduzieren. Ziel des Verteilungspools ist 
es ja, die gesamte gesellschaftlich gewünschte Produktion zu organisieren, in- 
dem die dafür nötigen Aufgaben unter den Beteiligten aufgeteilt werden - das 
würde aber nicht funktionieren, wenn sich alle um die beliebten, einfachen 
Aufgaben reißen würden, während sich niemand der schwierigen oder un- 
schönen Tätigkeiten annimmt. 

Die in Siefkes (2007: Kap. 4.3.3 u. Anhang) skizzierte Idee ist daher, Gewich- 
tungen für unterschiedliche Aktivitäten zu ermitteln und für die Aufwandsbe- 
rechnung jeweils gewichtete Arbeitszeiten zugrunde zu legen. Alle Aufgaben 
haben zunächst das Gewicht 1, aber wenn es nicht genügend Leute gibt, die 
eine Aufgabe übernehmen wollen und können, wird ihr Gewicht schrittweise 
erhöht, mit dem Ziel, die Erledigung dieser Aufgabe für mehr Leute attraktiver 
zu machen. Der für die Erfüllung einer Aufgabe angerechnete Aufwand ergibt 
sich aus der Arbeitszeit multipliziert mit dem Gewicht der Aufgabe - eine 
Stunde einer weniger attraktiven Aufgabe mit Gewicht 2.0 entspricht zwei 
Stunden einer attraktiven Aufgabe mit Gewicht 1.0. 

Grundsätzlich kann das Gewicht einer Aufgabe aus zwei Gründen steigen: weil 
es sich (in der Terminologie von Marx) um „komplizierte Arbeit“ handelt, die 
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besondere Fähigkeiten und Qualifikationen erfordert (z.B. Ärzt/in), oder weil 
die Arbeit, auch wenn es sich um „einfache Arbeit“ handelt, als unangenehm 
oder aus anderen Gründen als unattraktiv empfunden wird (z.B. Müllabfuhr). Im 
Kapitalismus zählt komplizierte Arbeit als in höherem Maße wertbildend als ein- 
fache (MEW 23: 59, 211f), was sich im Allgemeinen auch in höheren Löhnen 
niederschlägt (die entsprechenden Arbeiter/innen „investieren“ i.A. mehr Geld 
und Zeit in ihre Ausbildung, was sie nur machen werden, wenn sich dies durch 
höhere Löhne „rentiert“). Zwischen unterschiedlichen einfachen Arbeiten wird 
dagegen kein Unterschied gemacht: Die Arbeiter/innen können es sich nicht 
leisten, wählerisch zu sein, da sie in Konkurrenz zueinander zum Verkauf ihrer 
Arbeitskraft gezwungen sind, der für die Einzelne nie garantiert ist - wer eine un- 
attraktive Arbeit ausschlägt, bleibt leicht ganz auf der Strecke. 

Dieser gleichmacherische Effekt der Konkurrenz entfällt ın der Peer- 
Ökonomie, da die anfallende Arbeit ja nur unter den Beteiligten aufgeteilt 
wird und niemand befürchten muss, dass die anderen ihr alle Aufgaben weg- 
schnappen und sıe „arbeitslos“ wird. Zugleich wird ın dem Konzept ange- 
nommen, dass der Erwerb von Qualifikationen üblicherweise selbst als gesell- 
schaftlich nützlicher Beitrag anerkannt wird. Soweit dies der Fall ist, ist der 
Erwerb von Qualifikationen also kein „Opfer“ der Einzelnen, das sie nur „ge- 
ködert“ durch eine höhere Aufgabengewichtung erbringen würden. In diesem 
Fall ist die Annahme plausibel, dass es in der Peer-Ökonomie - gerade umge- 
kehrt als im Kapitalismus - auf Dauer primär die Beliebtheit, aber nicht oder 
nur in sehr viel geringerem Maße die Kompliziertheit der Arbeit ist, die die 
Aufgabengewichte bestimmt. 

Der zur Produktion eines Guts nötige Aufwand schließt natürlich auch alle 
Vorarbeiten ein, also anteilig auch den zur Produktion der notwendigen Pro- 
duktionsmittel (Maschinen, Vorprodukte, Hilfsprodukte etc.) nötigen Auf 
wand. Neben Aufwand, also menschlicher Arbeit, sınd zur Produktion typi- 
scherweise auch natürliche Ressourcen nötig. Ressourcen sind in dem disku- 
tierten Ansatz Commons, haben also keine Eigentümer, die sie etwa als Beı- 
träge ın den Pool einbringen könnten (Siefkes 2007: Kap. 5.5). Stattdessen 
sınd zunächst gesellschaftliche Entscheidungen dazu nötig, ob und zu welchen 
Zwecken die vorhandenen Ressourcen für die menschliche Nutzung verfügbar 
sein sollen - für diese und andere gesellschaftliche Entscheidungen wird cın 
Rätemodell vorgeschlagen, das rätekommunistischen Modellen, aber auch den 
Entscheidungsstrukturen in großen heutigen Peer-Projekten wie der Wikipedia 
ähnelt. 

Wenn Ressourcen zur Nutzung freigegeben werden, ohne für besondere Zwe- 
cke benötigt zu werden, stehen sie grundsätzlich allen Interessent/innen zur 
freien Verfügung. Im Falle, dass die Nachfrage nach einer Ressource die ver- 
fügbare Menge übersteigt, wird ein „Versteigerungsmodell“ zur Lösung dieses 
Konflikts vorgeschlagen. Die Idee dabei ist, dass die Interessenten sich bereit 
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erklären, etwas für die Allgemeinheit (die ihnen die Nutzung der Ressource 
ermöglicht) zu tun, indem sie in erhöhtem Maße Aufwand in den Pool bei- 
tragen, sich also verstärkt am allgemeinen Produktionsprozess beteiligen. Die 
Nutzung der Ressource wird denen gestattet, die im Gegenzug am meisten 
Aufwand in den Pool einzubringen bereit sind. Da der im Pool insgesamt an- 
fallende Aufwand dabei unverändert bleibt (es handelt sich ja einfach um die 
zur Produktion der insgesamt gewünschten Güter notwendige Arbeit), werden 
also alle anderen an dem Pool beteiligten Personen und Projekte entlastet: da- 
durch dass die Ressourcen-FErsteigerer mehr Aufwand beitragen und sich so ın 
verstärktem Maße am allgemeinen Produktionsprozess beteiligen, brauchen al- 
le anderen etwas weniger beizutragen, um an die von ihnen gewünschten Gü- 
ter zu kommen. Derartige „Versteigerungen“ kommen ın dem Modell also der 
Allgemeinheit zugute, im Gegensatz zu eigentumsbasierten Systemen, wo Ein- 
zelne aus ihrem Privateigentum an Ressourcen eine Rente ziehen können. 


von vornherein gesellschaftliche Produktion 
auf Basis transparenter, bewusst gestalteter Prozesse 


Bei den oben diskutierten Konzepten wie der Berechnung von Arbeitsgewich- 
tungen, der Erfassung bzw. Abschätzung von Arbeitszeiten etc. handelt es sich 
in allen Fällen um bewusste Konventionen, auf die sich die an einem Pool Be- 
teiligten einigen und deren Details sie abklären müssen; im Gegensatz zur 
Wertbildung im Kapitalismus sind es keine Prozesse, die sich „hinter dem Rü- 
cken der Produzenten“ (MEW 23: 59) vollziehen. Die Produktion erfordert 
jeweils eine Einigung zwischen Produzent/innen und Konsument/innen, wo- 
bei erstere abschätzen müssen, wie viel Aufwand ungefähr zu erwarten ist, und 
sich letztere entscheiden müssen, ob sie dies akzeptieren und ihrerseits bereit 
sind, den entsprechenden Aufwand dem Pool „zurückzugeben“. Diese Ab- 
stimmung zwischen Produzenten und Konsumenten wird durch die soft- 
waregestützte Bedarfs- und Aufgabenerfassung des Pools erleichtert, aber 
nicht überflüssig gemacht. Anders als beim Markt, wo sich der gesellschaftli- 
che Charakter der Produktion im Allgemeinen erst hinterher herausstellt 
(wenn und falls der Verkauf gelingt), ist die Produktion im Pool von Anfang 
an gesellschaftlich: man produziert nicht ins Blaue hinein, sondern für real be- 
stehenden Bedarf. 

Dieser ex-ante-Charakter der Produktion bedeutet nicht, dass nun jeder klitze- 
kleine Wunsch (etwa nach einem Brötchen) vorher explizit eingegeben werden 
müsste - hier kann man auch aus vergangenen Wünschen auf die künftigen 
schließen und für den abgeschätzten (statt schon real angemeldeten) künftigen 
Bedarf produzieren. Umgekehrt wird ja auch auf dem Markt in vielen Fällen 
auf Bestellung produziert, ohne dass sich dadurch am grundsätzlichen ex-post- 
Charakter der Produktion etwas ändern würde. 
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3. Kritische Punkte 
Kopplung und Kommunismus 


Insbesondere Vertreter/innen einer romantischen Vorstellung von Kommu- 
nismus als „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“ 
(z.B. Weiß 2009) mag es irritieren, dass es in dem beschriebenen Modell einer 
Peer-Ökonomie noch eine Kopplung von Geben und Nehmen gibt - zwar 
nicht ın allen (so stehen frei kopierbare Güter wie Software allen frei zur Ver- 
fügung), aber doch in vielen Fällen. Und dass im Falle des „proportionalen 
Modells“ die Höhe der geforderten Beiträge an die Höhe der eigenen Ent- 
nahme gekoppelt ist, wobei zwar keine direkte Äquivalenz (da es wegen der 
Versorgung Nichtbeitragender und der Verteilung von Ressourcen zu Differen- 
zen kommt), aber doch eine Proportionalität zwischen Geben und Nehmen 
existiert. Sollte mit dem Kapitalismus nicht auch das Aufrechnen von Geben 
und Nehmen, das Streben nach Äquivalenz oder zumindest Proportionalität 
verschwinden? 

Marx selbst sah eine solche Kopplung zwar als verwandt mit bürgerlich- 
kapitalistischen Denkweisen, aber nicht als inkompatibel mit kommunisti- 
schen bzw. sozialistischen Produktionsweisen an, vgl. seine Überlegungen zum 
„Verein freier Menschen“ im Kapital (MEW 23: 92f) sowie zur ersten Phase 
einer kommunistischen Gesellschaft in der Kritik des Gothaer Programms 
(MEW 19: 20). 

Beide Male geht Marx davon aus, dass eine proportionale Kopplung von Ge- 
ben und Nehmen zwar mit dem kapitalistischen Äquivalententausch verwandt 
ist, andererseits aber mit dem Kommunismus vereinbar und für eine künftige 
kommunistische Produktionsweise, die ja nicht vom Himmel fallen, sondern 
nur aus dem Kapitalismus hervorgehen kann, zunächst sogar notwendig ist. 
Zugleich betont er, dass selbst ein solcher „kapitalismusnaher“ Aufteilungs- 
modus schon radikal mit dem Äquivalententausch bricht, indem er nämlich 
deren Grundlage, den Tausch, aufhebt (MEW 19: 19%). 

Tausch setzt Privateigentum an Produktionsmitteln und private Produktion 
voraus, die sich erst im Nachhinein - über den Verkauf - als gesellschaftlich 
erweist. Er erfordert also einen ex-post-Mechanismus zur nachträglichen Verge- 
sellschaftung privater Produktion: den Markt. Wenn die Produktionsmittel zu 
Gemeingütern werden und die Arbeitsteilung über einen ex-ante-Mechanismus 
erfolgt, so dass die Produzierenden von Anfang an nicht für den anonymen 
Verkauf, sondern für die bereits bekannten Bedürfnisse anderer produzieren, 
dann gibt es keinen Tausch (also auch keinen Äquivalententausch) mehr, 
selbst wenn es noch eine „bürgerliche“ Kopplung zwischen Geben und Neh- 
men gibt. Diesen ex-ante-Mechanismus nennt Marx „Genossenschaft“, ich be- 
zeichne ihn als „Pool“. 

Dass nicht nur das Geld, sondern auch der Tausch und die private, erst hin- 
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terher vergesellschaftete Produktion (Warenproduktion) aufgehoben wird, un- 
terscheidet solche Ansätze etwa von Proudhon, der die Abschaffung des Gel- 
des bei Beibehaltung von privater Warenproduktion und Warentausch propa- 
gierte, und dafür von Marx heftig verspottet wurde (z.B. MEW 23: 102, Fn. 
40). 

Zudem zeigt Marx, dass Geld die vereinzelte Produktion mit anschließendem 
Warentausch voraussetzt und dass dort, wo die Produktion von Anfang an ge- 
sellschaftlich ist, nicht mehr von „Geld“ gesprochen werden kann, selbst wenn 
es noch Verrechnungseinheiten gibt (wıe den „Anteilsschein“ in Marx’ Szena- 
rio oder die „gewichtete Arbeit“ im vorgestellten Poolmodell - vgl. MEW 23: 
1098, En. 50). 

In der tauschbasierten, warenproduzierenden Gesellschaft steht die Beteiligung 
der einzelnen Produzierenden immer unter dem Vorbehalt des gelingenden 
Verkaufs; und der Verkauf erfordert ein Sich-Durchsetzen gegen die Konkur- 
renz, die das gleiche verkaufen will. Firmen wissen nicht, wie viele der produ- 
zierten Waren sie tatsächlich zum anvisierten Preis verkaufen können. Arbei- 
ter/innen müssen zunächst einen Kapitalisten finden, der am Erwerb ihrer Ar- 
beitskraft interessiert ist - und auch im Erfolgsfall müssen sie zumeist damit 
rechnen, in einigen Monaten, Jahren oder Jahrzehnten wieder auf der Straße 
zu sitzen, da dieser Verkauf nur auf Zeit erfolgt. Im Konkurrenzkampf bleibt 
ein Teil der gegeneinander antretenden Produzenten notwendigerweise auf der 
Strecke. Die Beteiligung jeder Einzelnen an der gesellschaftlichen Produktion - 
und damit auch die angemessene Teilhabe an den gesellschaftlichen Konsum- 
tionsmöglichkeiten - ist dadurch permanent in Frage gestellt. 

Beı beitragsbasierter, von Anfang an gesellschaftlicher Produktion entfällt diese 
allgemeine Unsicherheit; damit entfällt auch die Notwendigkeit allgemeinen 
Hauens und Stechens im Konkurrenzkampf. Die gesamtgesellschaftlich anfal- 
lende Arbeit wird unter den Einzelnen nur aufgeteilt, niemand muss Angst 
haben, auf der Strecke zu bleiben, weil die eigene Beteiligung nicht gebraucht 
wird. Die Unterschiede zwischen privater Warenproduktion und gesellschaftli- 
cher „Poolproduktion“ sind daher immens, selbst wenn es noch eine „bürger- 
liche“, dem Äquivalententausch verwandte Kopplung zwischen Geben und 
Nehmen gibt. 

Marx ging davon aus, dass eine solche Kopplung mit der Zeit überflüssig 
wird: 

„In einer höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft, [...] nachdem die Arbeit nicht nur 
Mittel zum Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis geworden; nachdem mit der allseiti- 
gen Entwicklung der Individuen auch ihre Produktivkräfte gewachsen und alle Springquellen des 
genossenschaftlichen Reichtums voller fließen - erst dann kann der enge bürgerliche Rechtshori- 
zont ganz überschritten werden und die Gesellschaft auf ihre Fahne schreiben: Jeder nach seinen 
Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen!“ (MEW 19: 21) 

Wo Arbeit nicht nur Mittel zum Zweck (ich koche, um mir ein Essen zu ma- 
chen), sondern auch Selbstzweck ist (ich koche, weil ich gerne koche), wird 
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eine Kopplung zwischen Geben und Nehmen tatsächlich ganz unnötig - denn 
wer gibt, d.h. etwas Gutes für andere tut, bringt in diesem Fall ja kein Opfer, 
sondern tut zugleich auch etwas Gutes für sich selbst. Gerade in hochgradig 
arbeitsteiligen Gesellschaften scheint es plausibel, dass immer mehr Arbeiten 
einen solchen Status als „Lebensbedürfnis“ gewinnen, da verschiedene Men- 
schen ganz unterschiedliche Präferenzen in Bezug auf die Aktivitäten haben, 
die sie gerne tun, und da unangenehme Aufgaben durch Automatisierung be- 
seitigt oder durch Umgestaltung angenehmer gemacht werden können. Ob 
dies allerdings für alle gesellschaftlich nötigen Aufgaben gilt, ist eine Frage, die 
meiner Ansicht nach rein theoretisch nicht beantwortet werden kann. 

An der „bürgerlichen“ Kopplung kritisiert Marx, dass sie, gerade indem sie alle 
Beteiligten als gleich behandelt, gewisse Ungleichheiten produziert: der eine 
Arbeiter hat mehr Kinder zu versorgen, der andere weniger; die eine arbeitet 
langsamer, die andere schneller - für gleichen individuellem Konsum müssen 
die Arbeitenden also unterschiedlich viel leisten (MEW 19: 20f). Zumindest 
teilweise treffen diese Kritikpunkte in dem beschriebenen Modell (Siefkes 
2007) schon nicht mehr zu, da ich dort davon ausgehe, dass Kinder unabhän- 
gig von ihren Eltern Anspruch auf gesellschaftliche Versorgung haben und 
dass die Betreuung von Kindern selbst als Beitrag gilt, der von der Erbringung 
anderer Beiträge befreit. Unterschiedliche individuelle Leistungsfähigkeit führt 
dann noch zur Ungleichheit, wenn Projekte die geleisteten Aktivitäten nach 
vordefinierten Aufgabenpaketen und nicht nach der individuell mit einer Auf- 
gabe verbrachten Zeit abrechnen - in vielen Fällen wird meiner Erwartung 
nach letzteres der Fall sein. 


Das Problem der Produktionsmittel-Produktion 


In Bezug auf die Peer-Produktion wird regelmäßig die Frage aufgeworfen (z.B. 
von Imhof 2009), wıe denn die Produktion von Produktionsmitteln funktio- 
nıeren soll, insbesondere wenn es sich um große und arbeitsintensive Produk- 
tionsmittel handelt, zu deren Produktion zunächst sehr viel Aufwand aufge- 
bracht werden muss, bevor sie eingesetzt werden können. Theoretisch ist die 
Sache klar: Der zur Produktion von Konsumgütern insgesamt nötige Aufwand 
wird unter den Konsument/innen aufgeteilt (entweder gleichmäßig - Flatrate- 
Modell - oder proportional), wobei dieser Aufwand rekursiv auch alle Vorar- 
beiten umfasst, also auch den zur Produktion der erforderlichen Produkti- 
onsmittel nötigen Aufwand. Wenn ein bestimmtes Produktionsmittel bei- 
spielsweise über einen Zeitraum von zehn Jahren eingesetzt wird und in dieser 
Zeit 10.000 Konsumtionsgüter produziert, dann sollte bei proportionaler Auf- 
teilung jede Nutzer/in eines dieser Güter ein Zehntausendstel dieses Aufwands 
aufbringen, d.h. dem Pool „zurückgeben“. Um die Produktion der Produkti- 
onsmittel dürften sich dabei im Allgemeinen spezielle Projekte kümmern, die 
den anderen, diese Produktionsmittel einsetzenden Projekten zuarbeiten - es 
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wäre ja weder sinnvoll noch praktikabel, wenn jedes Projekt seine eigenen 
Produktionsmittel produzieren müsste. 

Nach Abnutzung des Produktionsmitteis ist die Aufwandsbilanz dann zwar wie- 
der ausgeglichen, aber dabei bleiben natürlich einige Fragen offen: (1) Von wem 
wird der zur Produktion des Produktionsmittels nötige Aufwand „vorgeschos- 
sen“? Die Mitglieder von auf Produktionsmittel spezialisierten Projekten werden 
ja kaum gewillt sein, so lange zu warten, bis alle mit Hilfe ihrer Produktionsmit- 
tel hergestellten Güter bei der Endnutzer/in ankommen, bevor sie ihren geleiste- 
ten Aufwand ganz als Beitrag anerkannt bekommen. (2) Wie viele Güter mit er 
nem bestimmten Produktionsmittel tatsächlich produziert wurden, weiß? man 
immer erst hinterher, wenn das Produktionsmittel völlig verschlissen oder veral- 
tet ist - woher weiß also die einzelne Nutzer/in, wie viel sie beitragen soll? (3) 
Was ist, wenn ein Produktionsmittel ungewöhnlich früh kaputt geht oder be- 
sonders lange hält - müssen die Nutzer/innen der mit diesem Mittel produzieren 
Güter dann mehr bzw. weniger Aufwand beitragen als die Nutzer gleichartiger, 
aber mit anderen Produktionsmittel hergestellter Güter? 

In marktwirtschaftlichen Systemen wird das erste Problem durch Unterneh- 
mer/innen gelöst, die in der Hoffnung auf entsprechende Profite die nötigen 
Investitionen tätigen; zu Fragen (2) und (3) erzwingt die Konkurrenz eine 
Durchschnittsbildung - die Chance bzw. das Risiko, dass die individuell ge- 
nutzten Produktionsmittel länger bzw. kürzer halten als erwartet, liegt beim 
einzelnen Unternehmen. Bei Zentralplanung dagegen gibt es eine zentrale In- 
stanz, die entscheiden kann, welche Produktionsmittel produziert und einge- 
setzt werden und wie sich der für ihre Produktion nötige Aufwand verteilt. 

Bei Peer-Produktion gibt es keinen Profit, der Projekte dazu veranlassen könn- 
te, Aufwand mit ungewissem Ausgang vorzuschießen, wie es Unternehmer tun. 
Peer-Produktion findet vielmehr aufgrund des Gebrauchswerts der produzier- 
ten Güter statt - sie findet statt, weil und wenn für genügend Menschen die ın 
einem Projekt produzierten Güter so wichtig sind, dass sie bereit sind, ihren 
Teil zum entstehenden Aufwand beizutragen. Ein Lösungsansatz kann also ein 
Subskriptionsmodell sein: ein Projekt sammelt zunächst genügend Abnehmer 
für die von ihm geplanten Güter; erst wenn sich genug Interessenten finden, 
beginnt die Produktion. In diesem Fall wissen die Nutzer/innen vorher unge- 
fähr, worauf sie sich einlassen; anschließend wird der tatsächlich entstandene 
Aufwand unter ihnen aufgeteilt. 

In vielen anderen Fällen werden sich die Projekte einer Branche vermutlich 
absprechen und den entstehenden Aufwand bewusst untereinander aufteilen. 
Da Projekte nicht ın einem Konkurrenzverhältnis zueinander stehen, macht es 
für sie Sınn, ihre Aktivitäten zu koordinieren, um Risiken für die einzelnen 
Projekte zu minimieren und von den Erfahrungen der anderen zu lernen (vgl. 
Siefkes 2007: Kap 5.4 u. Kap. 8.2.1). Projekte können sich absprechen, welche 
Güter und welche dafür benötigten Produktionsmittel sie jeweils produzieren, 
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und den dabei entstehenden Aufwand untereinander aufteilen - das wäre eine 
bewusste Durchschnittsbildung, die im Effekt der unbewussten Durch- 
schnittsbildung des Marktes ähnelt, aber auf der Koordination der Produzen- 
ten statt dem Wirken der Konkurrenz beruht. 

Bei Absprachen zwischen Produzierenden besteht zwar immer die Gefahr, dass 
es zum Nachteil der Konsument/innen zur Bildung von Gilden kommt, die 
versuchen könnten, den entsprechenden Produktionsbereich abzuschotten 
und den Konsumenten mehr Aufwand „abzuknöpfen“ als tatsächlich nötig ist. 
Praktisch halte ich dieses Risiko allerdings für gering, da bei Peer-Projekten in 
aller Regel zumindest ein Teil der Produzent/innen auch Konsument/innen 
des entsprechenden Guts sind (die eigenen konsumtiven Wünsche sind oft der 
Anlass für die Gründung eines Projekts); dazu kommen die für Peer- 
Produktion übliche Transparenz und die bei dezentraler Produktion oft ver- 
gleichsweise niedrigeren Eintrittsschwellen. 

Eine weitere Möglichkeit zur Organisation der Produktionsmittel-Produktion 
besteht darin, dass sich die Menschen eines bestimmten Gebiets für die Be- 
reitstellung von Produktionsmitteln für ihren gemeinsamen Bedarf entscheiden 
(und den dabei entstehenden Aufwand untereinander aufteilen). Diese Varian- 
te ähnelt der klassischen Zentralplanung, doch ist sie eben nur eine Variante 
unter mehreren. 

Vor allem aber dürfte der Peer-Produktion eine Entwicklung zugute kommen, 
die sich schon seit den 1970er Jahren (mit dem Ende des sog. Fordismus) ab- 
zeichnet: die Produktion wird tendenziell „schlanker“ und verteilter; der zur 
Produktion einzelner Produktionsmittel nötige Aufwand sinkt. Bekanntester 
Fall einer solchen Verschlankung der Produktionsmittel sind die Personal- 
computer, die sich auf vielfältige Weise in Produktionsprozessen einsetzen las- 
sen und viele teure Spezialmaschinen unnötig gemacht haben; dazu kommen 
zunehmend leistungsfähiger und flexibler werdende dezentrale Produktions- 
techniken wie das Rapid Prototyping und Rapid Manufacturing und die on- 
Demand-Produktion (z.B. Books-on-Demand). 


Das Verschwinden der Politik 


Nach Durchsetzung des Kommunismus „verschwindet die Gewalt des Staates“ 
und damit auch der Staat selbst, und die „Regierungsfunktionen verwandeln 
sich in einfache Verwaltungsfunktionen“, so erwarteten es Marx und Engels 
(MEW 18: 50, vgl. auch MEW 20: 262). In der kapitalistischen Gesellschaft 
existieren Ökonomie und Politik als getrennte Sphären: wesentliche Funktion 
des Staats ist es, die Rahmenbedingung zu setzen und durchzusetzen, inner- 
halb derer sich die vielen Privatproduzenten und -eigentümer als formell 
Gleichberechtigte begegnen - die Politik setzt die Bedingungen, innerhalb de- 
ter die privatwirtschaftlich organisierte Produktion stattfinden kann, und greift 
ein, wenn die Privatproduktion versagt oder inakzeptable Konsequenzen hat. 
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Insofern ist es logisch anzunehmen, dass bei von vornherein gesellschaftlicher 
Produktionsweise die Sphärentrennung von Ökonomie und Politik nicht län- 
ger existieren würde - hier fallen die Organisation der Produktion und die Ge- 
staltung der dafür nötigen Rahmenbedingungen unmittelbar zusammen. 
Allerdings sind „einfache Verwaltungsfunktionen“ keineswegs so unproblema- 
tisch, wie Marx und Engels anscheinend angenommen haben; das zeigen die 
Erfahrungen mit dem Realsozialismus. Was nützt das Wegfallen der polıti- 
schen Sphäre, wenn eine mächtige Bürokratie an ihre Stelle tritt? 
Peer-Produktion hat sich bisher als gut darin erwiesen, ohne eine separate politi- 
sche Sphäre und mit sehr wenig Bürokratie auszukommen. Wie erwähnt gibt es 
in Peer-Projekten keine strukturellen Abhängigkeiten - im Gegensatz zu kapitalis- 
tischen Unternehmen fehlt die strukturelle Asymmetrie zwischen Geldgeber 
(bzw. deren Beauftragten, dem Management) und abhängig Beschäftigten, die ih- 
ren Arbeitsplatz verlieren, wenn sie nicht spuren. Es gibt aber im Allgemeinen 
auch keine gewählten Repräsentanten, die befugt wären, den „Volkswillen“ bzw. 
den Willen der Beteiligten zu repräsentieren und in seinem Namen Entscheidun- 
gen zu treffen. Das lässt Maintainer/innen, die ein Projekt koordinieren, und 
andere Personen mit besonderen Zuständigkeiten in einer relativ schwachen Po- 
sition, da sie Entscheidungen nicht einfach nach eigenem Gutdünken treffen 
können, sondern sich dabei der Zustimmung und Unterstützung zumindest ei 
nes Großteils der anderen Beteiligten versichern müssen. 

Von befehlsgewaltigen Chefs bzw. Vorgesetzten oder mächtigen Bürokraten 
sind solche Positionen in Peer-Projekten weit entfernt. Natürlich lässt sich aus 
der heutigen Realität der Peer-Produktion nicht ohne Weiteres ableiten, dass 
eine Bürokratisierung oder Hierarchisierung auch in Zukunft ausbleibt. Doch 
rechtfertigt eine Analyse der heutigen Situation meiner Meinung nach die op- 
timistische Annahme, dass sich die bisher entwickelten Ansätze auch in Zu- 
kunft als trag- und ausbaufähig erweisen werden. 

Wichtig zum Verständnis des diskutierten Modells ist außerdem, dass der vor- 
geschlagene Verteilungspool als „administratorlos“ gedacht ıst - es gibt keine 
Entscheidungen, die auf der Ebene des ganzen Pools getroffen werden müssen. 


4. Commonismus und Kommunismus 


Die commonistische Produktionsweise existiert derzeit nur sehr fragmenta- 
risch, in einzelnen Bereichen; als gesamtgesellschaftliches System kann sie bis- 
lang nur gedacht werden. Dennoch lassen sich bereits wesentliche Formunter- 
schiede zur kapitalistischen Produktionsweise erkennen: die Scheidung zwı- 
schen Produktionsmittel-Eigentümer/innen und Produzent/innen wird aufge- 
hoben, stattdessen werden natürliche Ressourcen und Produktionsmittel zu 
Commons, die in gemeinsamen, auf Absprachen und loser Koordination ba- 
sierenden Produktionsprozessen gestaltet und genutzt werden. Somit entfällt 
auch die Aufteilung eines Großteils der Menschheit in die Klassen der Pro- 
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duktionsmittel-Eigentümer/innen (Kapitalist/innen) und der „doppelt freien“ 
Lohnarbeiter/innen, die mangels eigenem Zugang zu Produktionsmitteln zum 
Verkauf ihrer Arbeitskraft gezwungen sind. Dies bedeutet ein Ende der Aus- 
beutung und der strukturellen Ungleichheit - die Arbeit anderer kann nicht 
mehr zur systematischen Quelle für den Reichtum einiger werden. 

An die Stelle der unpersönlichen Abhängigkeitsverhältnisse, die die Lohnarbei- 
ter/in zum Verkauf ihrer Arbeitskraft zwingen, treten aber auch keine persön- 
lichen Abhängigkeitsverhältnisse, wo die Einzelne auf Gedeih und Verderb 
von einer anderen Person (wie in feudalen und Sklavenhaltergesellschaften) 
oder Institution (wie im Realsozialismus, wo die Einzelnen weitgehend den 
Entscheidungen des Staates bzw. der Planungsbehörde unterworfen sind) ab- 
hängig ist. An die Stelle dieser einseitigen Abhängigkeitsverhältnisse tritt, wenn 
man so will, eine allgemeine Abhängigkeit aller von allen, da es in modernen, 
hochgradig arbeitsteiligen Gesellschaften Einzelnen oder kleinen Gruppen 
unmöglich ist, ihre konsumtiven Bedürfnisse ohne die Hilfe einer großen An- 
zahl anderer zu befriedigen. Ein Rückfall hinter diese im Kapitalismus bereits 
erreichte Gesellschaftlichkeit der Produktion erscheint weder wünschenswert 
noch realistisch. 

Aber im Kapitalismus ist der gesellschaftliche Charakter der Produktion noch 
beschränkt, da er sich erst im Nachhinein - und auch keineswegs in allen Fäl- 
len - erweist, da die Güter als Waren durch unabhängige Privatarbeiten herge- 
stellt werden, die nur bei gelingendem Verkauf zum Teil der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeit werden. Dies ist der zweite wesentliche Formunterschied, denn 
in der Peer-Ökonomie wird von Anfang an für den bereits bekannten (oder 
abgeschätzten) gesellschaftlichen Bedarf produziert. Hier findet keine Waren- 
produktion durch vereinzelte Privatproduzenten statt, sondern die Produktion 
ist von vornherein gesellschaftlich; sie vollzieht sich im Rahmen einer losen 
Assoziation der Produzenten/Konsumenten, die mittels Selbstauswahl, Ab- 
sprachen und Pools ihre produktiven und konsumtiven Bedürfnisse miteinan- 
der in Einklang bringen. 

Die Verhältnisse, in denen sie dies tun, sind dabei klar erkennbar und werden 
von ihnen selbst, ın kollektiven Gestaltungs- und Aushandlungsprozessen, wei- 
terentwickelt und bestimmt - somit entfällt die Basıs des Fetischismus, der im 
Kapitalismus das Erkennen der tatsächlichen Verhältnisse so erschwert. 
Während beı Warenproduktion der Tauschwert bzw. im entwickelten Kapita- 
lismus der Profit die treibende Kraft aller Privatarbeiten ist, sind diese beiden 
Kategorien im Commonismus nicht mehr existent. Somit verschwindet auch 
die Borniertheit der Produktion. Statt des Profits gibt es vielfältige andere 
Gründe, warum sich Menschen an commonistischer Produktion beteiligen: 
Man beteiligt sich an der Produktion eines Gutes, das man selbst gern hätte; 
man übernimmt bestimmte Aufgaben, weil man sie gerne macht; oder man 
beteiligt sich, um der Gemeinschaft etwas zurückzugeben. Auch wo Geben 
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und Nehmen gekoppelt sind, das produktive Tun also nicht Selbstzweck ist, 
sondern (zumindest auch) Mittel zum Zweck der Befriedigung der eigenen 
Bedürfnisse, handelt es sich nur um ein Aufterlen der zum Zweck der allge- 
meinen Bedürfnisbefriedigung notwendigen Tätigkeiten. 

Die an einem Pool Beteiligten unterstützen sich gegenseitig bei der Befriedigung 
ihrer jeweiligen Bedürfnisse, wobei sie sich zur Vermittlung des Produktionszu- 
sammenhangs bestimmte Regeln setzen. Dagegen entspringt der Wert als Grund- 
lage der kapitalistischen Produktionsweise gerade daraus, dass auf einen von 
vornherein existierenden Produktionszusammenhang verzichtet wird, dass die 
Arbeiten zunächst als Privatarbeiten geleistet werden, die erst im Nachhinein als 
Teil der gesellschaftlichen Gesamtarbeit anerkannt werden - oder auch nicht. Im 
Commonismus ist die Produktion dagegen von Anfang an gesellschaftlich, daher 
existiert hier kein Wert. Statt des bornierten Zwecks der Wertverwertung wird die 
allgemeine Bedürfnisbefriedigung Ziel der Produktion. 

Da sıch die Menschen die notwendige Arbeit nur aufteilen, gibt es auch nicht 
den Zwang zur Konkurrenz, der daraus erwächst, dass Privatproduzenten sich 
im Nachhinein, auf dem Markt, gegen die anderen Produzenten durchsetzen 
müssen, wenn ihre Arbeit nicht vergeblich gewesen sein soll (was auch für die 
einzelne Lohnarbeiter/in gilt, die ihre Arbeitskraft erfolgreich auf dem Ar- 
beitsmarkt verkaufen muss). Für Peer-Produzent/innen ist es dagegen sinnvoll, 
sich mit den anderen zusammenzutun oder abzustimmen und ihr Wissen und 
ihre Innovationen möglichst weit zu verbreiten, da sie so die gesellschaftlich 
nötige Gesamtarbeit und (bei Kopplung zwischen Geben und Nehmen) auch 
ihren eigenen Anteil daran reduzieren können. 

Mit dem Zwang zur Konkurrenz entfällt auch die Destruktivität gegenüber 
Natur und Menschen, die dem Kapitalismus inhärent ist, da die „netten“, 
umwelt- und menschenfreundlichen Produzenten im unerbittlichen kapitalisti- 
schen Konkurrenzkampf fast zwangsläufig ins Hintertreffen geraten. Für die 
oft gnadenlose Ausnutzung anderer Menschen, die im Kapitalismus tägliche 
Realität ist, fehlen im Commonismus die strukturellen Grundlagen. Dagegen 
gibt es keine Garantie dafür, dass die Menschen in einer commonistischen 
Gesellschaft die Natur gut und pfleglich behandeln würden - aber sie haben 
auch keinen Grund, dies nicht zu tun. Insbesondere gibt es in der Peer- 
Ökonomie keinen strukturellen Zwang zum Wachstum mehr - ob die Ge- 
samtheit der produzierten Gebrauchswerte zunimmt, hängt hier allein von den 
Präferenzen der Menschen ab. 

Ein solcher Prozess der gesellschaftlichen, qua loser Koordination aufgeteilten 
Gesamtproduktion wird sicher nicht ın allen Fällen unproblematisch und stö- 
rungsfrei ablaufen. Was aber fehlt, ist der Grund für die notwendige, zyklische 
Krisenhaftigkeit des Kapitalismus. 

Mit der Aufhebung des Werts als automatischer, hinter dem Rücken der Produ- 
zierenden wirksamer Kategorie, verschwindet auch die Grundlage der „Wertab- 
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spaltung“*, die Scholz (2005) zufolge die modernen Bilder des „Männlichen“ 
(„der Wert“) und „Weiblichen“ („das Abgespaltene“) bestimmt. Und mit dem 
aus der Konkurrenz entspringenden Zwang zur „Selbstoptimierung“ dürfte auch 
die Tendenz zur Normierung der Menschen und zur Ausgrenzung derer, die die- 
sern kapitalistischen Ideal nicht entsprechen können oder wollen, wegfallen. 
Freilich sind dies keine unmittelbar stattfindenden Vorgänge, die mit den 
Praktiken der Peer-Produktion zwangsläufig einhergehen - im Gegenteil zeigt 
Meyer (2007), dass in der heutigen Freie-Software-Community häufig ein Wi- 
derspruch besteht zwischen einem auf Offenheit und allgemeiner Partizipation 
bestehenden Selbstverständnis und bewusst oder unbewusst ausgrenzenden, 
patriarchalischen oder sexistischen Verhaltensweisen. Zwar existieren diese Pro- 
jekte zunächst im patriarchalen Kapitalismus und reproduzieren somit auch 
dessen Probleme und Vorurteile, doch es wäre naiv zu’ glauben, dass solche 
Verhaltensweisen mit dem Ende des Kapitalismus von heute auf morgen ver- 
schwinden würden. 

Die commonsbasierte Peer-Produktion ist kein Allheilmittel, und die allgemei- 
ne Aufgabe der menschlichen Emanzipation wird mit ihrer Durchsetzung 
noch keineswegs abgeschlossen sein. Aber sie bietet wesentliche Voraussetzun- 
gen, die Borniertheiten und Beschränktheiten des Kapitalismus zu überwin- 
den, ohne dabei hinter seine positiven Errungenschaften zurückzufällen. Der 
kommunistische Anspruch lebt, und die commonistische Produktionsweise ist 
heute seine beste Chance auf Realisierung. 
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Hendrik Wallat 


Weder Staat noch Kollektiv 
Sozialismuskritik im Werk von Karl Marx 


Marx formuliert in seinem berühmten Brief vom 22.2.1858 an Lassalle die um- 
fassendste Konzeption dessen, was eine vollständige und ausgeführte Kritik der 
politischen Ökonomie zu leisten hätte (vgl. Arndt 1985: 166-68; Heinrich 
2001: 179-81). „Gegenstand“ einer speziellen „Arbeit“ sollte hierbei auch die 
„Kritik und Geschichte der politischen Ökonomie und des Sozialismus“ 
(MEW 29: 551) sein. So wenig zumeist bekannt und erforscht ist', dass Marx 
auch eine Kritik des Sozialismus schreiben wollte, so wenig hat Marx dieselbe 
ausgeführt. Nichtsdestotrotz finden sich im gesamten marxschen Werk quer 
durch alle Entwicklungsetappen und Textgattungen kritische Auseinanderset- 
zungen mit diversen praktischen wie theoretischen Spielarten des damaligen 
Sozialismus.’ Diese werden im Folgenden systematisch rekonstruiert, wobei zu 
zeigen sein wird, dass die fragmentarischen Ausführungen von Marx (a) durch 
den normativen Fluchtpunkt der Realisierung der sozialen Autonomie ver- 
schiedener Individuen zusammengehalten werden, (b) auf einem spezifischen 
Verständnis politischer Praxis beruhen und (c) indirekt davon Zeugnis able- 
gen, was die Minimalbedingungen kommunistischer Emanzipation sind. Die 
Darstellung ist zu diesem Zwecke bewusst selektiv konzipiert. Von Interesse 
sind nicht Marx‘ gesamte Ausführungen, sondern diejenigen Aspekte seines 
politischen Denkens, die sich einerseits als anschlussfähig für eine zeitgemäße 
politische Theorie der Emanzipation erweisen, andererseits jene Facetten, die 
den Bannstrahl des Totalitarismusvorwurfs gegenüber Marx als Nebelkerze 
entlarven. Nicht möglich im Rahmen eines Aufsatzes ıst die jeweilige werk- 
und realgeschichtliche Situierung der marxschen Aussagen. Zu fragen wäre et- 
wa nach möglichen Unterschieden im Kommunismusverständnis des jungen 
und alten Marx, deren Extreme zwischen dem „aufgelöste[n] Rätsel der Ge- 
schichte“ (MEW 40: 536) und der ernüchterten „Verkürzung des Arbeitstags“ 
(MEW 25: 828) schwanken. Zu differenzieren wäre zwischen philosophischen 
und ökonomiekritischen Schriften, politischen Interventionen und sporadi- 


1 Vgl. als bedeutende Ausnahme Draper (1990). Siehe jetzt auch die sehr gehaltvolle, aber 
thematisch begrenzte Untersuchung von Hoff (2008). 

2 Primär wird das marxsche Werk untersucht. Wo es sinnvoll erscheint, werden aber auch Aus- 
führungen von Engels zitiert und kenntlich gemacht. Die Frage nach möglichen politischen 
Differenzen zwischen Marx und Engels (ebenfalls eine Arbeit für sich), wird hier gegenüber 
den fundamentalen Gemeinsamkeiten zurückgestellt. 
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schen Bemerkungen im Briefwechsel, wobei im je einzelnen Fall zu prüfen wä- 
re, was der philosophische und/oder politische Hintergrund der jeweiligen 
Aussagen ist. Auf all dies wird notgedrungen und bewusst verzichtet, um die 
in diesem Fall ersichtlich über alle Brüche hinweg sich bestätigende Kontinui- 
tät im politischen Denken von Marx herauszustellen. 


1. Kritik des Sozialismus 


Dass Marx nicht nur „niemals ein ‚sozialistisches System‘ aufgestellt“ (MEW 
19: 357) hat, sondern „alle Systeme verwarf“ (MEW 14: 449), wird im Folgen- 
den möglichst textnah konkretisiert: Die zu belegende These ist, dass sich sei- 
ne Kritik primär gegen a) die anti-individualistischen und asketischen Züge des 
Sozialismus, b) seinen Etatismus wie Anarchismus und c) dessen (unbewusste) 
Perpetuierung bürgerlicher Vergesellschaftungsprinzipien und ihrer spezifischen 
Antinomien richtet. Ausgehend von dieser Rekonstruktion von Marx‘ Sozialis- 
muskritik werden abschließend die Bedingungen und Ziele kommunistischer 
Emanzipation skizziert (vgl. ausführlich zu beiden Punkten Wallat 2009). 


1.1 Wider Anti-Individualismus und ‚allgemeine spartanische Frugalität‘ 


Marx bezeichnet den Zustand der Verallgemeinerung des Elends, in dem die 
„Bestimmung des Arbeiters [...] nicht aufgehoben, sondern auf alle Menschen 
ausgedehnt“ wird, als „noch ganz rohen und gedankenlosen Kommunismus“, 
der auf „gewaltsame Weise von Talent etc.“ (MEW 40: 534) abstrahiert und 
die „Rückkehr zur unnatürlichen Finfachheit des armen und bedürfnislosen 
Menschen“ darstellt, „der nicht über das Privateigentum hinaus, sondern noch 
nicht einmal bei demselben angelangt ist“ (535). Ein solcher „Kommunismus 
- indem er die Persönlichkeit des Menschen überall negiert - ist nichts ande- 
res als „Neid und Nivellierungssucht“ (534). Diese universalisierte „spartanı- 
sche Frugalität“” (MEW 1: 402) ist im Kern ein anti-remanzipatorischer „Ka- 
sernenkommunismus“, dessen Despotismus im Gewand der „moralischen Au- 
torität und dem Gebot der Aufopferung“ (MEW 8: 322) daherschreitet. Diese 
Lehre eines „allgemeinen Asketismus“ und die „rohe Gleichmacherei“ sind 
schlicht und einfach: „reaktionär“ (MEW 4: 489). Die Kritik trifft jeden kol- 
lektivistisch-spartanischen Sozialismus, unabhängig von seiner jeweiligen ıdeo- 
logischen Kostümierung: „Nichts leichter, als dem christlichen Asketismus ei- 
nen sozialistischen Anstrich zu geben. Hat das Christentum nicht auch gegen 


3  Frugalität bedeutet im Kern den Verzicht auf Luxus und Reichtum zu Gunsten der Einfach- 
heit/Bescheidenheit des Lebensstils. Als bewusste Absage an Luxus ist das Votum für Fruga- 
lität besonders in der Sozialkritik traditioneller und vormoderner Gesellschaften verbreitet 
und richtet sich zumeist gegen die Dekadenz der Herrschenden und den Verfall des ur- 
sprünglichen Gemeinwesens. Insbesondere wird hierbei zumeist (von Platon bis Proudhon) 
das Geld als sozialer Nexus kritisch beäugt. 
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das Privateigentum, gegen die Ehe, gegen den Staat geeifert? Hat es nicht 
Wohltätigkeit und den Bettel, das Zölibat und Fleischesertötung und die Kır- 
che an ihrer Stelle gepredigt?“ (484). Ganz im Gegensatz zu Nietzsches Ver- 
dacht bezüglich der Genealogie des Sozialismus (Wallat 2009a) ist der marx- 
sche Kommunismus nicht an christlichen Vorstellungen von Askese und Her- 
den-Gleichheit angelehnt. Bereits Marx war der tiefe „Zusammenhang des 
christlichen Sündenbewußtseins mit dem Wahnsinn“ (MEW 2: 196) bekannt. 
Nichts liegt Marx ferner, als ım Namen einer wie auch immer im einzelnen 
ausgestalteten Idee vom guten (Zusammen)Leben der Menschen die „mensch- 
liche Natur tot|zulschlagen, um ihre Krankheiten zu heilen“ (189). Der 
„christlichen Reue“ wird die Treue gekündigt zu Gunsten einer amoralischen 
Bejahung des Lebens - „Grundsatz“ der „Freien und Starken“ (179) - in all 
seinen Facetten. Wider die „devot gewordeneln], christianisierte[n] Natur“ 
(183) und die „sozialen Prinzipien des Christentums“ - „die Feigheit, die 
Selbstverachtung, die Erniedrigung, die Unterwürfigkeit, die Demut“ (MEW 4: 
200) - steht Marx für die Befreiung der „Leibeignen des Sündenbewußtseins“ 
(MEW 2: 185) ein und ist Fürsprecher einer „Lebenslust“, die „weder gut noch 
böse, sondern menschlich ist“ (180), womit sich die „Leidenschaft der Liebe“ 
(23) und der „Leib, dieser Sitz der sinnlichen Gelüste“ (68), gegenüber ihrer 
idealistisch-christlichen Verdammung rehabilitiert finden. 

Sowohl gegen die „phantastische[n] Gemütsschwärmerei“ (MEW 4: 3) als auch 
die Idealisierung des Kommunismus pocht Marx auf den individualistischen 
und materialistischen Charakter desselben. Der Kommunismus ist nicht das 
Suchen nach dem „großen Geiste der Gemeinschaft“ und auch nicht das Zu- 
sich-selbst-Kommen des menschlichen Gattungswesens - „als ob die Gattung 
eine Person wäre, die Zwecke haben könnte“ (11). Eine solche (falsche) Idee 
des Kommunismus würde, statt den Einzelnen zu befreien, auf die „vollstän- 
dige Aufopferung und Selbstdemütigung vor einem phantastischen Nebelbil- 
de“ (11) hinauslaufen. Gegenüber der Vorstellung des Kommunismus als Ver- 
wirklichung eines philosophischen „Ideal[s], wonach die Wirklichkeit sich zu 
richten haben [wird]*“ (MEW 3: 35) verteidigt auch Engels - wider die ‚wahren‘ 
Sozialisten - ganz im marxschen Geiste das „Volk“ von Paris, „das für hüb- 
sche Frauenzimmer viel mehr Interesse verriet als für die großen Fragen der 
Menschheit“ (MEW 4: 277) und für ihre philosophischen Offenbarer. Marx 
bezeichnet solch antiindividualıistisch-kollektivistische „Liebessabbelei“ (7) als 
„Verwechslung des Kommunismus mit der Kommunion“: „Der Glaube, und 
zwar der Glaube an den ‚heiligen Geist der Gemeinschaft‘, ist das Letzte, was 
für die Durchführung des Kommunismus verlangt wird“ (12). Diese „pomp- 
haften Etiketten, wie ‚Menschheit‘, ‚Humanität‘, ‚Gattung‘“ (14) stehen aber 
nicht bloß für einen „infamen und ekelhaften Servilismus gegen eine von dem 
‚Selbst‘ getrennte und unterschiedene ‚Menschheit‘“ (15), sondern sind dar- 
über hinaus Ausdrücke einer „neuen Religion, die wie jede andere alle ıhre 
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Feinde tödlich haßt und verfolgt“ und in „Ketzer verwandelt“ (13), die man 
als „Sünder“ gegen die „Menschheit“ konsequenterweise „bestrafen“ (14) 
muss. Sowenig Marx sich die „Knallbüchse der Liebe auf die Brust“ (17) set- 
zen lässt und so zuwider ihm die „sozialistische Gefühlsduselei“ (MEW 27: 
461) ist, so negativ steht er aber auch anderen weltanschaulichen Okkupati- 
onsversuchen der revolutionären Arbeiterbewegung gegenüber: „dogmatischen 
Freidenkern“, deren „Allgemeine Gesellschaft“ eine „‚autoritäre‘ und hierarchi- 
sche Organisation mit atheistischen Mönchs- und Nonnenklöstern* (MEW 
18: 47) ist, wird ebenso wie den christlichen Schwärmern der Laufpass erteilt. 


1.2 Kritik am Staatssozialismus 


Neben der Kritik frugaler und antiindividualistischer Sozialismuskonzeptionen 
bildet die Kritik an etatistischen und edukationistischen Vorstellungen von der 
Befreiung des Proletariats den basso continuo der marxschen Eingriffe ın den 
theoretischen Selbstverständigungsprozess der revolutionären Arbeiterbewe- 
gung. Die Kritik am Antindividualismus und am autoritären Etatismus sind 
zwei Seiten einer Medaille: 


„Ein prachtvolles Probestück von Kasernenkommunismus! Da haben wir alles, gemeinsame 
Schlafräume und Kosthäuser, Taxatoren und Kontors zur Bevormundung der Erziehung, der 
Produktion, der Konsumtion, mit einem Worte jeder sozialen Tätigkeit, und hoch über dem al- 
lem die Oberleitung unseres namenlosen und unbekannten Komitees“ (MEW 18: 425). 

Die marxsche Kritik an den damaligen Sozialismusvorstellungen steht stets im 
Kontext der politischen Frage nach den Organisationsstrukturen der revoluti- 
onären Arbeiterklasse. Wer „jesuitische Disziplin“ und „unbedingten Gehor- 
sam“ gegenüber „Befehlen, die von oben herab von einen unbekannten na- 
menlosen Komitee kommen“ (438), predigt, der verkündet einen „Kommu- 
nismus“, der „autoritärer ist als der primitivste Kommunismus“ (439): „Alles 
von Oben machen! Polizeistaat! Andersdenkende förmlich in Bann tun und 
ausschließen. Mon Dieu! Da hört am Ende alles auf“ (MEW 27: 229). Zeit 
seines Lebens lehnte Marx alle Formen einer „Erziehungs- und Bevormun- 
dungstheorie“ (MEW 1: 95) ab, die „statt die Arbeiter zu erziehen, sie autorı- 
tären und mystischen Gesetzen unterwerfen, die ihre Selbstständigkeit und ihr 
Bewußtsein in eine falsche Richtung lenken“ (MEW 17: 655). Er hinterließ 
dabei bewusst kein einheitliches Modell einer politischen Organisationsform 
des Proletariats, da der politische Eingriff des Theoretikers sich an den beste- 
henden Organisationsformen der Arbeiterklasse zu orientieren, und, ausge- 
hend von diesen und der jeweils konkreten historischen Situation, für diejeni- 
ge Form ‚Partei‘ zu ergreifen hat, die der Selbstbefreiung der Arbeiterklasse am 
adäquatesten ist: Die „Proletarier“ sind keine „‚Geschlossene Gesellschaft‘, die 
nur den Beschluß des ‚Zugreifens‘ zu fassen“ hat, „um am nächsten Tage der 
ganzen bisherigen Weltordnung summarisch ein Ende zu machen. Die Prole- 
tarıer kommen erst durch eine lange Entwicklung zu dieser Einheit“ (MEW 3: 
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305), wie Marx noch hoffnungsvoll glauben konnte. Dass die marxsche Be- 
stimmung des Proletariats als revolutionäres Subjekt, welches mit „Notwen- 
digkeit“ alleın aus der Tatsache seines gesellschaftlichen Seins die Revolution 
„geschichtlich zu tun gezwungen sein wird“ (MEW 2: 38), mit den Erkennt- 
nissen der Kritik der politischen Ökonomie kollidiert, ist evident (Elbe 2008: 
444ff.). Der rationale Sinn der Bestimmung der Arbeiterklasse als Subjekt der 
Revolution liegt trotz allem in der Tatsache, dass diese Bestimmung auf der 
Erkenntnis gründet, dass weltverändernde Praxis an materielle Kräfte gebunden 
ist, die ihre Macht aus ihrer spezifischen Stellung im kapitalistischen Produk- 
tionsprozess erhalten. Ist die Klassifikation des Proletariats als notwendig revo- 
lutionäre Bewegung mithin Marx‘ letzter Mythos, so spricht sich in dieser 
dennoch die Erkenntnis aus, dass die kommunistische Revolution kein Akt 
voluntaristischen Agierens ist und dass etwa Literaten- oder Studentenrevolu- 
tionen Widersinn sind, in denen sich höchstens die Geschichte in einer „alt- 
ehrwürdigen Verkleidung“ und mit einer „erborgten Sprache“. als „Farce“ 
(MEW 8: 115) wiederholt. Weit entfernt, die zur Revolution bestimmten Ar- 
beiter für neue „Götter“ (MEW 2: 38) zu halten, kam es Marx und Engels ın- 
des noch weniger in den Sinn, „möglichst viele Proletarier in vom Staat ab- 
hängige Beamte und Pensionäre zu verwandeln, neben dem disziplinierten 
Kriegs- und Beamtenheer auch ein dito Arbeiterheer zu organisieren. [...] 
schöner Sozialismus!“ (MEW 35, 171), wo „Verstaatlichungssucht“ (427) gras- 
siert, kommentiert Engels lakonisch, der ein Jahr vor seinem Tod entspre- 
chend auch ganz andere „Kinderkrankheiten des proletarischen Sozialismus“ 
diagnostiziert als Lenin: „Staatssozialismus“ (MEW 39: 215), demgegenüber 
die Parole nur die unbedingte „Lossagung“ (MEW 22: 237) lauten kann. 

Ausgeschlossen ist für Marx, weil das Ziel der Selbstbefreiung an sich konter- 
karierend, jede Form blanquistischer Verschwörungs- und Geheimgesellschaf 
ten, die allesamt im Kern die menschliche Emanzipation qua Erziehungsdikta- 
tur intendieren und der „persönlichen Diktatur“ und der „Hierarchie in allen 
Sphären der menschlichen Tätigkeit“ Tür und Tor öffnen. Dies hätte die In- 
thronisierung eines „neuen Katechismus mit einem neuen Papst und neuen 
Heiligen an Stelle der alten“ (MEW 17: 555) zur Folge. Marx bekundet nicht 
weniger vehement seinen „Widerwillen gegen allen Personenkultus“ als er die 
Absage an jeden „Autoritätsaberglauben“ (MEW 34: 308) fordert. Die „nie- 
dern Volksklassen“ können und müssen „ohne die unmittelbare Beschattung 
durch den heiligen Geist der kritischen Kritik, sich geistig zu heben wissen“ 
(MEW 2: 143), um so selbstständig zu Bewusstsein über ihre Lage zu kom- 
men: „Man bildet sich ein, das Proletariat wünsche, daß ihm geholfen werde, 
man denkt nicht daran, daß es von niemand anders als von sich selbst Hülfe 
erwartet“ (MEW 4: 194). In der „revolutionären Tätigkeit fällt das Sich-Verändern 
mit dem Verändern der Umstände zusammen“ (MEW 3: 195), eine Aufgabe, 
die von keiner revolutionären und intellektuellen Elite und ihren „Propheten“ 
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(MEW 4: 14) stellvertretend oder autoritär-edukationistisch für die zur beglü- 
ckenden Befreiung Verdammten übernommen werden kann und darf. Dies ist 
eine eindeutige Absage an die Vorstellung der „Revolution als den Handstreich 
einer kleinen revolutionären Minderzahl“ (MEW 18: 529), wie Engels schreibt. 
Für Marx gibt es keine Alternative zur Selbstbefreiung der Arbeiterklasse: 


„Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiterklasse selbst sein. Wir können also 
nicht zusammengehn mit Leuten, die es offen aussprechen, daß die Arbeiter zu ungebildet sind, 
sich selbst zu befreien, und erst von oben herab befreit werden müssen, durch philanthropische 
Groß- und Kleinbürger“ (MEW 19: 165). 

„Selbstorganisation, Selbstbewußtsein und Selbstbefreiung der Klasse sind“ 
daher in der Tat als die „Leitmotive aller Marxschen Interventionen“ (Arndt 
1985: 122) zu bezeichnen. 


1.3 Anarchismus und Diktatur des Proletariats 


Wer vom Etatismus spricht, darf vom Anarchismus nicht schweigen. Die Ran- 
küne zwischen Marx und Bakunin, die zum Ende der Internationalen Arbei- 
ter-Assoziation führte, ist hinlänglich bekannt und hier nicht von Interesse 
(Schieder 1991: 74-117; Peters 1997). Um den theoretischen Gehalt der marx- 
schen Kritik in diesem Kontext zu eruieren, ist es notwendig, zwischen Staats- 
theorie und politischen Fragen der revolutionären Praxis zu differenzieren. 
Staatstheoretisch ist für Marx der Anarchismus völlig defizitär, da er auf der 
kleinbürgerlich-politizistischen „Vorstellung von der Allmacht des Staats“ 
(MEW 3: 341) gründet, die es in der Regel nicht weiter als bis zum abstrakten 
und personalisierenden Hass auf die Exekutivorgane des bürgerlichen Staates 
bringt. So anti-politisch sich der Anarchismus auch gebärdet, sitzt er nicht nur 
dem falschen Schein auf, dass der Staat der Souverän der bürgerlichen Welt ist 
und dessen autonomer politischer Wille die Menschen repressiv beherrscht, 
sondern verdoppelt diesen zugleich qua negativistischer Anerkennung (Haffner 
1996). Gegen den Grundgedanken der politischen Moderne, dass der Herr- 
schaftsverband Staat das Alpha und Omega politischen Agierens ist und das 
souveräne Zentrum der modernen Gesellschaft darstellt, dezentriert Maıx das 
„politische Göttertum“, welches sich einbildet „mit seinem Apparat und sei- 
nen Abstufungen“ die „profane Welt gemacht“ zu haben und „deren Allerhei- 
ligstes“ (MEW 4: 345) zu sein. Marx negiert die moderne staatstheoretische 
Dichotomie von anarchistischer Repressionshypothese und affırmativ- 
bürgerlicher Glorifizierung, indem er die „Ohnmacht“ des weltlichen Gottes 
gegenüber den Phantasmen des politischen Willens, welcher den „Staat [...] als 
ein selbständiges Wesen behandelt“ (MEW 19: 28), herausstellt: „Das Prinzip 
der Politik ist der Wille. Je einseitiger, das heißt also, je vollendeter der politi- 
sche Verstand ist, um so mehr glaubt er an die Allmacht des Willens, um so 
blinder ist er gegen die natürlichen und geistigen Schranken des Willens“ 
(MEW 1: 402). Weil ein solches Bewusstsein, mag es sich noch so anarchıs- 


tisch gebärden, „ın der Form der Politik denkt, erblickt es den Grund aller 
Übelstände im Willen und alle Mittel zur Abhülfe in der Gewalt und dem 
Umsturz einer bestimmten Staatsform“ (407) und fällt somit hinter die Er- 
kenntnisse der marxschen kritischen Theorie der Moderne zurück, die das 
„Wesen des Staats“ (401), als letztlich heteronom dechiffriert. Mithin gilt auch 
für das politische Denken des Anarchismus Foucaults Diktum, dass „der Kopf 
des Königs noch immer nicht gerollt“ (Foucault 1983: 90) ist. 

In der Pariser Kommune erblickte Marx bekanntlich eine mögliche Form „der 
Zerstörung und der Auflösung“ (409) der „abscheuliche[n] Maschine der Klas- 
senherrschaft“ (MEW 17: 541): „Die Kommune war eine Revolution gegen den 
Staat selbst, gegen diese übernatürliche Fehlgeburt der Gesellschaft“ (541); sie 
war ein heroischer Versuch der „Rücknahme der Staatsgewalt durch die Gesell- 
schaft als ihre eigene lebendige Macht“ (543). Kurzum, sıe sprengte die „politi- 
sche Hülle weg“ (MEW 1: 409). So eindeutig anti-etatistisch sich auch diese 
marxschen Ausführungen darstellen, so ist doch eine spezifische Ambivalenz im 
marxschen Denken zu konstatieren, die der historisch konkreten Situation der 
Arbeiterbewegung entstammt. Als revolutionärer Realpolitiker bekämpft Marx 
sowohl die politischen Indifterentisten, die „jedes reale Kampfmittel [...] verwer- 
gern, weıl man all diese Kampfmittel der heutigen Gesellschaft entnehmen muß 
und weil die fatalen Bedingungen dieses Kampfes das Unglück haben, sich nicht 
[...] idealistischen Phantasien anzupassen“ (MEW 18: 301), als auch die Rechts- 
nihilisten, bei denen die differenzierte Formspezifik von Herrschaft negiert wird: 
Durch das Erkämpfen „allgemeine[r] Gesetze“ „stärkt die Arbeiterklasse keines- 
wegs dıe Regierung. Im Gegenteil, sie verwandelt jene Macht, die jetzt gegen sie 
gebraucht wird, in ihre eignen Diener. Sie erreicht durch einen allgemeinen Ge- 
setzesakt, was sie durch eine Vielzahl isolierter individueller Anstrengungen ver- 
geblich erstreben würde“ (MEW 16: 194). Diese für das politische Denken Marx‘ 
sehr weitgehende ‚reformistische‘ Haltung steht, was seine politische Urteilskraft 
unterstreicht, im Kontext des Verbotes von allen Formen der Kinderarbeit. Marx 
war dennoch nie von der „parlamentarischen Krankheit angesteckt“, die „glaubt, 
mit der Volkswahl werde der heilige Geist über die Gewählten ausgegossen“ 
(MEW 19: 157); er wusste um die „Klebrigkeit des parlamentarischen Regie- 
rungssystems |...] und dessen ungeheurer Fähigkeit zur sozialen Umfunktionali- 
sierung“ (Agnolı 1990: 85), ohne deshalb aber die Mühen der Realpolitik zu 
scheuen, indem er sich dieser gesinnungsethisch entzog. 

Nichtsdestotrotz ist bei Marx, hier behielten seine anarchistischen Antipoden 
Recht, eine „Zweiphasentheorie“ (Buckmiller 2001: 250) der kommunistischen 
Revolution zu erkennen, welche die Eigendynamik politischer Macht- und 
Gewaltverhältnisse unterschätzt. Die Problematik erscheint am konkretesten 
im schillerndsten Begriff des marxschen politischen Denkens: der „Diktatur 
des Proletariats“. Gegenüber der bolschewistischen Umdeutung kann man gar 
nicht oft genug betonen, dass für Marx der Begriff der Diktatur den sozio- 
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ökonomischen Inhalt der Politik der Klassenherrschaft und nicht eine Regie- 
rungsform bezeichnet (Gurland 1981). In diesem Sinne sprechen Marx und 
Engels auch von der „Diktatur der Bourgeoisie“ (MEW 7: 40) im Kapitalismus, 
die mit sehr verschiedenen Regierungsformen, insbesondere auch mit der „de- 
mokratischen Republik“ als der „letzten Staatsform der bürgerlichen Gesell- 
schaft“ (MEW 19: 29) zu koexistieren vermag. Die „Diktatur der Bourgeoisie“ ist 
eben nicht „die Diktatur des Säbels über die bürgerliche Gesellschaft“, sondern 
die „Diktatur der Bourgeoisie durch den Säbel“. Diese brauchte „vom Soldaten 
nur noch den Gendarm“: „Das Geld hat keinen Herrn! [...]: Die Bourgeoisie hat 
keinen König, die wahre Form ihrer Herrschaft ist die Republik“ (MEW 7: 40). 
Marx war gewiss nicht zimperlich in seinen Annahmen, in welchem Maße der 
Klassenkampf gewalttätige Formen annehmen kann; eine moralische Verdam- 
mung revolutionärer Gewalt, die von der Gewalt der bestehenden Verhältnisse 
und dem Terror der Konterrevolution nichts wissen will, war seine Sache be- 
rechtigterweise nicht. Zum terroristischen Attentat - „tyranicide“ - als „eine 
spezifisch-russische, historisch unvermeidliche Aktionsweise“, fällt ihm daher 
nicht mehr ein, als dass hierüber „ebensowenig zu moralisieren ist - für oder 
gegen - als über das Erdbeben in Chios“ (MEW 35: 179). Hätte Marx aber 
gewusst, dass von seinem wirkmächtigsten Epigonen die „Notwendigkeit eines 
erbitterten, blutigen, vernichtenden Krieges“ (Lenin 1958: 160) gepredigt wer- 
den würde, in dem die „rücksichtsloseste Vernichtung ziviler und militärischer 
Führer der Gegenseite [...] Pflicht“ (162) und der „Massenterror“ zum „Be- 
standteil“ der „Taktık“ (163) zu machen ist (Schäfer 1994, 48ff.), hätte es ihm 
die Sprache nicht weniger als dem heutigen Leser verschlagen: Ein dermaßen 
instrumentelles und taktisches Verhalten in Bezug auf die Anwendung brutals- 
ter Gewalt und offenen Terrors ist seinem Denken fremd. Marx und Engels 
hatten ein Verständnis für und von den liberalen Bürger- und Menschenrech- 
ten sowie den demokratischen Institutionen, das sich grundlegend von dem 
der kommunistischen Bewegung des 20. Jahrhunderts unterschied: Ohne 
„Preßfreiheit, Vereins- und Versammlungsfretheit“ ist „keine Arbeiterbewegung 
möglich“ (MEW 16: 72), denn, so Engels weiter, „ohne diese Freiheiten kann 
sie selbst sich nicht bewegen; sie kämpft in diesem Kampf für ihr eigenes Le- 
benselement, für die Luft, die sie zum Atmen nötig hat“ (77). 

Es ist evident, dass trotz der an das Wesen der Sache reichenden Differenzie- 
rungen zwischen dem marxschen Begriff der Diktatur des Proletariats und sei- 
ner Geschichte im bürokratischen Staatssozialismus dieser mehr als unglückli- 
che Begriff nicht nur auf Grund seiner blutigen Geschichte im 20. Jahrhundert 
ad acta zu legen ist, die den Begriff der Diktatur, egal ob kommissarisch oder 
souverän und unabhängig von wem oder in welchem Namen sie ausgeübt 
wird, politisch zu Recht für immer desavouiert hat. Hierbei geht es aber nicht 
nur um einen Begriff, dessen Geschichte für bzw. gegen sich spricht. Vielmehr 
rührt die Diktatur des Proletariats an einen wunden Punkt der marxschen Kon- 


zeption menschlicher Emanzipation an sich: Problematisch ist sowohl die Re 
duktion der sozialen Emanzipation auf das Proletariat als auch die immer wieder 
durchbrechende Erblast des hegelschen Geschichtsobjektivismus, der die Re- 
volution als naturgeschichtliche Notwendigkeit begreift, Praxis mit ‚Geschich- 
te machen‘ verwechselt und nicht davor gefeit ist, die „Gewalt“ als „Geburts- 
helfer“ (MEW 23: 779) des gesetzmäßig-objektiven Fortschritts zu instrumen- 
talisieren. Marx fällt hier hinter seinen eigenen Erkenntnisstand zurück: Diese 
Annahmen unterwerfen die menschliche Emanzipation einerseits einer frag- 
würdigen Teleologie, andererseits stellen sie das Einfallstor dar, durch welches 
der (proletarische) Staat in den Kommunismus einzieht. Letzteres konterkariert 
aber den von Marx selbst gut begründeten Schluss, dass die soziale Revolution 
konsequent als post-(staats)politische zu konzipieren ist: Der bürgerliche Staat ist 
kein beliebig verwendbares Instrument, sondern eın historisch spezifisches Herr- 
schafts- und Gewaltverhältnis mit einer ganz eigenen materiellen Dynamik; eine 
notwendige Bedingung der Reproduktion der kapitalistischen Produktionsweise, 
nicht aber Adressat und Mittel zur Überwindung derselben. 


1.4 Kritik kleinbürgerlicher Sozialismuskonzeptionen 


Während sich der „feudale Sozialismus“ (MEW 4: 482) nach Marx und Engels 
dadurch auszeichnet, dass seine „reaktionären“ (483) Vertreter „Sympathie“ für 
das „Interesse der exploitierten Arbeiterklasse“ (482) allein deswegen vorheu- 
cheln, um die „neuen Herrscher“ (483), die Bourgeoisie, anzugreifen, ist der 
„kleinbürgerliche Sozialismus“ (484) dadurch charakterisiert, dass er „reaktionär 
und utopisch zugleich“ (485) ist: „er will die modernen Produktions- und Ver- 
kehrsmittel in dem Rahmen der alten Eigentumsverhältnisse [..] wieder einsper- 
ren (485). Wie der philanthropische „Bourgeoisiesozialismus“, sich „wünscht den 
sozialen Mißständen abzuhelfen, um den Bestand der bürgerlichen Gesellschaft 
zu sichern“, folglich die „Lebensbedingungen der modernen Gesellschaft ohne 
die notwendig daraus hervorgehenden Kämpfe und Gefahren will“ (488), ıst auch 
der kleinbürgerliche Sozialismus durch einen von Marx und Engels an vielen 
Stellen kritisierten fundamentalen Widerspruch bestimmt: Der Wunsch, „alle 
Menschen in Privateigentümer zu verwandeln, ein Wunsch, der ebenso ausführ- 
bar und kommunistisch ist wie der, alle Menschen in Kaiser, Könige und Päpste 
zu verwandeln“ (10). Die kleinbürgerlichen Sozialisten wollen „die Kategorien 
erhalten, welche der Ausdruck der bürgerlichen Verhältnisse sind, ohne den Wı- 
derspruch, der ihr Wesen ausmacht und von ihnen unzertrennlich ist“ (MEW 4: 
143). Sie wollen nicht, dass „der Tauschwert sich zum Kapital“ (MEW 42: 174) 
entwickelt bzw. wünschen sich, wie Engels sagt, dass die bürgerliche „Gesell- 
schaft ohne ihre Existenzbedingungen fortexistieren möge“ (MEW 4: 219).' 


4 Vgl. zu Aussagen mit gleichem Tenor z.B. MEW 4: 105; MEW 7: 89 u. 280, MEW 16: 25-32 
u. 345, MEW 23: 82£., 99, 102 u. 613; MEW 26.3: 514; MEW 27: 312 u. 461£. 
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Die marxsche Kritik am kleinbürgerlichen Sozialismus ist in all ihren wesentli- 
chen Aspekten mit einem Namen verbunden: Proudhon (Brentel 1989: 187-242; 
Rakowitz 2000: 53-87). Marx sieht im Werk Proudhons eine „Polemik gegen den 
Kommunismus“ (312) und fordert, dass der „Kommunismus [...] sich vor allem 
dieses ‚falschen Bruders‘ entledigen“ (MEW 29: 573) müsse. Als eın wesentliches 
Resultat seiner Kritik der politischen Ökonomie betrachtet Marx daher, dass mit 
dieser der „Proudhonismus in der Wurzel vernichtet ist“ (463). 

Marx‘ Kritik am Proudhonismus bzw. kleinbürgerlichen Sozialismus führt zu- 
rück in das Zentrum der Werttheorie. Marx‘ Vorwurf an Proudhon lautet, dass 
er den „notwendigen Zusammenhang zwischen Ware und Geld“ (MEW 13: 
69) zerreißt, der sich aus dem Widerspruch erklärt, dass Waren „unmittelbar 
Produkte vereinzelter unabhängiger Privatarbeiten“ sind, die sich erst „durch 
Ihre Entäußerung im Prozeß des Privataustausches als allgemeine gesellschaft- 
liche Arbeiten bestätigen“ (67) können. Es ist die Spezifik des Doppelcharak- 
ters warenproduzierender Arbeit, die den „Widerspruch der allgemeinen Cha- 
raktere des Werts mit seinem stofflichen Dasein in einer bestimmten Ware“ 
setzt und notwendig in der „Kategorie des Geldes“ (MEW 29: 315) seine adä- 
quate Bewegungsform findet, welches selbst nicht ein neutrales, technologi- 
sches Instrument des Tausches ist. Geld ist dinglicher Ausdruck gesellschaftli- 
cher Verhältnisse, deren Basis arbeitsteilige Produktion unabhängiger Privat- 
produzenten auf der Basıs der Klassenspaltung zwischen Eigentümern an Pro- 
duktionsmitteln und Lohnarbeitern ist. Wenn sich folglich aus der spezifi- 
schen Form der Vermittlung der Gesellschaftlichkeit warenproduzierender Ar- 
beit die Ware als (innerer) Gegensatz von Gebrauchswert und Wert darstellt 

welcher als äußerer in der Verdoppelung von Ware in Ware und Geld als sein. 
notwendige Existenzform in Erscheinung tritt, erweist sich die „wirkliche Frage“ 

ob das „bürgerliche Austauschsystem selbst nicht ein spezifisches Audanschi- 
strument“ benötigt (MEW 42: 62), als bereits beantwortet. Als in Fußnoten ver- 
borgener Intimfeind, der „die Degradation des Geldes und die Himmelfahrt der 
Ware ernsthaft als Kern des Sozialismus“ (MEW 13: 68) predigt, taucht Proud- 
hon daher in Marx‘ ‚Kapital‘ als Negativfolie zur Erläuterung seiner Wert- bzw. 
Kapiıtaltheorie auch immer wieder auf: „Danach beurteile man die Pfiffigkeit des 
kleinbürgerlichen Sozialismus, der die Warenproduktion verewigen und zugleich 
den ‚Gegensatz von Geld und Ware‘, also das Geld selbst, denn es ist nur in die- 
sem Gegensatze, abschaffen will“ (MEW 23: 102). 

Marx‘ Kritik richtet sich auf das Konzept einfacher Warenproduktion, die (a) 

der erscheinenden „Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft, worin die tiefern 

Operationen, aus denen sie hervorgeht, ausgelöscht sind“ (MEW 29: 317) 

verhaftet bleibt, (b) den notwendigen Zusammenhang von Ware und Geld, 

Kapıtal und Lohnarbeit zerreißt und (c) die abstrakte Arbeit als wertbildende 

Substanz nicht als Ausdruck eines historisch-spezifischen sozialen Verhältnis- 

ses arbeitsteiliger Privatproduktion begreift, sondern konktretizistisch und na- 


turalistisch missversteht. Der werttheoretische Grundfehler dieser Konzepte ist 
die irrige Annahme, dass die in der Ware „enthaltene Sonderarbeit des Privat- 
eigentums unmittelbar gesellschaftliche Arbeit ist“ (MEW 13: 68) bzw. dass 
die warenproduzierende kapitalistische Gesellschaft auf direkter Vergesellschaf- 
tung der Produktion basiert. Dieser Trugschluss führt in das Zentrum der Illu- 
sion des kleinbürgerlichen Sozialismus, welches die falsche Annahme darstellt, 
dass das Geld bei Fortexistenz der Warenproduktion abschaffbar sei, weil der 
Wert der Ware sich direkt aus der konkreten Arbeit bestimmen lasse, jede Wa- 
re mithin „unmittelbar Geld“ (68) darstelle. Hierbei wird die im „Tauschwert 
der Waren vergegenständlichte [...] Arbeit mit der unmittelbaren Tätigkeit der 
Individuen verwechselt“ (41). Ist dieser Zusammenhang begriffen, so ist es 
klar, wieso Marx die Vorstellung, den Waren „den Stempel unmittelbarer Aus- 
tauschbarkeit auffzuldrücken“ (MEW 23: 82), d.h. allgemeine Warenprodukti- 
on ohne Geld, Kapital und Lohnarbeit einzuführen, als „Philisterutopie“ (83) 
kritisiert. Wird dieser von Marx im Detail dargelegte Sachverhalt nicht verstan- 
den und zur Verwirklichung der ‚Philisterutopie‘ übergegangen, so würde in die- 
sem Falle ganz lapidar, aber wirksam der „Bankrott“ die „Rolle der praktischen 
Kritik übernehmen“ (MEW 13: 68). Die Abschaffung des Geldes bei Fortexistenz 
der Warenproduktion wäre entgegen ihres anti-etatistischen Selbst(miss)ver- 
ständnisses nur denkbar auf der Basis einer autoritären Planungsbehörde, die 
nicht nur die „Arbeitszeit bestimmen“ müsste, in der die Waren zu produzie- 
ren wären, sondern die auch die Verteilung der gesamtgesellschaftlichen Arbeit 
„auf die verschiedenen Produktionszweige“ regeln müsste und letztlich so der 
„allgemeine Produzent“ wäre, der die gesamte Gesellschaft als Arbeiter anzu- 
stellen und zu überwachen hätte: „In der Tat wäre sie [...] die despotische Re- 
gierung der Produktion und Verwalterin der Distribution“ (89). 
Die marxsche Kritik am kleinbürgerlichen Sozialismus vollendet sich ım An- 
griff auf die Vorstellung, dass die „Warenproduktion das nec plus ultra men- 
schlicher Freiheit und individueller Unabhängigkeit“ (MEW 23: 82) und die 
„wirkliche Warenproduktion“ ihrem „Ideal gemäß um[zulmodeln“ (99) sei. 
Dies ist aber nichts anderes als ein „grandioser Zirkelschlag“, da die „unreflek- 
tierte Ausgangsbasis“ einer solchen Konzeption immer schon die „entwickelte 
bürgerliche Gesellschaft“ ist, deren zirkulativer Schein dann gegen diese selbst 


5 Die auffällige Nähe dieser von Marx kritisierten Annahmen zu den „Probleme[n] des realen 
Sozialismus“ ist kein Zufall (Behrens/Haffner 1991: 211). Die Autoren konstatieren bezüg- 
lich des Realsozialismus, der die „Verdoppelung von Gesellschaft und Staat gleichsam in den 
Staatsapparat hineingenommen“ (227) hat, folgenden Sachverhalt: „Alle bisherigen Vorstel- 
lungen vom Übergang zum Sozialismus rekurrieren auf Modelle unmittelbarer Arbeitswert- 
und Nutzenrechnung, die Marx am Beispiel Proudhons als Unmöglichkeit erwiesen hat. [...]. 
Legt man die Marxschen Kriterien zugrunde, so war das, was die Bolschewiki unternommen 
haben, nicht einmal roher Kommunismus - sieht man von den unterdrückten Ansätzen ei- 
nes Arbeiterräte-Kommunismus einmal ab“ (226). Ganz frei von einer solchen Vorstellung ist 
aber selbst Marx nicht (vgl. MEW 19: 20). 
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ausgespielt wird, indem dessen „eigentliche[r] Gehalt auf ein einfaches Aus- 
tauschsystem“ (Brentel 1989: 229) reduziert wird: 
„Der in der Circulation entwickelte Tauschwerthprocess respektirt daher nicht nur die Freiheit und 
Gleichheit, sondern sie sind seine Producte; er ist ihre reale Basis. Als reine Ideen sind sie ideali- 
sierte Ausdrücke seiner verschiednen Momente [...]. Sie realisirten sich erst in der modernen bür- 
gerlichen Gesellschaft. [...]. Es ergiebt sich daher der Irrtum jener Socialisten [...], die den Socia- 
lismus als Realisation der von der französischen Revolution nicht entdeckten, sondern historisch in 
Umlauf geworfnen bürgerlichen Ideen nachweisen wollen, und sich mit der Demonstration abmü- 
hen, daß der Tauschwerth ursprünglich [...] ein System der Freiheit und Gleichheit aller, aber ver- 
fälscht worden sei durch Geld, Capital etc. [...|. Das Tauschwerthsystem und mehr das Geldsystem 
sind in der That das System der Freiheit und Gleichheit. Die Widersprüche aber, die bei tieferer 
Entwicklung erscheinen, sind immanente Widersprüche, Verwicklungen dieses Eigenthums, Freiheit 
und Gleichheit selbst; die gelegentlich ın ihr Gegenteil umschlagen“ (MEGA? I1/2: 60f.). 
In dieser Ausführung konkretisiert sich nicht nur die Kritik an der „Illusion“, 
ein „Verbesserungsideal“ einführen zu wollen, welches „selbst nichts anderes 
ist als der Reflex der gegenwärtigen Welt“ (MEW 4: 105), sondern scheint dar- 
über hinaus auch die Perspektive menschlicher Emanzipation auf, die jenseits 
der „moderne[n] Mythologie mit ihren Göttinnen der Gerechtigkeit, Freiheit, 
Gleichheit und fraternite“ (MEW 34: 303) zu situieren ist und die nach kurzer 
Rekapitulation abschließend betrachtet werden soll. 
Zur Kritik steht bei Marx der „Hobel der ‚Gleichmachung‘“ (MEW 4: 86) ın 
all seinen Varianten und Facetten sowie die Vorstellung, dass der Kommunis- 
mus, wie Engels sich ausdrückt, „ewige Wahrheiten“, „jene heiligen und erha- 
benen Ideen, Tugend, Gerechtigkeit, Moral usw.“ (319), zu verwirklichen be- 
strebt ist und eine „Doktrin“ darstellt, welche eine „geheime Weisheit“ (312) 
verbirgt. Die marxschen Interventionen und Polemiken sind ihrer Essenz nach 
offensichtlich durch ein bestimmtes Verständnis des Politischen bestimmt, 
welches das Handeln der revolutionären Arbeiterklasse als freie Praxis im Klas- 
senkampf und die Theorie als Ausdruck derselben begreift: Die „Erfinder“ 
doktrinär-sozialistischer „Systeme“, für die sich die „kommende Weltgeschich- 
te“ in die „Propaganda und die praktische Ausführung ihrer Gesellschaftsplä- 
ne“ (490) auflöst, hatten ihre historische und antizipative Berechtigung in 
vorproletarischen Zeiten - „ım Anfange der kommunistischen Bewegung“ 
(MEW 3: 448) - ın denen die Arbeiterklasse sich „noch nicht zur freien ge- 
schichtlichen Selbstbewegung entwickelt hatte“ und somit die Kritik an der 
bürgerlichen Gesellschaft dazu verdammt blieb, als soziale „Utopie“ (MEW 7: 
89) ohne Bezug auf eine gesellschaftsverändernde Kraft in Erscheinung zu tre- 
ten. Das sich als Klasse konstituierte Proletariat hingegen wird von Marx als 
lebendige Bewegung begriffen, die die revolutionäre Sprengung kleinbürgerli- 
cher, reaktionärer oder dogmatisch-systematischer Sozialismusvorstellungen 
vollziehen muss, um seine Befreiung als freie Praxis in einem historisch- 
konkreten Zustand der kapitalistischen Gesellschaft gestalten zu können, der 
als solcher selbst die Bedingungen der Möglichkeit der Befreiung vorgibt. 


2. Perspektiven kommunistischer Emanzipation 


Völlig verfehlt ist es, Marx kontrafaktisch eine (ausführlich) begründete politi- 
sche Theorie menschlicher Emanzipation zu unterstellen. Diese gibt es nicht. 
Die Kritik an Marx, die institutionelle Basis kommunistischer Freiheit nicht 
expliziert oder hierin keine Problematik gesehen zu haben, ist so oft wie zu 
Recht erhoben worden (Euchner 1990). Es ist dies ein Sachverhalt der indes- 
sen nur Problem bleibt, wenn das marxsche Denken nicht als kritische Theo- 
rie begriffen, sondern als Weltanschauung missverstanden wird, die yom Weı- 
ter- und Selbstdenken entbindet. Zudem wäre es ein purer Anachronismus aus 
der (marxschen) Vergangenheit der Gegenwart die „Rezepte l.-] für die Garkü- 
che der Zukunft zu verschreiben“ (MEW 23: 25). Dieses Weiterdenken (in sys 
tematischer) Form ist auch hier nicht möglich. Intendiert sind ausschließlich 
aufklärende Anmerkungen über virulente Marx-Mythen: der Totalitarismus als 
interessiertes Gerücht über Marx. Unzweifelhaft, das hat die Kritik anderer So- 
zialismen hinlänglich belegt, ist für Marx das Ziel menschlicher Emanzipation 
die Befreiung des Einzelnen, als deren Mittel zudem niemals die autoritäre 


Staatsgewalt zu fungieren vermag. 


2.1 Kommunismus und Moral 


Der marxsche Kommunismus ist nicht das Reich ethischer Vorschriften, son- 
dern die Realität der von Kant intendierten reziproken Anerkennung autono- 
mer Subjekte. Über Kant hinaus und kritisch an Hegel anschließend verliert 
die Moralität ihren abstrakten und repressiven Sollenscharakter, indem sie in 
einem System „materialer Sittlichkeit“ (Arndt 1985: 225) aufgehoben wird, 
welches das Individuum in seiner je eigenen Bedürfnisstruktur achten und 
nicht mehr, wie in der langen und grausamen Vorgeschichte, zur Moral züch- 
tigen würde, in der sich die „Unterwerfung alles Natürlichen unter das selbst- 
herrliche Subjekt“ (Horkheimer/Adorno 1988: 6) wiederholt. Marx bean- 
sprucht (daher) bisweilen explizit amoralisch zu argumentieren: 


Der Kommunismus ist deswegen unserm Heiligen rein unbegreiflich, weil die Kommunisten 
weder den Egoismus gegen die Aufopferung noch die Aufopferung gegen den Egoismus geltend 
machen [...]. Die Kommunisten predigen überhaupt keine Moral |...]. Die Kommunisten Be 
also keineswegs [...] den ‚Privatmenschen‘ dem ‚allgemeinen‘, dem aufopfernden Menschen zu 
liebe aufheben“ (MEW 3: 229). Ri 
Für die heute wieder hoch im Kurs stehende „deutsche Sozialphilosophie 

(472) hatte Marx nur Hohn und Spott über: Auf ethische Betrachtungen des 
Kapitalismus im Namen der ‚Gerechtigkeit‘ hat er aus guten Gründen verzich- 
tet, bleiben diese doch im Oberflächenschein der Verhältnisse verhangen, re- 
produzieren ihn mit politisch nachteiligem Effekt (Henning 2005: 430-34) und 
dienen der Emanzipation keineswegs als zu erfüllendes ‚Ideal‘. Versuche Marx 
eine (verdeckte) Gerechtigkeitsethik zu unterstellen (Angehrn/ Lohmann 1986), 
wurden bereits ausführlich kritisiert (Heinrich 2001: 373-79). Dies ist insofern 
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richtig und berechtigt, als er zum einen als Erbe Hegels die „amoralische 
Ohnmacht der moralisierenden Reflexion“ (Fetscher 1972: 20) kritisiert und 
zum anderen der Kommunismus eine Vergesellschaftung jenseits historisch 
tradierter Zwänge moralischer Zurichtungen und Zumutungen, die der Ge- 
waltgeschichte der bisherigen geknechteten Menschheit entstammen, sein soll. 
Gesellschaftliche Antagonismen mit inflationären Bindestrich-Ethiken apore- 
tisch zu traktieren, war in der Tat seine Sache nicht. An die Stelle moralischer 
Handlungsmaximen für Individuen tritt die kollektive politische Praxis in re- 
volutionärer Absicht. 

Diese Wende von der Moralphilosophie zur politischen Theorie bedeutet aber 
nicht, dass der marxschen Kritik überhaupt kein Begriff von Freiheit zu Grun- 
de liegt, mit dem sie die Verkehrung der Freiheit in der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit der kapitalistischen Produktionsweise zu kritisieren vermag. A. 
Böhm hat den Vorschlag gemacht, statt von „normativen Grundlagen der 
Marxschen Kritik“ von „praktischen Dimensionen und Gehalten der Kritik“ 
(Böhm 1998: 149.) zu sprechen. Böhm weiß den Status des marzschen Un- 
ternehmens treffend zu bestimmen: „Marx“ eigentümliche kritische Begriff- 
lichkeit zeichnet sich dadurch aus, daß sie Bestimmungen der Freiheit und 
Vernunft einschließt [...], Bestimmungen der Moral |...] dagegen ausschließt 
[..]. Während der nachrechtsphilosophische Marx sowohl die Gesellschafts- 
analyse als auch die praktischen Ziele weiterhin systematisch in Bestimmungen 
von Freiheit und Vernunft faßt, faßt er sie nicht mehr systematisch in Be- 
stimmungen der Moral“ (156f.). 

Ein Blick in die schlechte Unendlichkeit der ‚entmaterialisierten‘ Diskurse 
normativer Sozialphilosophie gibt dem marxschen Moralmisstrauen noch heu- 
te mehr als Recht. Eine solche Position muss aber keineswegs leugnen, in wel- 
cher Tradition Marx steht: Die „universalistische Anweisung auf praktische 
Kritik einer unvernünftig und moralisch falsch eingerichteten Gesellschaft 
nimmt den Gehalt von Kants moralphilosophischem Imperativ auf“ (Schwep- 
penhäuser 2005: 59). Marx‘ Kritik hat mithin den „emphatischen Freiheitsbeg- 
rıff der Kantschen und idealistischen Tradition“ (Kuhne 1996:140) aufgeho- 
ben, wobei er von Kant dessen universalistische Unbedingheit, und von Hegel 
die sozialtheoretische Transzendierung des Moralischen erbt. 

In Bezug auf idealistische Moraltradition verhält sich die marxsche Theorie 
dabei in zweierlei Hinsicht kritisch: Gegenüber deren repressivem Wesen, wel- 
ches auch bei Kant erscheint, sobald die Intelligibilität Bekanntschaft mit dem 
Empirischen macht, steht zum einen Marx‘, an der Antike und der französi- 
schen Aufklärung geschulte, materialistische Orientierung auf den Menschen 
als begehrendes und leidendes Sinneswesen, zum anderen aber die von Hegel 
eingeführte Reflexion auf die sozio-ökonomisch-politischen Bedingungen rea- 
ler Freiheit. Den Maßstab dieser entnimmt Marx aber nicht einem morali- 
schen, jenseitigen Ideal. Dieser hat vielmehr sein materielles fundamentum in 


re in der Verkehrung der Freiheit unter den Bedingungen der kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse. Die materialistische Basis der Kritik ıst die reale Ver- 
kehrung der Freiheit im Kapitalismus selbst, dessen ökonomisch-politische 
Bewegungsformen die Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums bzw. ma- 
terieller Freiheit (von unmittelbarem Naturzwang) zu heteronomen Anhäng- 
seln eines (ir)realen ‚automatischen Subjekts‘ degradieren (Wallat 2009b): „Der 
Maßstab der Kritik an der kapitalistischen Produktionsweise ist dann nicht ir- 
gendein Ideal von Freiheit, sondern die real im Verwertungsprozeß des Kapi- 
tals fungierende Freiheit, mehr zu produzieren als zur einfachen Reproduktion 
notwendig ist“ (Bulthaup 1998: 28). 


2.2 Aufgaben und Grenzen der Emanzipation 


Im „Liberterian Communism“ (Screpanti 2007), so ließe sich das marxsche 
Kriterrum für diesen benennen, hätte das autonome Individuum frei nach 
Kant seine „Würde“ darin, dass es „keinem Gesetze gehorcht, als dem, das es 
zugleich selbst gibt“ (Kant 1957: 67), wäre zugleich als „Zweck an sich“ (61) 
anerkannt und würde in Assoziation mit den anderen Individuen in ‚Gesetz 
und Freiheit, ohne Gewalt (Anarchie)‘ (Kant) leben; Während unter der Hete- 
ronomie der kapitalistischen Gesellschaft nur repressiv (de)formierte „Durch- 
schnittsindividuen“ (MEW 3: 74) generiert werden, zielt die kommunistische 
Revolution auf eine „Vereinigung der Individuen“, in der die „Individuen als 
Individuen Anteil“ (75) haben: Die sich Befreienden müssen, „um persönlich 
zur Geltung zu kommen, ihre eigne bisherige Existenzbedingung, die zugleich 
die der ganzen bisherigen Gesellschaft ist, die Arbeit, aufheben. Sie befinden 
sich daher auch im direkten Gegensatz zu der Form, in der die Individuen der 
Gesellschaft sich bisher einen Gesamtausdruck gaben, zum Staat, und müssen 
den Staat stürzen, um ihre Persönlichkeit durchzusetzen“ (77). 

Sein Glück fände der Einzelne in der zwanglosen Anerkennung und autono- 
men Befriedigung seiner Bedürfnisse jenseits des Leistungs- und Vergeltungs- 
prinzips: „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen!“ 
(MEW 19: 21). Telos ist die herrschaftsfreie „Entwicklung“ der Sinnlichkeit, 
Intellektualität und praktischer Fähigkeiten der „Individuen“ (MEW 3: 424), 
deren bisheriger Zwang zur Identität verginge: „Die allseitige Verwirklichung 
des Individuums“ (273), die „[fJreie Individualität, gegründet auf die universel- 
le Entwicklung der Individuen und die Unterordnung ihrer gemeinschaftlr- 
chen, gesellschaftlichen Produktivität als ihres gesellschaftlichen Vermögens“ 
(MEW 42: 91), das wäre Kommunismus. Dieser intendiert nicht die Verwirkli- 
chung repressiver Egalität, sondern „soziale Freiheit“ (MEW 1: 390; vgl. 
Bluhm 2005), deren Spezifikum darin zu erblicken ist, dass sie einen Gesell- 
schaftszustand anvisiert, in dem der je Einzelne in seiner irreduziblen Indivi- 
dualität anti-hierarchisch, aber nicht nıvellierend, zur vollen Anerkennung seır- 
ner selbst kommen würde. 
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Wenn Marx auf die Entfaltung freier Individualitäit im Kommunismus zu 
sprechen kommt, wird deutlich, dass sein Eudaimonismus® nicht ein Hedo- 
nısmus ist, der sich noch in schlechtester Gesellschaft wohlzufühlen weiß, 
sondern sein Fundament in der Freiheit des Menschen als vernunftbegabtem 
Sinneswesen seine ihm eigentümliche Bestimmung hat. Autonomie ist Würde 
und Bedingung von Glück und Lust, nicht aber ist sie fern des Kampfes und 
der Anstrengung. Der Kommunismus schafft „freie Zeit, die sowohl Mußezeit, 
als auch Zeit für höhere Tätigkeit ist“, was das Individuum „in ein andres Sub- 
jekt verwandelt“ (MEW 42: 607). Die „Selbstverwirklichung des Individuums“ 
ist aber keineswegs „bloßer Spaß“ (512): „Wirklich freie Arbeiten, z.B. kom- 
ponieren, ist zugleich verdammtester Ernst, intensivste Anstrengung“ (512). 
Marx changiert dabei zwischen der Alternative, ob ein „Reich der Notwendig- 
keit“ (MEW 25: 828) in der Produktion trotz aller Humanisierung, Rationalı- 
sierung, Demokratisierung und zeitlicher Minimierung derselben bestehen 
bleibt, oder ob der „unmittelbare materielle Produktionsprozeß [...] selbst die 
Form der Notdürftigkeit und Gegensätzlichkeit abgestreift“ (MEW 42: 601) 
erhält, indem in Form einer radikalen Wissensökonomie die Produktionspro- 
zesse „unter die Kontrolle des general intellect gekommen und ihm gemäß 
umgeschaffen sind“ (602). Dennoch lässt sich die von H. Arendt vorgetragene 
Kritik, dass das „Marxsche Werk schließlich mit einer unerträglichen Alterna- 
tive zwischen produktiver Knechtschaft und unproduktiver Freiheit“ (Arendt 
1998: 123) endet, als Missverständnis zurückweisen: „weder Befreiung von der 
Arbeit noch die Befreiung (und Entfesselung) der Arbeit wären kommunisti- 
sches Telos, sondern die Transformation von Arbeit in höhere Tätigkeiten der 
Lebenspraxis sui generis“ (Priddat 2008: 52). 

Für Marx bestand noch die historische legitime Möglichkeit eines Kommu- 
nismus aus Optimismus, während heute weit mehr die verzweifelte Notwen- 
digkeit des Kommunismus aus Pessimismus angezeigt ist. Marx‘ geschichtsphi- 
losophischer Optimismus hatte seine historische Legitimität darin, dass er die 
sich unter kapitalistischer Ägide erstmals entwickelnde reale materielle Mög- 
lichkeit einer Emanzipation aller Menschen reflektierte. Dieser Optimismus 
tritt auch in der, von heute aus erkennbar trügerischen, Hoffnung zu Tage, 
dass der gesellschaftliche Fortschritt qua Perfektionierung der Naturbeherr- 
schung zu erreichen sei, zu der die emanzipatorische Perspektive nicht die 
Regression, sondern die rationelle Kontrolle des Mensch-Natur-Verhältnisses 
ist’. Gleichwohl ist daraus nicht auf einen metaphysischen Optimismus zu 


6 Der moralphilosophische Eudaimonismus hat als obersten Wert das Glück bzw. die Glück- 
seligkeit des Menschen. Wesentliche Referenzen von Marx‘ Eudaimonismus sind die Ethiken 
von Aristoteles und Epikur, deren materialistische Schlagseite im marxschen Denken nach- 
halit, dieses aber keineswegs begründet. 

7 Im reifen Werk von Marx findet sich die Alternative von Naturbeherrschung und Beherr- 
schung des gesellschaftlichen Naturverhältnisses: Emanzipation mittels Perfektionierung des 
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schließen. Für Marx ist der Mensch unaufhebbar „als natürliches, leibliches, 
sinnliches, gegenständliches Wesen ein leidendes, bedingtes und beschränktes 
Wesen, wie es auch das Tier und die Pflanze ist“ (MEW 40: 578). Die Tragik 
von Tod, Krankheit und Verfall - „Leben heißt Sterben“ (MEW 20: 554) - 
und die end- wie namenlosen Leiden der vergangenen Geschlechter bilden das 
Unverfügbare aller Emanzipation, der dies bezüglich nur das stille Eingeden- 
ken und die tiefe Trauer bleibt. Der marxsche Kommunismus verspricht mit- 
hin zu keinem Zeitpunkt innerweltliche Erlösung. Er ist kein „Glückseligkeits- 
stall“ (MEW 28: 357) und auch kein zeitloser Endzustand kosmisch-statischer 
Harmonie, wie Engels zu verdeutlichen weiß: Der Kommunismus ist „ein ın 
fortwährender Veränderung und Fortschritt begriffenes“ und keineswegs „ein 
stabiles, eın für allemal fixiertes Ding, das also auch einen ein für allemal fi- 
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pationsperspektive zielt allein auf Abschaffung unnötigen menschlichen, d.h. 
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Wort fand: Für Wilde, der „viele sozialistische Anschauungen“ (Wilde 1982: 
16) kannte und verabscheute, die auf „Gewalt und Zwang“ (17) beruhen, ist, 
wider Staat und Kollektiv, „der Sozialismus lediglich darum von Wert, weıl er 
zum Individualismus führt“ (10). 
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Ralf Hoffrogge 


„Die wirkliche Bewegung, welche den jetzi- 
gen Zustand aufhebt” — Sozialismuskonzepte 
und deutsche Arbeiterbewegung 1848-1920 


Angesichts der sich seit Ende der 1990er Jahre häufenden Krisenanfälligkeit 
des Weltkapitaliimus haben Forderungen nach einer Erneuerung sozialisti- 
scher Politik wieder Konjunktur. Insbesondere die Debatte um einen „Sozia- 
lismus des 21. Jahrhunderts“ steht für eine Tendenz, die wegführt von der 
bloßen Kritik des Neoliberalismus und stattdessen auf eine postkapitalistische 
Gesellschaft abzielt. Zu Recht ist kritisiert worden, dass der Sozialismus in der 
aktuellen Debatte oft als Sammelbegriff für eine ganze Reihe von Vorstellun- 
gen verwendet wird, die sich nicht selten gegenseitig ausschließen. Dies ist je- 
doch nicht allein auf die momentane Zersplitterung und Heterogenität der po- 
litischen Linken weltweit zurückzuführen. Auch im 19. Jahrhundert war die 
Vorstellung von einer sozialistischen Gesellschaft keineswegs so kohärent und 
eindeutig, wie vielfach angenommen wird. 

In der deutschen Arbeiterbewegung etwa blieb auch lange nach der Durchset- 
zung des Marxismus um 1890 der eigentliche Gehalt des Begriffes „Sozialis- 
mus“ unklar. Politischer Anspruch und reale Praxis standen oft unverbunden 
nebeneinander. Ursache war damals wie heute die grundsätzliche Schwierig- 
keit, sich innerhalb des gegebenen ökonomisch-politischen Rahmens zu bewe- 
gen und gleichzeitig eine nicht-kapitalistische Wirtschaft nicht nur zu denken, 
sondern aktiv politisch auf ihre Verwirklichung hinzuarbeiten. Auch und ge- 
ade in Zeiten, in denen es eine umfassende sozialistische Gegenkultur gab, 
war diese keineswegs unbeeinflusst von der bürgerlichen Hegemonie in den 
Köpfen der Mehrheitsgesellschaft. Autoritarismus, patriarchale Geschlechter- 
verhältnisse, ein technokratischer Wissenschaftsfimmel, allgemeine Staatsgläu- 
bigkeit - all diese bürgerlichen Ideologeme fanden sich in irgendeiner Form 
auch in der sozialistischen Bewegung wieder. Genauso fällt es auch heute lin- 
ken Bewegungen aller Couleur schwer, sich grundsätzlich von den Selbstver- 
ständlichkeiten eines Spätkapitalismus neoliberaler Prägung zu lösen, ohne 
dabei in einen abstrakten und sektiererischen Radikalismus abzugleiten. 

Das ewige Dilemma des Sozialismus ist es also, eine grundsätzlich andere Ge 
sellschaft anzustreben, jedoch durch die Struktur der Ökonomie, der politı- 
schen Institutionen, der Medien, des Alltagsverstandes untrennbar an das hier 
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und jetzt des Kapitalismus gebunden zu sein. Auch wenn dieser Widerspruch 
von der Arbeiterbewegung niemals „dialektisch aufgehoben“ oder sonstwie ge- 
löst wurde, so macht es dennoch Sinn, sich die Geschichte dieser Bewegung 
anzusehen. Im Positiven, weil trotz aller Abgründe zwischen Theorie und Pra- 
xis, zwischen Rhetorik und Realität gerade die uneingelösten Versprechen des 
Sozialismus immer wieder Ausgangspunkt waren für Widerspruch, Dissidenz 
und das Einfordern von eigenen Bedürfnissen gegen die Sachzwanglogik des 
Kapitals. Im Negativen, weil gerade im Scheitern sozialistischer Ansprüche sicht- 
bar wird, wie ein schon damals sehr flexibler Kapitalismus seine Gegenkräfte in- 
tegrierte. Ein Wissen, das heutigen Bewegungen nur zugute kommen kann. 
Nicht zuletzt ist die historische Betrachtung unerlässliche Grundlage für eine Re- 
flektion darüber, was den Begriff Sozialismus im Kern ausmacht und wie ein 
„Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ aussehen könnte, Es folgen daher einige Be- 
trachtungen zum Wechselspiel zwischen sozialistischer Theorte und Politik in 
der deutschen Arbeiterbewegung von ihren Anfängen bis in die 1920er Jahre. 


Arbeiterklasse und Bürgertum in der Revolution von 1848 


Obwohl mit dem „Manifest der Kommunistischen Partei“ bereits kurz vor der 
Revolution des Jahres 1848 ein sozialistisches Programm von bis heute beein- 
druckender Schärfe und Klarheit erschien, sollte es noch fast zwanzig Jahre 
dauern, bis in Deutschland auch eine sozialistische Bewegung entstand. Wenn 
auch im „Manifest“ schon von einer Anerkennung, ja von einer weltweiten 
Furcht der Herrschenden vor dem Kommunismus die Rede war, entfaltete die 
von Marx und Engels propagierte „Kommunistische Partei“ ihre Wirkung le- 
diglich auf dem Feld der Theorte. Kommunismus und Sozialismus waren da- 
mals synonyme Begriffe für Theorien kollektiven Wirtschaftens, die hauptsäch- 
lich von Intellektuellen vertreten wurden. Der in London ansässige „Bund der 
Kommunisten,“ für den Marx und Engels das Manifest verfassten, hatte ledig- 
lich einige Hundert Mitglieder; in den über 40 agrarısch geprägten Kleinstaa- 
ten Deutschlands besaßen diese Ideen keinerlei Massenbasis. 

Dennoch kam es während der 48er Revolution zu ersten Gewerkschaftsgrün- 
dungen sowie zum Versuch des Buchdruckers Stephan Born, unter dem Titel 
„Arbeiterverbrüderung“ ein gesamtdeutsches Netzwerk von Arbeitervereinen zu 
gründen. Born war Mitglied im „Bund der Kommunisten“, handelte jedoch nicht 
in dessen Auftrag. Er selbst sagte später über sein Wirken in der Revolution: 
„Weggewischt waren für mich mit einem Mal alle kommunistischen Gedanken, sie standen mit 
dem, was die Gegenwart forderte, in gar keinem Zusammenhang (...) Was kümmerten mich 
entfernte Jahrhunderte, wo jede Stunde nur dringende Aufgabe und Arbeit in Fülle darbot.“ (Zit. 
nach Grebing 1970: 44). 

Zwar teilten auch Marx und Engels die Ziele der bürgerlichen Revolution, d.h. 
die Entmachtung der regionalen Monarchen und die Herstellung eines demo- 
kratischen Einheitsstaates mit bürgerlichen Freiheiten. Jedoch gingen sie im 


Gegensatz zu Born für Deutschland von einem einheitlichen und handlungs- 
fähigen Proletariat aus, das jedoch so nicht existierte. Als einheitliche Klasse 
handeln konnte lediglich das Bürgertum, und die Arbeiter und Arbeiterinnen 
schlossen sich dessen Forderungen an. Sie setzten allenfalls einige Akzente wie 
z.B. in folgendem zeitgenössischen Forderungskatalog, in dem verlangt wurden: 
„unbedingte Preßfreiheit, Vollständige Religions- Gewissens und Lehrfreiheit, Volkstümliche 
Rechtspflege mit Schwurgerichten. Allgemeines deutsches Staatsbürgerrecht. Gerechte Besteue- 
rung nach dem Einkommen. Wohlstand, Bildung und Unterricht für alle. Schutz und Gewähr- 
leistung der Arbeit. Ausgleichung des Mißverhältnisses von Kapital und Arbeit. Volkstümliche 
und billige Staatsverwaltung. Verantwortlichkeit aller Minister und Staatsbeamten. Abschaffung 
aller Vorrechte“ (Klönne 1989: 21). 

Die Bürgerlichen hatten jedoch Skrupel, mit ihrer demokratischen Revolution 
ernst zu machen. Eine entscheidende Wendung brachte der Juniaufstand in 
Paris. Der Versuch des städtischen Proletariats, die Schließung der in der Re- 
volution erkämpften Nationalwerkstätten mit einem Aufstand zu verhindern, 
wurde im Juni 1848 mit massivstem Militäreinsatz niedergeschlagen. 3000 To- 
te und 15.000 Verbannungen waren notwendig, um die Maßnahme gegen die 
Bevölkerung durchzusetzen. 

Hier war es nun, das „Gespenst des Kommunismus“, das Marx und Engels im 
„Manifest“ beschworen hatten. Der Blick über die Grenze zeigte den deut- 
schen Bürgern, wozu eine geeinte Arbeiterklasse fähig war. Obwohl die Reak- 
tion in Paris gesiegt hatte und ein ähnlicher Aufstand für Deutschland kaum 
zu befürchten war, verfolgte die Mehrheit des Bürgertums ihre demokratischen 
Forderungen nur noch halbherzig und fand sich mit dem Obrigkeitsstaat ab. 
Die Angst vor dem Kommunismus war weit stärker als der reale Kommunis- 
mus. Obwohl das Bündnis zwischen Bürgertum und Obrigkeitsstaat nie for- 
mell erklärt wurde und sich, so Arno Klönne „eher hinter dem Rücken oder 
jedenfalls ‚unter‘ dem Bewußtsein der Beteiligten“ (Klönne 1989: 28) vollzog, 
war es dennoch eine gesellschaftliche Realität, die das politische Klima in 
Deutschland bis 1918 und darüber hinaus bestimmte. Der Nationalstaat, eın 
einheitliches Rechtssystem, das allgemeine Männerwahlrecht und sogar die 
Rinrichtung von Sozialversicherungssystemen - all diese Errungenschaften 
wurden nicht durch ein revolutionäres Bürgertum, sondern nach der Nieder- 
schlagung der Revolution durchgesetzt, und zwar durch Otto von Bismarck 
als Vertreter des reaktionären ostelbischen Grundadels. Es waren geschenkte 
Freiheiten und halbe Freiheiten, denn Pressezensur, Vereinsverbote, fehlende 
Versammlungsfreiheit und das preußische Dreiklassenwahlrecht verhinderten 
über Generationen, dass sich eine demokratische Kultur entfaltete. 

Eine sozialistische Bewegung in Deutschland musste sich daher republikani- 
sche und demokratische Forderungen zu eigen machen und über Jahrzehnte 
als vordringliches Nahziel vertreten. Daneben gab es die Gegentendenz hın 
zur Akzeptanz des Obrigkeitsstaates, sofern dieser nur sozualistisch gewendet 
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würde. Beide Tendenzen überformten die Debatte um den Sozialismus in der 
deutschen Arbeiterbewegung. 


Die Gründung der deutschen Arbeiterbewegung 


Nach der gescheiterten Revolution von 1848 erfolgte für die sozialen Bewe- 
gungen eine erzwungene Ruhe. Die Mehrheit der sozialistischen Intellektuellen 
wie Marx, Engels und Stephan Born mussten Deutschland verlassen, ihnen 
folgten tausende radikaler Arbeiter und ihre Familien. Der politische Libera- 
lismus wurde ebenso verfolgt und die Mehrheit des Bürgertums zog sich ins 
Private zurück. Die Gemütlichkeit der Biedermeier-Ära, bis heute Leitbild des 
deutschen Spießertums, war eine Friedhofsruhe für politisch denkende Men- 
schen verschiedenster couleur. 

Okonomisch erlebten die deutschen Territorien jedoch eine nie gesehene Un- 
ruhe. Die Industrialisierung schritt im Riesentempo voran, und aus den de- 
klassierten Handwerkern bildete sich langsam eine einheitliche Schicht von 
Lohnarbeitern und Lohnarbeiterinnen. Dies wurde von den Betroffenen zu- 
nächst als sozialer Abstieg empfunden und war es auch. Obwohl radikale 
Handwerkergesellen bereits seit den 1830ern Geheimbünde gründeten und der 
in diesen Kreisen sehr einflussreiche Schneider Wilhelm Weitling (1808-1871) 
schon damals die Abschaffung von Geld und Eigentum in einem „Zukunfts- 
kommunismus“ predigte, blieb auch nach 1848 ein ständisches, am 
Gebrauchswertstolz des Handwerkers orientiertes Bewusstsein vorherrschend. 
Obwohl zwischen Weitlings Gleichheitskommunismus und dem historischen 
Materialismus von Marx und Engels Welten lagen, teilten sie doch beide das 
Schicksal, den deutschen Verhältnissen weit voraus zu sein. Weitling fasste 
vornehmlich das Gedankengut der französischen Frühsozialisten zusammen 
und versuchte sich an einer Synthese eines traditionellen, an Thomas Morus 
und Campanella anschließenden utopischen Kommunismus und dem linken 
Radikalismus vom Stile eines Gracchus Babeuf oder Auguste Blanqui, die von 
der französischen Revolution inspiriert waren (Hofmann 1970: 18-19, 76-80; 
Abendroth 1985: 43-49). 

Seinen französischen Vorbildern folgend verlangte er die Aufhebung des Ei- 
gentums und die Abschaffung des Geldes in einer zukünftigen sozialistischen 
Ordnung. In dieser sollte Arbeitspflicht herrschen, gleichzeitig jedoch eine un- 
entgeltliche Sicherung der existenznotwendigen Bedürfnisse durch den Staat 
erfolgen. Mittels in „Kommerzbüchern“ verrechneter zusätzlicher Arbeit soll- 
ten die Mitglieder zudem Luxusgüter und Urlaubsansprüche erwerben kön- 
nen. Für den Übergang zu einer solchen Gesellschaft orientierte sich Weitling 
am Gedanken der Erziehungsdiktatur. Er stellte sich damit in eine lange Tradi- 
tions- und Rezeptionslinie die von den Jakobinern über Thomas Morus bis 
hin zu Platons „Politeia“ reichte. Auch und gerade im Zeitalter der bürgerli- 
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chen Revolutionen war die Demokratie keinesfalls selbstverständliches Gedan- 
kengut der politischen Linken. 

Es ist daher nicht verwunderlich, dass auch Ferdinand Lassalle (1825-1864) als 
eigentlicher Gründer der deutschen Arbeiterbewegung das Proletariat zwar als 
Klasse vom Bürgertum emanzipieren wollte, innerhalb dieses Prozesses jedoch 
keinerlei Wert auf demokratische Strukturen legte. Sein 1863 gegründeter „All 
gemeiner deutscher Arbeiterverein“ wurde von Lassalle vollkommen diktato- 
risch geführt. Auch politisch vertraute Lassalle auf einen starken Staat bis hin 
zur Idee eines „sozialen Volkskönigtums“, die er in einer geheimen Konversa- 
tion mit dem „eisernen Kanzler“ Bismarck entwickelte (Klönne 1989: 46, Wil- 
son 1963: 210-212). 

Hier wirkten die seit der Antike immer wieder aufkommenden Erziehungs- 
phantasien sozial interessierter Intellektueller zusammen mit einer unkritischen 
Überhöhung des Staates als Garanten des Allgemeinwohls. Verstärkt wurde das 
ganze durch Lassalles bis ins Absurde gesteigerte persönliche Eitelkeit. Dieser 
Schwäche fiel er bereits ein Jahr nach Gründung des ADAV zum Opfer, als er 
in einem Pistolenduell um die Gunst einer Dame starb, ohne auch nur einen 
einzigen Schuss abgefeuert zu haben. Ein Freund hatte ihm vorher noch gera- 
ten, sicherheitshalber ein wenig mit der Pistole zu üben - Lassalle Ichnte dies 
rundweg ab (Wilson 1963: 214). 

Dennoch hatte er in kürzester Zeit geschafft, womit andere vor ihm geschei- 
tert waren: er schuf die erste handlungsfähige gesamtdeutsche Arbeiterorgani- 
sation. Lassalle besaß kein geschlossenes Sozialismuskonzept. Marx und En- 
gels beschwerten sich gerne, dass er lediglich ihre Ideen abkupfere, und 
schimpften dann wieder über die belanglose Selbstverständlichkeit seiner The- 
sen (Wilson 1963: 206). Dennoch ist gerade die Popularisierung sozialistischen 
Gedankenguts seine eigentliche Leistung. Grundsatz von Lassalles Denken war 
das an die klassischen Arbeitswerttheorie angelehnte „eherne Lohngesetz“, 
wonach der Lohn der Arbeit nicht höher als das minimal zur Reproduktion 
der Arbeitskraft notwendige Existenzminimum sein könne. Gewerkschaften 
und Streiks lehnte er deshalb ab und verlangte, dass die Arbeiter mit Hilfe von 
Produktivgenossenschaften selber zu Unternehmern würden, um den „vollen 
Arbeitsertrag“ zu erhalten. Im Gegensatz zu seinem liberalen Gegenspieler 
Hermann Schulze Delitzsch (1808-1883) glaubte Lassalle jedoch nicht, dass 
die Arbeiter sich die Mittel zur Errichtung dieser Genossenschaften einfach 
vom Munde absparen könnten. Um mit Hilfe der Genossenschaften ernsthaft 
den Privatkapitalismus besiegen zu können, müsse sıe der Staat in großem 
Maße durch Kredite fördern. Dies jedoch ginge nur, indem der Staat durch 
Einführung des allgemeinen Wahlrechts zu einem Organ der Arbeitenden 
würde. Seine Staatsidee hatte er von Fichte übernommen, der ähnlich wie 
Hegel den Staat als Verkörperung eines abstrakten Allgemeinen ansah (vgl. 
Abendroth 1985: 91f). Genossenschaftssozialismus in Verbindung mit einem 
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ausgleichenden, die Allgemeinheit repräsentierenden Staat war also ungefähr das 
Programm "Lassalles und seiner Anhänger. Trotz ihrer mamistischen Wende in 
den 1880er Jahren blieben in der aus dem ADAV hervorgegangenen Sozialde- 
mokratie der Wahlrechtsoptimismus und die Staatsorientierung erhalten. Zwar 
bezogen sich die späteren Revisionisten und Reformisten in der Partei nicht auf 
Lassalle - aber ihr Staatsverständnis war dem seinen durchaus ähnlich. 

Ebenfalls in den 1860er Jahren formierte sich eine weitere wirkmächtige Strö- 
mung der Arbeiterbewegung. Im Umfeld der bürgerlichen Volksparteien in 
den süddeutschen Staaten hatte sich mit dem „Verband Deutscher Arbeiter- 
vereine“ (VDAV) ein organisatorisches Zentrum herausgebildet, das sich zu- 
nehmend nach links bewegte. Unter dem Einfluss von August Bebel (1840- 
1914) und Wilhelm Liebknecht (1826-1900) trat der Verband 1868 der von 
Marx Ideen dominierten „Internationalen Arbeiterassoziation“ (erste Interna- 
tionale) bei. Ein Jahr später löste er seine Verbindung mit dem Liberalismus 
endgültig und konstituierte sich auf einem Kongress in Eisenach als „Sozial- 
demokratische Arbeiterpartei” (SDAP). 

Trotz späterer Stilisierungen waren die „Eisenacher“ keinesfalls seit ihrer 
Gründung eine marxistische Partei (Klönne 1989: 48). Ebenso wie die Lassal- 
leaner forderten sie Produktivgenossenschaften und das allgemeine Wahlrecht 
zur langfristigen Überwindung der Kapitalistischen Produktionsweise. Unter- 
schiede lagen vor allem in der demokratischen Struktur der SDAP, im positi- 
ven Bezug auf Streiks und Gewerkschaften und im Festhalten an einem Bünd- 
nis mit den Liberalen gegen den Obrigkeitsstaat. Während der Preuße Lassalle 
sich eher eine Art Staatssozialismus erhoffte, war das Leitbild der aus den libe- 
raleren süddeutschen Staaten stammenden Eisenacher der „Freie Volksstaat“ - 
eine Formel, unter der man mehrheitlich die konsequente Durchsetzung de- 
mokratischer Prinzipien verstand. Auf dieser Grundlage sollte dann die Um- 
wälzung der Produktionsverhältnisse beginnen. Eine konkret durchgestaltete 
sozialistische Utopie wie etwa bei Weitling wurde in der SDAP jedoch nicht 
entwickelt. In Anlehnung an Marx und Engels lehnte Bebel dies ab, „weil sich 
aus der Kritik des Bestehenden die Forderungen des Zukünftigen in großen 
Zügen ganz von selbst ergibt“. Zudem befürchtete er, dass durch allzu konkre- 
te Zukunftsutopien „Meinungsdifferenzen hervorgerufen werden, die im Au- 
genblick, wo es gilt praktisch einzugreifen, ganz von selbst beigelegt werden, 
weil eben dann die momentanen Verhältnisse den naturgemäßen Weg be- 
schreiben“ (zit. nach Lehnert 1983: 59). 

Beide Richtungen zielten also auf einen Genossenschaftssozialismus, in dem 
die Arbeiter und Arbeiterinnen den von ihnen erzeugten Ertrag selbst verwal- 
teten. Beide unternahmen jedoch keine verbindlichen Ausarbeitungen ihres 
Sozialismuskonzeptes und verfochten ın der Praxis vor allem sozialpolitische 
und demokratische Forderungen. Bei den Lassalleanern ergab sich hier ein ge- 
wisser Widerspruch zwischen der Wahlrechtsforderung einerseits und der dik- 
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tatorıschen Verbandsstruktur sowie Lassalles autoritärem Staatsverständnis an- 
dererseits, während die Eisenacher ihren „Volksstaat“ vor allem als Gegenbild 
des preußischen Polizeistaates entworfen hatten und damit recht nahtlos an 
liberale Vorstellungen anschließen konnten. 

Im Jahr 1875 vereinigten sich beide Strömungen zur „Sozialistischen Arbeiter- 
partei Deutschlands“ (SAP), die sich ab 1890 „Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands“ (SPD) nannte. Das neue „Gothaer Programm“ lehnte sich im 
wesentlichen an die Eisenacher Forderungen an. Mit der Schaffung des Deut- 
schen Reiches durch Bismarcks Machtpolitik im Jahr 1871 hatten sich viele 
Meinungsverschiedenheiten erledigt. Der Obrigkeitsstaat hatte sich durchge- 
setzt, die liberale Bewegung gab ihre demokratischen Forderungen endgültig 
auf oder verzichtete zumindest darauf, sie ernsthaft zu vertreten. Bismarck hat- 
te somit freie Bahn in der Innenpolitik und nutzte dies für eine breit angelegte 
Repressionswelle gegen die Arbeiterbewegung. Mit dem Sozialistengesetz des 
Jahres 1878 wurden sämtliche Strukturen der SPD verboten, ebenso alle Ge- 
werkschaften und Arbeitervereine. Einzig für den Reichstag durften sozialde- 
mokratische Abgeordnete als Individuen kandidieren und dort ihre Positionen 
vertreten. 


Marxistische Wende 


Die Sozialistengesetze blieben zwölf Jahre lang in Kraft und hatten eine wider- 
sprüchliche Wirkung auf die deutsche Arbeiterbewegung. Einerseits stärkte die 
Repressionserfahrung die Einsicht, dass eine Organisierung der Arbeitenden als 
Klasse überhaupt nötig sei, was christliche und liberale Arbeitervereine bestrit- 
ten. Innerhalb der sozialistischen Bewegung begünstigte dies wiederum die 
Aufnahme marxistischer Positionen, denn in ihrer alltäglichen Erfahrung fan- 
den Arbeiter und Arbeiterinnen die Gedanken des „Kommunistischen Manı- 
festes“ weit eher bestätigt als Lassalles Thesen. Dreißig Jahre nach ihrem Er- 
scheinen bewies dessen Staatskritik eine ungeahnte Aktualität: „Die moderne 
Staatsgewalt ist nur ein Ausschuß, der die gemeinschaftlichen Geschäfte der 
ganzen Bourgeoisklasse verwaltet“ (MEW 4, S. 464).' Für den Sozialismus ın 
Deutschland brachte die Verbotszeit einen deutlichen Schwenk hin zum Mar- 
xismus und somit eine klare Radikalisierung gegenüber Lassalle, aber auch ge- 
genüber akademischen „Kathedersozialisten“ wie Eugen Dühring und Karl 
Rodbertus, die mit ihren evolutionären und staatssozialistischen Reformkon- 


1 Die vorherrschende Lesart dieses Zitates vom Staat als direktes Instrument oder Marionette 
„der Kapitalisten“ als in sich geschlossene Gruppe ist zwar durchaus unterkomplex, denn sie 
beleuchtet weder die Vielfalt staatlicher Apparate noch deren inneren Widersprüche. Aller- 
dings bedeutete diese Staatskritik dennoch einen Fortschritt gegenüber der vorherrschenden 
Ideologie vom Staat als neutraler und klassenloser Instanz, wie sie in der Philosophie des 
deutschen Idealismus postuliert wurde und die durch den Lassalleanismus auch in der deut- 
schen Arbeiterbewegung vorherrschend war. 
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zepten zeitweise einen erheblichen Einfluss in der Sozialdemokratie hatten - 
trotz Dührings offen antisemitischen Positionen (dazu Kaltenbrunner 1969). 
Gleichzeitig konnte das Verbot die Strukturen der Sozialdemokratie keinesfalls 
ersticken. Bei jeder Wahl verbesserte sich das Ergebnis für die sozialdemokrati- 
schen Kandidaten, die aus der Schweiz heraus verbreitete illegale Zeitung „So- 
zialdemokrat“ fand weite Beachtung und seit den 1880er Jahren konnten sich 
unter dem Deckmantel der politischen Neutralität auch einzelne gewerkschaft- 
liche Zusammenschlüsse neu etablieren (Gimbel 1977: 51). Angesichts der zu- 
nehmenden Wirkungslosigkeit des Verbotes wurde das Gesetz 1890 nicht 
mehr verlängert. Im gleichen Jahr musste Bismarck seinen Rücktritt einrei- 
chen. Dies erschien nicht zuletzt als ein Erfolg der Arbeiterbewegung, die um 
einiges gestärkt aus der Verbotszeit hervorging. Auf dem Erfurter Parteitag des 
Jahres 1891 rekonstituierte sich die Partei als „Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands“ (SPD) und gab sich ein neues Programm. Von diesem sagte 
sein Verfasser Karl Kautsky, dass es im wesentlichen eine Zusammenfassung 
von Passagen aus dem Marxschen „Kapital“ darstellte (vgl. Kuhn 2004: 99). In 
der Tat bekannte sich das Erfurter Programm weit eindeutiger als alle bisheri- 
gen Programmdokumente zum Klassenkampf, zum Internationalismus sowie 
zur alleinigen politischen Machtübernahme durch die Arbeiterklasse. Es for- 
derte die „Umwandlung der Warenproduktion in sozialistische, für und durch 
die Gesellschaft betriebene Produktion“. Die Forderung nach dem allgemeinen 
Wahlrecht und andere ehemals im Vordergrund stehende sozialpolitische 
Punkte waren in einem zweiten Teil weiterhin enthalten, aber mit dem Wört- 
chen „zunächst“ klar als Übergangsforderungen auf dem Wege zum Sozialis- 
mus gekennzeichnet. Wie dieser Sozialismus jedoch konkret ausgestaltet wer- 
den sollte, darüber machte der Text keine Aussagen. Ähnlich wie Marx im 
„Kapital“ beschränkte es sich auf die Negation des Kapitalismus, aus dem 
dann ohne weitere Konkretisierung die Forderung nach gesellschaftlicher Pro- 
duktion abgeleitet wurde. 

Besonders in der DDR-Geschichtsschreibung, aber auch in der westdeutschen 
Linken galt die Verbotszeit lange Zeit als eine „heroische“ Kampfzeit, in der 
die SPD ihr Ansehen gestärkt, ihre Legalität erkämpft und zu einem konse- 
quenten Marxismus gefunden habe (Fülberth 1974: 5-7, Fricke 1964: 128-179). 
Seit den 70er Jahren wurde diese Sichtweise von kritischen Autoren zunehmend 
hinterfragt. Insbesondere vor dem Hintergrund der Zustimmung der SPD zum 
Weltkrieg ım Jahr 1914 wurde mit einer Ursachenforschung jenseits der populä- 
ren These vom „Verrat“ der opportunistischen Führung begonnen. Arno Klönne 
fasste die Ergebnisse dieser Forschungen in seiner Darstellung zusammen: er 
problematisiert vor allem die sich ıdeologisch verfestigende Reduktion der Par- 
teiarbeit auf Reichstagsfraktion und Wahlen, die erzwungenermaßen verstärkte 
Arbeitsteilung mit den Gewerkschaften und dadurch eine Entpolitisierung der 
letzteren sowie eine allgemeine Trennung von Politik und Ökonomie im Be- 
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wusstsein der Sozialdemokratie. Zudem habe die Repression durchaus eine 
Tendenz zum Stillhalten und zur Vermeidung von Risiken begünstigt, die Erhal- 
tung der Organisation wurde zum Selbstzweck. Der nach außen vertretene Mar- 
xismus der Partei habe in Wirklichkeit vieles von einer Integrationsideologie ge- 
habt und sei faktisch auf „die fatale Hoffnung auf einen naturgesetzlichen Über- 
gang zum Sozialismus“ reduziert worden (Klönne 1989: 65-68). 


Zwischen Erstarrung und Verbalradikalismus 1890-1914 


Ausgehend von diesen Thesen ergibt sich ein kritischerer Blick auf die 
„Hochphase“ der sozialistischen Bewegung in Deutschland zwischen 1890 
und 1914. Deren Höhepunkt war die Reichstagswahl 1912, als die SPD stärks- 
te Partei im Parlament wurde. 

Die SPD sah die Wahlen als „Heerschau“, als Gradmesser ihres Einflusses. Sie 
überschätzte dabei jedoch die Bedeutung dieser Abstimmungen. Denn zentra- 
le Institution in der Verfassung des Kaiserreiches war nicht der Reichstag, son- 
dern der Bundesrat als Vertretung der einzelnen Teilstaaten des deutschen Rei- 
ches. Dort aber besaß Preußen, dessen Vertreter nach wie vor nach dem un- 
gleichen Dreiklassenwahlrecht gewählt wurden, eine Sperrminorität. Zudem 
waren auch der Reichskanzler und seine Minister nicht dem Parlament, son- 
dern dem Kaiser verantwortlich (Rosenberg 1991: 15-18). Obwohl die Sozial- 
demokratie das Dreiklassenwahlrecht durchaus als Grundstein der Herrschaft 
der ostelbischen Gutsbesitzer erkannt hatte und sie immer wieder Kampagnen 
dagegen führte, scheute sie sich jedoch, diesen durch politische Streiks Nach- 
druck zu verleihen. Zwar erkämpfte sie in einer Wahlrechtskampagne 1910 
„das Recht auf die Straße“ und setzte damit erstmals in der deutschen Ge- 
schichte das Versammlungs- und Demonstrationsrecht durch (Warneken 
1986). Die Parteileitung mied jedoch alle weitergehenden Maßnahmen und 
war weit cher bemüht, Basisbewegungen zu dämpfen als diese zu befördern 
(Groh 1973: 128-160). Zunehmende Appelle an die Disziplin der Mitglieder 
verfehlten dabei nicht ihre Wirkung, weder in der Partei noch in den Gewerk- 
schaften war die Basıs jemals zu eigenständiger Aktion aufgerufen, stets be- 
durfte es der Anleitung und Zustimmung durch die oberen Instanzen. 

Beim Blick auf das Staats- und Demokratieverständnis der Sozialdemokratie ıst 
zudem auf die Wirkung der Bismarckschen Sozialpolitik zu verweisen. In den 
1880ern wurden mit Krankenversicherung, Unfallversicherung und der Ren- 
tenversicherung, deren Beiträge jeweils gemeinsam von Unternehmern und 
Arbeitenden finanziert wurden, erstmals ın Europa Ansätze für eine sozialstaat- 
liche Ordnung geschaffen. Zwar versöhnte dies die Basis der Sozialdemokratie 
nicht mit dem Bismarckschen Polizeistaat. Aber es formte doch deutlich die 
Erwartungen darüber, wie soziale oder sozialistische Politik gemacht würde: 
von oben durch den Staat. 
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Es ist daher kaum verwunderlich, dass einer der damals beliebtesten utopi- 
schen Romane der 1887 erschienene Titel „Looking Backward“ des Amerika- 
ners Edward Bellamy war. Das Buch schildert eine vollverstaatlichte Zukunfts- 
gesellschaft, in der alle arbeitsfähigen Personen zwangsweise ın eine „industriel- 
le Armee“ eingezogen werden und Konsumgutscheine zum Lohn erhalten. 
Deutsche Kurzfassungen des Romans waren ab 1889 für 20 Pfennig erhältlich 
und in Arbeiterkreisen sehr beliebt, vollständige Übersetzungen folgten, eine 
sogar aus der Feder von Clara Zetkin, Vorreiterin der sozialistischen Frauen- 
bewegung (Bellamy 1980). 

Die beschriebene, sich in den 1890ern verfestigende Fixierung der SPD auf 
Wahlergebnisse und die gleichzeitige Zentralisierung der Gewerkschaften ging 
einher mit einer Reduktion des Marxismus auf dessen objektivistische, die ge- 
sellschaftlichen Entwicklungstendenzen betonende Seite. Hierfür stand insbe- 
sondere Karl Kautsky (1854-1938) als vorrangiger Theoretiker der Partei. Sein 
„Darwinomarxismus“ (Groh 1973: 209) war die Theorie zur politischen Linie 
des „Marxistischen Zentrums“, das die Mehrheit der Partei stellte (zur Darwin- 
Rezeption vgl. auch Lucas 1983: 86). Kautsky und andere Anhänger der Sozi- 
aldemokratie benutzten oft den Begriff des „Zukunftsstaates“ als Synonym für 
Sozialismus. Ein Begriff der bezeichnenderweise nicht die Emanzipation des 
Menschen, sondern den abstrakten Fortschrittsgedanken in den Vordergrund 
stellte? Die subjektive, klassenkämpferische Komponente des Marxismus fand 
ihren Ausdruck nur in Lohnstreiks oder Kampagnen für soziale Forderungen. 
Eine Revolution wurde hingegen als quasi-naturgesetzliche Erscheinung aufge- 
fasst, die Aufforderung, Revolution zu „machen“ galt als Putschismus oder 
Anarchismus, Erscheinungen, die die Partei längst überwunden habe. Dement- 
sprechend erfolglos waren die Versuche der Parteilinken um Rosa Luxemburg, 
in der Massenstreikdebatte des Jahres 1905 eine aktivistischere Taktik durch- 
zusetzen. Gleichermaßen scheiterten jedoch die Versuche der Revisionisten um 
Eduard Bernstein, die allerorten faktisch betriebene Reformpolitik der Partei 
auch ins Zentrum des Programms zu übernehmen und die SPD in eine „de- 
mokratisch sozialistische Reformpartei“ zu verwandeln. Das Zusammengehen 
der Linken und des Zentrums im Revisionismusstreit gilt vielen als Sieg des 
Marxismus über den Opportunismus in der Sozialdemokratie (Fülberth 1974: 
31). Faktisch jedoch, darauf wies schon Arthur Rosenberg 1928 hin, waren 
Bebel und das „marxistische Zentrum“ am ehesten verantwortlich für die zu- 
nehmende Immobilität der Partei (Rosenberg 1991: 47). Die Verbindung aus 


2 Der Begriff wurde populär durch das vielgelesene Werk „Der Zukunftsstaat“ des Ökonomen 
Karl Ballod, veröffentlicht zuerst 1898 unter dem Pseudonym „Atlanticus“. Es handelt es 
sich um eine der wenigen positiv formulierten sozialistischen Utopien jener Zeit, sie be- 
schreibt ähnlich wie Bellamy eine durch Zentralisierung und Staatswirtschaft gekennzeichne- 
te Ökonomie. Als Synonym für Sozialismus wird es z. B in Kautskys Schrift „Der Weg zur 
Macht“ von 1910 verwendet. 
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verbalem Radikalismus und gleichzeitiger politischer Ohnmacht bezeichnete 
Dieter Groh mit dem Begriff des „revolutionären Attentismus“ - ein Warten 
auf die Revolution (Groh 1973). Als jedoch mit dem ersten Weltkrieg eine re- 
volutionäre Situation da war, fehlten der Wille und die Kraft zum Handeln. 


Nationaler Sozialismus oder Weltrevolution? 1914-1918 


Der Weltkrieg kam für viele Zeitgenossen keineswegs unerwartet. England und 
Frankreich hatten ab 1871 mit dem Deutschen Reich einen ernsthaften Kon- 
kurrenten bekommen, der die Industrieproduktion der traditionellen Groß- 
mächte bald übertraf und einen immer stärkeren politischen Herrschaftsan- 
spruch anmeldete, etwa in der Kolontalpolitik. Die Arbeiterbewegung hatte 
diese Tendenz aufmerksam beobachtet und beständig vor einem Weltkrieg 
gewarnt. Auf internationalen Konferenzen, etwa 1912 in Basel, wurden Frie- 
denswille und proletarischer Internationalismus beschworen. Dennoch unter- 
ließen ım Sommer 1914 fast alle europäischen Arbeiterparteien ernsthafte 
Schritte gegen den Krieg und schwenkten um auf die Linie ihrer jeweiligen 
Regierung. Auch die SPD leistete keinen Widerstand sondern unterstützte die 
Kriegsanstrengungen des Kaiserreiches mit allen Kräften. 

Viele Parteimitglieder begrüßten diese plötzliche Wende, für andere war sie ein 
Schock. Erst jetzt wurde sichtbar, wie ohnmächtig die Partei in einer Konflikt- 
situation eigentlich war. Zwar wandten sich im Laufe des Krieges sämtliche 
Parteitheoretiker, vom rechten bis zum linken Flügel, von der anfangs ge- 
glaubten Legende eines „Verteidigungskrieges“ ab. Karl Kautsky, Eduard Bern- 
stein, Rosa Luxemburg - die Vertreter des Zentrums, der Revisionisten und der 
radikalen Linken waren trotz ihrer völlig gegensätzlichen politischen Ausrich- 
tung seit 1917 vereint in der „Unabhängigen Sozialdemokratie“ (USPD), die 
als einzige Partei des Kaiserreiches den Krieg konsequent ablehnte. Dennoch 
blieb eine Mehrheit der Parteimitglieder dem Kriegskurs treu. Zum Vertreter 
eines hemmungs- und bedingungslosen Patriotismus in der SPD wurde jedoch 
nicht der vielgeschmähte Revisionismus, sondern eine zweiten Reihe von Sozı- 
aldemokraten, die von Theorie nicht viel hielten und sich vollständig auf Re- 
formpolitik konzentriert hatten. Stellvertretend für diese Richtung standen 
Gustav Noske und Friedrich Ebert sowie Carl Legien und die Gewerkschafts- 
führungen. 

Der Unwille des marxistischen „wissenschaftlichen Sozialismus“ zu konkreten 
Utopien, die gleichzeitige Unfähigkeit zur Verbindung von antikapitalisti- 
schem Fernziel und aktuellen Klassenkämpfen hatten in der Bewegung eine 
Leere und Uneinigkeit hinterlassen, die durch den gemeinsamen Bezug auf 
den Marxismus zwar verdeckt, aber nicht behoben werden konnte. Die zu- 
nehmende Dominanz eines kleinschrittigen und theoriefeindlichen Reformis- 
mus ab 1890 verstärkte die bereits bei Lassalle angelegte Sicht auf den Staat als 
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Vertretung des Allgemeinwohls. Dieser Gleichsetzung von Staat und Allge- 
meinwohl folgte mit dem freiwilligen Streikverzicht der Gewerkschaften im 
„Burgfrieden“ eine Gleichsetzung von nationaler Wirtschaft und Allgemein- 
wohl. Eine Gewerkschaftszeitung schrieb in diesem Sinne: 

„Besonders bei dem Kampfe auf dem Weltmarkt kommt es wesentlich darauf an, daß die Arbei- 
ter Deutschlands ihre Sache vertreten, die allerdings in gewisser Beziehung mit dem Allgemein- 
wohl unseres Landes zusammenfällt. Es kann dem deutschen Proletarier nicht gleichgültig sein, 
welchen Ausgang der Kampf nimmt, ob er für Deutschland günstig oder ungünstig verläuft“ (zit. 
nach Klönne 1989: 129). 

An diesem Punkt war das vage Sozialismuskonzept der Sozialdemokratie an- 
schlussfähig für eine Interpretation im Sinne eines „nationalen Sozialismus“. 
Es ist eine gern verschwiegene Tatsache, dass die oft beschworene „Sozialpart- 
nerschaft“ zwischen Arbeit und Kapital in Deutschland ihren Ursprung im 
Bündnis zwischen Rüstungsindustrie und Gewerkschaften während des ersten 
Weltkrieges hatte. Oberstes Ziel dieses Übereinkommens war es, eine industriali- 
sierte Mordmaschinerie nicht ins Stocken geraten zu lassen. Die Unternehmer 
machten damit gute Profite, die Gewerkschaften wurden erstmals durch den 
Staat als Verhandlungspartner anerkannt. Sie bekamen ab 1916 in Form der 
„Kriegsausschüsse“ eine offizielle Interessenvertretung in der Wirtschaft. 
Verheerender als das politische Bündnis selbst war jedoch dessen ideologische 
Einrahmung durch die Gewerkschafts- und Parteipresse. Hier wurden die stark 
planwirtschaftlichen Elemente der Kriegswirtschaft von den beteiligten Sozial- 
demokraten als „Kriegssozialismus“ oder „deutscher Sozialismus“ bezeichnet 
und als Erfüllung langjähriger Forderungen der Arbeiterschaft dargestellt. Indi- 
vidualismus und „Anarchie der Produktion“ seien nun beseitigt, eine planvolle 
Kontrolle der gesellschaftlichen Ressourcen verwirklicht (Klönne 1989: 137ff). 
Hier verkehrten eine ökonomistische Verkürzung des Marxismus einerseits 
und eine bürgerliche Staatsauffassung andererseits den Sozialismus in sein Ge- 
genteil. Statt einer Emanzipation der Arbeitenden als Subjekte wurde nun ihre 
möglichst reibungslose Unterwerfung als Objekte einer totalmobilisierten Wirt- 
schaftsplanung zum Ziel erklärt. Die Forderung nach Gleichberechtigung wurde 
in der Gemeinschaft der Nation auf eine ideologische Ebene verschoben und 
damit in ihren ökonomisch-politischen Dimensionen neutralisiert, Ähnlichkeiten 
zur „Volksgemeinschaftsideologie“ des Faschismus sind offensichtlich, 


Parteispaltung und Räterevolution - Erneuerung aus der Krise 


Jedoch bot auch der parteioffizielle Marxismus trotz all seiner Einschränkun- 
gen genug Anknüpfungspunkte, um sich gegen diese Degeneration der sozia- 
listischen Idee zur Wehr zu setzen. Angefangen mit der radikalen Linken um 
Karl Liebknecht formierte sich eine zunehmend aktivere Opposition. Diese 
vernetzte sich international und beschwor auf mehreren Konferenzen die revo- 
lutionäre Aktion als bestes Mittel zur Beendigung des Krieges. Ein neues Sozi- 


alismusverständnis fand sich hier jedoch nicht. Im Gegenteil: der im Krieg zu 
sich selbst gekommene „Organisierte Kapitalismus“ deutscher Prägung mit 
seinen Kartellen, Monopolen und Staatseingriffen faszinierte nicht nur die 
Mehrheitssozialdemokraten, sondern auch deren schärfste Kritiker auf dem in- 
ternationalen Parkett. In seiner 1917 verfassten Broschüre „Staat und Revolu- 
tion“ etwa bezeichnete Lenin die „Schulung und Disziplinierung von Millio- 
nen Arbeitern durch den umfassenden, komplizierten, vergesellschafteten Ap- 
parat der Post, der Eisenbahnen, der Großbetriebe, des Großhandels, des 
Bankwesens“ als notwendige Voraussetzung des Sozialismus (LW 25: 487). 
Seine Utopie für die erste Stufe des Kommunismus ließ sich in einem Satz zu- 
sammenfassen: „Die gesamte Gesellschaft wird ein Büro und eine Fabrik mit 
gleicher Arbeit und gleichem Lohn sein“ (ebd: 488). Lenin, der die deutsche 
Sprache perfekt beherrschte, hatte tiefen Respekt vor den organisatorischen 
Leistungen der deutschen Staats- und Großbetriebe einschließlich des militä- 
risch-industriellen Komplexes. Er sah das Kaiserreich als Musterbeispiel für ei- 
nen hochentwickelten, aufgrund seiner inneren Krisen zur Sozialisierung reifen 
Kapitalismus an.’ 

Man muss Lenin zugute halten, dass er in „Staat und Revolution“ ausführlich 
auf die Notwendigkeit weiterer Stufen kommunistischer Entwicklung verwies, 
die er mit Marx durch die Freiwilligkeit der Arbeit und das des Staates charak- 
terisierte. Dennoch dominierte angesichts der Unbestimmtheit solcher Katego- 
rıen das Nahziel einer „Gesellschaft als Fabrik“ die Vorstellungswelt. Es war 
letztlich auch das Modell, das im Realsozialismus in unterschiedlichen Varıan- 
ten verwirklicht wurde. Ein „Postamtssozialismus“, weit weniger mörderisch 
als der „deutsche Sozialismus“ der Mehrheits-SPD, aber dennoch weit entfernt 
von der Emanzipation der arbeitenden Bevölkerung. Die Verschmelzung von 
Staat und Sozialismus fand im Steckenbleiben der russischen Revolution ihren 
Abschluss und wurde zum Leitbild für Generationen von Kommunisten und 
Kommunistinnen. 

Zu einem Ausbruch aus den parallel zur stetigen Intensivierung und Konzentra- 
tion staatlicher Macht ihrerseits staatslastigen Sozialismuskonzepten der Arbei- 
terbewegung führte letztlich nicht die Theorie, sondern die zunehmende Eigen- 
aktivität der Arbeiter und Arbeiterinnen an der Basis. Bereits zu Kriegsbeginn 
hatten sich die Berliner Metallarbeiter und Arbeiterinnen geweigert, den Burg- 
frieden zu unterstützen und griffen mit wilden Streiks zur Selbsthilfe. Die Bewe- 
gung politisierte sich zunehmend, weitete sich aus und wurde ab 1916 zu einer 
militanten Antikriegsbewegung, um sich dann im November 1918 gemeinsam 
mit den meuternden Soldaten und Matrosen zur Revolution zu steigern (Arnold 
1985: 42-50, Hoffrogge 2008: 25-63). 


3 So orientierte er sich z.B. in seiner 1916 verfassten Schrift „Der Imperialismus als höchstes 
Stadium des Kapitalismus“ vor allem am Beispiel des deutschen Industrie- und Bankwesens. 
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Träger dieser Revolution waren die Arbeiter- und Soldatenräte, die die Staats- 
macht nicht von oben, sondern von unten ausübten und damit faktisch ın 
Frage stellten. Entstanden waren die Räte in Deutschland unter Rückgriff auf 
die Erfahrung der russischen Revolutionen von 1905 und 1917, aber vor allem 
in der Tradition der gewerkschaftlichen Versammlungsdemokratie, die in der 
Verbotszeit als basisdemokratische Streikkultur entstanden und vielerorts noch 
lebendig war (Müller 1985). Theoretische Vorläufer hatten die Räte nicht, 
denn obwohl mit Marx und Engels Beschreibungen der Pariser Kommune 
durchaus räteähnliche Sozialısmuskonzepte vorlagen, wurden diese in der Ar- 
beiterbewegung kaum rezipiert. Die spontane Selbstaktivität war die Stärke, 
andererseits auch eine große Schwäche der Räte. Denn trotz der erdrutscharti- 
gen und nahezu gewaltfreien Machtübernahme im November 1918 dachten 
sie zunächst nicht daran, sich tatsächlich an die Stelle der alten Staatsmacht 
zu setzen. Bereits am 10. November wurde durch eine zentrale Räteversamm- 
lung in Berlin eine Regierung konstituiert, die parıtätisch aus den Vertretern 
der Arbeiterparteien USPD und SPD zusammengesetzt war. Am 16. Dezember 
beschloss dann ein gesamtdeutscher Reichsrätekongress, das Rätesystem nicht 
als Verfassung festzuschreiben, sondern eine parlamentarische Nationalver- 
sammlung zu wählen. Damit hatte sich die Bewegung faktisch selbst entmach- 
tet. Ihr vorrangiges Ziel war nicht ein neues Sozialismuskonzept, sondern die 
Beendigung des Krieges und die Wiederherstellung der Einheit der alten Arbeı- 
terbewegung gewesen. Lediglich USPD und Spartakusgruppe machten sich die 
Idee der Räte zu eigen. Sie versuchten von Anfang an, sie zu einem eigenstän- 
digen Sozialismuskonzept auszuweiten. Einflussreich waren hier vor allem die 
Berliner USPD-Arbeiterräte, in denen Politiker wie Richard Müller und Ernst 
Däumig wirkten. In der Zeitschrift „Arbeiter-Rat“ entwarfen sie das Konzept 
eines „Reinen Rätesystems“, das den parlamentarischen Staatsaufbau durch ei- 
ne von unten aufgebaute Pyramide aus Arbeiterräten ersetzen sollte. Vorgese- 
hen war ein zweiflügeliger Aufbau aus politischen und wirtschaftlichen Arbei- 
terräten, die einen auf territorialer Basis gewählt, die anderen auf betrieblicher 
Ebene. Gemeinsam sollten diese Räte ein nach Wirtschaftsbezirken neu geglie- 
dertes Deutschland verwalten, an der Spitze des Ganzen würde ein „Reichs- 
wirtschaftsrat“ als oberstes Gremium einer sozialistischen Planwirtschaft fun- 
gieren. Auch heute noch interessant an diesem Konzept ist die Tatsache, dass 
nicht wie z.B. bei Lenins früheren Schriften der abstrakte Wirtschaftsorganis- 
mus im Mittelpunkt stand, sondern dass eine Planwirtschaft ausgehend vom 
Gedanken der Arbeiterselbstverwaltung gedacht wurde (Arnold 1985: 184#f; 
Hoffrogge 2008: 108-116). Das Konzept des „Reinen Rätesystems“ gewann im 
Frühjahr 1919 großen Einfluss auf eine Welle von Massenstreiks gegen die Re- 
gierung und die inzwischen gewählte Nationalversammlung. Diese Streikwelle 
war ein Anzeichen für einen Stimmungswandel. Diverse Gewaltakte der sozial- 
demokratischen Regierung, gipfelnd im Mord an Liebknecht und Luxemburg, 
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aber auch die ständige Verschleppung der Sozialisierung der Wirtschaft hatten 
das Vertrauen in die „sozialistische Regierung“ erschüttert. Anstatt wie noch 
Ende 1918 auf den „Sozialismus von oben“ zu vertrauen, sollte dieser nun 
durch die Räte selbst verwirklicht werden. Im Ruhrgebiet wurde in dieser Zeit 
der komplette Bergbau in Arbeiterselbstverwaltung betrieben, trotz Einführung 
des Sechsstundentages konnte dabei die Kohleproduktion sogar noch gestei- 
gert werden. 

Die Wende kam jedoch zu spät: anders als im November 1918 stand den Re- 
volutionären keine bewaffnete Macht mehr zur Verfügung. Die Gegenrevolu- 
tion hingegen hatte in den Freikorps eine Armee geschaffen, die nun jede Be- 
wegung von links gewaltsam unterdrückte. 

Obwohl die Rätebewegung sich aus ihrem Charakter als Anhängsel der Partei- 
en befreit und eine eigene Theorie und Praxis entwickelt hatte, besaß sie kein 
organısatorisches Zentrum und keine bewaffnete Basis und scheiterte daher. 
Reformorientierte Rätekonzepte, wie sie in der SPD und teilweise sogar im 
Bürgertum entwickelt wurden, dampften ohne Druck von unten in sich zu- 
sammen. Für die Mehrheit in der SPD und ihre bürgerlichen Koalitionspart- 
ner waren Arbeiterräte nur als Mitbestimmungsorgane auf unterer Ebene, ähn- 
lich den bereits verwirklichten Kriegsausschüssen denkbar. In Form der Be- 
triebsräte wurden diese dann in der Weimarer Republik verwirklicht und auch 
1949 wieder ins Grundgesetz übernommen. 

Die mit den Räten einhergehende grundsätzlich andere Sozialismuskonzepti- 
on, die Überwindung der traditionellen Staatslastigkeit zugunsten eines Selbst- 
verwaltungsansatzes, die lang erwartete Konkretisierung einer bisher nur vage 
formulierten „Negation des Kapitalismus“ gehörte mit der Niederlage der No- 
vemberrevolution der Vergangenheit an. Nach dem Zerfall der USPD Ende 
1920 gingen führende Räteaktivisten wie Müller und Däumig und mit ihnen 
eine ganze Massenbewegung linkssozialistischer Arbeiter zur KPD. Sie konn- 
ten sich jedoch dort nicht durchsetzen, denn bereits vor der Stalinisierung 
setzten ab 1921 Disziplinierungsprozesse und ein Verfall der innerparteilichen 
Demokratie ein (Hoffrogge 2008: 144-171). 

Auch die in der Novemberrevolution als Resultat der massenhaften Enttäu- 
schung über die Politik der großen Gewerkschaften enorm angewachsenen 
syndikalistischen und anarchistischen Organisationen konnten sich nicht kon- 
solidieren. Sie kehrten nach einer kurzen Blütezeit wieder in ihr Nischendasein 
zurück. Damit war die politische Form der Arbeiterbewegung wieder auf das 
Duo von Partei und Gewerkschaft reduziert. Die politischen Inhalte folgten: 
In der Sozialdemokratie setzte sich das bürgerlich-liberale Staatsverständnis 
endgültig durch, kombiniert mit dem aus der Kaiserzeit bekannten kleinschrit- 
tigen Reformismus. 

In der KPD dagegen setzte sich die autoritär-staatssozialistische Traditionslinie 
der Bewegung samt ihres technokratischen Wissenschaftsoptimismus fort. Bei- 
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de Richtungen waren stark bürokratisiert und legten wenig Wert auf die Ei- 
genaktivitäf der Mitglieder. Wirtschaftlich gesehen folgte die KPD auch nach 
1945 ihrem Vorbild Sowjetunion in einen Staatssozialismus, in dem wesentliche 
kapitalistische Kategorien wie Lohn und Preis nicht überwunden wurden. Die 
SPD hingegen verfestigte die im ersten Weltkrieg praktizierte Klassenkollabora- 
tion zu einer Ideologie der „Sozialpartnerschaft“ zwischen Kapital und Arbeit, 
ohne dabei jedoch den Sozialismus als Integrationsideologie völlig auf 
zugeben. Bis heute ist er ım Parteiprogramm der SPD in Form der von Edu- 
ard Bernstein geprägten Formel des „Demokratischen Sozialismus“ enthalten. 


Staat und Allgemeinwohl - Sozialismus und Klassenkampf 


Der Rückblick auf die Arbeiterbewegung und ihre Konzepte in Deutschland 
zeigt, dass die Bewegung auch in ihrer Hochphase von einer einheitlichen So- 
zialismuskonzeption weit entfernt war. Im Gegensatz zu Frankreich oder Eng- 
land besaß die spät entwickelte soziale Bewegung in Deutschland keine eigen- 
ständige utopisch-sozialistische Tradition. Sie ordnete sich bereits recht früh 
einem marxistischen „Bilderverbot“ unter, das sich in Ansätzen schon bei 
Weitling findet. Dies begründet sich jedoch vor allem in der marxistische Kri- 
tik des Utopischen Kommunismus, den Engels mit folgenden Worten charak- 
terisierte: 

„Es handelte sich darum, ein neues, vollkommneres System der gesellschaftlichen Ordnung zu 
erfinden und dies der Gesellschaft von außen her, durch Propaganda, womöglich durch das Bei- 
spiel von Musterexperimenten aufzuoktroyieren. Diese neuen sozialen Systeme waren von vorn- 
herein zur Utopie verdammt; je weiter sie in ihren Einzelheiten ausgearbeitet wurden, desto mehr 
mußten sie in reine Phantasterei verlaufen“ (MEW 19: 194). 

Die berechtigte Kritik an Kommune-Experimenten und Insellösungen, deren 
wiederholtes Scheitern Marx und Engels bereits im 19. Jahrhundert beobach- 
teten, führten sie zu der Schlussfolgerung, der Sozialismus müsse sich in ei- 
nem gesamtgesellschaftlichen Transformationsprozess durchsetzen, der nicht 
auf dem Reißbrett geplant werden könne. Sıe verlegten sich daher auf eine ö- 
konomische Analyse des Kapitalismus, um aus dessen immanenten Wider- 
sprüchen mit der Methode der Negation Konzepte für eine sozialistische Ge- 
sellschafskritik zu gewinnen. Dies wurde meisterhaft vorexerziert im „Kapital“, 
das den Kapitalismus als selbstreferentielles System entlarvte, dessen einziger 
Zweck der Selbstzweck des Profits war. Diese geistlose Maschinerie zu unter- 
brechen und Produktion und Arbeit den menschlichen Bedürfnissen unterzu- 
ordnen - das war für Marx Aufgabe und Inhalt des Sozialismus. 

In der deutschen Sozialdemokratie wurde dieser Faden jedoch nicht weiterge- 
knüpft. Es gab keine Debatte darüber, was eine Negation des Kapitalismus 
konkret bedeutete und wie die politische Verfassung einer solchen bedarfsori- 
entierten sozialistischen Ökonomie aussehen könnte. Waren Lassalles Genos- 
senschaften trotz der Schwäche seiner sonstigen Theorie wenigstens ein Hin- 
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weis auf ein mögliches Organisationskonzept, so wurden in der späteren SPD 
sämtliche Organisationsformen nur unter dem Gesichtspunkt des Kampfes 
debattiert und nicht selten mit militärischen Metaphern beschrieben (Lucas 
1983: 96-101). Emanzipatorische Lernprozesse bei den Mitgliedern, wie sie die 
Kommuneexperimente des Frühsozialismus trotz ihres generellen Scheiterns 
immer wieder auslösten, kamen so nicht zustande. Stattdessen-wurde die Mit- 
gliedschaft durch ständige Apelle an ihre Disziplin mental an die autoritäre 
Umwelt des Kaiserreiches angepasst. Phillip Scheidemann, ehemals Vorsitzen- 
der der SPD, stellte nach 1933 im Exil fest: 

„Diese absolute Disziplin der SPD, als heiligstes Parteisakrament gefeiert, ist uns heute fast un- 
verständlich. Der Organisation der Partei, die immer mehr Selbstzweck wurde, anstatt Mittel zum 
Zweck zu bleiben, hat diese unerhörte Disziplin viel genutzt, politisch ist sie vielleicht gerade an 
dieser Disziplin mit zugrunde gegangen“ (Scheidemann 2002: 92). 

Hinter all dem stand die Realität des übermächtigen preußischen Staates, ohne 
dessen Stärke die theoretischen und praktischen Schwächen der deutschen 
Arbeiterbewegung nicht erklärbar sind. Obwohl die Sozialdemokratie diesem 
Staat entscheidende Zugeständnisse abtrotzen konnte, Verbote und Repression 
überstand und stetig wuchs, formte er die Arbeiterbewegung und ihr Denken 
weit mehr als es deren äußerer Radikalismus vermuten ließ (Grebing 1970: 
134ff). Die beschriebenen Traditionslinien von autoritär-sozialistischer Staats- 
affırmation einerseits und unkritischer Übernahme liberaler Staatsvorstellun- 
gen andererseits sind direkte Ergebnisse dieser Auseinandersetzung. Das von 
Engels prognostizierte Absterben des Staates zugunsten einer Identität von 
Herrschenden und Beherrschten, die Forderung nach einer freien Assoziation 
der Produzenten, gerieten dabei ins Hintertreffen. Diese Formeln sind zugege- 
benermaßen vage und auch die radikale Linke in der Partei wusste oft nicht 
viel mit ihnen anzufangen. Auch Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
drängten zunächst nicht auf eine Vorwegnahme emanzipatorischer Struktu- 
ren innerhalb der Arbeiterbewegung. Ihr eigentliches Verdienst war es, sich 
von den hegelianischen Formen im Marxschen Werk nicht blenden zu las- 
sen und immer wieder darauf zu drängen, dem Abwarten eine klassenkämp- 
ferische Politik entgegenzusetzen, die den Kampf für konkrete Reformen mit 
dem Fernziel einer sozialistischen Umgestaltung verbinden sollte. Hätten sie 
damit Erfolg gehabt, so wäre ein in der Negation verbleibendes Sozialis- 
muskonzept nicht das Problem gewesen. Denn bei einem konsequenteren 
Kampf gegen Kapital und bürgerlichen Staat hätte sich die Sozialdemokratie 
niemals derart in den gesellschaftlichen Verhältnissen eingerichtet, dass sie 
eine revolutionäre Situation gar nicht mehr begriff, wenn sie eintrat. Die 
Parteilinke hatte sich diese Fähigkeit 1914 und 1918 bewahrt. Sie konnte 
daher das Potential der Rätebewegung mit ihrer einzigartigen Verbindung 
aus klassenkämpferischer Bewegung und Vorgriff auf eine sozialistische Ge- 
sellschaft erkennen und vorantreiben. 
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Trotz aller Kritik an der klassischen Arbeiterbewegung kann heutige Politik an 
diesen Erfahrungen ansetzen. Es ist weder notwendig noch möglich, zu den 
Utopien des Frühsoztalismus zurückzukehren. Auch nützt es nichts, die Kon- 
zepte der Rätebewegung dogmatisch zu isolieren und zum Rezept für eine ak- 
tuelle sozialistische Politik zu erheben. Das interessante an dieser Organisati- 
onsform sind nicht fertige Modelle, sondern vielmehr ihr Impuls, die Bewe- 
gung eben nicht erstarren zu lassen und in ıhrem Handeln das Moment der 
Emanzipation, der Freiheit von Herrschaft konkret vorwegzunehmen - ohne 
dabei die Kampffähigkeit zu opfern. Bereits seit den späten 1960er Jahren 
wurden ın Westdeutschland eine Reihe von kritischen Bestandsaufnahmen zur 
Rätebewegung verfasst, die auch explizit Bezug nahmen auf jeweils aktuelle 
Debatten um Mitbestimmung und betriebliche Demokratie.‘ In der Debatte 
zur gegenwärtigen Wirtschaftskrise spielen diese Ergebnisse jedoch kaum eine 
Rolle, der Widerspruch Staat vs. Markt dominiert und über Partizipation und 
Betriebsdemokratie wird nicht diskutiert. Dabei wäre eine solche Diskussion 
notwendig, um den lange tabuisierten und nun endlich wieder möglichen De- 
batten um Enteignung, Verstaatlichung und öffentliches Eigentum eine eman- 
zipatorische Stoßrichtung zu geben. 

Die grundsätzliche Schwierigkeit, das Bestehende zu negieren und gleichzeitig 
in den gegebenen Verhältnissen zu kämpfen, wird uns jedoch nicht verlassen - 
weder durch historische Erfahrungen noch durch eine neue positive Utopie 
des Sozialismus. Die Diskussion über letzteres sollten wir uns zwar nicht ver- 
bieten, jedoch lässt sich eine solche Utopie nicht festschreiben. Sozialismus 
bleibt in erster Linie die Negation kapitalistischer Herrschaft und mit ihr ver- 
bundener Unterdrückungsverhältnisse wie dem Staat, dem Patriarchat, rassisti- 
scher und anderer menschenverachtender Ideologien. Selbstverwaltung der 
Produzierenden, die Rücknahme von entfremdeter Herrschaft in Form von 
Kapital und Staat in zivilgesellschaftliche Strukturen sind Kernbegriffe für eı- 
nen Sozialismus des 21. Jahrhunderts. Eine Negation des Kapitalismus kann 
deshalb nıcht primär ın der Theorie, sondern nur als politische Praxis erfol- 
gen, wıe Marx und Engels bereits im Jahre 1846 feststellten: 

„Der Kommunismus ist für uns nicht ein Zustand, der hergestellt werden soll, ein Ideal, wonach 
die Wirklichkeit sich zu richten haben wird. Wir nennen Kommunismus die wirkliche Bewegung, 
welche den jetzigen Zustand aufhebt“ (MEW 3: 35). 

Trotz all ihrer Schwächen war die klassische Arbeiterbewegung eine solche 
„wirkliche Bewegung“. In ihr hatten sich erstmals die Lohnarbeitenden als 
Klasse organisiert, ein Bewusstsein über ihre Möglichkeiten erarbeitet und die 
Herrschenden herausgefordert wie kaum eine andere soziale Bewegung ihrer 


4 Aus gewerkschaftlicher Perspektive z.B. Schneider/Kuda (1968) und v. Oertzen (1976). Mit 
der Vorgeschichte der Räte beschäftigt sich Müller (1985), einen Überblick über die ver- 
schiedenen Rätekonzepte bietet Arnold (1985). 
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Zeit. Trotz ihres vielfachen Scheiterns in den Jahren 1918, 1933 und danach 
müssen wir uns deshalb auf sie beziehen und von ihr lernen, denn ihre Kämp- 
fe stehen in direkter Kontinuität zu heutigen Klassenkämpfen. 
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Marcel van der Linden 


Der Sozialismus der keiner war: 
marxistische Kritiken der Sowjetgesellschaft 


Als die Bolschewiki am 7. November 1917 mit Hilfe der Arbeiter- und Solda- 
tenräte (Sowjets) in Russland die Macht ergriffen, hofften sie, dass andere Re- 
volutionäre, besonders im deutschen Kaiserreich, ihrem Vorbild rasch folgen 
würden. Gemeinsam würden sie eine neue, sozialistische Gesellschaft aufbau- 
en, war Russland doch noch nıcht ausreichend entwickelt, um diesen Weg al- 
leine zu gehen. Den Bolschewiki war bewusst, dass sie dabei waren, eine „Re- 
volution gegen Das Kapital“ durchzuführen, wie es ıhr italienischer Anhänger 
Antonio Gramsci bezeichnete. Hatten doch Karl Marx und Friedrich Engels 
stets betont, für den Aufbau einer nachkapitalistischen Gesellschaftsform als 
„Verein freier Menschen“ seı ein sehr hoher Entwicklungsstand der „materiel- 
len Produktionsbedingungen“ unverzichtbar (MEW 23: 92, 618). Schon früh 
in ihrem politischen Werden hatten sie diesen Ausgangspunkt drastisch for- 
multert: „Entwicklung der Produktivkräfte eine absolute praktische Vorausset- 
zung, weil ohne sie nur der Mangel verallgemeinert, also mit der Notdurft 
auch der Streit um das Notwendige wieder beginnen und die ganze alte Schei- 
ße sich herstellen müßte.“ (MEW 3: 34-35). Die Umwälzung würde darum 
„am raschesten und leichtesten“ in England durchgeführt werden können, wo 
die Produktivkräfte am höchsten entwickelt waren (MEWA4: 374). 

Das Ausbleiben der Revolution in Zentraleuropa zwang die Bolschewiki in die 
Isolation. Sie mussten der neuen Gesellschaft aus eigener Kraft eine Form ge- 
ben. Einer Übergangsperiode, gezeichnet von Bürgerkrieg und teilweiser 
Marktökonomie (der „Neuen Ökonomischen Politik“, NÖP) folgte ab 1929- 
30 eine langwährende Periode zentraler ökonomischer Planung, forcierter In- 
dustrialisierung, Zwangskollektivierung auf dem Land, der Konzentrationslager 
und der politischen Diktatur. Anfangs fielen die ökonomischen Resultate 
spektakulär aus - ein Erfolg der mit Sozialismus wenig, mıt Terror aber eine 
ganze Menge zu tun hatte. Mindestens bis zur Mitte der 1950er Jahre verlief 
die wirtschaftliche Entwicklung der Sowjetunion überaus dynamisch, ungeach- 
tet der enormen Verluste von Menschenleben und industrieller Kapazität als 
Folge des Zweiten Weltkriegs. Danach schrumpfte das ökonomische Wachs- 
tum, Parallel dazu wurde die Zwangsarbeit fast vollständig abgeschafft und mit 
einer ökonomischen „Liberalisierung“ experimentiert. Der Niedergang erwies 
sich jedoch als unaufhaltbar und resultierte ab ungefähr 1980 in einem negatı- 
ven Wachstum und 1991 in der formalen Auflösung des alten Systems. 
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Die Sowjetunion war der erste Versuch, eine nachkapitalistische Gesellschaft 
zu errichten. Für Sozialisten aller Richtungen war es daher eine entscheidende 
Frage, wıe man sich gegenüber diesem Experiment verhalten solle. Viele, vor 
allem orthodoxe Kommunisten, waren lange Zeit der Meinung, dass die 
UdSSR ungeachtet aller Mängel und ungeachtet der Auffassungen des klassi- 
schen Marxismus eine Form des „real existierenden Sozialismus“ bilde. Aber 
daneben gab es andere Linke, die diese Ansicht, teilweise schon im Anfangs- 
stadium der Sowjetunion, nachdrücklich bestritten. Hier geht es mir um diese 
zweite Gruppe von Marxisten. Die Antworten, die diese Kritiker im Lauf der 
Zeit auf die „Russische Frage“ gegeben haben, fielen sehr unterschiedlich aus.' 
In der Periode 1917-1929 hatte die Sowjetunion noch nicht ihre qualitativ 
neue, stalinistische Struktur angenommen. Deshalb herrschte in diesen Jahren 
bei den meisten marxistischen Kritikern noch ein traditioneller Unilinearismus 
vor, demzufolge es eine historisch zwingende Reihenfolge von Gesellschafts- 
formationen gebe: nach dem Feudalismus folge der Kapitalismus und dann 
der Sozialismus. Die nachrevolutionäre Entwicklung wurde deshalb als miss- 
lungener, historisch unmöglicher oder vom Scheitern bedrohter Übergang 
zum Sozialismus analysiert. 

Erst nach den Umwälzungen, die zwischen 1929 und ca. 1935 stattfanden, 
wuchs die Überzeugung, dass in der Sowjetunion ein einzigartiger neuer Ge- 
sellschaftstyp entstanden sei. Drei theoretische Hauptvarianten kamen in den 
1930er und 40er Jahren auf: 1.) Kapitalismus-Theorien und 2.) die Theorie des 
degenerierten Arbeiterstaats, die noch relativ eng an die alte unilineare Abfolge 
anschlossen, sowie 3.) Theorien des bürokratischen Kollektivismus, denen zu- 
folge die Bürokratie als herrschende Klasse eines neuen Typs betrachtet wird. 


Kapitalismus-Theorien 


Grundsätzlich gibt es bei den Anhängern von Kapitalismustheorien zwei Ar- 
gumentationsmöglichkeiten. Entweder wird behauptet, dass die kapitalistische 
Konkurrenz zwischen Unternehmen auch innerhalb der Sowjetunion vorherr- 
schend gewesen sei, oder es wird der Standpunkt vertreten, dass die UdSSR als 
solche ein Kapitalist gewesen sei, der auf dem Weltmarkt mit anderen Kapita- 
listen (des Westens) konkurrierte. 

Der erste Standpunkt hat eine lange Tradition. Sein bekanntester Vertreter war 
der französische Ökonom Charles Bettelheim (1913-2006). Die Grundlagen 
seiner Auffassung hatte Bettelheim bereits 1970 in der kleinen, kompakten 
Studie Calcul &conomique et formes de propriete („Ökonomisches Kalkül 
und Eigentumsformen“) dargelegt. Das monumentale mehrbändige Werk Les 
Juttes de classes en URSS („Die Klassenkämpfe ın der UdSSR“) stellte eine 
weitere Ausarbeitung dieser Studie dar. Bettelheim ging davon aus, dass die 


1 Für eine ausführlichere Darstellung siehe van der Linden (2009). 
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Sowjetunion bis zum Tode Stalins 1953 noch auf dem Wege zum Sozialismus 
gewesen sei, dass aber in den Jahren danach eine Konterrevolution stattgefun- 
den habe. Weil die Kommunisten die Restaurationsgefahr unterschätzt hatten, 
sei die Diktatur des Proletariats auf friedlichem Wege durch eine Diktatur der 
Bourgeoisie ersetzt worden. Dieser Prozess sei mit den ökonomischen Refor- 
men Ende der 1950er Jahre und Mitte der 1960er Jahre vollzogen worden.’ 
Calcul &conomique et formes de propriete enthält die dahinter liegende öko- 
nomische Argumentation, die in drei Punkten zusammengefasst werden kann: 
® Der Kern der kapitalistischen Produktionsverhältnisse wird nach Bettelheim 
von den Unternehmen gebildet, die durch eine doppelte Trennung charakterı- 
siert werden, nämlich „die Trennung der Arbeiter von ihren Produktionsmit- 
teln“ und „die Trennung der einzelnen Unternehmen untereinander. Diese 
doppelte Trennung macht die zentrale Gestalt der kapitalistischen Produkti- 
onsweise aus.” (Bettelheim 1970: 72). 

® Spätestens seit den Reformen von 1965 - als die Sowjetbetriebe eine größere 
Autonomie erhielten - war diese doppelte Trennung wieder eingeführt gewe- 
sen. Über Investitionen entschied nicht mehr der Plan, sondern die Direktion 
des Betriebs. Der Plan war daher kein wirklicher Plan mehr, sondern nur noch 
„Begleiter“ der Marktverhältnisse. 

® Wenn der Markt und nicht der Plan herrscht, ist das Wertgesetz in Ehren 
wieder hergestellt und die Macht liegt nicht mehr bei der Arbeiterklasse. Der 
Plan ist nur noch ein Trugbild tatsächlicher Planung. Während in den Betrie- 
ben die Funktion des Kapitalisten von den Direktoren eingenommen wird, 
hat sich in den Planungsorganen eine Staatsbourgeossie eingenistet (Bettelheim 
1970: 93ff.). 

Der prominenteste Vertreter des zweiten Standpunkts war der britische dissi- 
dente Trotzkist Tony Chff (1917-2000, sein richtiger Name lautete Ygael 
Gluckstein), der seine Theorie bereits 1948 in The Nature of Stalinist Russıa 
(„Der Charakter des stalinistischen Russlands“) ausführte. Nach Cliff hat sich 
die Sowjetbürokratie schon etwa 1930 in eine Bourgeoisie verwandelt. Seit die- 
ser Zeit wäre alles daran gesetzt worden, die Industrialisierung voranzutreiben 
und Kapital zu akkumulieren - eine Begleiterscheinung sei die Entstehung ei- 
nes umfangreichen Proletariats gewesen. Der sich entwickelnde Staatskapita- 
lismus repräsentierte für Cliff ein höheres Entwicklungsstadium als der westli- 
che Kapitalismus. Er bezeichnete die UdSSR als „die äußerste Grenze, bis zu 
der sich der Kapitalismus theoretisch entwickeln kann“ und als „eine Über- 
gangsstufe zum Sozialismus diesseits der sozialistischen Revolution“ (Cliff 
1975: 92). Dieser Staatskapitalismus hätte ein allumfassendes System gebildet. 


2 Später revidierte Bettelheim diese Auffassung. Anfang der 1980er Jahre verteidigte er die Auf- 
fassung, dass die Oktoberrevolution nicht proletarisch gewesen war, und dass der Prozess der 
kapitalistischen Restauration bereits 1917 begonnen hatte (Bettelheim 1982: 14). 
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Die Unternehmen hätten keine selbständigen ökonomischen Einheiten darge- 
stellt, wie Bettelheim behauptete, sondern Teile des einen großen Sowjetkapi- 
tals. Die Arbeitsteilung innerhalb eines Betriebes hätte sich nur graduell von 
der Arbeitsteilung zwischen den Betrieben unterschieden, denn faktisch wäre 
die Sowjetunion ein einziges großes kapitalistisches Unternehmen gewesen. 
Diesem Unternehmen sei ein Kollektiv von Kapitalisten (die Spitze der Bürokra- 
tie) vorgestanden, das naturgemäß danach getrachtet hätte, ihren Betrieb so 
planmäßig wie möglich zu managen. Deshalb seien die Mehrjahrespläne, die Re- 
formen und andere wirtschaftliche Instrumente notwendig gewesen. Von ihrem 
Inneren her betrachtet hätte die Sowjetunion also „einfach“ eine dıiktatorisch ge- 
führte Planökonomie abgegeben. Erst über die Beziehung mit anderen kapitalis- 
tischen Unternehmen, d.h. über den Weltmarkt, sei deutlich geworden, dass „der 
Betrieb Sowjetunion“ ein kapitalistisches Unternehmen darstellte. Die Sowjetunion 
hätte sich als Kapital über die Konkurrenz nach außen hin konstituiert. 

Beide Argumentationen erscheinen mir nicht stichhaltig. Die konkurrenzkapı- 
talistische Argumentation übersieht, dass aus marxistischer Sicht eine be- 
stimmte Gesellschaft erst dann als kapitalistisch charakterisiert werden kann, 
wenn gezeigt wird, dass diese Gesellschaft dem zentralen Bewegungsgesetz des 
Kapitalismus unterworfen ist: dem Wertgesetz. Bettelheim umschifft diesen 
Punkt jedoch, indem er nicht die Frage der Produktionsweise insgesamt, son- 
dern die Unternehmen und deren Beziehungen untereinander in den Mittel- 
punkt stellt. Analytisch werden dadurch die Dinge auf den Kopf gestellt, denn 
die Folge (Bestimmung der Produktion durch Unternehmer) wird ohne weite- 
res gleichgesetzt mit der Ursache (Kapitalismus). Dieser Kunstgriff geht einher 
mit der Behauptung, dass die Betriebe in der Sowjetunion voneinander ge- 
trennt gewesen seien, oder - mit anderen Worten - in einem Marktverhältnis 
zueinander gestanden hätten. Diese Behauptung steht jedoch im Gegensatz zu 
den Tatsachen. Auch nach den Reformen von 1965 konnte das einzelne Un- 
ternehmen nicht selbständig die Preise, die Löhne, die Art der herzustellenden 
Produkte und dergleichen festsetzen. Die Produktionsmittel hatten keinen 
Warencharakter, konnten nicht frei gehandelt werden und zirkulierten daher 
auch nicht auf kapitalistische Weise. Die Reformen bedeuteten nicht, dass der 
Gewinn die treibende Kraft des ökonomischen Wachstums geworden war. Es 
bestand keine echte Konkurrenz im kapitalistischen Sınn des Wortes. Schließ- 
lich stellt sich auch noch die Frage, worin den nun eigentlich der wesentliche 
Unterschied zwischen der stalinistischen („sozialistischen”) und der poststali- 
nistischen („kapitalistischen“) Phase liegen soll. An welchem Kriterium kann 
man ermessen, dass ein Umschlag stattgefunden hat? Woran ist zu ersehen, ob 
sich der Staat in den Händen der arbeitenden Klasse befindet oder in den 
Händen von Funktionären und Verwaltern? Bettelheim urteilte, dass dies aus 
der politischen Linie, der gefolgt wird, abzuleiten sei. Es gibt also nach Bettel- 
heim, wie einer seiner Kritiker konstatierte, „kein Kriterrum“, „um zu beurtei- 
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len, ob das Proletariat an der Macht ist oder nicht, abgesehen von der Politik, 
die von der Regierung und der Partei bestimmt wird“ (Sweezy in: Sweezy/Bet- 
telheim 1971: 49). Die Arbeiterklasse selbst spielt in dieser Argumentation of- 
fensichtlich keine bedeutende Rolle. Sie lässt sich ohne Widerstand in ein ka- 
pitalistisches System zurückführen. 

Die staatskapitalistische Argumentation hat es mit einem anderen Problem zu 
tun. Die UdSSR hat nur in sehr beschränktem Maße auf dem Weltmarkt kon- 
kurriert. Es gab sogar eine Periode in der Geschichte des Stalinismus, in der 
fast gar nicht exportiert wurde. Daher drängt sich die Frage auf, ob es noch 
sinnvoll erscheint, das Sowjet-Staatskapital „Kapital“ zu nennen. In Marx“ Kri- 
tik der politisches Ökonomie wird Konkurrenz als das Wesensmerkmal des 
Kapitals bezeichnet, das direkt aus dem Wertgesetz hervorgeht (MEW 42: 550, 
MEW 25: 47). Cliff versuchte diesen auf der Hand liegenden Gegensatz da- 
durch zu entkräften, indem er behauptete, der Wettkampf zwischen der UdSSR 
und dem Rest der Welt erfolge nicht über Waren sondern über Gebrauchswerte 
in der Form von Waffen. Der Rüstungswettlauf war für Cliff die Form, in der die 
Konkurrenz zwischen Sowjetkapital und westlichem Kapital Gestalt annahm: 
„Da die internationale Konkurrenz vorwiegend militärische Form annimmt, äu- 
ßert sich das Wertgesetz praktisch in seinem Gegenteil, nämlich als Streben nach 
Gebrauchswerten.” (Cliff 1975: 133). Es ist offensichtlich, dass Chff in diesem 
entscheidenden Punkt mit der marxistischen Wertlehre brach. Jedes Kapital will 
doch seinen produzierten Wert dadurch realisieren, indem es seine Produkte ver- 
kauft, und das ist nicht möglich, wenn es die hervorgebrachten Waren nur sehen 
lässt oder vernichtet, wie das bei Waffen der Fall ist. 


Theorie des degenerierten Arbeiterstaates 


Die Theorie des „degenerierten Arbeiterstaats“ wurde von Leo Trotzki (1879- 
1940) entwickelt, jenem russischen Revolutionär, der in den 1920er Jahren von 
Stalin politisch ausgeschaltet und im Exil 1940 in Mexiko ermordet wurde. 
1936 vollendete Trotzki sein Buch „Was ist die Sowjetunion und wohin treibt 
sie?“, das unter dem Über-Titel Verratene Revolution veröffentlicht wurde. 
Trotzki betrachtete das Sowjetregime nicht als sozialistisch, sondern als „ein 
Vorbereitungs- oder Übergangsregime zwischen Kapitalismus und Sozialismus“ 
(Trotzki 1988a: 737). Deshalb kombiniere der Sowjetstaat bürgerliche und so- 
zualistische Elemente und habe einen „doppelten Charakter“: „Er ist sozialis- 
tisch, soweit er das vergesellschaftete Eigentum an den Produktionsmitteln 
schützt, und er ist bürgerlich, soweit die Verteilung der Konsumgüter mit Hil- 
fe des Geldes, des kapitalistischen Wertmessers, erfolgt, mit allen daraus resul- 
tierenden Folgen.“ (Ebd.: 746). Da im produktiven Bereich sozialistische 
Merkmale vorherrschen würden (Planwirtschaft, Staatsmonopol beim Außen- 
handel) und dies der einzige Grund sei, warum laut Trotzki noch sinnvoll ü- 
ber einen Arbeiterstaat gesprochen werden könne, wäre die Bürokratie per de- 
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finitionem nicht im produktiven Bereich verwurzelt. Sie vermöge sich aus- 
schließlich in der Distributionssphäre zu behaupten, wo Mangel und daher 
bürgerliche Verteilungsnormen herrschten. „Grundlage des bürokratischen 
Kommunismus ist die Armut der Gesellschaft an Konsumgütern mit dem dar- 
aus entstehenden Kampf aller gegen alle. Wenn genug Waren im Laden sind, 
können die Käufer kommen, wann sie wollen. Wird die Schlange sehr lang, 
muß ein Polizist für Ordnung sorgen. Das ist der Ausgangspunkt für die 
Macht der Sowjetbürokratie. Sie ‚weiß’, wem sie zu geben und wer zu warten 
hat.“ (Ebd.: 810). In jenem Maße, in dem in einem nachrevolutionären Land 
die Produktivkräfte geringer entwickelt seien, würde das gesellschaftliche Ge- 
wicht der Bürokratie größer werden. Es liegt auf der Hand, dass eine solche 
Bürokratie sich selbst privilegiert. „Wer Güter verteilt, ist noch nie zu kurz ge- 
kommen. So erwächst aus dem sozialen Bedürfnis ein Organ, das über die ge- 
sellschaftlich notwendigen Funktionen weit hinausgeht, zu einem selbständi- 
gen Faktor und damit zur Quelle großer Gefahren für den gesamten sozialen 
Organismus wird.“ (Ebd.: 811). In keiner anderen historischen Situation habe 
die Bürokratie eine so weitgehende Unabhängigkeit von der herrschenden 
Klasse (dem Proletariat) erhalten. Aufgrund der Isolierung der Sowjetunion, 
analysierte Trotzki, hätte sich eine fundamental andere Entwicklung nicht er- 
geben können. Selbst Lenin hätte die Degeneration nur ein wenig verlangsa- 
men können, mehr aber auch nicht. „Das bleierne Hinterteil der Bürokratie 
wog schwerer als der Kopf der Revolution.“ (Ebd.: 789). 

Da aber Planwirtschaft und Arbeiterdemokratie unverbrüchlich mit einander 
verbunden sind, könne es nicht lange dauern bis die Planwirtschaft durch den 
Mangel an Demokratie untergraben wurde. Deshalb könne die bürokratische 
„Entartung“ nur eine kurzfristige Erscheinung bedeuten. 1939 sprach Trotzki 
daher auch nur von zwei möglichen Resultaten des Weltkriegs: entweder käme 
es zum Sturz der Bürokratie und zur Wiedergeburt der sowjetischen Demokra- 
tie auf einer wesentlich höheren ökonomischen und kulturellen Basis als 1918, 
oder „Der monopolistische Kapitalismus fault weiter, verwächst enger mit dem 
Staat, und die Demokratie, soweit sie sich noch erhalten hat, wird durch ein 
totalitäres Regime ersetzt.“ (Trotzki 1988b: 1280). Entweder würde die Arbei- 
terklasse siegen oder es würde zu einer Konterrevolution kommen, die die sta- 
linistische Bürokratie zu einer neuen herrschenden Klasse umformen würde. 
Einen Zwischenweg sah Trotzki nicht. 

Trotzkis Erwartung, die bürokratische Diktatur ın der Sowjetunion werde sehr 
bald zusammenbrechen, hat sich bekanntermaßen nicht bewahrheitet. Nach 
dessen Tod entfernten Trotzkıs Anhänger deshalb die Zeitperspektive aus der 
Analyse. Ernest Mandel (1923-95), Trotzkis vielseitigster Nachfolger, schrieb 
deshalb z.B. vierzig Jahre später: „In historischem Maßstab bleibt das Problem 
so wie es Trotzki 1939 formulierte. Aber der zeitliche Maßstab war verkehrt. 
Darum ist eine dazwischen liegende Variante entstanden, die erklärt, warum 


das 1939 aufgetretene Dilemma noch nicht von der Geschichte aufgelöst wur- 
de.“ (Mandel 1980: 62). 

Auch die trotzkistische Theorie kennt grundsätzliche Schwächen. An erster 
Stelle steht die Frage nach der Befristung des bürokratischen Phänomens. 
Trotzkis Überlegung war in sich logisch: Die russische Arbeiterklasse würde, 
den Sieg von 1917 noch frisch im Gedächtnis, den elitären Auswuchs, der die 
Früchte des revolutionäres Bemühens zu rauben trachtete, wieder beseitigen. 
Die Logik von Trotzkis Argumentation wurde jedoch von seinen späteren 
Anhängern entkräftet, denn die konkreten (und Marx entsprechenden) Erwä- 
gungen, die den Verfasser von Verratene Revolution zu seiner Auffassung 
brachten, wurden jetzt stillschweigend eliminiert und durch einen abstrakten 
„zeitlichen Rahmen“ ersetzt. 

Eine zweite Schwierigkeit liegt in der Trennung, welche die Theorie des dege- 
nerierten Arbeiterstaats zwischen der produktiven und der distributiven Sphäre 
vornimmt. Dies steht im Widerspruch zu Marx, der stets betonte, dass auch 
die Produktionssphäre eine Distribution einschließt, weshalb Produktion ohne 
Distribution eine „leere Abstraktion“ sei (MEW 42: 31). 

Ein drittes Problem ıst der Umstand, dass Trotzki der Bürokratie nur eine 
distributive und parasitäre Funktion zuschrieb und damit bestritt, dass diese 
Schicht in der produktiven Sphäre verwurzelt sein könnte. Diese Auffassung 
ist m.E. unhaltbar, weil die Sowjetbürokratie die Betriebe und damit die Pro- 
duktionsprozesse leitete. Solche koordinierende Arbeit ist, wie Marx wusste, 
„eine produktive Arbeit, die verrichtet werden muß in jeder kombinierten 
Produktionsweise“ (MEW 25: 397). Das sowjetische Betriebsmanagement be- 
saß einen Doppelcharakter: einerseits war es bemüht die Produktion zu orga- 
nisieren und andererseits verkörperte es damit gleichzeitig die Unterdrückung 
der ArbeiterInnen. 

Ein letztes Problem ist logischer Natur. Es besteht in der Trennung der politi- 
schen von der ökonomischen Sphäre. Weil die Arbeiterklasse aus trotzkisti- 
scher Sicht ökonomisch die herrschende Klasse war, politisch aber völlig 
machtlos, war eine solche Trennung konsequent. Aber gerade ın einer Plan- 
wirtschaft sind politische und ökonomische Macht eigentlich nicht voneinan- 
der zu trennen. Wer den Plan formuliert und damit die politische Macht hat, 
der beherrscht selbstverständlich auch die Ökonomie. 


Theorien des bürokratischen Kollektivismus 


Der Gedanke, dass sich die Sowjetunion zu einer von Marx nicht vorgesehe- 
nen Produktionsweise mit einer Bürokratie als neuer herrschender Klasse ent- 
wickelt hatte, wurde 1939 ausführlich von dem Italiener Bruno Rizzi (1901-85) 
zu Papier gebracht.’ In seinem Buch La bureaucratisation du monde („Die 


3 Das Buch wurde wegen einiger eindeutig antisemitischen Passagen (insbesondere Rizzi 1939: 
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Bürokratisierung der Welt“), versuchte Rızzi die schnell voranschreitenden in- 
ternationalen Entwicklungen der damaligen Zeit (das konterrevolutionäre Auf- 
treten der Stalinisten ın der Sowjetunion und in Spanien, der Aufmarsch des 
Faschismus, der „New Deal“ in den USA, die Kriegsgefahr) mit der These zu 
erklären, zwischen Kapitalismus und Sozialismus gäbe es noch eine lange wäh- 
rende historische Phase, die er als „bürokratischen Kollektivismus“ bezeichne- 
te. Dieses neue System habe sich bereits in der Sowjetunion, Italien, Deutsch- 
land, Japan und in einigen kleineren Ländern etabliert. Kennzeichen dieses 
Systems waren laut Rizzi unter anderen die folgenden: 

© Die Staatsbürokratie besitzt insgesamt die Produktionsmittel und den gesell- 
schaftlichen Reichtum. Sie ist deshalb eine kollektive, herrschende Klasse im 
Gegensatz zur Bourgeoisie, die aus einzelnen Ausbeutern besteht: „Die Aus- 
beutung verlässt die Domäne des Einzelnen und geht über in die Domäne der 
Klasse.“ (Rızzi 1939: 46) 

® Die Ausbeutung ıst Sache des Staatsapparates, der gleichzeitig die Unterdrü- 
ckung organisiert. Politische und ökonomische Macht sınd also miteinander 
verschmolzen. 

® Die Arbeitskräfte werden nicht mehr von Kapitalisten gekauft, sondern vom 
Staat monopolisiert. Die Höhe der Löhne wird durch den Plan bestimmt, d.h. 
von den Spitzen der Bürokratie. Es ist darum unrichtig, die Arbeiter noch wei- 
terhin „frei“ zu nennen (in der Definition von Karl Marx: frei von Produkti- 
onsmitteln und frei von persönlicher Abhängigkeit). Die Arbeiter gleichen 
vielmehr Sklaven, jedoch mit einem wesentlichen Unterschied: die russischen 
Arbeiter dürfen Kriegsdienst leisten - ein „Vorrecht“, das den Sklaven im Al- 
tertum nicht zuteil wurde. 

Nach Rızzi gab es andere Theoretiker die mehr oder wenig ähnliche Gedanken 
äußerten, wie der Amerikaner James Burnham (1905-87) und der Jugoslawe 
Milovan Djilas (1911-95). Eine wirkliche Wiederbelebung des Gedankens vom 
bürokratischen Kollektivismus fand jedoch erst Ende der 1960er Jahre statt. 
1967 wurde ein Teil von La bureaucratisation du monde in italienischer Spra- 
che erneut veröffentlicht. Ungefähr zur selben Zeit nahm der italienische So- 
ziologe Antonio Carlo (geb. 1941) Rızzis Gedankengang kritisch auf. Carlo 
war im Gegensatz zu Rızzi nicht der Meinung, die Bürokratie sei ein homoge- 
ner und monolithischer Block. Ebenso wenig sah er im bürokratischen Kol- 
lektivismus eine universelle historische Tendenz. In seiner 1971 erschienenen 
Abhandlung La natura socio-economica dell’Ürss („Der sozialökonomische 
Charakter der UdSSR“) betont Carlo vor allem die Entstehungsvoraussetzun- 
gen und die inneren Widersprüche der unterstellten neuen Klassengesellschaft. 
Im Zentrum stand dabei die Auffassung, eine bürokratisch-kollektivistische 
Gesellschaft könne nur ın Ländern entstehen, in denen die Produktivkräfte wenig 
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entwickelt seien. Zwar mag das System auch höher entwickelten Ländern aufge- 
zwungen werden (wie in der DDR und der Tschechoslowakei nach dem Krieg), 
aber dies führe binnen kurzer Zeit unvermeidlich zu ernsten Krisen. Denn nur in 
einem unterentwickelten gesellschaftlichen Milieu sei bürokratische Planung ef- 
fektiv möglich. Sobald die Produktivkräfte sich höher entwickelten und ein Ni- 
veau erreichten, das mit dem heutigen entwickelten Kapitalismus vergleichbar 
sei, wäre die bürokratische Planung nicht mehr zu handhaben. 

In der Sowjetunion habe sich dies laut Carlo deutlich erwiesen. Am Anfang 
der bürokratischen Planung (beim ersten Fünfjahresplan) sei dıe Anzahl an 
Faktoren, die beachtet werden mussten, noch recht gering gewesen. Aber 
schon beim zweiten Fünfjahresplan seien die Planer mit Schwierigkeiten kon- 
frontiert worden, weil der durch den ersten Fünfjahresplan realisierte Auftrieb 
der Produktivkräfte zu einer enormen Ausweitung von Details und Bedingun- 
gen geführt hätte. „Mag auch die geplante Industrialisierung eines armen, 
vorwiegend agrarischen Landes bewusst auf die Erzeugung einer begrenzten 
Anzahl von Industrieprodukten im Bereich des Primärsektors ausgerichtet 
sein, so stellen sich doch unmittelbar nach dem ersten Entwicklungsschritt 
Probleme der Auffächerung und der Vervielfältigung, insbesondere im Bereich 
des Transports, der Instandhaltung, der Lagerung und der Verteilung.“ (Carlo 
1972: 67). Gerade durch die Realisierung der früheren Planziele sei die Ge- 
samtstruktur der Ökonomie immer komplizierter geworden. „So erklärt sich, 
wieso auf einer bestimmten Entwicklungsstufe der Planwirtschaft eine derartige 
Häufung von Berechnungsproblemen auftritt, dass das Problem der Über- 
schaubarkeit, des Kalküls, an die oberste Stelle tritt“ (ebd.). In dem Maße, in 
dem die inneren Spannungen der bürokratischen Ökonomie anwüchsen, gera- 
te der Plan zunehmend zu einem Anachronismus: dies sei die spezifische 
Form, in der der Widerspruch zwischen Produktivkräften und Produktions- 
verhältnissen ım bürokratischen Kollektivismus in den Vordergrund träte. Sei 
das System einmal an diesem Punkt angelangt, so Carlo, dann blieben theore- 
tisch nur noch zwei Möglichkeiten: „[E]ntweder die Rückkehr zu einer markt- 
orientierten Produktion, in welcher sich die Berechnungsprobleme der Pla- 
nungsbürokraten ‚automatisch’ lösen würden - oder eine echte sozialistische 
Wirtschaftsplanung“ (ebd.: 69). 

Die Theorien des bürokratischen Kollektivismus gehen von einer neuartigen 
(nachkapitalistischen oder dem Kapitalismus parallelen) Klassengesellschaft 
aus, die dem Marxschen Denken ım Grunde fremd war. Sie verwenden auch 
einen Klassenbegriff, der nur schwer mit einer traditionellen marzistischen He- 
rangehensweise in Einklang gebracht werden kann. Ein zentraler Marxscher 
Gedanke lautet bekanntlich, dass die Interessen der herrschenden Klasse zu- 
sammenfallen mit der Logik des sozial-ökonomischen Systems. Die Bourgeoi- 
sie entfaltet den Kapitalismus, um ihre eigenen Interessen zu verteidigen. 
Selbstverständlich entstehen dabei auch ökonomische Krisen (weil das System 
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anarchisch funktioniert), aber diese Krisen sind zeitlich beschränkt - falls die 
Arbeiterklasse sich disziplinieren lässt - und verstärken letztendlich das System 
als Ganzes. In der Sowjetunion dagegen behinderte die Bürokratie das sozial- 
ökonomische System, indem sie eigenen Interessen nachging. Eines der wich- 
tigsten Kennzeichen der Sowjetunion war gerade die Unmöglichkeit, das mate- 
rielle Eigeninteresse der Bürokratie mit einem optimalen ökonomischen 
Wachstum und den Notwendigkeiten der Planung zu vereinbaren. Die Folge 
war eine Krise in Permanenz. 

Zweitens: Wenn man die Bürokratie als herrschende Klasse kennzeichnet, 
kommt man zu der Folgerung, dass wir es erstmals in der Geschichte mit einer 
herrschenden Klasse, die nicht als Klasse vor dem Antritt ihrer Herrschaft exıs- 
tierte, zu tun haben. Die neue herrschende Klasse wäre nach der Oktoberrevo- 
lution fast aus dem Nichts entstanden und erst in dem Moment eine Klasse 
geworden, als sie die Macht eroberte. Dies steht selbstverständlich in völligem 
Gegensatz zur Marxschen Auffassung, Revolutionen würden Klassen und de- 
ren wechselseitige Machtverhältnisse ändern, aber nicht neu erschaffen. 
Drittens: Die Bürokratie ist stets eine organisatorische Form, die von der herr- 
schenden Klasse gebraucht wird. Deshalb ist, wie einige Anhänger der Theorie 
des bürokratischen Kollektivismus festgestellt haben (z.B. Fantham u. Macho- 
ver 1979), die Bürokratie im Kapitalismus keine Klasse. Natürlich kann sich 
eine solche organisatorische Form im Falle einer fehlenden herrschenden Klas- 
se verselbständigen, aber damit wird sie höchstens zum Klassenersatz (eine 
Quasi-Klasse), aber nicht zur Klasse im traditionellen Sinne. 

Aus marxistischer Sicht gesehen gibt es angesichts dieser Erwägungen zwei 
Möglichkeiten: Entweder kommt man zu der Folgerung, dass die Bürokratie 
keine herrschende Klasse ist (aber eine Elite anderer Art) oder man betreibt 
eine groß angelegte Revision der Geschichtstheorie. 


Andere Ansätze 


Die Kritik an den klassischen Auffassungen über die Sowjetunion führt zu die- 
sen vorläufigen Ergebnissen: 

© Innerhalb des traditionellen Marxismus ist es nicht sinnvoll, die bürokrati- 
sche Elite als eine herrschende Klasse zu bezeichnen (ungeachtet der Frage, ob 
es sich um eine Bourgeoisie oder eine andeısgeartete Klasse handelte). Eine 
solche Bezeichnung führt zu schwerwiegenden theoretischen Widersprüchen. 

© Obwohl die bürokratische Elite keine Klasse war, versuchte sıe als eine sol- 
che zu handeln. Durch ihre innere Beschaffenheit als Bürokratie gelang ihr das 
nur unzureichend und sie verlor immer mehr ihren Zugriff auf die gesellschaft- 
liche Produktion. Dies äußerte sich in einer kontinuierlich wachsenden öko- 
nomischen Krise. 

® Die Arbeiterschaft wurde politisch unterdrückt und konnte auf ökonomi- 
schem Gebiet keinen positiven Finfluss nehmen auf Umfang, Richtung und 
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Verwendung der gesellschaftlichen Produktion (sie wurde also ausgebeutet im 
strikten Sinne). 

© Das bürokratische Prinzip durchzog die gesamte politische und ökonomische 
Sphäre. Dadurch gab es keine reale gesamtgesellschaftliche Planung, sondern nur 
eine pervertierte Form davon („Quasi-Planung“). Infolgedessen waren auch die 
Verteilungsnormen nicht mehr rein bürgerlich, sondern bestanden in einer 
Kombination monetärer und nicht-monetärer Instrumente. (Hinzu kam, dass die 
Arbeiterschaft nicht mehr aus Lohnarbeitern im strikten Sinne bestand.) 

Mit diesen Schlussfolgerungen können zwei wesentliche politische Aussagen 
verbunden werden: 

© Die Sowjetgesellschaft kann nicht als eine Klassengesellschaft im traditionell 
marxistischen Sinne charakterisiert werden (wie Kapitalismus oder Feudalis- 
mus). Vielmehr handelte es sich um eine neue Gesellschaftsformation, die 
nicht in die alten Schemata passt. 

® In der Sowjetgesellschaft wäre eine Umwälzung erforderlich gewesen, die 
nicht mit dem Adjektiv „politisch” beschrieben werden kann (wie es die The- 
orie des degenerierten Arbeiterstaates besagt). Der notwendige Umsturz hätte 
in mehr als nur einem politischen Akt bestanden, weil sich die Beseitigung der 
Bürokratie auf die gesamte ökonomische Sphäre ausgewirkt hätte. 

Etwa 1970 entstand innerhalb der marxistischen Debatte noch eine vierte 
Strömung, die auf Mängel der klassischen Herangehensweise hinwies und eine 
Alternative außerhalb der gestanzten Begriffe zu entwickeln versuchte. Mehrere 
Autoren versuchten die Sowjetunion als Kombination verschiedener ökono- 
mischer und politischer Elemente (Kapitalismus, Sozialismus, Bürokratie) zu 
verstehen (z.B. Naville 1970; Garcia Casals 1980). 

Viel Aufsehen erregte eine Zeitlang die Theorie, die der ehemalige Studenten- 
führer Rudi Dutschke (1940-79) in seiner Dissertation und einigen späteren 
Artikeln vorstellte. Dutschke sah in der „asiatischen Produktionsweise“ das 
beste analytische Instrument, um die Geschichte Russlands und der Sowjet- 
union zu entschlüsseln. Wie schon vorher der deutsch-amerikanische Sinologe 
Karl August Wittfogel sah Dutschke den Beginn der „Asiatisierung“ Russlands 
in der Eroberung durch die Tataren im dreizehnten Jahrhundert. Seit dieser 
Zeit habe sich das Land mehr und mehr von Europa entfernt. Das vorrevolu- 
tıonäre Russland charakterisierte Dutschke als eine „halb-asiatische Produkti- 
onsweise“ (Dutschke 1974: 55), die unter verschiedenen historischen Umstän- 
den feudale oder auch kapitalistischen Züge aufweisen könne, sich dessen un- 
geachtet aber nicht wesentlich verändere. Der Stalinismus war nichts anderes 
als ein „asiatischer Despotismus“ auf neuem und höherem Niveau als der vor- 
hergegangene Zarismus (Dutsche 1977). Mit allen „asiatischen Tricks“ konsoli- 
dierte die neue herrschende Klasse ihre Machtposition. Der so entstandene asia- 
tische Imperialismus war tendenziell aggressiv, weil er über Expansion seine inne- 
ren Schwächen teilweise aufheben konnte (Berkhahn/Dutschke 1977: 82), 
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Der DDR-Oppostionelle Rudolf Bahro (1935-97), dessen 1977 veröffentlichtes 
Buch Die Alternative zu einer außergewöhnlichen internationalen Diskussion 
geführt hat (z.B. Wolter 1978), ging ebenfalls davon aus, dass die Sowjetgesell- 
schaft als nicht-kapitalistischer Industrialisierungsversuch auf asiatischer Grund- 
lage analysiert werden muss. Die historische „Aufgabe“ der Oktoberrevolution 
sei „die schnelle Entwicklung Russlands auf einem nichtkapitalistischen Weg“ 
gewesen (Bahro 1977: 58). Dem Staat sei dabei als „Zuchtmeister der Gesell 
schaft für ihre technische und soziale Mobilisierung, eine besonders wichtige 
Rolle zugefallen“ (ebd.: 150). Der Staat hätte also die Funktion einer herrschen- 
den Klasse erfüllt ohne mit ihr identisch zu sein. „Alles in allem war der Sowjet- 
staat, mit der Partei als Kern, nicht der Stellvertreter einer mit ihrer eigenständı- 
gen Machtausübung überforderten Arbeiterklasse, sondern der außerordentliche 
Stellvertreter (nicht natürlich Platzhalter!) einer Ausbeuterklasse.“ (Ebd.: 156). 
Auch für Bahro ist die Sowjetunion durch ihr asiatisches Erbe bestimmt. Das 
zaristische Russland begreift er vorwiegend als agrarischen Despotismus, das 
heißt als Agrarland mit einer asiatischen Produktionsweise. Innerhalb dieses 
Zusammenhangs bestünden weiterhin feudale Gesellschaftsverhältnisse - die 
auch nach der Bauernbefreiung von 1861 noch lange nicht völlig beseitigt 
worden seien - und kapitalistische Verhältnisse vor allem in den Städten. Mit 
dem Fortschreiten der Industrialisierung wäre auch allmählich die Notwendig- 
keit der asiatischen Despotie verschwunden und es hätte sich dieselbe histori- 
sche Möglichkeit geboten, zum Sozialismus überzugehen wie im hochentwi- 
ckelten Kapitalismus. In beiden Gesellschaftsformen sei eine Umwälzung, die 
mit den alten Formen und Gedanken bricht, erforderlich. 

Insbesondere die Betonung, die Dutschke und Bahro auf den Zusammenhang 
zwischen dem osteuropäischen Despotismus und der asiatischen Produktı- 
onsweise legten, hat zu Kritik geführt. Es ist nicht nur falsch, alle Gesell- 
schaftsformationen in Afrika, Asien und im präkolumbianischen Amerika in 
die asiatische Produktionsweise einzureihen (Spohn 1978), vor allem aber 
kannte das zaristische Russland diese Produktionsweise gar nicht (Kössler 
1979). Die auffällige Kontinuität zwischen dem starken Staatsapparat des Zaris- 
mus und Stalins und seiner Nachfolger kann jedoch nicht geleugnet werden. 

Die wohl wichtigsten Beiträge zur Theonebildung über die Sowjetunion 
stammen jedoch von dem britischen Marxisten Hillel Ticktin (geb. 1937). Seit 
1973 hat er in der von ihm gegründeten Zeitschrift Critique eine Reihe von 
Artikeln publiziert, die nicht nur theoretisch bahnbrechend waren, sondern 
auch empirisch solide fundiert. Ebenso wie Campeanu meint Ticktin, die 
Sowjetgesellschaft bilde ein Nicht-System. Von einer Planwirtschaft kann laut 
Ticktin keine Rede sein. Eher würden die osteuropäischen Gesellschaften ein 
instabiles Gebäude mit einander wechselseitig ausschließender gesellschaftli- 
cher Dynamik bilden. Der ökonomische Prozess würde administrativ und re- 
aktiv koordiniert, ohne dass die Führung die Gesamtheit des Geschehens ın 


Der Sozialismus, der keiner war: marxistische Kritiken der Sowjetgesellschaft 319 


den Griff bekommen könnte, „[E]ine organisierte oder administrierte Wirt- 
schaft, deren größter Teil von niemandem kontrolliert wird“ (Ticktin 1981: 
15). In dem Maße, in dem die Wirtschaft komplizierter würde, nehme auch 
die Unübersichtlichkeit für die Elite zu. „Je intensiver und komplexer eine 
Wirtschaft ist, umso länger ıst die jeweilige Befehlskette. Die Wirtschaft ist 
dementsprechend für die Administratoren weniger durchschaubar und ent- 
sprechend größer sind die entstehenden Verzerrungen und deren entsprechen- 
de Bedeutung.“ (Ebd.). 

Da die Sowjetgesellschaft bis in alle Poren bürokratisiert seı, gelte sie auch als 
vollkommen zersplittert. Die Arbeiter würden durch das Fehlen autonomer 
Organisationen individualisiert. Und auch innerhalb der Elite sei ein jeder auf 
sich selbst angewiesen und gezwungen, fortwährend die eigene Position zu ver- 
teidigen. Zugleich führe die Elite als ganzes auch einen Kampf, um sich selbst 
zu erhalten und zu reproduzieren. Zersplitterung und fehlende Planung hätten 
dazu geführt, dass die Produktion im Sowjetsystem völlig unzuverlässig verlau- 
fe. Ein Teil der Produktion weise eine so geringe Qualität auf, dass er schlicht 
nicht zu gebrauchen sei. Ein anderer Teil wäre zwar zu gebrauchen, aber auf- 
grund von Maschinenschäden, dem Fehlen von Ersatzteilen oder aus anderen 
Gründen die beständige Ursache zusätzlicher Kosten. Ein dritter Teil der Pro- 
duktion würde zwar Verwendung finden, aber so behandelt, dass er ebenfalls 
nicht mehr zu gebrauchen sei. Während ım Kapitalismus der gesellschaftliche 
Widerspruch in der Ware zum Ausdruck käme, äußere sich dieser Wider- 
spruch in der UdSSR im Gebrauchswert (ebd.: 49). Keine einzelne Gruppe 
und kein einzelner Mensch könne daher auch nur annähernd voraussagen, 
was produziert werde, wıe viel produziert werde oder was mit den Produkten 
geschehe. Die Elite sei daher keine Klasse, sondern „eine soziale Gruppe, die 
an der Ausbeutung der direkten Produzenten beteiligt ist und das abgeprefste 
Mehrprodukt teilweise kontrolliert” (Ticktin 1978: 55). Andererseits verfüge 
der Arbeiter teilweise über seine eigene Arbeitskraft. „Als Gegenleistung für das 
Fehlen der Arbeitermacht oder - das würde die Alternative sein - eines wirkli- 
chen Arbeitsmarktes werden den Arbeitern bei der Verrichtung ihrer Aufgaben 
größere Freiheiten zugestanden als unter kapitalistischen Verhältnissen. Dem- 
entsprechend kann er langsamer oder schlechter arbeiten, als es unter anderen 
Umständen der Fall wäre.” (Ticktin 1981: 53). 

Die relativ große individuelle Autonomie der Arbeiter und die beschränkte 
Macht der Elite hatten nach Ticktin eines gemeinsam: ein äußerst instabiles 
Gleichgewicht der sozialen Kräfte. Die UdSSR würde deshalb, kurzum gesagt, 
in einer permanenten Krise leben. Ticktin betonte daher immer wieder, nur 
die Arbeiter würden das System stürzen können. Sehr konsequent sah er den 
Zusammenbruch der UdSSR dann auch nicht als einen Übergang zum Kapita- 
lısmus, würde es hierfür doch der Zustimmung der Arbeiter benötigen. Nur 
wenn die Arbeiter eine konkrete Aussicht auf einen höheren Lebensstandard 
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hätten, sei dies denkbar. Für die ostdeutschen Arbeiter hätte sich die Mög- 
lichkeit geboten, „einfach die Grenze nach Westdeutschland zu überschrei- 
ten“, nıcht aber für die sowjetischen Arbeiter (Ticktin 1992: 172). 


Vorläufige Ergebnisse 


Das skizzierte breite Spektrum von Standpunkten lässt vermuten, dass sich der 
kritische Marxismus schon seit Jahrzehnten im Zustand der Verwirrung über 
die nach der Oktoberumwälzung entstandene Gesellschaft befindet. Die Ent- 
wicklung der Sowjetgesellschaft kann wahrscheinlich am besten verstanden 
werden, wenn man die inneren Verhältnisse der UdSSR verlässt und die Ent- 
wicklung des Weltmarkts in Augenschein nimmt. 

Der internationale Industriekapitalismus, wie er im 18. Jahrhundert erstmals in 
Großbritannien entstand, entwickelte sich kombiniert und ungleichmäßig. 
Kein einziges Land wiederholt die ökonomische Entwicklung eines anderen: 
nicht alleine, weil das vorindustrielle soziale, ökonomische und politische Er- 
be überall anders beschaffen ist, sondern vor allem, weıl jedes neu industriali- 
sierte Land die Voraussetzungen für die spätere Industnalisierung ın anderen 
Ländern verändert. Mit der voranschreitenden Zeit wird der Abstand zwischen 
„Pionieren” und „Nachzüglern” immer größer. Die ersten haben eine ertrag- 
reichere Landwirtschaft, die Industrie ist produktiver, und die menschlichen 
Produktivkräfte sind höher entwickelt. Wenn Pioniere und Nachzügler auf 
dem Weltmarkt gegeneinander antreten, sind die letzteren meistens dazu ver- 
dammt, den kürzeren zu ziehen. Es gibt dann nur zwei Auswege: entweder der 
Staat löst sich weitgehend von den inneren Kräften, die der Industrialisierung 
im Weg stehen (wie z.B. in Japan ab 1868 während der Meiji-Restauration und 
nach dem zweiten Weltkrieg in Taiwan und Süd-Korea); oder es wird versucht 
den Rückstand unter Umgehung des kapitalistischen Systems aufzuholen. 

Die russische Gesellschaft wurde in diesem Sinne nach der Revolution von 
1917 vom metropolitanen Kapitalismus abgekoppelt. Zwar hatte sich das 
Land in der Periode der forcierten Industrialisierung ab ungefähr 1930 damit 
der direkten Wirkung der Marktgesetze entzogen, aber der internationale kapı- 
talistische Einfluss machte eine wirklich autonome Entwicklung durchweg 
unmöglich. Am auffallendsten zeigte sich dieser unaufhörliche Druck auf dem 
militärischen Gebiet. Der Rüstungswettlauf hat - anders als im Kapitalismus, 
wo er unter Umständen wachstumsfördernd wirken kann - ın der UdSSR 
ständig erneut die ökonomische Entwicklung behindert und deformiert. Aber 
auch auf anderen Gebieten war der kapitalistische Einfluss deutlich spürbar, 
z.B. bei der technologischen Abhängigkeit. In der Folge musste sich das Land 
an den internationalen kapitalistischen Akkumulationsprozess anbinden. „Zwar 
nicht Akkumulation um der Akkumulation willen, wie ım kapitalistischen Sys- 
tem, aber Akkumulation um mithalten zu können“, war das Gesetz, dem alle 
anderen gesellschaftlichen Ziele untergeordnet waren (Pietsch 1982: 380). 
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Mit anderen Worten: Die Sowjetgesellschaft wurde nicht primär von endoge- 
nen (aus der eigenen Gesellschaftsform entstandenen), sondern von exogenen, 
durch das kapitalistische System aufgezwungenen Bewegungsgesetzen angetrie- 
ben - ein Gedanke, der, wie wır sahen, von Cliff vorgebracht wurde. Die von 
Ticktin namens der meisten marxistischen Theoretiker vertretene Behauptung, 
dass „jedes gesellschaftliche System eine grundlegende Dynamik oder gesell- 
schaftliche Triebkraft“ besitzt (Ticktin1981: 3), galt für die UdSSR also nur im 
indirekten Sinn. Gleichzeitig bleibt jedoch richtig, dass die der Sowjetunion 
von außen auferlegte Dynamik in verschiedenen miteinander konfligierenden 
Tendenzen resultierte. 

Der bürokratische Charakter der Gesellschaft hat insbesondere zu ihrer voll- 
ständigen Atomisierung geführt. Es war ein grundlegender Widerspruch ent- 
standen zwischen den Individuen (der herrschenden Elite wie den Arbeitern), 
die ihre Eigeninteressen verfolgten, und den Versuchen der Elite als Kollektiv, 
den gesellschaftlichen Zusammenhang, notfalls mit Gewalt, zu erhalten. 

® Für die Arbeiterklasse bestanden kaum Anreize zur Arbeit (mit Geld konnte 
man nicht viel kaufen, offene Arbeitslosigkeit gab es kaum) und deshalb arbei- 
tete sie in einem - im Verhältnis zum Westen - niedrigen Tempo und fertigte 
Produkte sehr schlechter Qualität. 

e Betriebsleitungen hatten ein Interesse daran, die Planungsinstanzen über die 
Produktionskapazitäten falsch zu informieren, um keinem zu hohen Planziel 
ausgesetzt zu sein. Sie verhielten sich in der Betriebsführung äußerst konserva- 
tiv, um keine Risiken einzugehen. Die Folge dieses Zustandes war eine große - 
und ım Lauf der Jahre wachsende - Vergeudung, die sich in Produkten 
schlechter Qualität, der sehr zögernden Einführung neuer Technologien, Un- 
terbeschäftigung und Nichtauslastung vorhandener Kapazitäten ausdrückte. 
Die soziale Struktur der Sowjetgesellschaft war außergewöhnlich. Die Arbeiter- 
klasse war keine „gewöhnliche“ Arbeiterklasse. Einerseits vermietete sie ihre 
Arbeitskraft für Geld und brachte ein gesellschaftliches Produkt hervor, über 
das sie nicht zu bestimmen hatte (sie wurde also im strikten Sinne ausgebeu- 
tet). Andererseits aber war sie einer Art Arbeitspflicht unterworfen und konnte 
das verdiente Geld auf Grund des Mangels an Konsumgütern nur zum Teil für 
die Anschaffung von Waren zur Selbstreproduktion verwenden. Die Elite be- 
saß nur teilweise die Macht, die Verwendung des gesellschaftlichen Produktes 
zu bestimmen, und ebenfalls nur eine teilweise Verfügungsgewalt über die Ar- 
beitskräfte. Die Charakterisierung der Elite als Quasi-Klasse drückt diese Un- 
klarheit recht gut aus. 

Vor dem Hintergrund der Anbindung an den kapitalistischen Akkumulations- 
prozess und seinen Folgen wird das dauerhafte Ungleichgewicht zwischen In- 
vestitionsgüter- und Konsumgüterproduktion in der UdSSR einigermaßen be- 
greiflich. Die Hebung des Lebensstandards der Arbeiter und Bauern ist von 
den Eliten nicht aus „Bosheit“ vernachlässigt worden, sondern weil das ın 
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fortwährender Konkurrenz mit dem Kapitalismus zu erkämpfende Überleben 
der eigenen Gesellschaftsform es so verlangte. 

Hiermit soll nicht gesagt sein, dass der Stalinismus in all seinen Aspekten his- 
torisch unvermeidlich gewesen ist, wie es Bahro behauptet hat. Die Diktatur 
war nicht nur terroristisch, sondern verhielt sich auch regelmäßig irrational, 
z.B. bei der chaotischen Kollektivierung der Landwirtschaft Anfang der 1930er 
Jahre, bei der Liquidierung der Militärspitze und der alten Bolschewiki ein 
paar Jahre später, oder auch beim „Ärztekomplott” in den fünfziger Jahren. 
Eine bedeutend humanere und ausgewogenere Politik wäre durchaus möglich 
gewesen, aber gleichzeitig gilt, dass viele wesentliche politisch-ökonomische 
Entwicklungen nur um den Preis der vollständigen Kapitulation vor dem Ka- 
pitalismus zu vermeiden gewesen wären. In diesem Sinne kann man den Stali- 
nismus als eine Form ursprünglicher Akkumulation auffassen. Er führte in ge- 
wissem Sinne eine partielle ursprüngliche Akkumulation durch. Obwohl die 
gesellschaftlichen Lebens- und Produktionsmittel nicht zum Eigentum von 
Kapitalisten wurden (sondern unter die Verfügung der bürokratischen Elite fie- 
len), wurden die Produzenten doch des Figentums an ihren Arbeitsbedingun- 
gen beraubt. Dies geschah überwiegend durch Proletarisierung (die Produzen- 
ten wurden Arbeiter), aber zum Teil auch durch ihre Versklavung in den Ar- 
beitslagern des Gulag. 

Gerade der Erfolg der forcierten Industnalisierung bis in die 1950er Jahre führ- 
te auch zu deren Stagnation, wie Antonio Carlo überzeugend erklärt hat. Die 
schnell wachsende Komplexität der wirtschaftlichen Strukturen hatte immer 
größere Managementprobleme zur Folge und die Kommandomethode, welche 
die Akkumulation primär mit Zwang organisierte, griff nicht mehr. Vergeu- 
dung und Ineffizienz, die schon früher bestanden, wurden bestimmende Ele- 
mente, In der frühen Periode „können schlechte Qualität, falsche Liefertermi- 
ne, das Fehlen von Ersatzteilen und ungenaue Werkzeugmaschinen noch hın- 
genommen werden. Unmöglich ist dies in einer Entwicklungsperiode, in der 
die Industrie einen hohen Verflechtungsgrad aufweist und exakte Termine und 
Präzisionswerkzeuge erforderlich sind“ (Ticktin 1981: 46). Allein der Militär- 
und der Raumfahrtsektor verstanden es, dieser Stagnation zu entgehen. Die 
Erklärung hierfür liegt nicht im Fehlen von Vergeudung und Ineffizienz ın 
diesem Bereich, denn diese waren dort ebenso gegeben wie im zivilen Sektor. 
Die Erklärung liegt vielmehr darin, dass diesem Sektor eine außerordentliche 
Menge von Ressourcen pro Produktionseinheit zugewiesen wurde. 

Die Krise der Sowjetunion war also vorherzusehen und wurde vorhergesehen - 
auch wenn vor 1991 selbstverständlich niemand deren konkreten Verlauf ein- 
schätzen konnte. Das Sowjetexperiment hat deutlich gemacht, wo die Grenzen 
jener Strategie liegen, die eine nationale Ökonomie vom Weltmarkt abkoppeln 
will. Sogar ein Land mit so reichhaltigen Ressourcen wie die UdSSR war offen- 
sichtlich auf die Dauer nicht in der Lage, unter Umgehung des Weltmarkts 
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den metropolitanen Kapitalismus „einzuholen“, geschweige denn zu „überho- 
len“. Damit steht wohl fest, dass dies in Ländern mit geringeren Ressourcen 
ebenso wenig gelingen kann. Letztendlich erweist sich Trotzkis Warnung aus 
dem Jahr 1930 als gerechtfertigt: „Die sozialistische Gesellschaft muß in pro- 
duktionstechnischer Hinsicht im Vergleich zu der kapitalistischen Gesellschaft 
ein höheres Stadium darstellen. Sich zum Ziel zu stecken, eine national isolier- 
te sozialistische Gesellschaft aufzubauen, bedeutet, trotz aller vorübergehenden 
Erfolge, die Produktivkräfte, sogar im Vergleich zum Kapıtalismus, zurückzer- 
ren zu wollen.“ (Trotzki 1969: 9). 
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Renate Hürtgen 


Vergesellschaftung und Partizipation oder: 
Was findet man auf der Suche nach 
sozialistischen Alternativen im VEB? 


Die Diskussion um eine Alternative zum gegenwärtigen Kapitalismus kann 
nicht mehr allein mit einer Kritik am Kapitalismus beginnen (Jünke 2009). 
Spätestens seit 1989 lässt sich ohne eine grundlegend kritische Analyse der 
Sowjetunion und der untergegangenen Gesellschaften des Ostblocks kein sozi- 
alistischer Gegenentwurf mehr konzipieren. Auf der Suche nach einer Alterna- 
tive zu Kapitalismus und Stalinismus müssen sowohl die Mechanismen, die 
Herrschaft und Ausbeutung dort auf je spezifische Weise reproduzierten, als 
auch die ideologischen Verschleierungen der Verhältnisse bloßgelegt werden, 
die in beiden Gesellschaften zur Mystifizierung ihres Charakters beitrugen. So 
waren die Staats- und Parteiführer in der DDR stets darauf bedacht, den spezi- 
fischen Herrschaftscharakter der „neuen Ordnung“ nicht erkennbar werden zu 
lassen, was ihnen, im Vergleich mit der Massenwirksamkeit herrschender Ideo- 
logien in den kapitalistischen Gesellschaften, immer weniger gelang. Doch un- 
abhängig davon, wie wirkungsmächtig die herrschende Ideologie im Osten tat- 
sächlich war: Die Arbeit der Entschleierung ist hier gleichermaßen zu leisten, 
um den Weg zu alternativen Zukunftsvorstellungen frei zu machen. Dies soll 
im Folgenden beispielhaft - und lediglich auf einen gesellschaftlichen Teilbe- 
reich bezogen - geschehen. 

Hartnäckig hält sich die Darstellung der DDR als Gesellschaft, in der die Ar- 
beiterklasse ein Stück auf dem Weg zur Macht gewesen sein soll und wo die 
bestmöglichen Bedingungen der Emanzipation und Partizipation zu finden 
waren, die eın „nicht-kapitalistischer Gesellschaftsversuch, der über ein frühso- 
zialistisches Stadium nicht hinausgekommen ist“, nun mal zu bieten in der 
Lage gewesen wäre (Niemann 2009: 208). Leider sind solche Einschätzungen 
der DDR-Realität nicht einfach nur als Apologetik zu ignorieren. Sie fußen auf 
einer selbst unter Kritikern der sogenannten realsozialistischen Länder verbrei- 
teten Wahrnehmung, dass hier ein höherer Grad der Vergesellschaftung der 
Produktion, wenn schon keine reale, dann doch wenigstens eine formale 
Grundlage für eine über bürgerliche Verhältnisse hinausweisende Emanzipatı- 
on geschaffen hätte. Dabei wird auf Strukturen verwiesen, die Mitbestimmung 
und Partizipation der arbeitsteilig bisher davon Ausgeschlossenen zu Teilen 
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ermöglichten und den Prozess der Aufhebung entfremdeter Arbeit in Gang ge- 
setzt hätten. ° 

Die Frage danach, ob die Verhältnisse in der DDR über die historisch mit 
dem Kapitalverhältnis entstandenen bürgerlichen Verkehrsformen hinausgewie- 
sen haben und mit ihnen strukturelle Angebote einer weitergehenden Partizi- 
pation verbunden gewesen sind, stellt sich auf der begrifflichen Ebene als die 
nach dem Unterschied zwischen „Vergesellschaftung“ und „Verstaatlichung“: 
Inwieweit verbindet sich mit der Verstaatlichung der Produktionsmittel eine 
Form des „gesellschaftlichen Eigentums“ und damit ein höherer Grad von 
Teilhabe der bisher Eigentumslosen an den Entscheidungen über das Wie und 
Was der Produktion? Welchen Einfluss nimmt eine fast völlige Verstaatlichung 
der Produktion und der Verteilung auf das Begehren der Mehrheitsgesellschaft 
nach aktivem Mittun? Sind die strukturellen Voraussetzungen für Partizipation 
in einer „verstaatlichten“ Gesellschaft günstiger als in einem mehrheitlich auf 
privatem Eigentum beruhenden Gemeinwesen? Was bedeutet überhaupt Ver- 
staatlichung der Produktionsmittel ohne eine Vergesellschaftung des Staates? 
Und ist staatliches Eigentum überhaupt schon die Überwindung des privaten 
Eigentums in dem Sinne, dass die Mehrheit der Gesellschaft nicht mehr von 
seiner Verfügung ausgeschlossen wird? Die aktuellen „Bewältigungsstrategien“ 
angesichts einer globalen Krise des Kapitalismus werfen gerade solche Fragen 
für linke, emanzipatorische Kritiker wieder auf. 

Fragen nach den Vergesellschaftungspotenzen der Verstaatlichung lassen sich 
auf der theoretischen, aber auch auf der praktischen Ebene empirisch konkre- 
ter Vorgänge in der DDR-Gesellschaft erörtern, beispielsweise der im Mikro- 
kosmos eines Volkseigenen Betriebes (VEB). Der Industriebetrieb stellt dabei 
einen besonders aussagekräftigen gesellschaftlichen Bereich dar, war doch die 
DDR das industriell höchstentwickelte Land des Ostblocks und repräsentierte 
insofern die am weitesten fortgeschrittene Gestalt auch dieses Problems. Die 
Frage nach dem Gesellschaftstyp, auch die nach den Klassenbeziehungen', 
lässt sich zwar nur auf einer gesamtgesellschaftlichen Ebene beantworten, die 
Funktionsweise der Sozialbeziehungen in der DDR aber ist auch im Betrieb 
rekonstruierbar. Dies setzt jedoch zweierlei voraus: zum einen, dass die grund- 
legenden Macht- und Herrschaftsverhältnisse der ganzen Gesellschaft für jeden 


1 Dies versucht dagegen Marcel van der Linden in einem anregenden Text über die Sowjetunion. 
Er kommt dabei zu der auch für die Thematik dieses Artikels wichtigen Aussage, dass zwar Aus- 
beutung geherrscht hätte, jedoch eine Klassenkonstellation, bei der er lediglich von „quasi- 
Klassen“ spricht, da er eine Reihe von Klassenfunktionen und verhalten, die sich deutlich von 
denen in kapitalistischen Gesellschaften unterschieden, ausmachen kann. Fin interessantes Prob- 
lem, das er damit zur Diskussion stellt, ist die Frage, ob die vorhandenen Unterschiede im Klas- 
senverhalten tatsächlich auch zu einem neuen Typ von Klassengesellschaft in der Sowjetunion 
und den Staaten in ihrem Machtbereich geführt haben. Eben diese Debatte steht noch aus, und 
sie ist notwendig, denn van der Lindens „Hilfskonstruktion“ von den quası-Klassen bleibt, si- 
cher auch für den Autor, unbefriedigend (vgl. van der Linden 2007). 


Teilbereich angenommen und nicht, wie in der akademischen Forschung, aber 
auch in sozialistischen Debatten inzwischen gängig, für den betrieblichen 
Raum ausgeschlossen werden; zum anderen, dass der Doppelcharakter betrieb- 
licher Leitung, nämlich einerseits für dıe Koordination der Produktion zu- 
ständig zu sein, andererseits die Arbeiter zu organisieren und zur Arbeit an- 
treiben zu müssen, als grundlegend für die Rekonstruktion betrieblicher Sozi- 
albeziehungen auch in der DDR erkannt wird. Beides kann nicht als selbstver- 
ständlich angenommen werden, zumal sich die beschriebene aktuelle Tendenz 
in der DDR-Geschichtsforschung mit einem seit Anfang der 1990er Jahre 
nicht nur in der westdeutschen Betriebssoziologie favorisierten Konzept trifft, 
den betrieblichen Raum zur herrschaftsfreien Zone zu erklären.’ 

Diese Leerstelle erweist sich für das Anliegen als überaus hinderlich, den DDR- 
Betrieb als herrschaftsbesetzten Raum zu analysieren. Erschwerend kommt 
hinzu, dass weder bei den ehemals „Herrschenden“ noch bei den ehemals 
„Beherrschten“ im VEB nach 1989 das Interesse bestand, sich an ihre jeweilige 
Rolle zu erinnern. Den Beschäftigten im Osten erscheint gerade angesichts eı- 
ner aktuell immer bedrohlicheren Situation auf dem Arbeitsmarkt ihre dama- 
lige Lage weit weniger „beherrscht“ als heute. Die Direktoren und Kombinats- 
leiter, und selbst viele Parteisekretäre von großen DDR-Betrieben, gefallen sich 
ohnehin besser darin, als ehemalige „sozialistische Manager“ anerkannt zu 
werden und auf gleicher Augenhöhe mit den neuen Eigentümern und dem lei- 
tenden Personal auf ihre DDR-Zeit zurückzublicken, in der ein unfähiger Par- 
teiapparat ihre Leiterfähigkeit nicht zum Tragen kommen ließ. Das Kuriosum 
einer stets nach oben verweisenden Verantwortlichkeit an der Misere ist hin- 
länglich bekannt (Pirker u.a. 1995). Kurz: Kein Interesse nirgends an einer 
herrschafts- und klassenanalytischen Aufarbeitung der DDR-Geschichte. Eine 
solche Analyse, die auf wenigen Seiten ohnehin nicht zu leisten ist, steht noch 
aus.’ 

Was im folgenden Artikel jedoch versucht werden kann, ist erstens der Nach- 
weis fehlender Partizipation im konkreten Betriebsalltag, das meint, die Situa- 


2 Ein großer Teil der westdeutschen Linken verabschiedete sich in den 1990er Jahren ebenfalls 
von einem traditionellen, marxistischen Konzept betneblicher Macht- und Herrschaftsstruktu- 
ren, ohne allerdings an dessen Stelle ein anderes, besseres analytisches Instrumentarium zu set- 
zen (vgl. die kritische Darstellung bei Zeuner 1995). 

3 Eine erste Annäherung an die Frage nach dem Klassencharakter der DDR hat Heike Solga 
versucht. Sie konstatiert im Ergebnis einer Studie über die soziale Mobilität ehemaliger 
DDR-Bürger, dass in den 1970er Jahren eine soziale Mobilitätsschließung stattgefunden hat- 
te, welche neue Klassenunterschiede für die DDR begründete, die „durchaus eine prägende 
Rolle für die jeweils verfügbaren Lebenschancen und -bedingungen“ gehabt haben. Sie 
macht dies a) an der mit den 1970er Jahren einsetzenden Reproduktion der Klassen und 
Schichten „aus sich selbst heraus“ fest, b) an zahlreichen Privilegien der Mitglieder der herr- 
schenden „Dienstklassen“, c) an unterschiedlichen Merkmalen der Systemloyalität und d) an 
der jeweiligen politischen, ökonomischen, technokratischen Verfügungsgewalt (vgl. Solga 
1995; 2001). 
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tion der DDR-Arbeiter ausschließlich als Befehlsempfänger und Ausführende 
zu beschreiben, deren Überwindung als „abhängig Beschäftigte“ ein Kriterium 
der Aufhebung entfremdeter Arbeit ist. Es werden eine Reihe von Indizien be- 
nannt, die erkennen lassen, dass die DDR-Arbeiterschaft sich ungeachtet eıni- 
ger Besonderheiten weder hinsichtlich ihrer Teilhabe, noch bezüglich ihrer 
materiellen oder kulturellen gesellschaftlichen Stellung, von der in anderen In- 
dustrieländern wesentlich unterschied. Sie war - trotz anderslautender propagan- 
distischer Hochschätzung ihrer „führenden Rolle“ - ebenso weit entfernt von ei- 
nem „sozialistischen Experiment“ wie ihre Klassenbrüder und -schwestern im 
Westen. Wie dort bestimmten ungeachtet vielfältiger DDR-spezifischer Verzer- 
rungen und „Ungerechtigkeiten“ Lohn und Leistung, Normen und Akkorde, 
Arbeitszeiten und Überstunden das Leben der DDR Arbeiter. Und wie in ka- 
pitalistischen Industrieländern standen auch die DDR-Arbeiter und einfachen 
Angestellten am unteren Ende der Einkommensskala und in der Verteilung 
materieller Güter. Dies könnte als Banalität nicht der Rede wert sein: Da sich 
jedoch hartnäckig das Bild vom DDR-Arbeiter als ideell und materiell beson- 
ders begünstigt hält, scheint es notwendig, solches mit Hilfe einiger Fakten 
richtigzustellen. 

Zweitens soll gefragt werden, welcher Art sich die „industriellen Beziehungen“ 
in der DDR gestalteten. Bekanntermaßen waren die Gewerkschaften als 
Kampf- und Interessenvertretungsorgane von Anbeginn in einen „Transmissi- 
onsriemen“ für die SED umgewandelt worden und selbstorganisierte Streiks 
oder Proteste verboten. Wie setzten DDR-Arbeiter ihre Interessen fortan 
durch? Boten ihnen die vorhandenen Strukturen der Teilhabe wie Gewerk- 
schaftsversammlungen, Plandiskussionen, die Ausübung einer ehrenamtlichen 
Funktion oder die Inanspruchnahme der Konfliktkommission möglicherweise 
eine im Vergleich zu den industriellen Beziehungen im Westen weitergehende 
Möglichkeit der Partizipation an betrieblichen Entscheidungen? War im DDR- 
Betrieb ein Stückchen „sozialistische Demokratie” lebendig? 

Nach einer Antwort auf solche Fragen werden drittens die betrieblichen Herr- 
schaftsstrukturen genauer betrachtet. Welches waren die Institutionen der 
Macht im Betrieb und wer waren diejenigen, die im VEB die Entscheidungs- 
und Definitionsmacht über die technische und soziale Organisation, über Ar- 
beitsbedingungen und Entlohnung hatten? (Welskopp 1994: 87-92) Inwieweit 
ließen die zentralistischen Strukturen überhaupt Mitbestimmung und Teilhabe 
der Beschäftigten zu und welche Rolle spielten Partei und Staatssicherheit bei 
der Organisation der Produktion? Waren die Einheit von politischer und ö- 
konomischer Alleinherrschaft der SED in der Industrie eine „falsche Überspit- 
zung“, das Plandiktat ein „Defizit“ und die Verhinderung jedweder Möglich- 
keit der Organisierung und anderer Formen öffentlicher Interessenvertretung 
für Arbeiter ein „Fehler“ der Partei- und Staatsführung der DDR oder integrale 
Bestandteile und Reproduktionsbedingungen dieser Regime? 


Zur Lage der Arbeiter in der DDR 


Arbeiter in der SBZ/DDR beurteilten ihre Lebenslage - wie Lohnarbeiter es 
stets tun - danach, wie hoch der Lohn war bzw. was und wie viel sie sich von 
ihrem Lohn kaufen konnten. Die Partei- und Staatsführung ging ungeachtet 
eines in der offiziellen Propaganda verkündeten immateriellen Arbeitsethos’ 
realistischer Weise von eben diesen Prämissen aus. Da sie um die Bedeutung 
des Lohnes bei den Beschäftigten wusste, wurde die Lohn- und Preispolitik 
von Anfang an zu einem ihrer wichtigsten Instrumente (Schevardo 2006). Be- 
reits mit den ersten Maßnahmen leitete sie dabei einen lohnpolitischen Diffe- 
renzierungsprozess ein, der für den Zustand der DDR-Gesellschaft folgenreich 
werden sollte. Zunächst noch stark von der Alliierten-Kontrollrats-Direktive 
Nr. 14 geprägt, die einen quasi Lohnstopp anwies, ergaben sich rasch entspre- 
chende Notwendigkeiten der lohnpolitischen Steuerung, um das Arbeitskräf- 
tepotential, namentlich die „raren Facharbeiter zu extensiver Steigerung ihrer 
Arbeitsleistung anzuhalten“ (Hübner 1995: 17). Ein Gewirr von Sonderrege- 
lungen, unterschiedlichen Branchentarifen, und ein System von Akkord, Leis- 
tungsprämien und verschiedensten Sonderzuteilungen machte das Lohngefüge 
bald für alle undurchschaubar. Es folgte nur bedingt dem individuellen Bedarf, 
auch nicht konsequent der individuellen Leistung, sondern in erster Linie ei- 
ner teils herrschaftspolitisch, teils von sogenannten volkswirtschaftlichen Not- 
wendigkeiten diktierten Politik der staatlichen Lohn- und Preisfestlegung. Eın 
anderes lohnpolitisches Charakteristikum, das bereits in den fünfziger Jahren 
seine Konturen bekam, bestand in einem starken Auseinanderfallen von Tarif- 
lohn und Effektiviohn. Das heißt, die im Rahmenkollektivvertrag (RKV) ver- 
einbarten Tariflöhne waren in der Regel niedrig und bekamen erst durch zahl- 
reiche Zulagen und Prämien ihre effektive Höhe.” Weitere von den Beschäftig- 
ten als willkürlich empfundene Lohndifferenzierungen betrafen die großen 
Unterschiede der Tariflohngruppen in den einzelnen Branchen sowie eine 
lohnpolitische Bevorzugung von körperlich schwerer Arbeit, die in einigen 
Fällen dazu führte, dass an- und ungelernte Arbeiter ein höheres Einkommen 
hatten als Facharbeiter (Mertens 2000: 116). 

Der Mythos eines überdurchschnittlich gut bezahlten DDR-Arbeiters ent- 
stand, der spielend sein Geld infolge viel zu geringer Normhöhen verdiente, 
welche er zudem auch noch Kraft seines starken Standes in der Gesellschaft 
selber bestimmen konnte. Tatsächlich sah die Einkommenssituation bei den 
Beschäftigten eines DDR-Betriebes in ihrer hierarchischen Anordnung nicht 
anders aus als in einem Westbetrieb: Im Durchschnitt verdienten Produkti- 


4 _RKV waren zwischen den Gewerkschaftsvorständen und den Ministerien vereinbarte Tarifverträ- 
ge. Vgl. auch: SAPMO BArch DQ2/16081, 2. Nachtrag zum Rahmenkollektivvertrag über die 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen in den sozialistischen Betrieben des Ministe- 
riums für Chemische Industrie, RKV Chemie (Regnr. 165/80) vom 1.12.1980, 5. 1-14. 
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onsarbeiter und die Frauen in den Dienstleistungsbetrieben sowie in den Ver- 
waltungen der VEB am wenigsten von allen Beschäftigten (Stephan/Wiede- 
mann 2007: 553). Am meisten verdienten die Leiter der verschiedenen betrieb- 
lichen Leitungsebenen. In einer parteiinternen Untersuchung von 1973, die 
zum letzten Mal in der Geschichte der DDR unter Einschluss der Betriebslei- 
ter solche Differenzierungen untersucht hat, werden für Produktionsgrundar- 
beiter durchschnittlich 588 Mark, für Dienstleistungsberufe 373 Mark und für 
einfache Büroangestellte 433 Mark netto angegeben. Den höchsten Verdienst 
hatten betriebliche Leiter mit 1261 Mark netto im Monat (Soziale Struktur 
der Arbeiterklasse, Teil I, 1973: 139; Teil IIT 1973: 258). Es fällt sofort die im 
Verhältnis zum Westen geringe durchschnittliche Einkommensdifferenzierung 
zwischen den Qualifikationsstufen auf, welche selbst bei Betrachtung der je- 
weils niedrigsten und höchsten Einkommen (291 Mark monatlich für Beschäf- 
tigte im Dienstleistungsbereich der Betriebe und 1593 Mark für Direktoren) 
immer noch nicht dem westlichen Standard entspricht. Tatsächlich verstärkte 
diese Situation das ohnehin gespannte Verhältnis zwischen Arbeitern und An- 
gestellten; am stärksten fühlten sich die Hoch- und Fachschulabsolventen un- 
gerecht behandelt, die trotz ihrer höheren Qualifikation ein besonders niedri- 
ges Einstiegsgehalt bekamen. Es ist bemerkenswert, dass dessen ungeachtet die 
Qualifikationsbereitschaft in der DDR-Industrie außerordentlich hoch war; 
wenn eine Qualifikation abgelehnt wurde, dann weit häufiger wegen der damit 
verbundenen Mitgliedschaft in der SED, jedoch nicht, weil das zu erwartende 
Einkommen anschließend gering ausfiel (Hürtgen 2009). 

Die geschilderte Einkommensverteilung schlug sich in der Verteilung und im 
Besitz von Konsumgütern, in den Wohnverhältnissen und der Qualität von 
Reisen und Freizeitaktivitäten nieder. Produktionsarbeiter und einfache Ange- 
stellte besaßen durchschnittlich weniger Autos oder Kühlschränke und wohn- 
ten ın den schlechter ausgestatteten Altbauwohnungen (Soziale Struktur der 
Arbeiterklasse 1973 Teil I: 151). Diese Verteilung war allerdings nicht nur Er- 
gebnis der Einkommenshöhen, sondern gibt auch Auskunft darüber, welche 
Beschäftigtengruppe sich infolge ihrer „Beziehungen“ oder auf Grund ihrer 
Partei- und Staatsnähe solche Güter und Dienstleistungen beschaffen konnte. 
Produktionsarbeiter und einfache Angestellte gehörten mehrheitlich nicht zu 
den Begünstigten. Dieses Resultat verteilungspolitischer Anstrengungen ist 
schon bemerkenswert, widersprach es doch gänzlich der offiziell verkündeten 
Privilegierung und einer verbreiteten Alltagsmeinung von der bevorzugten Stel- 
lung der Arbeiter in der DDR. 

Die Lohnhöhe eines Industriearbeiters hängt maßgeblich von seiner Leis- 
tungsbewertung ab. Dies war in der DDR nicht anders. Bereits 1948 wurde 
damit begonnen, das tayloristische REFA-System und die TA-Normen’ von 


5  REFA=Reichsausschuß für Arbeitszeitermittlung (1924); Reichsausschuß für Arbeitsstudien 


vor 1945 wieder einzuführen (Hübner 1995: 33f). Der Widerstand von Seiten 
der Arbeiter war erheblich, sie argumentierten mit der ihnen aus der Arbeiter- 
bewegung wohlbekannten Losung „Akkord ist Mord!“ und wehrten sich am 
Ende erfolglos gegen die „Besuche“ der TA-Normer an ihren Arbeitsplätzen. 
Der wohl bekannteste Versuch der DDR-Arbeiter, die angesetzten Normen 
nicht zu akzeptieren, war der 17. Juni 1953 (Roesler 2004). Wer wollte, konnte 
es nun sehen: Die DDR war kein „Arbeiterstaat“. Der „Arbeiter- und Bauern- 
führung“, von der sie sich weder vertreten noch gut „geführt“ sahen, standen 
die Arbeiter der DDR mehrheitlich ablehnend gegenüber. Jedoch nicht der 
Umstand, dass ihre Arbeit nach Leistung bewertet werden sollte, war für die 
nächsten 36 Jahre die Ursache ihres Unmutes, sondern die Praxis einer nach 
ihrem Verständnis „ungerechten“ und willkürlich festgelegten Leistungsbewer- 
tung. Die bekannte und heute oft zitierte Planerfüllung „auf dem Papier“ hatte 
nämlich nicht nur ihre gemütlichen Seiten: Sie brachte auch diverse „Unge- 
rechtigkeiten“ gegenüber dem einzelnen Arbeiter mit sich und einem „ordent- 
lichen Leistungsprinzip“ widersprechende Ergebnisse. So blieb von Anbeginn 
die Prämierung, die sich selten an einem realen Arbeitsergebnis orientierte, ein 
ständiger Willkürakt, abhängig vom Wohlwollen der Betriebsleitung oder über- 
geordneter Instanzen. Die einzige „sichere Bank“ für DDR-Arbeiter war der 
Druck, dem sich die Leiter ausgesetzt sahen, den Plan erfüllen zu müssen, 
nicht zuletzt, um ihren eigenen Status zu sichern. Sie manipulierten die „nach 
oben“ zu meldenden Zahlen und garantierten auf diese Weise - nicht nur für 
die Arbeiter, sondern auch für sich selbst - die Planerfüllungsprämie. 
Nachdem begonnen wurde, das Leistungsprinzip aus der Produktion auf die 
Angestellten zu übertragen, kam es nicht nur zu Kuriositäten, die sich etwa in 
den nun auch in den Büros durchgeführten Kämpfen um den Titel „Kollektiv 
der sozialistischen Arbeit“ oder in der Formulierung absurder Wettbewerbszie- 
le zeigten.‘ Der Akt der Prämierung namentlich in diesen Bereichen wurde im 
Laufe der Jahre zur völligen Farce und vertiefte die Kluft zwischen Angestell- 
ten und Arbeitern im Betrieb noch weiter. 

Desorganisation in der Wirtschaft und Fehlplanungen führten ebenfalls zu diver- 
sen Verletzungen eines „ordentlichen Leistungsprinzips“. Stillstandszeiten brach- 
ten mit sich, dass einerseits „rumgesessen“ wurde und andererseits am Ende des 
Planmonats oder Planjahres Überstunden in erheblichem Umfang eingelegt wer- 
den mussten. Diese Maloche war - ungeachtet der Tatsache, dass damit das Ein- 
kommen erhöht werden konnte - aus verschiedensten Gründen nicht beliebt: Sie 
reduzierte die gerade in der DDR so notwendige Zeit für Arbeiten ım Haushalt 


(1933-1945), TAN=Technische Arbeitsnorm/ Technisch begründete Arbeitsnorm. 

6 SAPMO BArch DQ-2/645, Durchführungsbestimmungen zur Verordnung der Regierung der 
DDR „über die Prämienzahlung für das ingenieurtechnische Personal, einschließlich der Meister 
und des kaufmännischen Personals, in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben“ 
vom 21. Juni 1951, S.2-6. 
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und für die Familie, erhöhte den Krankenstand und veranlasste sogar dıe kon- 
fliktabstinente Gewerkschaft, sich massiv gegen Überstundenhäufungen zu wen- 
den. Durch Planungsfehler blieben Zulieferungen aus. „Pfusch am Bau“ infolge 
einer Planerfüllung „auf dem Papier“ musste ausgeglichen werden und zahlreiche 
Improvisationen, an die sich viele heute nicht nur mit Stolz erinnern, bestimm- 
ten den Arbeitsalltag. Die Mängel in der Arbeitsorganisation, deren Beseitigung 
nicht im Ermessen der Arbeiter lag, nahmen im Laufe der Jahre stetig zu, so dass 
nachvollziehbar ist, warum sich in den 1980er Jahren ganze Arbeiterkollektive 
dagegen wehrten, im Rahmen einer Umstellung auf sogenannte Produktivlöhne 
stärker nach ihrer individuellen Leistung bezahlt zu werden. 

Wenn auch nicht so umfänglich wie in Westdeutschland, wurden auch in der 
DDR der 1970er und 1980er Jahre neue, technikintensive Produktionen, neue 
Technologien und Formen besserer Maschinenauslastung wie das Drei- 
Schicht-System eingeführt. Für die Arbeiter bedeutete das wie für ıhre West- 
kollegen eine höhere Intensität der Arbeit, größere physische und psychische 
Belastungen. Die Arbeiter in diesen Bereichen der DDR-Wirtschaft wurden in 
der Regel besser entlohnt als jene, die nicht im Schichtbetrieb tätig waren. Da 
die arbeitsorganisatorıschen und lebensweltlichen Rahmenbedingungen jedoch 
unangepasst waren, bestand häufig wenig Bereitschaft, eine Arbeit im Schicht- 
system aufzunehmen: der Arbeiterberufsverkehr funktionierte oft nicht, ein 
Auto besaßen noch in den 1970er Jahren die wenigsten; in der Nacht war es 
manchmal kalt in den Hallen; die Versorgung klappte nicht; die hygienischen 
Bedingungen waren schlecht; die Wohnverhältnisse ließen keine Schichtarbeit 
zu; und die Schichtzulagen wogen diese Missstände nicht auf. 

Partei, Staat, FDGB und MfS haben akrıbisch die „Stimmungen und Meinun- 
gen“ verschiedener Bevölkerungsgruppen gesammelt, haben monatlich Bericht 
erstattet und in besonderen Zeiten - wie nach und vor Parteitagen oder Staatsbe- 
suchen - auch täglich rapportiert, wie das Staatsvolk, namentlich die Arbeiter, 
dachten. Die Beschwerden über willkürliche oder vergessene Lohn- und Prä- 
mienzahlungen, über schlechte Arbeitsorganisation und unzumutbare Arbeitsbe- 
dingungen standen im Zentrum ihrer Kritiken. Die DDR-Arbeiter wollten „or- 
dentlich arbeiten“ und individuell leistungsgerecht entlohnt werden. Wenn sie 
Forderungen an die Werkleitung stellten, richteten sich diese fast ausschließlich 
darauf, den erreichten Standard nicht aufgeben zu müssen bzw. den alten Zu- 
stand wiederherzustellen: Sie klagten notwendige Reparaturen in der Werkhalle 
ein, verbesserte Getränkeversorgungen für die Nachtschicht oder bereits zugesag- 
te Prämien (Hürtgen 2006). Der Lohn war ihnen dabei ungeachtet der Tatsache, 
dass sie begehrte Güter damit oft nicht oder erst nach langer Wartezeit oder als 
Resultat einer „Beziehung“ erlangen konnten, genauso wichtig wie für Arbeiter in 
einer über konsumtive Anreize gut funktionierenden Lohnarbeitergesellschaft.” 


7 Diese Bemerkung ist auch als „Diskussionsangebot“ an Marcel van der Linden gerichtet, der 


Und wie ihre Kollegen im Westen waren sie ungeachtet aller Unzulänglichkeiten 
mehrheitlich darauf bedacht, ihre Arbeit in bester Qualität zu liefern. 

Die DDR-Arbeiter, so lässt sich dieser Abschnitt resümieren, hatten, wie Arbeiter 
in allen Industriegesellschaften und trotz anderslautender oftizieller Hochschät- 
zung, einen finanziellen und materiellen Rang am unteren Ende der gesellschaft- 
lichen Pyramide. Sie waren den gleichen Leistungsprinzipien der Produktions- 
steigerung ausgesetzt wie ihre Westkollegen, mit dem Unterschied, dass sie den 
Zumutungen des Staates und der Betriebsleitung politisch atomisiert gegenüber- 
standen und sich im günstigsten Fall individuell dagegen wehren konnten. Sie 
waren in hohem Maße dem Verschleiß ihrer Arbeitskraft ausgesetzt, wogegen sie 
sich nur sporadisch und vereinzelt wehrten. Ihre „passive Stärke“, die vor allem 
aus dem in der DDR bestehenden steten Arbeitskräftemangel resultierte, benutz- 
ten sie mehr oder weniger erfolgreich dazu, ihren Lebens- und Arbeitsstandard 
nicht sinken zu lassen.* Dieses Bemühen stellte sich angesichts der wirtschafth- 
chen Lage in den 1980er Jahren als zunehmend erfolglos heraus. 


Die „formalen“ Strukturen betrieblicher Mitbestimmung 
und ihre „reale“ Nutzung 


Obwohl die DDR-Arbeiter auch dem Druck der Leistungssteigerung wie In- 
dustriearbeiter im Westen ausgesetzt waren, der hier „Planerfüllung“, „Wettbe- 
werb“ oder „sozialistische Rationalisierung“ hieß, gab es keine institutionelle 
Interessenvertretung, die das ständige Begehren von Partei und Staat nach hö- 
herer Leistung und Produktionssteigerung hätte zügeln oder die geschilderten 
Missstände mildern können. Die Gewerkschaften waren bereits 1948 auf ihre 
Rolle als Planerfüllungsgehilfe der Partei reduziert worden. Der FDGB ver- 
pflichtete sich in seinen Grundsätzen, der Politik der SED zu folgen und er- 
klärte die Steigerung der Produktion zu seinem ersten Ziel (Hürtgen 2005: 
24f). Dass dies keine ideologischen und praktisch folgenlosen Phrasen waren, 
bemerkten die Mitglieder spätestens 1953: die Gewerkschaften stellten sich 
nicht an die Spitze des Arbeiteraufstandes, einzelne Funktionäre, die sıch 
noch in alter Tradition als Interessenvertreter der Belegschaft verstanden hat- 
ten und beispielsweise einen Forderungskatalog ihrer Mitglieder weiterleiteten, 
wurden anschließend inhaftiert und verurteilt.” Nicht nur für die Partei- und 


den Gedanken stark gemacht hat, dass den Arbeitern in der Sowjetunion der Anreiz über den 
Lohn gefehlt hätte (vgl. ders., 2007: 25). Ich gehe davon aus, dass er den Kern des Gedankens 
durchaus für alle Ostblockstaaten verallgemeinert wissen möchte. Dem sei noch das Argument 
entgegengehalten, dass der wesentliche Grund für Frauen in der DDR eine (Vollzeit-) Arbeit auf- 
zunehmen, das Geld war, welches das Familieneinkommen erträglicher gestaltete und den Er- 
werb von Gütern über das Lebensnotwendige hinaus erst ermöglichte. 

8 Der Begriff der „passiven Stärke“ ist im Rahmen einer nach 1989 nur kurzzeitig geführten Dis- 
kussion über den fordistischen bzw. tayloristischen Charakter der DDR-Ökonomie verwendet 
worden (vgl. zu dieser Diskussion: Stefanie Hürtgen 1999). 

9 Vgl. die Protokolle der Staatssicherheit über die Verhöre der Gewerkschaftsfunktionäre Fettling 
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Regierungsfunktionäre, auch für die Arbeiterschaft der DDR wurde der 17. Juni 
1953 zu einem traumatischen Erlebnis, der das Ende jeder arbeiterbewegten Tra- 
dition für die nächsten 36 Jahre einläutete. Demonstrationen und Streiks waren - 
obwohl das Streikrecht erst 1968 aus der Verfassung der DDR gestrichen wurde - 
verboten. Die Entwicklung des Streikgeschehens, das sich heute minutiös in den 
Akten der Staatssicherheit nachlesen lässt, zeigt eine absteigende Kurve von 48 
Streiks im Jahr 1971 auf 6 Streiks im Jahr 1980. 1984 konnte das MfS erfreut 
melden: Keine Arbeitsniederlegungen! (Hürtgen 2006: 260). 

Während es in den fünfziger Jahren und auch noch zu Beginn der 1960er Jah- 
re zu zahlreichen Verhaftungen von Streikenden gekommen war, geschah das 
nach den wenigen Arbeitsniederlegungen in den 1980er Jahren nicht mehr; die 
Streiks der 1970er Jahre trugen ohnehin keinen unmittelbar politischen Cha- 
rakter mehr und erreichten weder eine außerbetriebliche noch eine betriebli- 
che Öffentlichkeit. " Tatsächlich konnten einige Streikende auch ihr Ziel 
durchsetzen, nämlich dann, wenn es von Partei und Staat als „berechtigt“ ein- 
gestuft wurde. Dies konnte der Fall sein, wenn eine ausreichende Kantinenver- 
sorgung eingeklagt worden war oder eine andere Verbesserung, die sich im 
Rahmen betrieblicher Zuständigkeiten herstellen ließ. Dennoch blieb der 
Streik immer eine geächtete Aktion, endete mit vom FDGB oder der Partei 
durchgeführten „Aussprachen“ und disziplinarischen Maßnahmen. 

Gefahrloser war es da schon, eine Eingabe zu schreiben, jene auch für betrieb- 
liche Anlässe in den 1970er und 1980er Jahren beliebte und massenhaft be- 
triebene Form der Bittstellung. In jedem Kombinatsbetrieb gab es Zuständig- 
keiten für die Beantwortung der Eingaben: auf der Ebene der Parteileitung, die 
ın Gestalt eines Parteisekretärs im Betrieb anwesend war, der staatlichen Lei- 
tung, das waren die Direktoren und Generaldirektoren (GD) und der Betriebs- 
gewerkschaftsleitungen (BGL). Auffällig ist hier zweierlei: zum einen verfassten 
sehr viel mehr Beschäftigte aus den Angestelltenbereichen eine solche Eingabe, 
zum anderen wurden sie mehrheitlich an die staatliche und Parteileitung des 
Betriebes gerichtet und nicht an die Gewerkschaft, von der man sich mit 
Recht die geringste Durchsetzungskraft versprach. Die betriebliche Eingabe 
wurde in dieser Zeit zur wichtigsten Form, einen Zustand am Arbeitsplatz o- 
der den Lohn betreffend zu verbessern. Ihre Erfolgsaussicht lag bei 50 bis 60 
Prozent, ın jedem Fall aber gingen die Schreiber, wenn sie nicht gerade eine 
„Kollektiveingabe“ formuliert hatten oder Angriffe gegen Führungspersonen, 
kein Risiko ein (Hürtgen 2006: 284ff). 


und Foth vom Juni 1953, die den Forderungskatalog der Bauarbeiter der Stalinallee weitergelei- 
tet hatten. In: BStU MfS AU Zentralarchiv 538/53, Bd.U, Bl. 21-25; Bl. 3940; Bl. 27-33 sowie 
Die Verbrechen der Beschuldigten, in: BStU MS HA IX, 5003, Bl. 53-62. 

10 Diese Zwei- oder Drei-Mann-Arbeitsniederlegung Streik zu nennen, ist ohnehin bedenklich. Vgl. 
ausführlich zur Entwicklung des Streikgeschehens und zum veränderten Charakter dieser Wider- 
standsform in der DDR, Hürtgen (2006: 247-298). 
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Gab es noch weitere Möglichkeiten, ohne gewerkschaftliche Vertretung Be- 
schäftigteninteressen durchzusetzen? Eine nach 1989 von westdeutschen Ar- 
beitsrechtlern interessiert begutachtete Einrichtung betriebsinterne Streitigkei- 
ten zu lösen, waren die 1952/53 eingerichteten Konfliktkommissionen (Kohte 
2001). Dem Gericht vorgeschaltet, waren sie als vorjuristische Formen dazu 
gedacht, Streitigkeiten zwischen Kolleg/innen zu schlichten, aber auch für Be- 
schäftigte, ihre Interessen gegen eine Leiterentscheidung durchzusetzen. Die 
Praxis der Konfliktkommissionen sah anders aus: In ihrer überwiegenden 
Mehrzahl waren es Institutionen der Betriebe, die auf diesem Wege einen Be- 
schäftigten disziplinieren konnten. Die Klagen eines Beschäftigten gegen einen 
Betriebsleiter waren rar. Ehemalige Konfliktkommissionsmitglieder erinnern 
sich - wenn überhaupt eine der wenigen Sitzungen stattgefunden hatte - ledig- 
lich an solche, die „der Betrieb“ eingereicht hatte. Es gab viele Gründe für die- 
se einseitige Inanspruchnahme der Klagemöglichkeit: so stand meist ein SED- 
Mitglied und nicht selten ein betrieblicher Leiter dieser Kommission vor; die 
Erfolgsaussichten waren ohnehin schlecht. Hinzu kam, dass die Atmosphäre 
im DDR-Betrieb seit den 1970er Jahren auf Konsens und nicht auf Konflikt 
orientiert war. Die meisten Beschäftigten - darunter insbesondere Frauen - 
schätzten kein konfliktorisches Verhalten, die ewigen „Meckerer“ waren bei 
ihnen unbeliebt (Hürtgen 1995). Wer sein Recht bei der Konfliktkommission 
einklagen wollte, bekam wenig Rückhalt aus dem Kollegenkreis. 

Aber hatte die Gewerkschaft nicht die Möglichkeit, ja, sogar das Recht, die 
Lage ihrer Mitglieder bei den jährlichen Plandiskussionen ins Spiel zu bringen 
und deren Hinweise und Änderungswünsche zu berücksichtigen? Rahmenkol- 
lektivverträge (RKV) und auf der betrieblichen Ebene sogenannte Betriebskol- 
lektivverträge (BKV) ersetzten in der DDR seit den 1950er Jahren die Tarifver- 
träge. Beschlossen wurden diese Verträge, die auch die geplanten Investitionen 
für Verbesserungen der Arbeits- und Lebensbedingungen enthielten, zwischen 
der Gewerkschaft und der Betriebsleitung auf Vertreterverrammlungen, deren 
Redner vor allem aus der staatlichen Leitung, der Parteileitung und der BGL 
kamen. Die von Arbeitern oder Angestellten gehaltenen, ausschließlich zu- 
stimmenden Redebeiträge waren vorher von der Parteileitung genehmigt wor- 
den, es gab üblicherweise keine unzensierte Rede. In den Akten des FDGB 
finden sich viele solcher bestellten und korrigierten Beiträge." Vor der Be- 
schlussfassung war das Planungsvorhaben in den Gewerkschaftsgruppen disku- 
tiert worden, ein Prozedere, das - wie Zeitzeugen und Archivdokumente bele- 
gen - in den 1950er und 1960er Jahren namentlich unter den selbstbewussten 
Arbeitern volkswirtschaftlich entscheidender Betriebe noch zu einer regen Be- 
teiligung führte. In den letzten Jahrzehnten der DDR war das Interesse an den 


11 Vgl. Protokoll der Vertrauensleutevollverammlung am 16.7.1987 des Schwermaschinenbaus 
Ernst Thälmann, Magdeburg, SAPMO-BArch, DY 34/13887. 
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Diskussionen auf Null gefallen. Die Beschäftigten hatten die Erfahrung ge- 
macht, dass ihre Vorschläge ohnehin nicht angenommen wurden, ausgenom- 
men, es waren Verpflichtungen der Planübererfüllung. Die Beteiligung der Ar- 
beiter an den Plandiskussionen geriet vollends zur Farce. 

Zusammengefasst muss die Frage nach den Möglichkeiten für Arbeiter in der 
DDR, ihre betrieblichen Interessen im Konfliktfall einbringen oder gar durch- 
setzen zu können, eher negativ beantwortet werden. Sie waren nicht einbezo- 
gen in den Prozess der Arbeitsorganisation, der Normfestlegung oder der Gü- 
terverteilung; die Produktionsplanung auf allen Hierarchieebenen der Wirt- 
schaft war ohnehin eine zentral gesetzte Größe. Die Partizipation der Beschäf 
tigten fand lediglich „auf dem Papier“ statt. Die Anstrengungen der Betriebs- 
leitungen und betrieblichen Funktionäre, die Beschäftigten in großangelegten 
Kampagnen, Wettbewerbsaufrufen oder Kollektivkämpfen für eine Produkti- 
onssteigerung zu begeistern, mussten angesichts einer Praxis, die keinerlei tat- 
sächliche Korrekturen „von unten“ zuließ, ins Leere gehen. 

Die einzige Form, sich den Zumutungen zu entziehen, war die individuelle 
und ın den 1960er Jahren teilweise noch genutzte brigadeweise kollektive Ver- 
weigerung, z. B. eine angesetzte Norm zu erfüllen (Vietzke 2008; Klenke 2008). 
Später blieben von solchen widerständigen Handlungen lediglich Pausenüber- 
ziehungen, Krankschreibungen und andere individuelle Formen, die Arbeitsin- 
tensität zu verringern, übrig. Über diese Form der Verweigerung, von der oh- 
nehin der überwiegende Teil einer Not und nicht dem aufmüpfigen Willen 
gehorchte, wird heute besonders viel geredet; es gibt Zeithistoriker, die diese 
ablehnende Haltung der Arbeiter zur Ursache des Untergangs der DDR erklä- 
sen (Alheit 2004). Richtig ist, dass sich die „Zuchtrute“ der Arbeitslosigkeit 
nicht anwenden ließ und ein permanenter Arbeitskräftemangel die DDR- 
Arbeiter in eine „starke“ Position brachte. Tatsächlich war diese Stärke de- 
struktiv, eben eine „passive Stärke“, sie konnte abwehren, aber keine Verbesse- 
sungen erreichen. Zudem funktionierten die Mittel der sozialen Disziplinie- 
rung, der sozialen Kontrolle und Selbstkontrolle, auch unter DDR-Arbeitern 
(Gehrke 2007: 126f). Diese Seite der deutschen Arbeiterbewegung war der 
DDR-Arbeiterschaft nicht verloren gegangen: Sie blieb diszipliniert, arbeitsam 
und leistungsorientiert - ungeachtet einer Wirtschafts- und Betriebsleitung, die 
aus ihrer Sicht zunehmend „unfähiger“ wurde, die Produktion zu leiten. Die 
aus der Arbeiterbewegung tradierten Erfahrungen einer solidarischen, kollekti- 
ven und gegen den Unternehmer gerichteten Widerstandskultur verloren sich 
dagegen aus dem Erfahrungsschatz der DDR-Arbeiter. 


Die „Einheit von ökonomischer und politischer“ Herrschaft 
im DDR-Betrieb 


Nachdem die Lage der Arbeiter in der DDR und die für sie vorgesehenen In- 
stitutionen betrieblicher Interessenvertretung und Partizipation kurz umrissen 


Vergesellschaftung und Partizipation 337 


wurden, soll ein Blick auf den Charakter der betrieblichen Herrschaft gewor- 
fen werden. Wer personifizierte sie im VEB, welcher Leitertyp hatte hier die 
Definitionsmacht über Mensch und Maschine, welche Rolle spielten SED und 
Staatssicherheit im Betrieb und für die Arbeiter? 

Die wesentlichen Strukturen der Herrschaft waren nach 1949 auch in der 
Wirtschaft der DDR rasch etabliert.” Abgesehen von einem in den 1960er 
Jahren halbherzig verlaufenden Experiment größerer Eigenständigkeit für Be- 
triebsleiter (NÖS/NÖSPL)", das kurzzeitig die verschiedenen Interessen unter- 
schiedlicher Wirtschaftsebenen zur Geltung brachte, charakterisierte die DDR 
ein ausgeprägter Wirtschaftszentralismus, in dem die Partei eine Monopolstel- 
lung eınnahm (Steiner 1999). Die letzte Enteignungswelle 1972 hatte zur fast 
völligen Verstaatlichung der Wirtschaft geführt, eine forcierte Kombinatsbildung 
prägte das Bild der Betriebslandschaft. Erst jetzt konnte jener unter dem Namen 
„Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ firmierende wohlfahttsstaatliche 
Kurs durchgesetzt werden. Die 1970er und 1980er Jahre sind gesamtgesellschaft- 
lich durch scheinbar gegensätzliche Entwicklungen gekennzeichnet: Auf der ei- 
nen Seite prägte eine paternalistische Fürsorgepolitik das Leben der DDR- 
Bevölkerung, die Konsum und Freizeit einen neuen Stellenwert einräumte. Auf 
der anderen Seite nahmen flächendeckende Überwachungen zu, und eine ver- 
stärkte Politisierung und Militarisierung bestimmten das gesellschaftliche Leben 
(Hürtgen 2001). Die offene Repression gegen Andersdenkende verschwand, aber 
der politische und soziale Anpassungsdruck blieb und erfasste nun nicht mehr 
nur „Dissidenten“ oder Oppositionelle (Raschka 2000: 297). 

Die für den Charakter der Herrschaftsverhältnisse im VEB entscheidende Ver- 
änderung hing mit der Zusammensetzung der Gruppe der „herrschenden 
Dienstklasse“ (Solga) zusammen. Bis Mitte der 1950er Jahren hatte das Gros 
der technischen und kaufmännischen Angestellten in den Betrieben, ein- 
schließlich der Meister, aus bereits vor 1945 dort Tätigen bestanden. Die Kon- 
tinuität zwischen der NS-Zeit und der SBZ/DDR in der Besetzung des mittle- 
ren und oberen Leitungspersonals sowie des ingenieurtechnischen Personals 


12 Was nicht heißt, dass sich dieser Etablierungsprozess in den Großbetrieben der DDR nicht 
noch bis in die 1960er Jahre hinzog (vgl. die Darstellung bei Vietzke 2008). 

13 Neues Ökonomisches System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft; im Kern war dies 
die 1960er Jahre-Diskussion um eine Einschränkung der wirtschaftsleitenden Macht der Partei 
zentrale und eine Zunahme der Macht der Betriebsleiter. Die DDR-Variante des NÖS ging mit 
einer völligen Ignoranz demokratischer Belegschaftsinteressen einher. So wurde das Streikrecht 
1968 endgültig aus der Verfassung gestrichen. 

14 Namentlich nach der Machtübernahme Honeckers 1971 vollzog sich der Übergang von der of 
fenen zur verdeckten politischen Repression gegen „Abweichler“, die allerdings von einer ver- 
stärkten sozialen Repression flankiert wurde. Gehrke vertritt die These, dass durch die drakoni- 
sche Strafpolitik gegen soziale „Abweichler“ das Drohpotenzial der Arbeitslosigkeit zur Diszip- 
linierung der abhängig Beschäftigten in kapitalistischen Gesellschaften ersetzt wurde. Orientiert 
war diese soziale Repression am Muster eines tayloristisch-fordistischen Normalarbeiters ä la 


DDR (vgl. Gehrke 2007: 125-127). 
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war erstaunlich hoch.” Es dominierte in der Industrie der DDR bis in die 
fünfziger Jahre’ hinein der traditionelle Angestelltentypus, der die Partei- und 
Staatsführung zu einem permanenten Balanceakt zwischen Hofierung ihrer 
Kompetenzen und politischer Disziplinierung zwang. Das Aufeinandertreffen 
von neuer politischer Macht, die wenig wirtschaftliche Kompetenz besaß und 
alter akademisch gebildeter Angestelltenschaft, die sich nur ungenügend in das 
neue zentralistische Planungssystem einbinden ließ, beherrschte in diesen Jah- 
ren die Auseinandersetzungen in den Leitungsetagen der Betriebe. Hinzu kam, 
dass die Qualifikation der von der SED in den Betrieben und Wirtschaftsmi- 
nisterien eingesetzten Funktionäre äußerst mangelhaft war. Sie waren fachlich 
dem alten akademisch gebildeten Personal nicht gewachsen. Diese defizitäre Si- 
tuation machte es für die SED dringend, den eigenen Funktionärskörper besser 
für seine Aufgaben gerade auch in den staatlichen Betrieben zu qualifizieren 
(Vietzke 2008). Die Partei startete in den 1960er Jahren eine Kampagne zur fach- 
lichen Qualifizierung ihrer Mitglieder und Funktionäre, namentlich jener, die 
sich auf Augenhöhe mit den staatlichen Leitern in der Industrie befanden, die ın 
den jeweiligen Fachministerien den Betriebsleitern vorstanden oder in den Be- 
zırks- und Kreisleitungen für die Anleitung und Kontrolle der VEB und später 
der Kombinate zuständig waren. Die Funktionäre belegten Lehrgänge an der 
Hochschule für Planökonomie oder besuchten fachliche Weiterbildungen und 
Seminare, die ihren Kenntnisstand über rechtliche und branchenspezifische Vor- 
gänge auf der betrieblichen Ebene erweitern sollten (Boyer 1999: 266). 

Zeitgleich zu dieser Qualifizierungskampagne der Parteifunktionäre, veränderte 
sich auch die Politik der Partei gegenüber den betrieblichen Führungskadern. 
Ohnehin war das mittlere und obere Leitungspersonal in der Industrie in den 
späten 1960er Jahren schon nicht mehr vom Typ des alten akademischen An- 
gestellten geprägt. Zum „bürgerlichen Ingenieur“ gesellten sich zunehmend 
junge, z. T. aus der Arbeiterklasse stammende oder parteiloyale Ökonomen 
und Techniker. Es wurde nun immer selbstverständlicher, dass ein staatlicher 
Leiter und „Fachmann“ zugleich die politische Funktion hatte, die Parteilinie 
im Betrieb durchzusetzen. Äußeres Zeichen wurde die Mitgliedschaft in der 
SED, die seit den 1970er Jahren selbst für Leiter unterer Hierarchieebenen 
zwingend war. In den 1980er Jahren waren 75 Prozent bis 95 Prozent der be- 
trieblichen Leiter - vom Meister bis zum Werkdirektor - Mitglied der SED; 
die SED war eine „Verwaltungspartei” geworden." 


15 In den Leunawerken waren es 2.245 bereits vor 1945 dort beschäftigte Angestellte, das waren 
72,6 Prozent aller 1950 beschäftigten Angestellten. Bei den Führungskräften der Leunawerke wa- 
ren sogar 80 Prozent ununterbrochen ım Werk tätig (vgl. Wagner-Kyora 1999: 300). 

16 Wittich nennt die SED eine „Verwaltungspartei“, da namentlich seit den 1970er Jahren wenig 
Produktionsarbeiter in der SED organisiert waren (Wittich 1994: 227-235). Genaue Zahlen über 
die SED-Mitgliedschaft unter Arbeitern anzugeben, ist kaum möglich, da nicht einmal der Zent- 
rale Datenspeicher des ZK der SED wahrheitsgemäß zwischen Arbeitern und Angestellten unter- 
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Im Ergebnis dieser Kaderpolitik standen sich nicht mehr - wie für die fünfzi- 
ger und zum Teil noch für die sechziger Jahre beschrieben - die leitenden In- 
genieure und die unkundigen Parteifunktionäre gegenüber. Die betrieblichen 
Leitungsstrukturen der Partei, namentlich die Parteisekretäre der VEB und 
Kombinate, waren mit meist aus der Branche kommenden Hochschulabsol- 
venten besetzt, sie waren die im Konfliktfall letztendlich entscheidenden Ak- 
teure im Betrieb. Von solchen Konfliktsituationen ist jedoch in den Betriebs- 
und Parteiakten kaum die Rede, was sich nicht zuletzt damit erklären lässt, 
dass in den 1970er und 1980er Jahre eben die gesamte mittlere und höhere 
Betriebsleitung gleichermaßen der Parteistruktur und damit der Parteidisziplin 
unterworfen war. Parteimitgliedschaft, nicht selten auch Parteifunktion und 
Betriebsleitungsaufgaben fielen nicht mehr getrennten Personen zu. Jeder Be- 
schäftigte im Betrieb kannte dieses kaderpolitische Prinzip, welches nicht ge- 
rade dazu beitrug, dass Ansehen der Leiter zu stärken. Nicht nur dem Meister 
brachte die „Politisierung“ dieser Funktion seit dem Ende der 1960er Jahre ei- 
nen schlechten Ruf und wenig Anerkennung seiner durchaus auch vorhande- 
nen fachlichen Fähigkeiten ein.” 

Die streng hierarchische Weisungs- und Kontrollstruktur in der DDR- 
Wirtschaft benötigte zudem einen pflichtbewussten, disziplinierten und subal- 
ternen Funktionär, einen, der sich unterordnen konnte und der dies auch von 
seinen Untergebenen erwartete. Im Industriebetrieb der DDR herrschte ein 
administrativ-autoritärer Leitungsstil, der, so zahlreiche zeitgenössische Berich- 
te, angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Situation in den 1980er Jahren 
an Rigidität noch zugenommen haben soll (Roesler/Semmelmann 2005: 404). 
Die herrschende Partei der DDR hatte sich einen modernen Typus von Leiter 
im VEB geschaffen, der fachlich versiert war, hochqualifiziert, und dennoch 
letztlich stets der Parteidisziplin folgte; einen betrieblichen Leiter, der seine 
Funktion als Rädchen in einem autoritären Planungsmechanismus wider- 
spruchslos erfüllte, Planmanipulationen ausführte und der dies als selbstver- 
ständliches Verhalten von allen anderen gleichermaßen verlangte. In einer sol- 
chen Herrschaftsstruktur und Herrschaftskultur war kein Platz für Mitbestim- 
mung und Partizipation, für Debatten und ein „konstruktives Ringen“ um die 
beste Lösung, ein Bild, das die Parteipropaganda gern von ihrem Innenleben 
vermittelte. Zugleich sicherten sich jene leitenden Ingenieure und Techniker 
mit ihrer Mitgliedschaft in der SED das Informationsmonopol, das die Partei 
besaß. Nicht zuletzt dieses Privileg, das gerade für Fachleute und nicht nur im 
DDR-Betrieb eine entscheidende Bedingung ihrer Arbeit und eine bedeutende 


schied und die hauptamtlichen Funktionäre stets zu den „Arbeitern“ rechnete (ebd.). 

17 Diese in den 1970er Jahren vorherrschende betriebliche Kaderstruktur sowie die sozialen und 
politischen Folgen für das Verhältnis zwischen den einzelnen Angestelltengruppen, namentlich 
den parteilosen Ingenieuren und Technikern und den Leitern, die meist SED-Mitglied waren, ist 
ausführlich beschrieben in: Hürtgen (2009). 
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Machtressource ist, war neben dem nun möglichen Aufstieg in der Hierarchie 
entscheidend dafür, der SED beizutreten. 

Die geschilderte betriebliche Kaderpolitik hatte folgenreiche Auswirkungen auf 
den Charakter der Herrschaft im VEB. Die Leitungskader traten den übrigen Be- 
schäftigten nämlich nicht nur in Personalunion als Vertreter der SED und des 
Staates gegenüber, ın ihren Reihen häuften sich auch die „Funktionsträger“ der 
Gewerkschaften, sogenannter gesellschaftlicher Gremien und anderer im Betrieb 
ansässiger Organisationen wie der Gesellschaft für Deutsch Sowjetische Freund- 
schaft (DSF) oder der Freien Deutschen Jugend (FDJ). Wer sich beispielsweise 
beim gewerkschaftlichen Vertrauensmann oder einem Mitglied der BGL über 
seinen Vorgesetzten beschweren wollte, stand mit hoher Wahrscheinlichkeit ei- 
nem anderen Leiter und SED-Mitglied gegenüber." Dies stellte ein weiteres Hin- 
dernis für Partizipation und demokratische Interessenvertretung im DDR-Betrieb 
dar. Die Funktionshäufungen ließen die verschiedenen Institutionen der Herr- 
schaft - den „Dreierkopf“ (Pirker 1995: 506) aus Werkleiter, Betriebsparteisekre- 
tär und BGLer - zu einem kaum unterscheidbaren Machtkartell für die Beschäf- 
tigten werden. Trotz unterschiedlicher Durchsetzungs- und Entscheidungskom- 
petenz des Parteisekretärs, des Gewerkschaftsfunktionärs oder des Generaldirek- 
tors, verschmolzen sıe zu einem „die da oben“ im VEB, dem der „kleine Mann da 
unten“ lediglich seinen „Eigensinn“ entgegensetzen konnte (Bittner 1989). 

Am Beispiel der Rolle der Staatssicherheit lässt sich eindrucksvoll demonstrie- 
ren, wie undifferenziert dieser betriebliche „Machtblock“ wahrgenommen 
wurde und wohl auch nur wahrgenommen werden konnte. Analog der oben 
erwähnten Entwicklung in den 1970er Jahren, die sich durch eine „Zucker- 
brotpolitik“ mit „weichen“ Unterdrückungsmethoden bei gleichzeitig verstärk- 
ter indirekter Repression und politischer Disziplinierung auszeichnete, verän- 
derte auch das MfS seine geheimdienstlichen Methoden. Mitte der 1960er 
Jahre stellte es seine Strukturen vom „Wohnortprinzip“ auf das sogenannte 
„Produktionsprinzip* um, was einen stärkeren Ausbau staatssicherheitlicher 
Präsenz ım Betrieb nach sich zog. Die offenen Auftritte der Staatssicherheit 
waren bereits verschwunden, die Herren in den langen Ledermänteln tauchten 
nicht mehr in den Werkhallen auf. Stattdessen gab es bald ein umfassend ab- 
gesichertes System der konspirativen Kontrolle betrieblicher Vorgänge durch 
das MfS. Die Funktion des Sicherheitsbeauftragten'” wurde personell ausge- 
baut; neben seiner Aufgabe, als Mitarbeiter der Betriebsleitung für Ordnung 
und Sicherheit im Produktionsablauf zu sorgen, trat seine Verpflichtung als 
Mitarbeiter der Staatssicherheit. Er wurde zu einem wichtigen Informanten. In 
relevanten Großbetrieben der DDR gab es spätestens seit den 1970er Jahren 
Objektdienststellen des MfS und/oder extra für diese „Zusammenarbeit“ qua- 


18 Vgl. zur Personalunion von staatlicher und gewerkschaftlicher Funktion Hürtgen (2006: 163f). 
19 Vgl. zum MfS ım Betrieb und zur Rolle der Sicherheitsbeauftragten Hürtgen (2003 und 2004). 
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lifizierte für einen bestimmten Betrieb zuständige Mitarbeiter des MfS. Sie 
gingen selbstverständlich ein und aus, konsultierten nach Bedarf leitende Be- 
triebsfunktionäre, redeten besonders intensiv bei „Kaderfragen“ mit, ließen 
sich alle Versammlungsprotokolle, auch die der Gewerkschaften, geben und 
müssen sich nicht selten, wenn man den Akten trauen kann, aufgeführt haben, 
als seien sie die eigentlichen Wirtschaftsfunktionäre.”” Hinzu kam ein dichtes 
Netz von konspirativen Mitarbeitern, den sogenannten IM, das in den 1970er 
und 1980er Jahren besonders engmaschig in den sensiblen Bereichen der Be- 
triebsleitungen, der Forschung und Entwicklung und in der Gruppe der Reise- 
kader ausgebaut worden ist. Alles in allem verwundert es somit nicht, dass die 
Beschäftigten wenig Mühe darauf verwandten, die „feinen Unterschiede“ zwi- 
schen ihren Vorgesetzten zu ergründen und rasch bereit waren, alle „in einen 
Topf zu werfen“, was angesichts der Tendenz großer politischer Loyalität un- 
ter den leitenden Angestellten der Realität auch nahe kam. Wer tatsächlich 
„dabei“ gewesen war, ist den meisten DDR-Bürgern ohnehin erst nach 1989 
mit der Auflösung des MfS bekannt geworden. Die Atmosphäre in einem 
DDR-Betrieb blieb davon unberührt, gegenüber einem „Genossen“ verhielt 
man sich ohnehin misstrauisch, in jedem Fall distanziert, unabhängig davon, 
ob er ein direkter Zuträger der Staatssicherheit gewesen war oder nicht. Das 
Synonym für Macht war die Parteı. 


Schlussbemerkung 


Der „Gesamtunternehmer“ Staat und das Parteimonopol der „Diktatur der 
Arbeiterklasse“ - soviel konnten bereits diese wenigen Indizien aus dem Be- 
triebsalltag im VEB belegen - haben in der DDR keinen Emanzipationspro- 
zess, auch nicht „in Ansätzen“ oder „der Möglichkeit nach“, eingeleitet. In 
seinen wirtschaftlichen Unterabteilungen, den Betrieben und Kombinaten, be- 
stimmten zentralistische Strukturen und autoritäre, respektive autoritätsgläubi- 
ge Funktionäre, welche ein Produkt dieser Strukturen waren, den Betriebsall- 
tag. Das „Einzelleiterprinzip“, das für die Kombinats- und Betriebsleiter be- 
stand und ihnen die letztendliche Entscheidungskompetenz zuwies, sicherte 
die uneingeschränkte Macht der Partei- und Staatszentrale im VEB. Die vor- 
handenen Institutionen des „demokratischen Zentralismus“ im VEB ließen aus 
den verschiedensten Gründen keine Partizipation und keine Mitsprache zu: 
jede Teilnahme war strengster Kontrolle unterzogen, Kritiken oder Korrektu- 
ren an Leitungsentscheidungen oder Planvorgaben blieben erfolglos, eine Per- 
sonalunion von staatlicher Leitung und Partei sowie Gewerkschaft machte den 
Prozess der Interessendurchsetzung ohnehin unmöglich. Die Weichen für eine 


20 Dieses Gebaren hat zu dem Irrtum geführt, die Stasi sei eine Art „Staat im Staate“ gewesen. Das 
ist falsch, denn selbst dort, wo sie ins Betriebsgeschehen reinreden wollte, war immer die SED 
der Entscheidungsträger. 
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derartige „Alleinherrschaft“ waren mit der Abschaffung traditioneller Gewerk- 
schaften und dem Fraktionsverbot innerhalb der SED früh gestellt und gehör- 
ten zum „Wesen“ dieses verstaatlichten Gemeinwesens. Als die Beschäftigten 
am Ende der 1980er Jahre im Rahmen jahrelang praktizierter Rituale nicht 
mehr die Hand zur Abstimmung des Planvorhabens hoben, war das Ende die- 
ses Herrschaftstyps eingeleitet. Angesichts der Forderungen nach „Glasnost“ 
und „Perestroika“ ließ sich eine bis dahin und vor allem zu Anfangszeiten recht 
gut funktionierende „Kommandowirtschaft“ nicht mehr aufrechterhalten. 

Die Frage, die sich am Ende dieses Artikels stellt, ist nicht die nach emanzipa- 
torıschen Momenten für die Arbeiter im DDR-Betrieb oder die nach rudimen- 
tären Ansätzen für eine „sozialistische Alternative“. Vielmehr drängt sich der 
Gedanke auf, ob die völlige Abwesenheit bestimmter bürgerlich-demokratischer 
Strukturen und Regeln wie ein Streik- oder Demonstrationsrecht, eine Organisa- 
tions- und Versammlungsfreiheit nicht sogar als Rückschritt gesellschaftlicher 
Entwicklung gewertet werden müsste. Stellt dieser Typ von Verstaatlichung, 
wie ihn die DDR und andere Ostblockstaaten repräsentierten, eine günstigere 
oder eher ungünstigere Voraussetzung für die Überwindung kapitalistischer 
Verhältnisse dar? Die jeweilige Antwort hat Konsequenzen für die Einschät- 
zung auch der jüngsten (deutschen) Geschichte. Wer über sozialistische Alter- 
nativen nachdenkt, muss sich diese Fragen stellen. 
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